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1. Uebersicht über die Verhandlungen - Resume des deliberations 

'\;,17/99.020 n Heilmittelgesetz 
Botschaft vom 1. März 1999 zu einem Bundesgesetz über 
Arz-neimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) 
(BBI 1999 3453) 
NR/SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 
Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte 
(HeilmJttelgesetz, HMG) 
13.03.2000 Nationalrat. Beschluss abweichend vom 
Entwurf des Bundesrates. 
27.09.2000 Ständerat. Abweichend. 
30.11.2000 Nationalrat. Abweichend. 
07.12.2000 Ständerat. Zustimmung. 
15.12.2000 Nationalrat. Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
15.12.2000 Ständerat. Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2000 6115; Ablauf der Referendumsfrist: 
7. April 2001 

"~17/99.020 n Loi sur les produits tMrapeutiques 
Message du 1 er mars 1999 concernant une loi federale sur 
les medicaments et les dispositifs medicaux (Loi sur les 
produits therapeutiques, LPT) (FF 19993151) 
CN/CE Commission de la securite sociale et de la sante 
publique 
Loi federale sur les medicaments et les dispositifs 
medicaux (Loi sur les produits therapeutiques, LPT) 
13.03.2000 Conseil national. Decision modifiant le proJet 
du Conseil federal. 
27.09.2000 Conseil des Etats. Divergences. 
30.11.2000 Conseil national. Divergences. 
07.12.2000 Conseil des Etats. Adhesion. 
15.12.2000 Conseil national. La loi est adoptee en 
votation finale. 
15.12.2000 Conseil des Etats. La loi est adoptee en 
votation finale. 
Feuille federale 2000 5689; dei ai referendaire: 7 avril 2001 
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2 
-1- LegislaturrLickbllck 1999-2003 

Botschaft vom 1. März 1999 zu einem Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte 
(Heilmittelgesetz, HMG) (BBI 19993453) 

Ausgangslage 

Der Gesetzesentwurf stellt ein zentrales Instrument einer modernen und einheitlichen 
Heilmittelkontrolle dar. Bis anhin war dieser Bereich auf kantonale, 1 . interkantonale und 
bundesrechtliche Bestimmungen abgestützt. Das führte zu Kompetenzvermischungen und 
Zuständigkeitslücken. Die Behebung dieser Mängel ist deshalb nicht nur eine wichtige Voraussetzung 
für die Gesundheit der Bevölkerung, sondern vereinfacht gleichzeitig auch die Gesetzgebung in 
diesem Bereich. Die parlamentarischen Vorstösse, die teilweise schon seit längerer Zeit 
entsprechende Verbesserungen fordern, zeigen den Handlungsbedarf deutlich auf. 
Die bestehenden Bestimmungen regeln jeweils nur Teilbereiche und erschweren damit in vielen 
Fällen die notwendige nationale und internationale Zusammenarbeit. Heute ist die Interkantonale 
KontrollsteIle für Heilmittel (IKS) für die Zulassung und Überwachung der meisten Arzneimittel für 
Menschen und Tiere zuständig. Die entsprechende Interkantonale Vereinbarung über die Kontrolle 
der Heilmittel (lXV), der alle Kantone und das Fürstentum Liechtenstein beigetreten sind, geht auf das 
Jahr 1971 zurück. Da die von der IKS getroffenen Entscheide nach dieser Vereinbarung für die 
Kantone lediglich empfehlenden Charakter haben, ist eine schweizweit gleiche Umsetzung nicht 
gesichert. Diese Schwäche hätte ein neues Heilmittelkonkordat 1988 beheben sollen. Es kam nicht zu 
Stande, weil nicht mehr alle Kantone zu einem Beitritt bereit waren. Darauf sicherte die IKV 1994 dem 
Bundesrat ihre Mitwirkung bei der Erarbeitung eines eidgenössischen Heilmittelgesetzes zu. 
Die heutigen Bestimmungen über Heilmittel auf Bundesebene sind uneinheitlich, weil sie im Verlaufe 
der Jahre nacheinander und meist isoliert entstanden sind. Der Gesetzgeber reagierte damit auf 
jeweils neu auftauchende Risiken für die Gesundheit der Bevölkerung. Heute sind solche 
Bestimmungen vor allem im Epidemiengesetz, im Betäubungsmittelgesetz, im Pharmakopöegesetz, 
im Tierseuchengesetz, in der Medizinprodukteverordnung, in der Verordnung über die In-vitro­
Diagnostika und im Bundesbeschluss über die Kontrolle von Blut, Blutprodukten und Transplantaten 
enthalten. Die für den Vollzug verantwortliche Bundesstelle ist in den meisten Fällen das Bundesamt 
für Gesundheit (BAG). Für die Zulassung und Kontrolle der immunbiologischen Tierarzneimittel ist das 
Bundesamt für Veterinärwesen (BVET) verantwortlich. 
Der Gesetzesentwurf fasst die bestehenden Regelungen der Heilmittelkontrolle zusammen, 
modernisiert und_ergänzt sie dort, wo dies notwendig ist. Damit schafft er klare Vorschriften für die 
Zulassung, die Herstellungskontrolle, die Qualitätskontrolle, die Marktüberwachung sowie die 
nationale und internationale Zusammenarbeit in diesen Bereichen. Zu den Heilmitteln gehören 
Arzneimittel (Produkte chemischen oder biologischen Ursprungs, die zur medizinischen Einwirkung 
auf den menschlichen oder tierischen Organismus bestimmt sind) und Medizinprodukte (Produkte, 
einschliesslich Instrumente, Apparate, In-vitro-Diagnostika, Software und andere Gegenstände oder 
Stoffe, die für die medizinische Verwendung bestimmt sind). Im Geltungsbereich eingeschlossen sind 
Heilverfahren (wie die Gentherapie), soweit diese in unmittelbarem Zusammenhang mit Heilmitteln 
stehen. Der Gesetzesentwurf ist als Grundsatzerlass konzipiert. Einzelne offene Formulierungen 
setzen einen Rahmen, in dem zukünftige Entwicklungen rasch und flexibel aufgefangen werden 
können. Einzelheiten zum Gesetz werden in Vollzugs- und Ausführungsverordnungen erlassen. 
Die neuen Bestimmungen sollen gewährleisten, dass nur qualitativ hochstehende, sichere und 
wirksame Heilmittel in den Verkehr gebracht werden. Sie sollen zudem die Konsumentinnen und 
Konsumenten vor Täuschung schützen und dazu beitragen, dass die Heilmittel richtig verwendet 
werden. Damit stehen der wichtige Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier und der 
Täuschungsschutz durchwegs und überall im Vordergrund. 
Der Gesetzesentwurf wirkt sich auf bestehende Bundesgesetze aus. Weil die Bestimmungen über die 
Pharmakopöe integriert sind, kann das Pharmakopöegesetz gänzlich aufgehoben werden. Um Doping 
im Sport stärker kontrollieren zu können, wird im Bundesgesetz über die Förderung von Turnen und 
Sport ein spezielles Dopingkapitel eingeführt. Der Bundesbeschluss über die Kontrolle von Blut, 
Blutprodukten und Transplantaten gilt neu nur noch für die Transplantate, weil die Bestimmungen über 
Blut und Blutprodukte in den Gesetzesentwurf übernommen werden. Weitere Änderungen 
bestehenden Rechts sind vor allem gesetzestechnischer Natur und betreffen verschiedene 
Bundesgesetze (Radio- und Fernsehgesetz, Betäubungsmittelgesetz, Epidemiengesetz, 
Umweltschutzgesetz, Lebensmittelgesetz, Krankenversicherungsgesetz und Tierseuchengesetz). 
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Die Pharma- und die Medizinprodukteindustrie sind wichtige Wirtschaftszweige in der Schweiz. Sie 
(und damit auch die Bevölkerung) profitieren von klaren und einfachen Regelungen, die mit 
denjenigen anderer Länder abgestimmt sind. 1997 beispielsweise erreichte die Ausfuhr von 
Arzneimitteln aus der Schweiz einen Wert voll 16,8 Milliarden Franken, was einen Anteil an allen 
Exporten von 16 Prozent ausmacht. Mit dem weltweit grössten Exportüberschuss von 10 Milliarden 
Franken war die Pharmaindustrie 1997 netto der wichtigste Exportzweig. der Schweizer Wirtschaft. 
Diese starke Stellung ermöglichte es den forschenden Pharmafirmen in unserem Land für die 
Forschung und Entwicklung etwa gleichviel zu investieren wie alle Schweizer Hochschulen zusammen 
(über 2 Mia. Fr.). Die wirtschaftliche Bedeutung der Medizinprodukteindustrie wird in der Regel noch 
unterschätzt. Es handelt sich hier aber um eine innovative und wachsende Branche, die in der 
Schweiz in den letzten zehn Jahren Tausende von Arbeitsplätzen geschaffen hat. 1995 wies der 
Medizinprodukteexport bereits einen Wert von 2,7 Milliarden Franken auf, was einem Anteil an der 
gesamten Güterausfuhr von 2,9 Prozent entsprach und damit mit den Exporten der Nahrungs- und 
Genussmittelindustrie oder auch der Textilmaschinenindustrie vergleichbar war. 
Der Gesetzesentwurf trägt dem Bundesgesetz über die technischen Handelshemmnisse Rechnung 
und ist im Verhältnis zum europäischen Umfeld eurokompatibel ausgestaltet. Der Abschluss eines 
zukünftigen bilateralen Abkommens über die gegenseitige Anerkennung von Arzneimittelzulassungen 
würde deshalb keine weiteren Änderungen erfordern. Bei den Medizinprodukten ist das 
schweizerische Recht 
Der Vollzug auf Bundesebene wird einem neuen Schweizerischen Heilmittelinstitut übertragen. Dieses 
entsteht aus einem Zusammenschluss der Facheinheit Heilmittel des BAG mit der IKS. Auf diese 
Weise werden die bisherigen Erfahrungen und das heutige Wissen zusammengeschlossen und 
wirksam gebündelt. Der Bundesrat ist Auftraggeber des Institutes. Sein Leistungsauftrag wird mit einer 
jährlichen Vereinbarung zwischen dem Eidgenössischen Departement des Innern und dem Institut 
präzisiert. Das Institut deckt seine finanziellen Aufwendungen vor allem aus Gebühren und aus 
Bundesabgeltungen für die gemeinwirtschaftlichen Leistungen. 
In den Vollzug des Gesetzes teilen sich Bund und Kantone. Bei der Vollzugsabgrenzung weicht der 
Gesetzesentwurf bewusst von der bisherigen Kompetenzzuteilung zwischen der IKS und den 
Kantonen ab. Das neue Heilmittelinstitut wird überall dort zuständig sein, wo es um Bereiche geht, die 
das internationale Umfeld berühren oder die Kantonsgrenzen überschreiten. Dies ist bei der Erteilung 
der Betriebsbewilligungen für die Herstellung, für den Grosshandel und für die Ein- und Ausfuhr von 
Arzneimitteln der Fall. Zur Kontrolle der Arzneimittelherstellung wird international ein einheitliches 
Bewilligungs- und Inspektionswesen verlangt. Der Gesetzesentwurf schreibt deshalb auch hier dem 
Heilmittelinstitut eine grundsätzliche Kompetenz zu. Allerdings ist eine Aufgabendelegation möglich, 
sofern die Kantone in bestimmten Bereichen die Anforderungen des nationalen und internationalen 
Rechts erfüllen können. Weiterhin zuständig sind die Kantone für die Heilmittelkontrolle bei den 
Abgabestellen (Apotheken, Arztpraxen, Drogerien) sowie für die entsprechende Bewilligungserteilung 
und das dazu gehörende Inspektionswesen. 
Die Heilmittel nehmen im Gesundheitswesen einen wichtigen Platz ein. Sie sind aus den erfolgreichen 
medizinischen Behandlungen nicht wegzudenken. Sie tragen aber auch zu den Gesundheitskosten 
bei. 1997 betrug der Umfang des Arzneimittelinlandmarktes zu Publikumspreisen 4,3 Milliarden 
Franken. Dies sind rund 11,5 Prozent der gesamten Gesundheitskosten von 35 Milliarden Franken. Es 
liegt deshalb auf der Hand, dass verschiedentlich die Forderung aufgestellt wurde, der 
Gesetzesentwurf müsse auch Preisgestaltungs- und Wettbewerbsfragen lösen. Die Preisgestaltung 
bei den Arzneimitteln ist heute in erster Linie im Krankenversicherungsgesetz geregelt. Die Aufnahme 
solcher Bestimmungen ins Heilmittelgesetz würden dieses artfremd belasten. Bei der Prüfung der 
wettbewerbspolitischen Anliegen muss sehr sorgfältig zwischen diesen und den 
gesundheitspolizeilichen Zielen des Heilmittelgesetzes abgewogen werden. Der Gesetzesentwurf 
berücksichtigt die Forderungen nach freiem Markt dort, wo sie keine zusätzlichen Risiken schaffen 
und den Schutz der Bevölkerung nicht herabsetzen. Dies gilt beispielsweise für die zugestandenen 
Möglichkeiten des Parallelimportes von Arzneimitteln oder des Versandhandels von verschriebenen 
Arzneimitteln durch Apotheken. Dem Schutz der Patientinnen und Patienten, der Konsumentinnen 
und Konsumenten kommt immer der erste Rang zu. 

Verhandlungen 

13.03.2000 NR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates 
27.09.2000 SR Abweichend. 
30.11.2000 N R Abweichend 
07.12.2000 SR Zustimmung 

michael.tellenbach
Textfeld



Dokumentationszentrale 
der Bundesversammlung 

Vii -
-3- Legislaturrückblick 1999-2003 

15.12.2000 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen (193 : 0) 
15.12.2000 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen (41 : 0) 

Im Nationalrat wies Kommissionsprecher Marc Suter (R, BE) einleitend darauf hin, dass die im 
Rahmengesetz zu regelnden Interessen zum Teil gegenläufig sind. Es gehe beim Heilmittelgesetz 
zudem nicht nur um den Gesundheitsschutz sondern es sei auch ein Wirtschaftsgesetz. Die 
verschiedenen Interessenkonflikte in der ausgedehnten Debatte mit über 50 Anträgen zeigten sich 
insbesondere bei den Diskussionen um Parallelimporte, Versandhandel und Haftung. Hauptzweck des 
Heilmittelgesetzes ist der Schutz der Konsumentinnen und Konsumenten vor qualitativ ungenügenden 
Heilmitteln. Die hierfür wichtige Heilmittelkontrolle, welche bisher auf kantonaler, interkantonaler und 
eidgenössischer Ebene geregelt war, wird nun Bundessache. Der Rat war sich einig, dass dazu ein 
neues "Schweizerisches Heilmittelinstitut" die bisherige Interkantonale KontrollsteIle für Heilmittel 
(IKS) ablöst. 
Zwei fast gleich grosse Lager ergab die Diskussion um die Parallelimporte von billigeren 
Medikamenten. Nach geltendem Recht kann heute die Pharmaindustrie ihre Preise je nach Land 
unterschiedlich gestalten. Dies hat zur Folge, dass das gleiche Präparat im Ausland oft billiger 
angeboten wird als im Inland. Für die Zulassung von Parallelimporten setzten sich SP, Grüne und 
CVP ein, dagegen wehrten sich FDP und SVP. Wer vom Kostensparen im Gesundheitswesen rede, 
müsse Parallelimporte zulassen, argumentierte Rudolf Strahm (S, BE). "Wer Parallelimporte verbietet, 
ist für Marktbehinderung und Zusatz renten zugunsten der Pharmaindustrie", führte Strahm im Namen 
der SP-Fraktion weiter aus. Hans Rudolf Gysin (R, BL) erinnerte daran, dass die EU, die USA und 
Japan ein striktes Verbot von Parallelimporten kennen. Eine Zulassung würde für die Pharmaindustrie 
und die Volkswirtschaft in der Schweiz ein gewichtiger Nachteil bedeuten. Zudem zweifelte Gysin an 
den vorausgesagten Einsparungen für das Gesundheitswesen. Der Rat folgte schliesslich knapp mit 
89 zu 86 Stimmen Bundesrat und Kommissionsmehrheit und will erlauben, dass im In- und Auland 
zugelassene Medikamente aus jenem Land importiert werden können, in dem sie am billigsten sind. 
Mit dem Verweis auf das Immaterialgüterrecht soll zudem der Patentschutz gewährleistet werden. 
Beim Versandhandel folgte der Rat dem Vorschlag des Bundesrates. Demnach ist der Versand von 
Medikamenten per Post grundsätzlich untersagt. Er kann jedoch zugelassen werden, wenn ein 
ärztliches Rezept vorliegt sowie Beratung und Überwachung der Kundschaft sichergestellt sind. Ein 
Antrag für ein Totalverbot, vertreten durch Roland Borer (V, SO), scheiterte mit 43 zu 111 Stimmen. 
Ein weiterer wichtiger Diskussionspunkt war die Frage, ob gemäss einem Antrag der Kommission die 
Pharmafirmen auch für das Entwicklungsrisiko haften müssen. Hans Rudolf Gysin (R, BL) und 
Barbara Polla (L, GE) verlangten die Streichung dieses Kommissionsantrages. Die Kosten für die 
Entwicklung eines neuen Arzneimittels beliefen sich schon heute auf über 500 Millionen Franken. Sie 
sollten nicht noch durch hohe Versicherungsprämien für unvorhersehbare und ungewisse Risiken 
erhöht werden. Durch diese zusätzliche Haftung würde die Innovationsfreudigkeit der Industrie 
gehemmt, argumentierte Gysin. Eine solche Bestimmung sei "unvernünftig, unverhältnismässig und 
wirtschaftspolitisch unverantwortlich" war sein Fazit. Marc Suter (R, BE) und Jost Gross (S,TG) 
verteidigten den Kommissionsvorschlag mit dem Hinweis auf die Haftungslücke, die in diesem Bereich 
besteht. Die Branche hafte nicht für Risiken während der klinischen Erprobung, die objektiv nicht 
voraussehbar gewesen seien. Gerade dies sei der häufigste Haftpflichtfall, tragisches Beispiel sei der 
Fall "Contergan". Gewisse wirtschaftliche Nachteile für die Hersteller seien für eine klarere Regelung 
zu Gunsten der Konsumenten in Kauf zu nehmen. Bundesrätin Ruth Dreifuss sprach sich ebenfalls für 
die von der Kommission vorgeschlagene Ergänzung im Haftungsbereich aus. Der Antrag der 
Kommission unterlag schliesslich dem Antrag auf Streichung mit 63 zu 107 Stimmen. 
Der Ständerat schuf bei den Bestimmungen zu den Parallelimporten eine Differenz zum Nationalrat. 
Zwar sieht auch er die Möglichkeit von Parallelimporten grundsätzlich vor. Allerdings nicht für die Zeit, 
in der der Patentschutz andauert. In diesem Fall darf das Heilmittelinstitut keine Zulassung für den 
Parallelimport erteilen. Dieser Antrag der Kommission wurde von Eugen David (C, SG) bekämpft. Er 
machte sich für die Fassung des Nationalrates stark und verwies auf die hohen Medikamentenkosten 
in der Schweiz. Allein in den letzten 12 Monaten seien die Ausgaben für Arzneimittel um rund 15 
Prozent gestiegen, was sich unmittelbar auf die Krankenkassenprämien auswirke. Um diese 
Entwicklung zu bremsen brauche es mehr Wettbewerb durch Parallel importe. Der Antrag der 
Kommission laufe aber genau in die gegenteilige Richtung, der Wettbewerb für den Schweizer 
Pharmamarkt werde dadurch noch mehr abgebaut. Kommissionssprecherin Christine Beerli (R, BE) 
vertrat die Ansicht, dass der Kommissionsantrag sehr ähnlich mit dem Vorschlag von Bundesrat und 
Nationalrat sei. Die Öffnung für Parallelimporte brauche jedoch gewisse Leitplanken. Sie betonte auch 
die wirtschaftliche Bedeutung der Pharmaindustrie in der Schweiz mit ihren 30'000 Beschäftigten. Der 
Rat unterstützte schliesslich den Kommissionsantrag mit 31 zu 7 Stimmen. 
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Der Ständerat gab in Ergänzung der Nationalratsfassung auf Antrag einer Kommissionsmehrheit den 
Kantonen das Recht, Drogistinnen und Drogisten in Randregionen zur Abgabe von nicht 
rezeptpflichtigen Medikamenten zu ermächtigen. Er sprach sich mit 21 zu 19 Stimmen für diese 
bereits in den Kantonen Appenzell Ausserrhoden und Solothurn geltende Regelung aus. 
In der Differenzbereinigung einigte sich der Nationalrat im Bereich der Parallelimporte auf einen 
Kompromissvorschlag seiner Kommission. Demnach entfällt die vom Ständerat geforderte Kumulation 
von Erstanmelderschutz und Patentschutz. Dies hätte nach Einschätzung des Nationalrates die 
Voraussetzungen für die Einfuhr billigerer Medikamente erheblich erschwert, wenn nicht gar 
verunmöglicht. Nach der Fassung des Nationalrates können nun Medikamente mit Preisvorteil aus 
Ländern mit gleichwertiger Heilmittelkontrolle importiert oder reim portiert werden. Der Bundesrat soll 
das Verfahren regeln, wie der Patentschutz für die Originalpräparate geltend gemacht werden kann. 
Der Nationalrat akzeptierte das vom Ständerat den Kantonen gewährte Recht, Drogistinnen und 
Drogisten in Randregionen zur Abgabe von nicht rezeptpflichtigen Medikamenten zu ermächtigen. 
Allerdings beschloss er ergänzend, dass für dieses Abgaberecht der Bundesrat die Bedingungen 
festlegt. 
Der Bundesrat soll auch die Ausnahmen vom grundsätzlichen Verbot des Versandhandels mit 
Arzneimitteln definieren. Eine Kommissionsminderheit, unterstützt von der SVP-Fraktion und einer 
Mehrheit der CVP-Fraktion wollte zusätzlich festschreiben, dass der Bundesrat auch die Kompetenz 
erhält, diese Ausnahmebewilligungen zu erteilen. Damit solle einem möglichen Missbrauch besser 
begegnet werden können. Der Antrag der Kommissionsmehrheit, dem Ständerat zu folgen und statt 
dem Bundesrat den Kantonen die Bewilligungskompetenz in dieser Sache zu geben, obsiegte knapp 
mit 82 zu 81 Stimmen. 
Der Ständerat schloss sich in der Folge diskussionslos den Beschlüssen des Nationalrates an. 
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99.020 Loi sur les produits therapeutiques 

Retrospectlve de la legislature 1999-2003 

Message du 1 er mars 1999 concernant une loi federale sur les medicaments et les dispositifs 
medicaux (Loi sur les produits therapeutiques, LPT) (FF 19993151) 

Situation initiale 

Le present projet de loi est I'instrument central d'un contröle moderne et unifie des produits 
therapeutiques, un secteur jusqu'ici regi a la fois par des dispositions cantonales, intercantonales et 
federales. 11 fallait remedier aux chevauchements mais aussi aux lacunes existants en matiere de 
competences, parce qu'il y en va de la sante de la population, mais aussi pour simplifier la legislation. 
Les interventions de parlementaires qui, depuis longtemps, demandent des ameliorations, temoignent 
de la necessite d'agir. 
La cooperation sur les plans national et international, necessaire dans de nombreux cas, est entravee 
par le fait que les reglementations actuelles regissent chacune des secteurs particuliers. L'Office 
intercantonal de contröle des medicaments (OICM) est competent pour I'admission et le contröle de la 
plupart des medicaments a usage humain et ceux a usage veterinaire. L'Union intercantonale sur le 
contröle des medicaments (UICM), a laquelle tous les cantons et la Principaute de Liechtenstein ont 
adh8re et en vertu de laquelle l'OICM a ete cree, remonte a 1971. Comme les decisions prises par 
l'OICM ont seulement valeur de recommandation pour les cantons, on n'a pas la garantie qu'elles sont 
mises en application de maniere uniforme sur I'ensemble du territoire suisse. Une nouvelle 
convention, elaboree en 1988, devait remedier a cet inconvenient. Tous les cantons n'y ayant pas 
adhere, le projet fut abandonne et I'UICM, en 1994, offrit au Conseil f8deral son concours en vue 
d'elaborer une loi federale sur les produits therapeutiques. 
Les dispositions f8derales en vigueur concernant les produits therapeutiques manquent de coherence, 
car elles ont ete adoptees au fil des annees, pour faire face aux risques nouveaux qui mena<;aient la 
sante de la population. Ces dispositions sont disseminees dans la loi sur les epidemies, la loi sur les 
stupefiants, la loi sur la pharmacopee, la loi sur les epizooties, I'ordonnance sur les dispositifs 
medicaux, I'ordonnance sur les diagnostics in vitro et I'arrete federal sur le contröle du sang, des 
produits sanguins et des transplants. Dans la plupart des cas d'application de ces dispositions, c'est 
l'Office federal de la sante publique (OFSP) qui est I'autorite responsable, l'Office veterinaire federal 
(OVF) etant responsable de I'admission et du contröle des produits immunologiques a usage 
veterinaire. 
Ce projet de loi regroupe, modernise et complete la ou c'est necessaire les reglementations en 
vigueur dans le domaine des produits therapeutiques. Les prescriptions relatives a I'autorisation de 
mise sur le marche des produits th8rapeutiques, au contröle de leur fabrication et de leur qualite, a la 
surveillance du marche et a la cooperation nationale et internationale dans ces domaines s'en 
trouvent ainsi clarifiees. Par produits th8rapeutiques au sens du present projet de loi on entend les 
medicaments (produits d'origine chimique ou biologique destines a agir medicalement sur I'organisme 
humain ou animal) et les dispositifs medicaux (instruments, appareils, diagnostics in vitro, logiciels et 
autres objets ou substances a finalite medicale). La loi s'applique egalement aux procedes 
th8rapeutiques (p. ex. a la therapie genique) dans la mesure ou ils sont directement en rapport avec 
des produits th8rapeutiques. Elle est con9ue comme un acte legislatif fondamental dont certaines 
dispositions fixent un cadre qui permettra une adaptation rapide et flexible aux developpements futurs. 
Les modalites d'execution seront reglees par des ordonnances. 
Les nouvelles dispositions visent a garantir que seuls des produits therapeutiques de qualite, surs et 
efficaces seront mis sur le march8. Elles visent en outre a proteger le consommateur contre la 
tromperie et a contribuer a I'utilisation correcte des produits therapeutiques. Par consequent, la 
protection de la sante de I'etre humain et des animaux et la protection contre la tromperie so nt 
constamment au premier plan. 
Le projet ades repercussions sur plusieurs lois federales en vigueur. C'est ainsi que la loi sur la 
pharmacopee est abrogee, ses dispositions etant integrees dans le projet, et que la loi federale 
encourageant la gymnastique et le sport est completee par un chapitre sur le dopage pour mieux lutter 
contre ce fleau. Quant a I'arrete federal sur le contröle du sang, des produits sanguins et des 
transplants il ne reglera plus que ces derniers, les dispositions concernant le sang et les produits 
sanguins etant reprises dans le present projet. D'autres modifications du droit en vigueur so nt 
principalement liees a la technique legislative et concernent la loi sur la radio et la television, la loi sur 
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les stupefiants, la loi sur les epidemies, la loi sur la protection de I'environnement, la loi sur les 
denrees alimentaires, la loi sur I'assurance-maladie et la loi sur les epizooties. 
L'industrie des medicaments et celle des dispositifs medicaux sont des secteurs importants de notre 
economie. Ces industries, et partant la population suisse, ont tout a gagner a avoir une legislation 
claire et simple, et de surcroit compatible avec ce lies des autres pays. En 1997, par exemple, les 
exportations de medicaments fabriques en Suisse se sont elevees a 16,8 milliards de francs, soit a 16 
% de la totalite des exportations. En 1997, I'industrie pharmaceutique etait la branche exportatrice la 
plus importante en Suisse, avec un excedent net d'exportations de 10 milliards de francs, soit le plus 
fort excedent au niveau mondial. 
Cette position de force a permis aux entreprises pharmaceutiques d'investir dans la recherche autant 
de ressources que I'ensemble des hautes ecoles suisses, soit plus de 2 milliards de francs. Si 
generalement on sous-estime I'importance economique de I'industrie des dispositifs medicaux, en fait 
il s'agit d'une industrie innovatrice en plein developpement, qui a cree des milliers de places de travail 
en Suisse au cours des dix dernieres annees. En 1995, les exportations de dispositifs medicaux se 
so nt elevees a 2,7 milliards de francs, soit a 2,9 % de I'ensemble des exportations de marchandises, 
c'est-a-dire une part equivalant a celle des exportations de denrees alimentaires ou de machines 
textiles. 
Le projet tient compte de la loi tederale sur les entraves techniques au commerce et il est compatible 
avec le droit communautaire, de sorte qu'un accord bilateral sur la reconnaissance mutuelle des 
autorisations de mise des medicaments sur le marche pourra etre conclu sans necessiter de 
modifications. En ce qui concerne les dispositifs medicaux, le droit suisse en vigueur est dans une 
large mesure compatible avec le droit communautaire. Quant aux medicaments, les reglementations 
cantonales seront remplacees par le present projet de loi federale. 11 s'agit la pour la Suisse d'un 
progres important sur le plan international. 
L'execution de la loi sur le plan federal sera conMe a un Institut suisse des produits tMrapeutiques 
(institut), qui regroupera I'Unite principale agents therapeutiques de I'OFSP et l'OICM. Ainsi seront 
concentres sous un meme toit les experiences et le savoir acquis par ces deux organismes. Le 
Conseil federal attribuera un mandat de prestations a I'institut, mandat qui sera precise par un contrat 
de prestations annuel attribue par le DFI. L'institut couvrira ses depenses principalement par les 
recettes provenant d'emoluments et par les contributions que lui versera la Confederation pour ses 
prestations en faveur de I'economie generale. 
La Confederation et les cantons se partageront I'execution de la loi. La repartition de leurs attributions 
est cependant differente de celle existant entre l'OICM et les cantons. L'institut sera competent pour 
tous les domaines sur les plans supracantonal et international. C'est ainsi qu'iI octroiera les 
autorisations de fabriquer, de faire le commerce de gros, d'importer et d'exporter des medicaments. 
Comme il est necessaire, sur le plan international, qu'une seule auto rite soit competente pour le 
contröle de fabrication des medicaments, c'est egalement lui qui sera competent en matiere 
d'inspection. 11 pourra deleguer certaines taches aux cantons dans la mesure ou ceux-ci satisfont aux 
exigences du droit national et international. Les cantons garderont leur competence de contröler les 
produits therapeutiques aux points de vente (pharmacies, cabinets medicaux, drogueries), ainsi que 
celle d'octroyer des autorisations et d'effectuer les inspections dans ce secteur. 
Les produits tMrapeutiques jouent un röle important dans le systeme de sante, en tant que facteur 
indispensable au succes des traitements medicaux, mais aussi en tant que facteur de couts. En 1997, 
le marche interieur des medicaments representait, calcule sur la base des prix des produits vendus au 
public, 4,3 milliards de francs, soit 11,5 % de la totalite des couts de la sante (35 milliards de francs). 
On comprend des lors que d'aucuns aient souhaite que la loi regisse egalement les questions 
relatives a la formation des prix et a la concurrence. Or, les prix des medicaments so nt actuellement 
regis au premier chef par la loi sur I'assurance-maladie et ce domaine ne saurait etre repris dans la loi 
sur les produits tMrapeutiques car il ne serait pas compatible avec la nature de celle-ci. Quant aux 
aspects lies a la concurrence, il y a lieu de les peser avec beaucoup de soin par rapport aux objectifs 
de sante que vise la loi. Le present projet tient compte de la liberte du commerce chaque fois qu'il 
n'en resulte pas de risque supplementaire et que la protection de la population n'est pas affaiblie. 
C'est le cas, par exemple, en ce qui concerne les importations paralleles de medicaments et 
I'autorisation pour les pharmacies de vendre par correspondance des medicaments ayant fait I'objet 
d'une ordonnance medicale. Dans tous les cas, la priorite est donnee a la protection des patients et 
des consommateurs. 

Deliberations 
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13-03-2000 CN Decision modifiant le projet du Conseil federal. 
27-09-2000 CE Divergences. 

Retrospective de la legislature 1999-2003 

Dans son expose d'introduction devant le Conseil national, le rapporteur de langue allemande de la 
commission Marc Suter (R, BE) a releve le caractere parfois contradictoire des interets que la loi­
cadre est appelee a reglementer, car le texte touche non seulement le secteur de la sante publique 
mais aussi le domaine economique. Complete par plus de 50 propositions, le debat nourri aporte sur 
les importations paralleles, la vente par correspondance et la responsabilite. La vocation principale de 
la loi est la protection des consommateurs contre les produits tMrapeutiques de qualite insuffisante. 
Le contröle des medicaments qui est necessaire a cet effet, assure jusqu'ici aux niveaux cantonal, 
intercantonal et federal, releverait a present de la Confederation. La Chambre basse a approuve qu'un 
«Institut suisse des produits therapeutiques» remplace I'actuel OICM (Office intercantonal de 
contröle des medicaments). 
La discussion sur les importations paralleles de m9dicaments moins onereux a divise le Conseil en 
deux camps presque egaux. Le regime actuel permet a I'industrie pharamaceutique de fixer ses prix 
de maniere diff9rente selon les pays : il s'ensuit qu'un meme produit peut etre obtenu a I'etranger a un 
prix moindre qu'en Suisse. Les groupes des socialistes, des Vertes et des democrates-chretiens se 
so nt prononces en faveur d'importations paralleles alors que les groupes des radicaux et de I'UDC s'y 
so nt opposes. Rudolf Strahm (S, BE) a declare qu'on ne peut pas parler d'economies des couts tout 
en s'opposant aux importations paralleles. «Interdire les importations paralleles revient a entraver le 
marche et a faire profiter I'industrie pharmaceutique d'une rente de situation» a dit Rudolf Strahm au 
nom du groupe socialiste. Hans Rudolf Gysin (R, BL) a rappele que I'UE, les Etats-Unis et le Japon 
connaissaient I'interdiction des importations paralleles. L'admission de ces importations porterait un 
grave prejudice a I'industrie pharmaceutique et a I'economie suisses. De plus, Hans Rudolf Gysin a 
emis des doutes quant aux economies pronostiquees pour la sante publique. Par 89 voix contre 86, le 
Conseil a suivi le Conseil tederal et la majorite de la commission et autorise I'importation de 
medicaments a partir du pays ou ils sont le moins chers, sous reserve qu'ils soient admis en Suisse et 
a I'etranger. Une clause relevant du droit de la propriete intellectuelle devait garantir la protection du 
brevet. 
Dans le chapitre de la vente par correspondance, le Conseil a suivi la proposition du Conseil f9deral 
selon laquelle tout envoi de medicaments par la poste est interdit. Une autorisation est toutefois 
possible si une ordonnance medicale le prescrit, que la clientele a la possibilite d'etre conseillee et 
qu'une surveillance peut etre assuree. Une proposition visant a une interdiction totale, presentee par 
Roland Borer (V, SO) a ete rejetee par 43 voix contre 111. 
Un autre point de discussion portait sur la question de savoir si, suite a une proposition de la 
commission, les entreprises pharmaceutiques devaient egalement assumer la responsabilite pour les 
risques dans la phase de developpement des produits. Hans Rudolf Gysin (R, BL) et Barbara Polla (L, 
GE) ont demande le rejet de la proposition. Les frais de developpement de tout nouveau produit 
depassent deja aujourd'hui les 500 millions de francs; il ne faudrait donc pas, pour eviter d'entraver 
I'industrie dans sa capacite d'innover, que ces frais soient encore greves par des prim es d'assurance 
elevees destinees a couvrir toute retombee imprevisible et incertaine. Hans Rudolf Gysin a resume 
son impression en qualifiant cette disposition d'«insensee, de disproportionnee et de politiquement 
irresponsable». Marc Suter (R, BE) et Jost Gross (S, TG) ont appuye la proposition de la commission 
en soulignant I'existence d'une lacune en matiere des responsabilite dans ce domaine. La branche ne 
repond pas de risques pendant la periode d'essais cliniques qui ne seraient objectivement pas 
previsibles. Or c'est dans cette phase que la responsabilite civile se pose le plus frequemment, 
comme I'a montre recemment le cas «Contergan». Les producteurs doivent accepter un minimum de 
risques s'ils tiennent a une bonne reglementation en faveur du consommateur. La conseillere federale 
Ruth Dreifuss s'est egalement prononcee en faveur du complement propose par la commission dans 
le domaine de la responsabilite. La proposition de la commission a finalement ete battue par 63 voix 
contre 107. 
Le Conseil des Etats a fait une nouvelle proposition dans le dom ai ne des importations paralleles, 
creant une divergence avec le Conseil national. Tout en prevoyant egalement la possibilite d'autoriser 
les importations paralleles, il a modifie la disposition pour que ces importations ne soient pas 
possibles pendant la periode de protection du brevet: aucune autorisation d'importation parallele ne 
doit etre delivree par I'institut au cours de cette periode. Cette proposition a ete combattue par Eugen 
David (C, SG), qui s'est engage en faveur de la version du Conseil national en faisant valoir le prix 
eleve des medicaments en Suisse. Au cours des 12 mois ecoules, les prix ont augmente de quelque 
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15 pour-cent, ce qui se r!3percute immediatement sur les primes des caisses-maladie. Un moyen de 
freiner ce mouvement est d'encourager la concurrence gräce aux importations paralleles. Or la 
proposition de la commission va a effet contraire et la concurrence au sein du marcM 
pharmaceutique suisse est encore davantage entravee. Christine Beerli (R, BE), rapporteur de la 
commission, a estime que la proposition de la commission est similaire a la proposition du Conseil 
federal et du Conseil national. Mais I'ouverture aux importations paralleles exige des garde-tous. Elle 
a aussi souligne I'importance economique de I'industrie pharmaceutique en Suisse qui emploie 30 000 
personnes. Finalement, le Conseil a soutenu la proposition de la commission par 31 voix contre 7. 
En complement a la version du Conseil national, et taisant suite a la proposition de la majorite de la 
commission, le Conseil des Etats a contere aux cantons le droit d'habiliter les drogueries situees dans 
les regions peripheriques a remettre des medicaments soumis a ordonnance. Par 21 voix contre 19, 
elle a accepte cette regle qui existe d'ailleurs deja dans les cantons d'Appenzell Rhodes-Exterieures 
et de Soleure. 
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Heilmittelgesetz 
Loi sur les produits therapeutiques 

Botschaft des Bundesrates 01.03.99 (BBI 1999 3453) 
Message du Conseil fElderal 01.03.99 (FF 1999 3151) 

NaliOnalraVConsel1 national 08.03.00 

NationalraVConsel1 national 08 03.00 

NatlonalraVConsel1 national 13.03.00 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Richtigerweise 
musste es für uns «Heilmittelmarathon» heissen. Es sind in­
zWischen 54 Anträge eingereicht worden. Wenn Sie pro An­
trag durchschnittlich zehn Minuten rechnen, ergibt sich 
inklusive Eintreten eine Gesamtzelt von etwa elf Stunden. 
Ich bitte alle Rednerinnen und Redner, sich bei diesem Ge­
schäft an die Regel zu halten, mit wenig Worten möglichst 
viel zu sagen. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Mit dem Heilmit­
telgesetz kommt ein ambitioses Gesetzgebungsvorhaben 
vor den Nationalrat, der hier Erstrat ist. Seit der Bundesrat 
Im vergangenen Jahrhundert - es war im Jahr 1879 - dem 
Parlament vergeblich ein Heilmittelgesetz vorlegte, waren 
die Zulassung von Arzneimitteln und Medizinprodukten und 
die Regelung von Heilverfahren Domäne der Kantone. Mit 
dem nun vorliegenden Rahmengesetz wird eine moderne 
und einheitliche Hei/mittelkontrolle sichergestellt und das 
bishenge Recht vereinfacht und gebündelt. Bei den Arznei­
mitteln ermöglicht das neue Gesetz den Schritt von kantona­
len Regelungen zu einer einheitlichen und koordinierten 
Bundeslösung. Das neue Recht ISt eurokompatibel ausge­
staltet; das hat beispielsweise zur Folge, dass beim Ab­
schluss eines zukünftigen bilateralen Abkommens mit der 
EU über die gegenseitige Anerkennung von Arzneimittel­
zulassungen keine wesentlichen Änderungen erforderlich 
wären. 
Der Vollzug auf Bundesebene wird einem neuen Schweizen­
schen HeilmitteIinstitut übertragen. Es entsteht aus dem Zu­
sammenschluss der Interkantonalen KontrollsteIle für 
Heilmittel (IKS) mit der Facheinheit Heilmittel des Bundes-
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amtes für Gesundheit. Das HeilmitteIinstitut - das ISt Ihrer 
Kommission wichtig - soll möglichst eigenständig nach den 
Regeln des New Public Management die bisher erfolgreiche, 
profeSSionelle und international anerkannte gute Arbeit der 
IKS fortsetzen. Das Hei/mlttelinstitut wird überall dort zu­
ständig sein, wo es um Bereiche geht, die das internationale 
Umfeld berühren oder die Kantonsgrenzen überschreiten. 
Das ISt bei der Erteilung der Betriebsbewilligung, bei der 
Herstellung, dem Grosshandel und der Ein- und Ausfuhr von 
Arzneimitteln der Fall. Eine moglichst rasche Verabschie­
dung des Heilmittelgesetzes ist nicht zuletzt deshalb uner­
lässlich, weil das Heilmittelinstitut sonst seine Arbeit nicht 
zeltgerecht aufnehmen kann. Vorbereitungen zur Aufnahme 
dieser Tätigkeit durch das neue und wichtige Heilmittellnsti­
tut sind in vollem Gange. 
Auch bei den Zulassungsverfahren steht die Schweiz in ei­
nem internationalen Wettbewerb, in internationaler Konkur­
renz. Wichtig ist für uns, dass wir auch Inskünftig möglichst 
viele Erstanmeldungen hier in unserem Land realisieren 
können. Das setzt ein rasches und leistungsfähiges Verfah­
ren voraus. Die Kantone Sind weiterhin zuständig für die 
Heilmittelkontrolle bei den Abgabestellen, also bei den Apo­
theken, Arztpraxen, Drogerien, sowie für die entsprechende 
Bewilligungserteilung und das dazugehörende Inspektions­
wesen. 
Die Kommission war bestrebt, den Freiraum für die Kantone 
möglichst offen zu halten und so die weitere Entfaltung und 
EntWicklung von Hausmitteln im Bereiche der Komplemen­
tärmedizin zu begünstigen. Diese Hei/mittelzulassung soll 
nicht nur für die grossen und weltweit tätigen Pharmakon­
zerne da sein; Ihre Kommission möchte, dass auch die klei­
nen Unternehmungen weiterhin leistungsfähig sind und in 
diesem Bereich durch die Zulassung und den Marktzugang 
auch Inskünftig begünstigt bleiben. 
Das Heilmittelgesetz bewirkt unzweifelhaft eine Zentralisie­
rung, und das erschwert die Registrierbarkelt von komple­
mentärmedizinischen Heilmitteln und damit auch die damit 
zusammenhängende TherapIefreiheit. Umso wichtiger schien 
es uns, dass auch inskünftig der kantonale Freiraum für die 
Zulassung von Hausmitteln, Naturheilverfahren usw. offen 
bleibt. Vergessen Sie nicht, dass beispielsweise im Kanton 
Appenzell Ausserrhoden dieser Bereich 18 Prozent des dor­
tigen Bruttosozialproduktes ausmacht. Das HeilmIttelgesetz 
Sieht deshalb einerseits ein vereinfachtes Zulassungsver­
fahren für die Komplementärmedizin vor und überlasst es 
anderseits den Kantonen, für Hei/praktiker, Drogisten und 
Apotheker die Herstellung und den Vertrieb rezeptfreier Heil­
mittel zu erlauben. Die Grenzziehung zwischen einheitlicher 
Zulassung auf Bundesebene und kantonaler Freiheit beim 
Gestatten komplementärmedizinischer Heilverfahren ist und 
bleibt allerdings eine Gratwanderung. Ihre Kommission 
wünscht sich eine möglichst freiheitliche Lösung für die Kan-
~a . 
Das Heilmittelgesetz will die hohe Qualität und Effizienz der 
Schweizer Heilmittelzulassung und -kontrolle nachhaltig si­
chern. Die Ubertragung der Verantwortung für die Heilmittel­
kontrolle von den Kantonen auf den Bund wird die Standort­
qualität der Schweiz insgesamt verstärken. Es sollen nur 
qualitativ hoch stehende, sichere und wirksame Heilmittel in 
den Verkehr gebracht werden. Der Schutz der Gesundheit 
von Mensch und Tier wie auch der Täuschungsschutz sind 
daher auch inskünftig die Leitziele für die Zulassung und 
Kontrolle von Heilmitteln. 
Die Schweiz soll langfristig ein erstklassiger Standort für Pa­
tientinnen und Patienten, aber auch - und das ist wichtig -
für die Pharmaindustrie bleiben. 
Bei diesem Gesetz geht es also nicht ausschliesslich um 
Gesundheitsversorgung, Gesundheitsschutz usw., sondern 
- das ist ebenso von Bedeutung - um ein Wirtschaftsgesetz; 
denn mit dem Heilmittelgesetz sollen die Rahmenbedingun­
gen für den Im Export erfolgreichsten Schweizer Wirtschafts­
zweig, die Pharma- und Medizinprodukteindustrie, verbes­
sert werden. Letztes Jahr hatten wir im Bereich Chemie 
Ausfuhren Im Wert von annähernd 34 Milliarden Franken. 
Davon entfielen 2 Milliarden Franken auf Pharmazeutika und 
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Diagnostika. Damit hat dieser Wirtschaftszweig den bisheri­
gen Leader Maschinen und Elektronik überholt. Bei den 
Pharmazeutika betrug das reale Wachstum stolze 9 Prozent. 
Die Schweiz zählt heute im Pharmaberelch mit den USA, 
England und Japan weltweit zur Spitzengruppe. Die 
Pharma- und Medizinprodukteindustrie profitiert von klaren 
und einfachen Regelungen, die auf diejenigen anderer Län­
der, insbesondere im EU-Raum, abgestimmt sind. Mit die­
sen Anreizen soll die Stärkung des Forschungs- und 
Werkplatzes Schweiz gewahrleistet werden. Das Heilmittel­
gesetz will also sicherstellen, dass neue Arzneimittel rasch 
und effizient auf ihre Sicherheit, Wirksamkeit und Qualitat 
uberprüft und dann zugelassen werden konnen. 
Die Beibehaltung der hohen Qualität der Schweizer Heilmit­
telzulassung und -kontrolle liegt mit anderen Worten im In­
teresse einer hoch stehenden Gesundheitsversorgung von 
Patientinnen und Patienten und im Interesse der Wirtschaft. 
In diesem Gesetz geht es mithin nicht nur um die Durchset­
zung von gesundheitspolizeilichen Zielen, sondern auch um 
die Stärkung des Wirtschaftsstandortes Schweiz und ihres 
wichtigsten Exportzweiges. 
Die im neuen Rahmengesetz zu regelnden Interessen sind 
zum Teil gegenläufig, was sich beispielsweise bei der DIs­
kussion um Parallelimporte, den Versandhandel oder die 
Haftung gezeigt hat. Insgesamt handelt es sich bel diesem 
Gesetz um eine überaus komplexe Materie. Es gilt, einen 
Ausgleich zwischen gesundheitspolizeilichen Zielen, Wirt­
schaftsinteressen, wettbewerbspolitischen und konsumen­
tenschützenschen Anliegen zu finden. 
Über die Tierarzneimittel sind auch der Tierschutz und die 
Landwirtschaft von diesem Geschaft betroffen. Die Kommis­
sIonsmehrheit möchte zudem einen Beitrag zur Dämpfung 
der beangstigend ansteigenden Gesundheitskosten bei den 
Arzneimitteln leisten. 
Die Kommission hat sich entsprechend eingehend mit die­
sem ehrgeizigen Gesetzgebungsvorhaben auseinander ge­
setzt. Es fand ein ganztägiges Hearing mit den interessier­
ten Kreisen statt. An insgesamt sieben Sitzungstagen wurde 
das Gesetz beraten. Eintreten war unbestritten. Die Kom­
mission hat dem Gesetzentwurf in der Gesamtabstimmung 
vom 29. Oktober 1999 mit 14 zu 2 Stimmen bei 3 Enthaltun­
gen deutlich zugestimmt. 
Auch wenn längst nicht alles in dieser sehr welten und kom­
plexen Materie geklärt ist, liegt heute doch ein kohärenter 
Gesetzentwurf auf dem Tisch. Es bestehen zwar zweifels­
ohne noch Unebenheiten, aber der Ständerat - das ist ein 
grosser Vorzug unseres Zweikammersystems - Wird diese 
Unebenheiten ausgleichen konnen. Alles in allem ist Ihre 
Kommission freilich davon uberzeugt, dass Ihnen heute ein 
gutes, modernes Gesetz zur Beratung vorliegt. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commlssion: Le 
moins que I'on puisse dire est que la loi sur les produits the­
rapeutiques que nous discutons aujourd'hui, en tant que 
premier Conseil, est un chantier d'envergure puisqu'il tend a 
conciller des Imperatifs aussi differents que celui de la pro­
tection de la sante publique et celui de I'encouragement de 
la place economique suisse. Ceci explique sans doute qu'il 
ait fallu attendre plus de 120 ans pour voir naHre ce projet de 
loi sur les medicaments et les dispositifs medlcaux. 
Apres cette premiere tentative avortee de leglferer sur le 
plan federal, les competences de contr61e et de reglementa­
tion sont pnncipalement restees jusqu'a present du c6te des 
cantons. Toutefois, vu la complexite de I'evolution du do­
maine des medicaments, les cantons se sont mis d'accord 
sur un concordat intercantonal qUi leur permettait de remplir 
leurs taches un peu plus aisement. 
C'est ainsi que l'Office intercantonal de contr61e des medica­
ments (OICM) est, depuis 1971, I'organe competent pour 
I'admission et le contr61e de la plupart des medlcaments a 
usage humain ou veterinalre. Mais les decislons de l'OICM 
n'ayant valeur que de recommandations pour les cantons, il 
n'exlste pas de garantie qU'elles soitent appliquees unifor­
mement dans toute la SUlsse. En outre, alors que le droit 
europeen eXlge que I'enreglstrement d'un medicament fasse 
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I'objet d'une declsion d'une autonte etatique, la situation 
suisse se devalt d'etre corrigee, SI on voulalt lalsser des 
chances a notre industne pharmaceutique de rester compe­
tltlve sur le marche europeen. La necessite d'une teile cor­
rection s'est fait d'autant plus sentir apres le refus de 
I'adhesion de la Suisse a I'Espace economlque europeen. 
Cette necessaire adaptation ta nt au droit europeen qu'a une 
evolution decidement tres rapide supposait la negociation 
d'un nouveau concordat pour faire face aux nombreuses exi­
gences auxquelles une soclete moderne se doit de repon­
dre. La negociation d'un nouvel accord en 1988 s'est 
toutefols heurtee au refus de deux cantons et a donc abouti 
a un echec. Pendant toutes ces annees, un certain nombre 
de dispositions ont tout de meme ete ancrees dans la loi 
pour faire face a I'evolution du monde et donc a I'apparition 
de risques nouveaux pour la sante de la population. Ces di­
verses dispositions sont actuellement disseminees dans les 
lois sur les epidemies, sur les stupefiants, sur la pharma­
copee, sur les eplzooties, dans les ordonnances sur les dis­
posltifs medicaux et sur les diagnostics in vitro, de meme 
que dans I'arrete federal sur le contr61e du sang, des pro­
dUlts sanguins et des transplants. 
Pour permettre une application coordonnee de toutes ces 
dispositions, et pour faire face a I'echec de concordat de 
1988, I'U nion intercantonale de contr61e des medicaments a 
oftert son concours au Conseil federal pour I'elaboration 
d'une loi federale. Dans le meme temps, notre Parlement 
avait transmis au Conseil federal une motion demandant 
I'elaboration d'une loi sur les agents therapeutiques. 
Le Conseil federal a donc elabore un avant-projet de loi 
fonde sur les travaux d'un groupe d'experts, qu'iI a soumis a 
consultatlon en 1997. Les buts de cet avant-projet etaient 
notamment: de permettre I'approvisionnement de la popula­
tion en produits therapeutiques de qualite, sürs et efficaces, 
afin de mieux proteger la sante de la population; de mettre 
en place un contr61e de produits therapeutiques efficace et 
d'un coüt avantageux, en confiant a un organisme umque la 
competence en matiere d'autorisation de mise sur le marche 
et de contr61e des prodUlts therapeutiques; mais aussi d'as­
surer un cadre de developpement, avec des garde-fous 
compatibles avec les reglementations internationales, un 
secteur important de I'economie. 
Faut-il rappeier lci que I'industne pharmaceutique est la 
branche exportatrice la plus importante de Suisse, et que les 
exportations des disposltifs medicaux atteignent, quant a el­
les, un volume comparable a celui de I'industne alimentalre 
ou de I'industne textile? Oe plus, en 1997 par exemple, I'in­
dustrie pharmaceutique a investi autant dans la recherche 
en Suisse que toutes les hautes ecoles reunies, soit plus de 
2 mililards de francs. Cet avant-projet s'inscrivait donc en 
pleln dans le cadre du programme de revitalisation de I'eco­
nomie. t.:avant-projet a rencontre un accueil globalement po­
sitif, malgre les interets divers, pour ne pas dire divergents, 
en presence. Un de ses grands atouts est, au yeux des mi­
lieux directement concernes, le fait qu'il est eurocompatible, 
ce qui est une necessite absolue dans ce domaine a I'heure 
actuelle. 
Le Conseil federal a donc presente I'actuel projet de loi, en 
tenant compte des resultats de la procedure de consultation, 
a la Commisslon de la secunte sociale et de la sante publi­
que, qUi a tenu pas mOlns de sept seances a ce sujet. 
Un des elements importants du projet de loi consiste dans la 
mise sur pied d'un Institut suisse des produits therapeuti­
ques, qui est I'organe d'execution de la loi. Disposant de 
I'experience du personnel de l'OICM et de l'Unlte principale 
des agents therapeutlques de I'OFSP, I'institut est un etablis­
sement de drolt public dote de la personnalite juridique. 11 
dOlt assumer, dans le cadre d'un contrat de prestations, une 
foncllon de souverainete et exercer ses competences en 
maMre d'autorisations de mise sur le marche et de fabrica­
tlon de medicaments. 11 assumera, en collaboration avec les 
cantons, la surveillance du marche des medlcaments. Son 
financement est assure par les recettes provenant des emo­
luments, alnsl que par des contributions des pouvoirs pu­
blics. 

BUlletin otticiel de l'Assemblee federale 
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Les travaux de la commission ont porte, au fiI des pres de 
100 articles du projet de loi, sur grand nombre de proposi­
tions individuelles. liest arelever que la volonte de trouver 
des solutions consensuelles a largement prevalu. C'est la 
raison pour laquelle vous trouverez un certaln nombre de 
propositions de la commisslon qui s'ecartent legerement du 
projet initial, dans le but de repondre au mieux aux besoins 
legitimes des differents mllieux concernes. Parmi ceux-ci, il 
convlent de mentlonner les cantons, qui voient" nombre de 
leurs competences passer a la Confederation, c'est-a-dlre a 
I'institut, mais qui peuvent conserver une marge de manoeu­
vre dans un certaln nombre de situations. 
La grande majonte de la commisslon s'est egalement sou­
clee de la medecine complementalre et des criteres appro­
pries qu'il convient de lui appliquer pour ne pas empikher 
son developpement, tout en assurant qualite et secunte a 
ses utilisateurs egalement. Les recents scandales lies ades 
abus manifestes lors d'essais cliniques humains ont aussi 
occupe nos seances, de meme que I'augmentation cons­
tante de la part que prennent les medicaments dans I'en­
semble des couts de la sante. 
Un certain nombre de points precis ont donne lieu ades dis­
cusslons anJmees, dont nous aurons aussi I'echo aujour­
d'hui en plenum. 11 s'agit notamment des importations paral­
leles, de la pUblicite, ou encore de la vente par correspon­
dance des medicaments. Tous ces points seront developpes 
lors de I'examen de detail. 
La commission a entendu ou lu les propositions du Concor­
dat des assureurs-maladie SUlsses, de la Conference des 
directeurs cantonaux des affaires sanitaires, de la Commis­
sion de la concurrence, de la Societe suisse de pharmacie, 
de la Federation des medecins suisses, des exportateurs, 
du Bureau d'information suisse sur les medicaments et de 
l'Association suisse pour la medecine complementaire, sans 
oublier la Federation romande des consommateurs ou I'As­
sociatlon suisse des droguistes. Bref, vous verrez, en enten­
dant cet expose non exhaustlf, que tenter de concilier des in­
terets aussi dlvergents n'est pas une slnecure. 
Pourtant, convaincus de I'urgence de mettre sur pied une 
teile loi, les membres de la commission n'ont pas conteste 
I'entree en matiere et ils vous recommandent nettement, par 
14 voix contre 2 et avec 3 abstentions, d'accepter le proJet 
de 101 sur les produits therapeutiques tel qu'il ressort des tra­
vaux de la commlssion. 

Egerszegi-Obrist Christme (R, AG): Im Namen der einstim­
migen FDP-Fraktion bitte ich Sie, auf diese Vorlage einzutre­
ten. 
Das neue Heilmittelgesetz ist für uns ein gutes Rahmenge­
setz. Es verfolgt das Ziel, dass nur sichere, qualitativ hoch 
stehende und wirksame Heilmittel auf den Markt gebracht 
werden. Wir begrüssen, dass die verschiedenen kantonalen 
und bundesrechtlichen Regelungen liber die Zulassung, die 
Herstellungs- und Qualitätskontrolle und die Marktüberwa­
chung aller Heilmittel zusammengefasst und weitgehend 
vereinheitlicht und an nationale und internationale Entwick­
lungen angepasst werden. Denn auch auf Internationaler 
Ebene werden die Vorschriften über die Zulassung und Kon­
trolle der Heilmittel In rascher Folge vereinheitlicht. Das neue 
Heilmittelgesetz gibt uns eine gute Basis, um mit dieser Ent­
Wicklung Schritt zu halten. 
Es Ist in unseren Augen nötig, dass als zentrale Stelle gegen 
innen, aber auch gegenüber dem Ausland ein modernes, 
selbständiges HeilmitteIinstitut eingesetzt wird, obwohl damit 
Teile der kantonalen Kompetenzen auf Bundesebene zu­
sammengefasst werden. Hier sind wir aufgerufen, den «Kan­
tönligeist» einem höheren Interesse unterzuordnen. Es ISt 
unsere Aufgabe, Regelungen zu treffen, damit die Sicher­
heit, Qualität und Wirksamkeit der bei uns zugelassenen 
Heilmittel SIChergestellt sind. Wir haben hier aber auch die 
Herstellungs-, Vertnebs- und Haftungsbedingungen zu re­
geln. 
Der Arzneimittelmarkt ist kein gewöhnlicher Markt. Nicht nur 
sind die Sicherhelts- und Qualitätsanforderungen sehr hoch, 
der Kunde kann auch das Angebot und den Preis nicht mit-

Amtliches Bulletm der Bundesversammlung 

75 Nationalrat 99.020 

bestimmen. Deshalb stellt der Arzneimittelmarkt die Politik in 
einem für uns sehr wichtigen Handelsbereich vor die He­
rausforderung einer Gratwanderung ZWischen liberaliSie­
rung und Reglementierung. 
Gleichzeitig müssen 'in diesem Gesetz die Gesundheit, die 
Sicherheit und das Wohl von Mensch und Tier im Mittelpunkt 
bleiben. Der Arzneimittelmarkt wird nicht nur von gesund­
heitspolitischen Zielen bestimmt, er wird geprägt vom Stand 
und den Möglichkeiten der Forschung, von Absprachen im 
In- und Ausland, und er ist nicht zuletzt ein enormer volks­
wirtschaftlicher Faktor mit Milliardenumsätzen; Sie haben 
das bereits vom Kommissionssprecher gehört. Es ist ein Ex­
port in der Höhe von 18 Milliarden Franken pro Jahr, ein Im­
port von 7 Milliarden, allein die rezeptpflichtigen Medika­
mente machen einen Umsatz von 3,5 Milliarden Franken 
aus. Hersteller, Vermittler, Anwender und Konsumenten wol­
len alle ihr Stück vom Kuchen, sei es in Form von Entgelt 
oder von Leistungen. 
Das hatte auch Auswirkungen auf die Kommissionsarbeit. 
Wir alle haben die Arbeit der Lobbyisten sehr hautnah zu 
spüren bekommen. Dabei dürfen wir den Markt unter den 
Beteiligten im Arzneimittelbereich nur lenken, wo es für die 
Sicherheit und den Schutz der Patientinnen und Patienten 
nötig ist. Gerechtfertigt scheint uns aber auch, dass wir dort, 
wo der Forschungs- und Werkplatz Schweiz in unzumutba­
rem Mass beeinträchtigt wird, gewisse Massnahmen treffen. 
Es ist richtig und wichtig, dass wir uns hier in einen interna­
tionalen Rahmen einordnen, aber es wäre ein Fehler, dabei 
strenger zu reglementieren als unsere ausländischen Part­
ner. Wir werden deshalb solche Regelungen, die die SGK in 
Bezug auf die ZUlassungsvoraussetzungen und Haftungs­
fragen verschärft hat, bekämpfen. Wir sind überzeugt, dass 
die Vorlage in Bezug auf die Para/lelimporte in der Beratung 
korrigiert werden muss. 
In einem Land wie der Schweiz, in dem die Forschung, Ent­
wicklung und Produktion von Pharma-Erzeugnissen eine so 
gros se Rolle spielt, wäre es unverantwortlich, die Vorteile 
des Forschungs- und Werkplatzes damit einseitig aufs Spiel 
zu setzen. Kein anderes Land tut dies in solchem Ausmass. 
Das Bundesgericht selber schützt die Forschung, wie das 
Urteil vom Dezember 1999 zeigt. Es hC}t in einem Präze­
denzfall entschieden, dass Parallelimporte in die Schweiz 
immer dann unzulässig seien, wenn das betroffene Produkt 
in der Schweiz patentgeschlitzt wird. Jetzt kann man uns na­
türlich vorwerfen, wir betrieben Heimatschutz; aber wir ha­
ben solche Massnahmen im Interesse unserer Arbeitsplätze 
ebenfalls bei den bilateralen Abkommen getroffen, wo wir 
ganz bewusst die Arbeitsplätze vieler Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer geschützt haben. 
Die FDP setzt sich für ein kostengünstiges Gesundheitswe­
sen ein. Trotzdem wehren wir uns gegen Para/lelimporte, 
weil schliessllch der Profit einfach zu grossen Teilen von ei­
ner Tasche zur anderen wandert. Wir Sind davon überzeugt 
und setzen uns auch dafür ein, dass gewisse Entscheide 
nach gebessert werden müssen, bei denen gesundheitspoli­
zeiliche Auflagen mit marktwirtschaftlichen Eingriffen, d. h. 
bel den Einfuhr- und Ausfuhrbestimmungen, ansetzen. Sol­
che Eingriffe gehören nicht ins Heilmittelgesetz. Ansonsten 
bietet die Fassung der Kommissionsmehrheit die Chancen 
für ein gutes Rahmengesetz. 
Bei der Frage des Versandhandels war die Fraktion nicht 
einheitlicher Meinung. Wichtig ist, dass die Sicherheit der 
Patientinnen und Patienten gewahrleistet ist und dass eine 
sachgemässe Beratung jederzeit sichergestellt wird. Obwohl 
wir während Tagen sorgsam die Vertriebswege der Heilmittel 
reglementieren - mit Para/lelimporten, Versandhandel, Zu­
lassungsbedingungen -, entwickelt sich zunehmend ein un­
kontrollierter Handel über die modernen KommunikatIons­
wege, über das Internet. Hier mit einer gesetzlichen Mass­
nahme eine Regelung zu treffen, die Sicher ist, wird 
schwierig sein. Wir denken auch, dass ein einfaches gesetz­
liches Verbot im Internationalen Netz zwar ein Zeichen wäre, 
aber sicher nicht realisierbar ist. 
Zusammenfassend begrüsst die FDP-Fraktion, dass wir mit 
diesem neuen Heilmittelgesetz nicht nur den Arzneimlttel-
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markt neu regeln, sondern auch die Zulassung und Kontrol­
len weitgehend vereinheitlichen und EU-tauglich machen. 
Wir sehen, dass wir hier die Chance haben, auf ein unab­
hangiges, modern konzipiertes schweizerisches Hellmitlelin­
stitut mit internationaler Ausstrahlung zu setzen. Wir werden 
uns dafür einsetzen, diese Chance zu nutzen und uns in ei­
nen internationalen Rahmen einzuordnen. Wir werden uns 
aber vehement dagegen wehren, strenger zu reglementie­
ren als unsere ausländischen Partner. 
Die FDP-Fraktion unterstützt also die Ziele des neuen Heil­
mittelgesetzes mit den in unseren Augen sehr notwendigen 
Erganzungen der Kommission. Wir wollen ein qualitativ hoch 
stehendes, sicheres und wirksames Heilmittelgesetz, das 
solche Heilmittel garantiert. Wir wollen eine landeswelt si­
chere und geordnete Versorgung. Wir wollen eine leistungs­
fähige, unabhängige Heilmittelkontrolle. Wir wollen gleiche 
Sicherheits- und Qualitätsanforderungen für alle im Wettbe­
werb stehenden Marktpartner, dies auch im Vergleich zu den 
EU-Ländern. Wir wollen günstige Rahmenbedingungen für 
die Forschung und Entwicklung im Heilmittelbereich. In der 
Detailberatung werden wir diese Ziele bei den entsprechen­
den Artikeln noch verdeutlichen. 
Ich bitte Sie im Namen der FDP-Fraktion, auf dieses Gesetz 
einzutreten. Nach diesen Ausführungen ist es klar, dass wir 
bei Artikel 1, dem Zweckartikel, die Kommissionsmehrheit 
unterstützen, so dass wir uns dort nicht mehr aussern. 

Meyer Therese (C, FR): La nouvelle lai federale sur les me­
dicaments et les dispositifs medicaux vise a instaurer un 
controle moderne et unifie des produits therapeutiques. Ac­
tuellement, des dispositions cantonales, intercantonales et 
federales regissent ce secteur, et cet etat de fait engendre 
des chevauchements et des lacunes en matiere de compe­
tences. L:execullon de la lai sur le plan federal sera confiee a 
un Institut sUlsse des produits therapeutiques, quf regrou­
pera I'unite principale Agents therapeutiques de l'Office fe­
deral de la sante publique et l'OICM. Le Conseil federal 
confiera un mandat de prestations a I'institut, mandat qui 
sera precise par un contrat de prestations annuel attribue 
par le Departement federal de I'interieur. Les cantans gar­
dent leur competence concernant le controle des produits 
therapeutiques aux points de vente. 
Les nouvelles dispOSitions de la loi visent a garantir que 
seuls les produits therapeutlques de qualite, sürs et effi­
caces seront mis sur le marche. Elles visent a proteger le 
consommateur et a contribuer a I'utilisation correcte des pro­
duits therapeutiques. Les produits therapeutiques jouent un 
role important dans le systeme de sante en tant que facteurs 
indispensables au succes des traitements medicaux, mais 
aussi en tant que facteurs de coats. Le message du Conseil 
federal rappelle que les prix des medicaments sont actuelle­
ment regis au premier chef par la loi sur I'assurance-maladie 
et que ce domaine ne saurait etre repns dans la 101 sur les 
produits therapeutlques, car il ne seralt pas compatible avec 
la nature de celle-ci. 
Quant aux aspects lies a la concurrence: iI y a lieu de les pe­
ser avec beaucoup de so in par rapport aux objectifs de 
sante que vi se la 101. Le medlcament n'est pas une marchan­
dise comme les autres. Le present projet ne devrait faire 
droit a la liberte de commerce que lorsqu'il n'en resulte pas 
de risque supplementalre et que la protectlon de la popula­
tion n'est pas affaiblie. La posslbllite d'importations paralle­
les de medicaments et I'autorlsallon, pour les pharmacies, 
de vendre par correspondance des medicaments ayant falt 
I'objet d'une ordonnance medlcale ont provoque un debat 
nourri au sein de notre graupe. Dans taus les cas, la priorlt9 
doit etre donnee a la protection des patients et des consom­
mateurs. 
Le groupe democrate-chretien recommande unanimement 
I'entree en matiere, qUi n'a d'ailleurs pas ete combattue. 11 
soutient la centralisatlon du controle et de la competence 
concernant les produits therapeutiques au niveau federal 
par la creation de l'lnstitut sUlsse des produits therapeuti­
ques. II soutient aussi massivement le renforcement du but 
de la 101 selon le libelle de I'article 1 er, propose par la majo-

+ 
76 8 mars 2000 

rite de la commlssion. Ses prises de position au sujet des ar­
tlcles specifiques vous seront donnees au cours de I'examen 
de detail. 
Donc, a I'unanimite, oui a I'entree en matiere. 

Gonseth Ruth (G, BL): Wir Grünen unterstützen das vorlie­
gende Gesetz und begrüssen es, dass die Zulassung von 
Heilmitteln und der Markt nun endlich durch ein einheitli­
ches, klares und transparentes eidgenössisches Gesetz ge­
regelt werden. 
Bisherige Lücken können geschlossen und Kompetenzver­
mischungen eliminiert werden. Der Geltungsbereich ist um­
fassender. Beispielsweise werden nun klare gesetzliche 
Rahmenbedingungen für klinische Forschung festgelegt; wir 
hoffen, dass auch die diesbezüglichen Anträge für eine bes­
sere öffentliche Transparenz ins Gesetz Eingang finden. Der 
Wettbewerb soll vorsichtig ermöglicht werden, zusätzliche, 
doch sicher noch ungenügende Vorschriften zur Dopingbe­
kämpfung sind vorgesehen. Schliesslich begrüssen wir es 
auch, dass die Anliegen der kostengünstigen Komplemen­
tärmedizin mit vereinfachten Zulassungsverfahren im Ge­
setz berückSichtigt werden. 
Oberstes Ziel des neuen Heilmittelgesetzes ist der Schutz 
der Gesundheit von Mensch und Tier. Die Medikamente sol­
len richtig verwendet und Konsumentinnen und Konsumen­
ten vor Täuschung geschützt werden. Das ist keine einfache 
Aufgabe, denn heute sind rund 8000 Medikamente in ver­
schiedenen Darreichungsformen in der Schweiz registriert. 
Dieses enorme und kaum überschaubare Angebot ist si­
cherlich viel zu hoch. Es ist auch wenig sinnvoll und fördert 
eine unerwünschte Medikalisierung unserer Gesellschaft. 
Wir hoffen deshalb, dass Sie die Anträge Menetrey-Savary 
zur Prävention von Medikamentenabusus und Medikamen­
tenabhängigkeit unterstützen werden. 
Hinter diesem Riesenangebot an Medikamenten steht natür­
lich nicht allein das Interesse am gesundheitlichen Wohl der 
Patientinnen und Patienten, sondern auch das Interesse am 
grossen Geschäft. Das müssen alle zugeben. Denken Sie 
nur an das rieSige, auch kriminelle Dopinggeschäft oder die 
zunehmende Medikalisierung unserer Nahrung mit so ge­
nannt gesundheitsfördernden Nahrungsergänzungen. Oder 
denken Sie an den hohen Konsum von Medikamenten auch 
schon bei Jugendlichen und Schulkindern. Diese EntWick­
lung ist Besorgnis erregend. Leider ist dagegen noch kein 
effizientes Kraut gewachsen, und auch das vorliegende Ge­
setz kann dieser unerwünschten Entwicklung nicht genü­
gend Einhalt gebieten. 
Bei den Heilmitteln geht es auch um einen riesigen, rapide 
wachsenden und hart umkämpften Markt von in der Schweiz 
allein 4 Milliarden Franken zulasten der sozialen GrundversI­
cherung. Die mehrere Kilogramm schwere Lobbypost, die 
wir erhalten haben, zeigt, wie wiChtig dieser umkämpfte 
Markt ist. Alle Beteiligten wollen Sich ein möglichst grosses 
Stück vom Kuchen abschneiden oder zumindest erhalten. 
Wir Grünen sind mit dem KommissIonssprecher nicht einver­
standen, wenn er sagt, dass wir hier auch ein Wirtschaftsge­
setz machen. Es geht hier nicht darum, Heimatschutz für 
unsere pharmazeutische Industrie zu betreiben, auch wenn 
wir die Interessen der Industrie wichtig nehmen. 
Wir lehnen deshalb den entsprechenden Passus im Zweck­
artikel ab, der neu hineingekommen ist. 
Es ist für uns auch ein Widerspruch, dass gerade jene 
Kreise, die immer verlangen, die Gesundheitskosten muss­
ten gesenkt werden, nun plötzlich in diesem Gesetz die 
überhöhten Preise, die wir bezahlen müssen, verteidigen 
wollen. Diese Patentmonopole bringen ein ungerechtfertig­
tes Abschröpfen der Konsumentinnen und Konsumenten in 
der Schweiz mit sich. Wir möchten durch die Parallelimporte 
ermöglichen, dass dieses Abschröpfen auf ein gerechtfertig­
tes Mass gesenkt Wird. Es kann doch nicht angehen, dass 
die Konsumentinnen und Konsumenten in der Schweiz bis 
auf weiteres für ein und dasselbe Medikament mehr als dop­
pelt so viel bezahlen müssen wie die Konsumenten In EU­
Referenzländern. 
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Beim Versandhandel ist die Haltung unserer Fraktion nicht 
einheitlich. Gemass der Mehrheit soll er im vom Bundesrat 
festgelegten Rahmen erlaubt werden. Die Minderheit be­
fürchtet mit diesem Versandhandel jedoch eine Zunahme 
der Medikamenteneinnahme und einen Mangel an Kontrolle 
und möchte deshalb den Versandhandel verbieten. Im Gros­
sen und Ganzen sind wir aber mit dem vorliegenden Gesetz 
zufrieden. 
Im Namen der grunen Fraktion möchte ich Sie bitten, darauf 
einzutreten. 

Borer Roland (V, SO): Auch die SVP-Fraktion beantragt Ih­
nen einstimmig, auf die Vorlage einzutreten. Wir sind der 
Meinung, dass In diesem Bereich ein modernes Gesetz und 
die Schaffung des Heilmittelinstitutes sehr wichtig sind -
Wichtig aus der Sicht der Kunden, der Patienten, im Sinne 
der Arzneimittelsicherheit, wichtig aber auch aus der Sicht 
der prodUZierenden Industrie und des Handels. 
Der SVP-Fraktlon liegt auf der einen Seite wie gesagt die 
Arzneimittelsicherheit am Herzen. Auf der andern Seite sind 
wir uns aber auch bewusst, dass auch auf die Pharmaindus­
trie in der Schweiz - die 1998 immerhin für 18 Milliarden 
Franken Exportgüter produziert und damit 17 Prozent unse­
res gesamten Exportes erzeugt hat - gewisse Rücksichten 
genommen werden müssen. Es nützt nichts, wenn wir jetzt 
aus irgendwelchen Gründen dieser Industne zusätzliche 
Probleme schaffen, die notabene von der ausländischen 
Konkurrenz elegant umgangen werden können, und nach­
her jammern, vor allem in der Region Basel, wenn Arbeits­
plätze abgebaut werden. Wir sind uns bewusst, dass diese 
Industrie ein Wichtiger Eckpfeiler ist, und das HeIlmittelge­
setz hat auch dieser Tatsache Rechnung zu tragen. 
Der Bundesrat hat in seiner Botschaft auf Seite 4 festgehal­
ten, dass dieses Gesetz der Medikamentensicherheit, der 
Sicherheit von Mensch und Tier Rechnung tragen soll. Der 
Bundesrat hat aber auch ganz klar festgehalten, dass dieses 
Gesetz nicht dazu da ist, im Gesundheitswesen Sozialpolitik 
zu betreiben. Das Wird leider Jetzt mit Minderheits- und Ein­
zelanträgen probiert. Wir Sind der Meinung: Es ist richtig, 
dass man sich auf das ursprüngliche Ziel des Bundesrates, 
namlich die Sicherheit im Umgang und dem Handel mit Me­
dikamenten, beschränkt. 
Das Gesetz hat noch einige Fussangeln, die wir bereit Sind 
zu eliminieren. Gestatten Sie mir, auf die vier wichtigsten 
hinzuweisen. Mit der Zulassung von Parallelimporten ver­
sucht man eben gerade, Sozialpolitik zu betreiben. Man ver­
sucht, Medikamente billiger zu gestalten; das ist an Sich eine 
löbliche Absicht. Es ist nur fraglich, ob das funktioniert, an­
geSichts der Tatsache, dass primar die Importeure an Para 1-
lelimporten verdienen würden und dass es sich eigentlich -
reden wir doch Klartext - nicht um Parallelimporte handelt, 
sondern um Reimporte. Es geht nämlich denjenigen, die 
diese Anträge stellen, nicht darum, Parallelimporte einzufüh­
ren, sondern Reimporte. Dagegen werden wir uns wehren. 
Ein weiterer Kntlkpunkt Ist die faktische Bewilligung des Ver­
sandhandels von Medikamenten. Wohl heisst es im Gesetz, 
dass der Versandhandel mit Medikamenten grundsätzlich 
verboten sei. Auf der andern Seite wird er aber, mit den Aus­
nahme- oder Detailregelungen, faktisch beWilligt. Auch hier 
möchten wir eigentlich klare Verhaltnisse und werden die 
entsprechenden Anträge stellen. 
Auf einem anderen Gebiet geht man umgekehrt In Richtung 
Uberreglementierung. Man will z B., dass auf dem gesam­
ten Gebiet der Schweizerischen Eidgenossenschaft Medika­
mente der verschiedensten Listen nur noch ganz speziell 
von einzelnen Abgabestellen abgegeben werden dürfen. So 
ist man zum Beispiel nicht bereit - auch In Ausnahmefallen 
nicht -, Drogisten zu erlauben, Medikamente der Liste C ab­
zugeben. Auch hier haben wir unsere ganz konkreten Vor­
stellungen und werden Änderungsantrage stellen. 
Zum vierten und vorläufig letzten Kritikpunkt: Im HeilmIttel­
gesetz geht man bezüglich der Produktehaftpflicht erstmals 
In unserem Land - und nach meinen Informationen zumin­
dest auch europaweit, wenn nicht gar weltweit - dazu über, 
diese auf die EntWicklung eines Produktes auszudehnen. 
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Wenn das in einem Heilmittelgesetz eines Landes geplant 
ware, das selber keine prodUZierende Industrie besitzt, dann 
hätte ich noch ein gewisses Verständnis, dann würde das ja 
gar keine Rolle spielen. Aber dass wir hier jetzt wieder mal 
eine Vorreiterrolle spielen und die Produktehaftpflicht erst­
mals auf die Entwicklungsphase ausdehnen wollen, dafür 
hat die SVP-Fraktion kein Verständnis, und sie wird sich da­
gegen zur Wehr setzen. 
Wir beantragen Ihnen, auf die Vorlage einzutreten und dann 
unsere Änderungsanträge Im Sinne eines liberalen Geset­
zes zu unterstützen. 

Eymann Christoph (L, BS): Die Liberalen begrüssen die 
Vereinheitlichung im Bereich der Heilmittelkontrolle. Ziel die­
ses neuen Gesetzes muss die Gesundheit von Mensch und 
Tier sein. Der vorliegende Entwurf wird dieser Zielsetzung 
gerecht, und wir möchten den Verantwortlichen für die Aus­
arbeitung dieser guten Vorlage danken. 
Es ist zu begrüssen, dass gleichzeitig auch Vereinfachungen 
angestrebt werden, die sich positiv auf verschiedene Betrof­
fene auswirken werden. Die Zentralisierung ist richtig und 
wird auch von uns unterstützt, obwohl wir immer wieder sa­
gen, dass wir Föderalisten sind. Wir begrüssen auch die 
Kompetenzverlagerung von den Kantonen zu einem schwei­
zerischen Heilmittelinstitut; die neue Vollzugsaufteilung zwi­
schen Bund und Kantonen scheint uns richtig. 
Stark betroffen von den neuen Bestimmungen ist die 
schweizerische Pharmaindustrie;wir haben das nun mehr­
fach gehört. Die wirtschaftliche Bedeutung dieser Branche 
ist uns allen bekannt, und ich bin dem Berichterstatter dank­
bar, dass er fair darauf hingewiesen hat. Die Liberalen weh­
ren sich gegen Bestimmungen, welche die Pharmabranche 
gegenüber der ausländischen Konkurrenz benachteiligen. 
Mit Frau Gonseth bin ich einverstanden, dass wir mit diesem 
Gesetz keine Wirtschaftsförderung für die Pharmabranche 
betreiben dürfen; wir sind aber klar der Meinung, dass durch 
dieses Gesetz auch keine Benachteiligung dieser Branche 
resultieren darf. Es darf also nicht sein, dass hausgemachte 
Schwierigkeiten unsere Pharmaindustrie gegenuber ihrer 
ausländischen Konkurrenz im internationalen Wettbewerb 
behindern. Im Gesetz wird diese Forderung aber - zum Bei­
spiel bei der Regelung der Parallelimporte - zu wenig be­
achtet; wir werden uns dazu noch zu Worte melden. 
Es gilt auch In einem anderen Bereich, eine ausgewogene 
Lösung zu finden, nämlich hinSichtlich der Distribution der 
Medikamente. Die Struktur darf aus unserer Sicht nicht radi­
kal verandert werden, so dass den Apothekern durch den 
Versandhandel Nachteile erwachsen, die dann Wieder nega­
tiv auf die gesamten Kosten des Gesundheitswesens durch­
schlagen. Auch dazu werden wir uns noch melden. 
Die Liberalen bitten Sie, auf diese Vorlage einzutreten. 

Studer Helner (E, AG): Selbstverständlich stimmt auch die 
evangelische und unabhängige Fraktion in dieses Lied ein: 
dass wir hier ein gutes Gesetz haben, auf das wir eintreten 
wollen. Doch auch wenn wir ein gutes Gesetz haben und 
dieses Eingangslied schön tönt, voll tönt - wenn wir dann bei 
den Abstimmungen Wieder einmal alle da Sind -, ist uns be­
wusst, dass es bei wesentlichen Artikeln anders aussehen 
wird. Für uns ist bei der gesamten Beratung dieses Geset­
zes Wichtig, dass das Wohl der Menschen im Vordergrund 
steht; dass wir bei jedem Entscheid, bei dem es gerade 
auch um wirtschaftliche Interessen geht - nicht nur der che­
mischen Industrie, auch der Apotheker, Drogisten usw. -, 
eine sorgfältige Abwägung machen: Wo werden direkte In­
teressen vertreten, und wo müssen diese Interessen eben 
zugunsten des Ganzen zurückstehen? 
Unser Ziel ist es also, mit unseren Stimmen mitzuhelfen, 
dass es im Gesamten ein gutes, tragfahiges Gesetz gibt. 
Der Ratsprasident hat am Anfang dieser Vorlage erwähnt, 
dass wir elf Stunden beraten müssten, wenn wir über jeden 
Artikel zehn Minuten sprechen würden. Ich darf Ihnen das 
Versprechen abgeben, dass wir von unserer Fraktion keinen 
Antrag einreichen werden - da sind wir bel der Beanspru­
chung des Rates in diesem Geschäft also unterdurchschnitt-
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lich -, weil die Auswahl an Antragen so breit ist, dass wir 
eben mithelfen können, den einen zu «pflücken» oder dem 
anderen zum Durchbruch zu verhelfen. Deshalb werden wir 
auch die Gesamtredezeit, also 2,5 Prozent der Zeit, die wir 
alle zusammen zugute haben - unsere Fraktion hat 2,5 Pro­
zent der Sitze im Rat - nicht überschreiten. Dieses Verspre­
chen kann ich Ihnen abgeben. 

Goll Christine (S, ZH): Nach einigen Verzögerungsmanö­
vern, ausgelöst durch eine rege Tätigkeit der Pharmalobby -
wir hatten diese Vorlage sonst namlich bereits früher behan­
deln können -, können wir nun endlich eine Vorlage des 
Bundes im Heilmittelbereich beraten. Der eurokompatible 
Entwurf des Bundesrates ist eine sehr gute Grundlage, weil 
er Klarheit im Dschungel bisher unübersichtlicher und zer­
splitterter Regelungen schafft. Eine Harmonisierung kanto­
naler, interkantonaler und bundesrechtlicher Bestimmungen, 
wie sie bisher existierten, ist unumgänglich. Die SP-Fraktion 
begrusst die vom Bundesrat angestrebte gesamtschweizeri­
sche Koordination von Regelungen, die bisher in verschie­
denen Gesetzen und Bundesbeschlüssen enthalten waren, 
unter anderem im Epidemiengesetz, im Betäubungsmittel­
gesetz, im Tierseuchengesetz oder auch im Bundesbe­
schluss über die Kontrolle von Blut, Blutprodukten und 
Transplantaten, um nur einige Beispiele zu erwähnen. 
POSitiV zu werten sind insbesondere die Vorschriften im Be­
reich Zulassung, Herstellungskontrolle und Qualitätskon­
trolle von Heilmitteln, Regelungen Im Marktbereich, die 
jedoch keine zusätzlichen Risiken für die Bevölkerung mit 
Sich bnngen dürfen, sowie die Förderung der nationalen und 
internationalen Zusammenarbeit. Dazu gehört auch die dnn­
gend notwendige Einrichtung eines Schweizerischen Heil­
mitteiinstitutes mit entsprechenden Kompetenzen, denn die 
bisher existierende Interkantonale KontrollsteIle fur Heilmittel 
besass diese Kompetenzen nicht. 
Ich möchte auf sieben fur unsere Fraktion zentrale Punkte 
dieser Vorlage eingehen: 
1. Für die SP-Fraktion steht ganz klar der Gesundheits­
schutz von Patientinnen und Patienten, Konsumentinnen 
und Konsumenten im Zentrum dieses Gesetzes, wie das im 
Zweckartikel (Artikel 1) zum Ausdruck kommt. Wir wenden 
uns deshalb gegen das Ansinnen einer knappen Mehrheit 
der Kommission, die den Schutz der Bev<ilkerung durch 
marktpolitische Zielsetzungen verwassern will. 
2. Die SGK hat - in Ergänzung zur grösstentells weise aus­
gestalteten Gesetzesvorlage des Bundesrates - eine wei­
tere Verbesserung vorgenommen. Angesichts der unermess­
lichen menschlichen und sozialpolitischen Tragödien durch 
ArzneimIttelschäden - ich ennnere an den Contergan-Skan­
dal, d. h. an die Missbildungen von Neugeborenen durch die 
Abgabe von Contergan an schwangere Frauen - sind wir für 
die Aufnahme einer Bestimmung dankbar, die verlangt, dass 
der Hersteller für Heilmittelschäden unter Einschluss des 
Entwicklungsrisikos haftet; Sie finden diese Bestimmung in 
Artikel 80a. Befremdend wirkt deshalb fur 'uns der Antrag 
Gysin Hans Rudolf - notabene eines Mitgliedes der SGK -, 
der sich nun trotz der mit 21 zu 1 Stimmen eindeutigen Zu­
stimmung der Kommission für die Streichung ebendieses 
Artikels ausspricht. 
3. Den finanzpolitischen Aspekten dieser Vorlage schenkt 
unsere Fraktion genauso viel Beachtung. Zur Eindämmung 
der steigenden Kosten im Gesundheitswesen durch über­
höhte Medikamentenpreise unterstützen wir die Kommissi­
onsmehrheit im Bereich der Zulassungsvoraussetzungen 
bei Artikel 10. So mussen Arzneimittel und Heilverfahren auf 
alle Fälle qualitativ hoch stehend, sicher und wirksam sein, 
wie der Bundesrat dies vorschlägt. Im Sinne eines umfas­
senden Konsumentenschutzes darf ein neues Arzneimittel 
oder Heilverfahren jedoch nur zugelassen werden, wenn das 
Produkt im Vergleich zu den bereits zugelassenen Produk­
ten einen therapeutischen oder preislichen Vorteil aufweist. 
Dies ist die Ergänzung der Kommissionsmehrheit. 
4. Unter einem finanzpolitischen Aspekt ergeben sich mit 
der vom Bundesrat vorgesehenen Möglichkeit von Parallel-
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Importen in Artikel 14 beträchtliche Einsparmöglichkeiten Im 
Bereich der Medikamentenpreise. Diese dürften sogar viel 
h<iher liegen als das vom Bundesamt fur SOZialversicherung 
errechnete SparpotenzIal von 300 Millionen Franken. Ausge­
rechnet die bürgerlichen «Marktwirtschaftsparteien» Sind 
nun aber der unwahrscheinlichen Lobby tätigkeit der Phar­
maindustrie erlegen und bekämpfen mit Ihrer Haltung gegen 
Parallelimporte den Wettbewerb. 
Besonders stossend dabei ist, dass dies auf Kosten des Ge­
sundheitswesens und der Konsumentinnen und Konsumen­
ten geschehen soll. Die SP-Fraktion steht voll und ganz 
hinter der praktikablen und vernunftigen Lösung des Bun­
desrates, die auch von einer Kommissionsmehrheit mitgetra­
gen wird. 
5. Aus entwicklungspolitischer Sicht vermag aus Sicht der 
SP-Fraktion die Widersprüchliche Regelung von Ein- und 
Ausfuhrbestimmungen nicht zu genügen, die in den Artikeln 
20 und 21 festgeschneben ist. In Artikel 21 wollen wir mit ei­
nem entsprechenden Antrag deshalb dafür sorgen, dass für 
Menschen im Ausland - dies betrifft insbesondere DrittweIt­
staaten - grundsätzlich derselbe Sicherheitsstandard wie für 
die Bevölkerung in der Schweiz gilt. 
6. Unbefriedigend geregelt ist zudem die Frage der öffent­
lichen Transparenz und des Zugriffs auf Informationen durch 
Patientinnen und Patienten und Konsumentmnen und Kon­
sumenten. Wir treten hier für das Öffentlichkeitsprinzip ein 
und haben deshalb bei Artikel 61 auch einen en'tsprechen­
den Antrag eingebracht. 
7. Im Bereich' des Versandhandels, den Artikel 27 regelt, 
werden wir uns dagegen wehren, dass der vernünftig und 
klar formulierte Antrag des Bundesrates mit MInderheitsan­
tragen unterlaufen wird. Der Bundesrat will den Versandhan­
del grundsätzlich verbieten, legt jedoch zusätzlich restriktive 
Kriterien zu dieser Frage fest, die Ausnahmen ermöglichen, 
sofern - als wiChtigstes Knterium - eine ärztliche Verschrei­
bung vorliegt. 
Die SP-Fraktion bittet Sie, auf das Heilmittelgesetz einzutre­
ten und bei der Detailberatung dafür zu sorgen, dass erstens 
dem Schutz von Konsumierenden und Patienten und Patien­
tinnen absolute Priorität eingeraumt wird und zweitens die 
wettbewerbspolitischen Zielsetzungen so festgelegt wer­
den, dass sie mit den gesundheits- und sozialpolitischen An­
liegen kompatibel ausgestaltet werden können. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Ce projet a ete couvert 
d'eloges globaux et de severes critiques de detail, et nous 
aurons I'occasion de nous en entretenir concernant les diffe­
rents POints. J'almerais vous remercier du soutlen que vous 
apportez au travail qui a ete fait par I'administration, trans­
mettre a mes collaborateurs les paroies positives que vous 
avez pronbncees et m'engager, alors, dans les critiques 
ponctuelles qui viendront. L.:entree en matiere n'etant, sem­
ble-t-il, pas contestee, je vous pro pose d'entrer en matiere 
Set de debattre des questions qui ont ete soulevees. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L.:entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte 
Loi federale sur les medicaments et les dispositifs medi­
caux 

Detai/beratung - Examen de detail 

Titel 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 
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Ingress 
Antrag der Kommission 
.... gestützt auf die Artikel 95 Absatz 1 und 118 Absatz 2 der 
Bundesverfassung .... 

Preambule 
Proposition de la commission 
.... vu les articles 95 alinea 1 er et 118 alinea 2 de la constitu­
tion .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs.1 
Dieses Gesetz soll zum Schutz der Gesundheit von Mensch 
und Tier gewährleisten, dass nur qualitativ hochstehende, 
sichere und wirksame Heilmittel In Verkehr gebracht werden. 
Abs.2 
Es soll zudem: 
a. Konsumentinnen und Konsumenten von Heilmitteln vor 
Täuschung schützen; 
b. dazu beitragen, dass die in Verkehr gebrachten Heilmittel 
ihrem Zweck entsprechend und massvoll verwendet werden; 
c. dazu beitragen, dass die sichere und geordnete Versor­
gung mit Heilmitteln, einschliesslich der dafür nötigen fachli­
chen Information und Beratung, im ganzen Land angeboten 
wird. 
Abs.3 
Beim Vollzug dieses Gesetzes, Insbesondere beim Erlass 
von Verordnungen und bel der Anwendung im Einzelfall, ist 
darauf zu achten, dass: 
a. die Leistungsfähigkeit und die Unabhängigkeit der schwei­
zerischen Heilmittelkontrolle gewahrt wird; 
b. für die Forschung und Entwicklung im Heilmittelbereich 
gLinstige Rahmenbedingungen bestehen; 
c. die miteinander im Wettbewerb stehenden Marktpartner 
den gleichen gesetzlichen Sicherheits- und Qualitätsanfor­
derungen gen Ligen. 

Minderheit 
(GoII, Baumann Stephanie, Fasel, Gonseth, Gross Jost, Haf­
ner Ursula, Maury Pasquier, Rechsteiner Paul, Strahm) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Menetrey-Savary 
Abs.1 

c. Vorkehren zur Vermeidung des Arzneimittelmissbrauchs 
und der Drogenabhängigkeit treffen. 

Eventualantrag Menetrey-Savary 
(falls der Antrag der Mehrheit angenommen Wird) 
Abs.2 

b. ... entsprechend und massvoll verwendet werden, um 
dem Arzneimittelmissbrauch und der Drogenabhangigkeit 
vorzubeugen; 

Abs.3 

d. die Arzneimittelherstellung nicht die Behandlung weit ver­
breiteter Krankheiten oder Krankheitssymptome bevorzugt, 
sondern auch den seltenen oder für ärmere Bevölkerungs­
schichten typischen Krankheiten Rechnung trägt. 

Art. 1 
Proposition de la commission 
Majorite 
AI. 1 
La presente loi, en vue de proteger la sante de l'iHre humain 
et des ammaux, vise a garantir la mise sur le marche de pro­
duits therapeutiques de qualite, sOrs et efficaces 
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AI. 2 
Elle vise en outre: 
a. a proteger les consommateurs de produits therapeutiques 
contre la trompene; 
b. a contribuer a ce que les produits therapeutiques mis sur 
le marche soient utllises conformement a leur destination et 
de maniere appropriee; 
c. a contribuer a ce que I'approvisionnement sOr et ordonne 
de prodults therapeutiques, y compris I'informatlon et le 
conseil speclalise necessaires, soit offert dans tout le pays. 
AI. 3 
Dans I'execution de la presente loi, notamment lors de la 
mise au POint des ordonnances et de leur applicatlon dans 
chaque cas, II y a Ileu de veilier a ce que: 
a. la fiabilite et I'independance du contröle suisse des pro­
duits therapeutiques sOlent garanties; 
b. des conditions favorables soient prevues pour la recher­
che et le developpement dans le domaine pharmaceutique; 
c. tous les partenaires en concurrence sur le marche repon­
dent aux eXlgences legales de securite et de quallte. 

Minorite 
(GoII, Baumann Stephanle, Fasel, Gonseth, Gross Jost, Haf­
ner Ursula, Maury Pasquler, Rechsteiner Paul, Strahm) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Menetrey-Savary 
AI. 1 

c. a instaurer des mesures adequates afin de prevemr 
I'usage nocif de medicaments ainsi que la pharmacodepen­
dance. 

Proposition subsidiaire Menetrey-Savary 
(au cas ou la proposition de la majorite serait adoptee)" 
AI. 2 

b ..... a leur destination et de maniere appropnee, afin de 
prevenir I'usage noclf et la pharmacodependance; 

AI. 3 

d. que la production de medicaments ne privilegie pas le 
traitement de maladies ou de symptömes largement repan­
dus mais prenne egale me nt en compte les maladies rares 
ou caracteristiques des populations a faible pouvoir d'achat. 

Goll Chnstine (S, ZH): Die vom Bundesrat vorgelegte 
Zweckbestimmung stellt den Gesundheitsschutz der Bevöl­
kerung ins Zentrum. Ich habe in der Eintretensdebatte erläu­
tert, dass das auch das wiChtigste Anliegen der SP-Fraktion 
ist. In Absatz 1 des Zweckartikels wird konkretisiert, dass 
nur qualitatiV hoch stehende, sichere und wirksame Heilmit­
tel In Verkehr gebracht werden dLirfen und dass die richtige 
Verwendung gewahrleistet sein muss. Absatz 2 der Fassung 
des Bundesrates schlitzt die Konsumenten und Konsumen­
tinnen von Heilmitteln vor Täuschung. Entgegen dieser un­
missverständlichen Fassung einer Zweckbestimmung, wie 
sie uns der Bundesrat vorgelegt hat, will nun eine knappe 
Mehrheit der Kommission den Gesundheits- und Tau­
schungsschutz relativieren, indem marktpolitische Elemente 
eingebaut werden sollen. 
Ziel eines Zweckartikels ist es, den wichtigsten Anliegen ei­
nes Bundesgesetzes Rechnung zu tragen. Wir haben be­
reits ausgeführt, dass die Prioritäten unserer Fraktion im 
Bereich des Schutzes von Konsumentinnen und Patientin­
nen liegen. Gesundheitspolitische und wettbewerbspolIti­
sche Zielsetzungen konnen Sich jedoch Widersprechen. Das 
kommt im Antrag der Kommissionsmehrheit zum Ausdruck. 
In dieser Fassung, die im Stile eines überholten Gewerbe­
schutzes daherkommt, erliegen die Textverfasserinnen dem 
Druck der Pharmalobby. Zudem gehören Vollzugsgrund­
satze nicht in einen Zweckartikel. Die Festschreibung der 
Unabhi:mgigkeit der schweizerischen Heilmittelkontrolle, wie 
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sie die Kommissionsmehrheit in Absatz 3 Buchstabe ades 
Zweckartikels beantragt, Ist Llberflüssig und gefährlich. 
Überflüssig ist sie deshalb, weil die Einrichtung eines eidge­
nössischen HeilmitteIInstitutes als öffentlich-rechtliche Insti­
tution, wie sie uns der Bundesrat in seiner Vorlage unterbrei­
tet, diese verlangte Unabhängigkeit ja bereits von Gesetzes 
wegen garantiert. Das Institut selber, das auch den Interna­
tionalen Anforderungen eines einheitlichen Bewilligungs­
und Inspektionswesens genügt, hat die Kompetenz zur Kon­
trolle der Arzneimittelherstellung. Das ist die Kompetenz des 
Bundes, des Institutes. Die Kantone hingegen - Bund und 
Kantone teilen sich ja die Aufgaben - sind für die Heilmittel­
kontrolle bei den Abgabestellen verantwortlich. Insofern ist 
die Unabhangigkeit gewährleistet. 
Gefährlich ist die Formulierung In der Fassung der Mehrheit 
deshalb, weil sie uns suggeriert, dass eine neue Instanz eta­
bliert werden soll, die im Heilmittelgesetz so nicht vorgese­
hen ist. Die Auswertung der Vernehmlassungsergebnisse 
zeigt unmissverstandlich, dass es bei einem Zweckartikel, 
vor allem beim Zweckartikel dieses Gesetzes, darum gehen 
muss, sich auf die Hauptmotive des Gesetzes zu konzentrie­
ren. Das Hauptmotiv sind der Gesundhelts- und Täu­
schungsschutz der Bevölkerung, die den chancengleichen 
Zugang zu qualitativ guten, sicheren und wirksamen Heilmit­
teln für alle ermöglichen. 
Die SP-Fraktion bittet Sie deshalb, dem Rechnung zu tra­
gen, indem Sie der Fassung des Bundesrates zustimmen 
und die lange und umständliche Formulierung der Kommis­
sionsmehrheit ablehnen. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): En 1998,4,4 mil­
liards de francs ont ete depenses en Suisse pour des medi­
caments, ce qui represente 625 francs en moyenne par 
habitant, dont environ 200 francs tires directement du porte­
monnaie des patients, puisque un tiers des medicaments est 
pris en automedication. Ce chiffre est en progression de 
4 pour cent par rapport a 1997, alors meme que le nombre 
d'emballages est reste stable. Cela rejoUit I'economle et cela 
inquiete les finances publiques et les calsses-maladie. 
Entre ces deux poles, ou est la place de la sante publique? 
L.:eclosion d'une kyrielle de proposItions, de lettres, de prises 
de position montre que de tres nombreuses bonnes fe es se 
sont penchees sur le berceau de cette loi tant attendue. 
Mais elles apportent des presents completement contradic­
toires. II y a donc des tensions entre ces trois poles: le deve­
loppement de I'economie, les couts de la sante, mais aussi 
la promotion de la sante. Pour ma part, j'ai choisi de me si­
tuer sur le pole de la sante publique. Ce n'est pas que je 
juge les autres sans importance, mais Je crois que ce serait 
trop reduire le probleme que de pari er seulement du deve­
loppement economlque ou de la volonte d'avoir des medica­
ments bon marche. 
Mes deux propositions a I'article 1 er visent, d'une part, a de­
velopper la prevention et, d'autre part, a orienter la produc­
tion de medicaments en fonction de I'interet public. Mais 
d'abord, au nom du groupe ecologiste, je voudrais dire que 
nous avons une preference pour la version du Conseil fede­
ral, c'est-a-dire que nous nous rallions a la proposition de 
mlnorite Goll. Cette version, en effet, n'en promet pas trop el 
elle met un accent plus marque sur la sante que sur le com­
merce. 
Pour ma part, j'estlme qu'un pas de plus pourrall etre fait. 
Dire pudiquement qu'on souhaite contribuer a une utllisation 
correcte des medicaments, c'est passer sous sllence un pro­
bleme largement meconnu ou sous-estime, celui des con­
sommations abUSives et des pharmacodependances. Les 
donnees les plus recentes qui viennent de I'lnstltut suisse de 
prevention de I'alcoolisme et autres toxicomanles, un institut 
pour lequel, SOlt dit en passant, j'ai travaille quinze ans, nous 
montrent qu'en Suisse environ 170000 personnes sont de­
pendantes des medlcaments. C'est beaucoup plus que le 
nombre de toxlcomanes. 167000 personnes consomment 
tous les jours des somniferes depuis plus d'un an, certaines 
depuis dix ans ou plus. 
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100 000 personnes consomment tous les jours des tranquil­
lisants; 200 000 consomment regulierement des analgesi­
ques depuis plus d'un an; iI faut ajouter que cette consom­
matlon au long cours est le fail, pour 50 a 90 pour cent 
d'entre elles, de prescriptions medicales. Je pourrais conti­
nuer I'enumeration, mais (en garde une tranche pour la 
suite. On parle la d'une toxicomanie silencieuse, peu visible, 
peu prise en compte, peut-etre parce qu'iI s'agit la plupart du 
temps de femmes et de personnes agees. Peut-etre aussi 
parce que cela les rend dociles, resignees, somme toute 
conformes aux images et aux roles qu'on attend d'elles. 
Mais il n'y a pas que la dependance. Selon le docteur Buclin, 
chef de clinique au CHUV a Lausanne, 7 pour cent des ad­
missions en medecine Interne sont dues aux effets secon­
daires des medicaments. Le professeur Dufour, anclen 
medecin-chef de I'hopital psychiatrique de Cery, quant a lui, 
affirmait carrement que la maladie du XXle siecle serait la 
Iatrogenese, c'est-a-dire les maladies dues aux traitements 
eux-memes. Encore une donnee: en 1998, une enquete me­
nee aux Etats-Unis a montre que le mauvais usage des me­
dlcaments est la qualrieme cause de deces apres les 
maladies cardiovasculalres et les cancers, mais avant les 
maladies pulmonaires et les accidents. 
On ne peut pas decemment faire une loi sur les medica­
ments, sans donner un signal de pnse en compte de ce pro­
bleme. C'est pourquoi, dans la version du Conseil federal, je 
vous propose d'ajouter une lettre c a I'alinea 1 er qui dirait: «11 
vise a instaurer des mesures adequates afin de prevenlr 
I'usage nocif de medicaments, ainsi que la pharmacodepen­
dance.» 
Malgre mes recommandations, vous adopterez peut-etre la 
proposition de majorIte. Dans ce cas, la proposition de pre­
vention viendra a I'alinea 2 lettre d. 
J'ai encore une autre proposition a I'article 1 er. La proposi­
tion de majorite se montre blenveillante a I'egard de I'indus­
trie pharmaceutique en IUI prometlant des conditions favora­
bles pour la recherche et le developpement, c'est bien. II faut 
toutefois savoir que I'industrie pharmaceutique onente sa 
production vers les symptomes et les maladies caracteristi­
ques des pays riches, par exemple les maladies cardlovas­
culaires et celles du metabolisme, mais aussi la depression, 
la fatigue, I'obesite, I'insomnie, I'impuissance sexuelle. Le 
journal «Le Temps» du 14 janvier 2000, citant Medecins 
sans frontieres, relate que ces vlngt-cinq dernieres annees, 
sur 1233 nouveaux prodUlts mis sur le marche, trelze seule­
ment concernent les maladies tropicales. 
lci aussi, en Suisse, des medecins s'inquietent deja. J'al pns 
connaissance de I'avis d'un representant de la FMH qUi s'ex­
pnmait tout recemment, de la maniere suivante, dans une 
brochure editee d'ailleurs par I'industrie pharmaceutique: 
«J'ose esperer qu'on ne va pas, pour des considerations de 
profit, abandonner la recherche sur certaines maladies peu 
repandues.» Alors, s'ille dit, Je le dis aussi. C'est pourquol je 
presente une proposition subsldiaire au cas ou la proposi­
tion de majorite I'emporterait. 11 s'agirait d'ajouter une lettre d 
a I'alinea 3: « .... II y a lieu de veiller a ce que: d. la production 
de medicaments ne privilegie pas le traitement de maladies 
ou de symptomes largement repandus, mais prenne egale­
ment en compte les maladies rares ou caracteristiques des 
populations a faible pouvoir d'achat.» 

Präsident (Seiler Hanspeter, Prasident): Die FDP-Fraktion 
teilt mit, dass sie die Mehrheit unterstützt. 

Meyer TMrese (C, FR): Le groupe democrate-chretien sou­
tient, a I'unanimite, la proposition de la majonte de la com­
mission, pour renforcer les buts de la loi. Sans cet article, la 
loi ne comporterait pas la preoccupation d'avoir un «approvl­
sionnement sur et ordonne de produits therapeutiques» et 
ne demanderait pas «I'information et le conseil specialise 
necessaires .... dans tout le pays». Cet article demande 
aussi de veiller a ce que les medicaments soient utilises 
«conformement a leur destination et de manlere appro­
priee», ce qUI repond un peu aux preoccupations de Mme 
Menetrey. IIlnstaure aussi une base legale pour que tous les 
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acteurs du marche "repondent aux exigences legales de 
qualite et de securite». 
C'est pour ces raisons que le graupe democrate-chretien 
vous demande de sauten ir la proposition de majorite. 

Baumann Stephanie (S, BE): Es besteht immer die Gefahr, 
dass alle möglichen und unmöglichen Anliegen in den 
Zweckartikel verpackt werden. Was die knappe Mehrheit der 
Kommission mit Ihrer Formulierung des Zweckartikels wirk­
lich bezweckt, wird uns möglicherweise im Laufe der Bera­
tungen der weiteren Artikel klar werden. Ich vermute, dass 
einige Leute der irrigen Annahme sind, dass mit einem de­
taillierten Zweckartikel die nachfolgende Diskussion um ein­
zelne umstrittene Artikel in ihrem Sinne beeinflusst werden 
könnte. Deshalb finden sich im Antrag der Mehrheit einige 
schwer interpretierbare, schwammige Formulierungen wie 
z. B., es sollen «für die Forschung und Entwicklung Im Heil­
mlttelbereich günstige Rahmenbedingungen bestehen». 
Was heisst eigentlich «günstige Rahmenbedingungen,,? 
Weder Im Zweckartikel noch später im Gesetz werden sie 
definiert. Wir mussen bei der Interpretation Vermutungen 
anstellen: Heisst das möglicherweise, dass wir spater bel Ar­
tikel 14 auf die Parallel importe verzichten sollen? Oder ein 
anderes Beispiel: «die sichere und geordnete Versorgung 
mit Heilmitteln, einschllesslich die dafur nötige fachliche In­
formation und Beratung, im ganzen Land» heisst möglicher­
weise - wir wissen es nicht so genau -, dass man hier den 
Grundstein für einen Apothekerschutz legen Will. Will man 
damit sagen, dass der Versandhandel unter dieser Prämisse 
keinen Platz hat? 
Ich bin nebenbei auch Mitglied der GPK, die sich unter an­
derem auch damit beschäftigt, die Wirksamkeit unserer Ge­
setzgebung zu uberprüfen. Wie bitte soll dies geschehen, 
wenn wir hier im Zweckartikel einen Inhalt formulieren, der 
dann nirgends im Gesetz konkretisiert wird? Wie soll das ge­
schehen, wenn wir Inhalte formulieren, bei deren Interpreta­
tion wir auf Vermutungen angewiesen sind, oder wenn wir 
Zielsetzungen fixieren, die sich auf jede denkbare Art und 
Weise deuten und umdeuten lassen? 
Eigentlich müssten wir jetzt die Beratung dieses ersten Arti­
kels aussetzen, bis wir wissen, was später im Gesetz tat­
sächlich stehen wird. 
Ich bitte Sie im Namen der SP-Fraktion, der knapperen und 
dafür eindeutigen Fassung des Bundesrates zu folgen, der 
den Hauptzweck dieses Gesetzes nennt, namlich den Ge­
sundheitsschutz der Bevölkerung, und nicht wie die Mehr­
heit auch noch den Branchenschutz mit aufnehmen will. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Die Mehrheit 
der Kommission findet, dass der Zweckartikel, wie er vom 
Bundesrat umschrieben ist, zu kurz greift und nicht genügt. 
Es fehlen darin wichtige Ziele und Rahmenbedingungen, na­
mentlich auch für den Vollzug dieses Gesetzes. Die Mehr­
heit der Kommission hat hier im Wesentlichen auf die 
Vorarbeiten der Expertenkommission unter Professor Paul 
Richli abgestellt, die ja wohl nicht Im luftleeren Raum zu ih­
ren Anträgen gekommen 1St. Wir haben also mit der Uber­
nahme dieser Vorschlage der Expertenkommission die 
Lücke geschlossen. Damit wird im Zweckartikel - dieser ist 
für das Gesetz ja prägend - klar gesagt, was wir wollen: Wir 
wollen eine zweckentsprechende, massvolle Verwendung 
der in Verkehr gebrachten Heilmittel, eine sichere und ge­
ordnete Versorgung mit Heilmitteln, einschliesslich der dafür 
nötigen fachlichen Information und Beratung, und zwar im 
ganzen Land. Damit sind naturlich die Apotheken angespro­
chen. Wir wollen eine leistungsfahige, unabhängige schwei­
zerische Heilmittelkontrolle. Auch sie steht weltweit im 
Wettbewerb, und wir wollen diese Wertschöpfung, die im Zu­
sammenhang mit der Arbeit des Heilmittelinstitutes erbracht 
wird, in unserem Land behalten. Wir wollen, das ist ganz 
klar, günstige Rahmenbedingungen für die Forschung und 
Entwicklung von Heilmitteln. Darauf komme ich noch kurz 
zurück. Wir möchten aber auch gleiche Sicherheits- und 
Qualitätsanforderungen für alle miteinander im Wettbewerb 
stehenden Marktpartner. 
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Verschiedene Voten veranlassen mich, Stellung zu nehmen 
und noch einmal aufzuzeigen, welches der Stellenwert der 
Pharmaindustrie in unserem Land ist; es ist schon in der 
Eintretensdebatte gesagt worden. Hier nur ganz kurz: Der 
Schweizer Markt macht für unsere Pharmaindustrie nur 
ganz wenig aus, namlich nur 2 Prozent, der Rest wird expor­
tiert. Zwei Drittel der Arzneimittel, die heute in der Schweiz 
konsumiert werden, sind importiert, ein Drittel wird In der 
Schweiz hergestellt. Wenn Sie mit dem Ausland vergleichen, 
wird unschwer erkennbar, wie wichtig es ist, gute Rahmen­
bedingungen zu schaffen und zu erhalten. Nehmen Sie das 
Beispiel der Bundesrepublik Deutschland, die früher im gan­
zen Bereich der Arzneimittel «erste Liga» war. Heute hat sie 
wegen schlechter Rahmenbedingungen, die der Gesetzge­
ber vorgeschrieben hat, an Bedeutung verloren. Korrekturen 
sind zwar eingeleitet worden, aber das sind langfristige Pro­
zesse. Sie können Marktanteile, die «weggeschwommen» 
sind, nicht einfach so zurückgewinnen, das ist nicht möglich. 
Fehler, die hier gemacht werden, sind schwer korrigierbar. 
Die Mehrheit Ihrer Kommission gibt ein klares Bekenntnis 
zum Forschungsplatz Schweiz ab und findet es ganz ent­
scheidend, dass wir diesen Spitzenplatz auch in Zukunft hal­
ten können. Wir sind heute an der Weltspitze mit dabei. Das 
hat Konsequenzen fur unsere Forschung, für unsere Zu­
kunft, für unsere Arbeitsplätze usw. Wir müssen in unserem 
Heilmittelgesetz klar zum Ausdruck bringen, dass wir diese 
Spitzenposition, die die Schweiz einnimmt, behalten wollen. 
Noch ein Wort zu den Antragen Menetrey-Savary: Sie kön­
nen das Heilmittelgesetz auch nicht überladen. Die Präven­
tion ist heute in erster Linie Aufgabe der Kantone. 
Bestrebungen sind im Gange, möglicherweise ein Präventi­
onsgesetz auf Bundesebene zu schaffen. Im Betäubungs­
mittelgesetz gibt es diesen Zielgedanken - dieses Gesetz 
werden wir ohnehin revidieren. Dies können Sie jetzt aber 
nicht alles auch gerade noch in das Heilmittelgesetz packen. 
Dazu fehlen übrigens auch die Ausführungsbestimmungen 
im Gesetz selber. Der Zweck, den Sie hier vorschlagen, 
wurde also im Gesetz in der Folge gar nicht aufgenommen. 
Wenn Sie die Nebenwirkungen ansprechen, Frau Menetrey, 
dann gibt es da Immerhin ein Problem. Die Vermeidung von 
Nebenfolgen führt dazu, dass die Entwicklung eines Medika­
mentes heute enorm viel kostet, weil eben auch klinische 
Versuche usw. gemacht werden müssen, damit die Sicher­
heitsanforderungen erfüllt werden. 
Es gibt immer noch Nebenwirkungen; ich glaube aber, dass 
die schweizerische Pharmaindustrie so erfolgreich ist, weil 
es ihr eben gerade gelingt, die Nebenwirkungen auf einem 
sehr tiefen Stand zu halten. Unsere Heilmittel sind eben si­
cher, auch wenn es keine absolute Sicherheit gibt. Dies wird 
durch unsere Heilmittelkontrolle auf einem Weltniveau - dies 
muss man sagen - gewährleistet. 
Auch in Bezug auf das Problem der Haftung hat die Kommis­
sion, wie Frau Goll es zu Recht hervorgehoben hat, mit 21 
zu 1 Stimmen in Artikel 80a klare und weit reichende Haf­
tungsbestimmungen verankert. Auch eine strenge Haftung 
bewirkt natürlich, dass Schaden bzw. Sicherheitsrisiken re­
duziert werden. Wir sind zusammenfassend der Meinung, 
dass wir Ihren Bedenken - so weit man sie in diesem Ge­
setz berückSichtigen kann - durchaus Rechnung getragen 
haben. 
Zum Schluss noch ein Wort zur Hochpreisinsel Schweiz; 
auch dieses Phänomen ist angesprochen worden. Dieses 
Argument ist ebenfalls etwas zu relativieren - wenn es auch 
stimmt, dass es Ausreisser nach oben gibt, Medikamente, 
die in der Schweiz zu teuer sind. Da aber wurden Korrektu­
ren bereits eingeleitet. Bei den Preisen ab Fabrik sind die 
Unterschiede sodann schon sehr viel geringer; besonders 
gibt es bei neu entwickelten Medikamenten, die auf den 
Markt kommen, Im europäischen Quervergleich praktisch 
keine Preisunterschiede. Da sind die Preise ab Fabrik in der 
Schweiz nicht mehr viel höher als Im Ausland. Das Problem 
besteht also vor allem im Bereich der gängigen, älteren Me­
dikamente. Da wird man - dies tun wir ja auch - in der sozia­
len Krankenversicherung die nötigen Korrekturen vorneh­
men. 
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Dies sind unsere Auffassungen zum Zweckartikel, der bei 
der Anwendung des Gesetzes einen grossen Stellenwert 
haben wird. Wir sind der Meinung, dass wir mit unserer For­
mulierung alle Elemente, die von Bedeutung sind, im Zweck­
artikel verankert haben. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: Le pro­
jet du Conseil federal definit dans I'artiele 1 er les princlpaux 
buts de la loi qui sont, essentIellement, la protectlon de la 
sante de I'etre humaln et des animaux, par un approvision­
nement en produits therapeutiques de quailte, sOrs et effica­
ces, et par I'utilisation correcte de ces prodUlts par des 
consommateurs proteges contre la tromperie. Aces buts ge­
neraux, la majorite de la commission a prefere un elargisse­
ment des buts de la loi: les notions d'utilisation appropnee, 
d'approvisionnement en produits therapeutiques et de con­
seil so nt introduites dans la version de la majonte. Le nouvel 
alinea 3 comporte des pnncipes d'executlon concernant la 
mise au POint d'ordonnances et leur application dans cha­
que cas. La majorite de la commission souhaite en outre 
que les princlpes d'execution qui etaient contenus dans 
I'avant-projet soumis a la procedure de consultatlon soient 
reintroduits. Le texte se rapproche ainsi de I'initiative popu­
laire "pour un approvisionnement en medicaments sOr et 
axe sur la promotion de la sante .. , initiative, comme vous le 
savez, pnncipalement soutenue par les pharmaciens. 
La minorite de la commisslon, a laquelle j'appartiens, re­
nonce acette formulation en disant que la question qUI se 
pose est de savoir si les elements enumeres par I'article 
enon9ant le but sont concretement repris dans le texte. Dans 
le cas contraire, ils reste nt lettre morte. La loi sur les produits 
therapeutlques est con9ue en tant que loi de police sanitaire 
et ne regle pas, aux yeux de la minorite, les questions d'ap­
provisionnement. SI la volonte est d'introduire des principes 
d'execution dans la loi, celle-ci ne dOlt pas I'etre dans I'artlele 
enon9ant son but, mais dans un artiele separe. 
En ce qui concerne les propositions Individuelles de Mme 
Menetrey-Savary, elles visent a la prevention des effets ne­
fastes de I'utilisation de certains produits. Elles n'ont pas ete 
discutees par la commission, mais elles sont en revanche 
cheres a mon coeur. Je voudrais dire que si eil es peuvent, 
contrairement a ce qU'a dit le rapporteur de langue alle­
mande, entrer dans la loglque d'une precision des buts, 
donc sans creer de probleme par rapport aux amendements 
de la majorite de la commission, je trouve pour ma part 
qU'elles sont trop precises dans le cadre du but tel qu'il fi­
gure dans le projet du Conseil tederal. En ce sens, ces pro­
positions ne devraient pas etre integrees au projet du 
Conseil federal. 
Et, enfin, une remarque redactionnelle au sujet de la version 
franc;:aise: si la proposition de minonte I'emporte, il faut alors 
remplacer "I'homme» par "I'etre humaln». 

Weyeneth Hermann (V, BE): Seit ich Mitglied dieses Rates 
bin, habe ich bei verschiedenen Gelegenheiten immer wie­
der gehört, dass es wichtig sei, dass man die Grenze öffne, 
dass der Wettbewerb spiele, insbesondere auch bei Nah­
rungsmitteln. Nun stelle ich bei dieser Heilmittelvorlage fest, 
dass man sagt: Das ist ein besonderes Produkt, eine beson­
dere Kategorie von Produkten, die der besonderen Regle­
mentierung bedürfen. Das mag mir ein Stück weit einleuch­
ten. Ich bin allerdings der Meinung, mit den heute geltenden 
Vorschriften selen in der Schweiz produzierte Nahrungsmit­
tel auch Heilmittel. Aber das ISt eine Nebenbemerkung. Hin­
gegen fällt mir auf, dass man eine andere Elle In Bezug auf 
die Messbarkeit dieser Vorgänge ansetzt, wenn es um Haft­
pfllchtfragen oder um Bestimmungen für die Werbung geht. 
Wie erklären Sie sich diese Unterschiede? 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Herr Weyeneth, 
es gilt, mit Augenmass die richtigen Regeln für ein besonde­
res Produkt zu definieren. Das Ist eine vielschichtige Auf­
gabe, und Sie haben jetzt Verschiedenes herausgegriffen. 
Ich komme auf den Ihnen besonders am Herzen liegenden 
Bereich der Landwirtschaft zu sprechen: Was wir eben nicht 
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wollen, ist ein Zustand, wie er in Amerika vorherrscht. Da 
können Sie in Kansas beispielsweise in ein Geschäft gehen, 
wo Hamburger und landwirtschaftliche Produkte verkauft 
werden, und gleichzeitig liegt noch ein ganzes Medikamen­
tensortiment zum Verkauf an die Landwirte auf. Die Kund­
schaft kann diese Tierarzneimittel einfach einpacken wie 
irgendeine Ware; wir finden, das sei falsch. Wir möchten, 
dass im Arzneimittelbereich ganz klare Spielregeln für die 
Zukunft gelten, die übngens bis anhin auch schon gegolten 
haben, aber einfach auf kantonaler Ebene. Jetzt werden sie 
vereinheitlicht und gebündelt. Auf die Frage der Haftung 
werden wir bei Artikel 80a zurückkommen und darüber dann 
Im Detail sprechen können. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Cette premiere discus­
SI on porte sur la formulation de I'artiele 1 er et nous sommes 
heureux qu'une minorite alt repris la proposition du Conseil 
federal. Dans un articie qui fixe le but de la loi, il faut vrai­
ment exprimer celui-ci de la fac;:on la plus concise et la plus 
synthetique possible et renoncer ades principes portant sur 
I'execution de la loi de fac;:on generale. C'est dans les arti­
eies precls ou nous devons dire quelque chose dans le ca­
dre de la delegation de competence au Conseil federal que 
nous devons dire ce que nous voulons que le Conseil federal 
puisse faire. Les pnncipes generaux enonces a I'alinea 3 -
c'est la que reside la difference entre les proposItions de 
majorite et de minorite -, formules de fac;:on aussi abstraite, 
ne slgmfient en fait rien qui nous permette ensuite dans la 
pratlque, de fa90n concrete, face a une mesure a appliquer, 
de dire ce que nous devons faire. 
Je vous invite a soutenir la propOSition de minorite. 
Que signifie, par exemple, de dire que des conditions favora­
bles doivent etre prevues pour la recherche et le developpe­
me nt dans le domalne pharmaceutlque? Nous aurons 
I'occasion d'en parler. Nous en parlerons en relation avec 
les importations paralleles, par exemple. La discussion sera, 
je pense, vigoureuse. Je ne suis pas sOre que tous ceux qui 
militent ici pour que I'on inscrive I'alinea 3 lettre b dans la loi 
seront fideles, dans le sens de quelque chose de particulie­
rement favorable a la recherche et au developpement dans 
le domaine pharmaceutique, lorsque nous discuterons des 
problemes concrets. Donc, ces pnncipes generaux d'appli­
cation auront beaucoup plus de force et la discusslon que 
nous menerons la-dessus sera beaucoup plus serieuse SI 
nous la menons dans les differents cas qui nous interessent. 
Dans ce sens-la, I'originailte premiere de celte proposition, 
c'est I'alinea 3 que nous considerons comme inutile, a cause 
des difficultes d'appllcation pratlque. 
A I'alinea 2, nous ne conslderons pas que I'amelioration ap­
portee soit importante ou qu'il y ait quelque chose de nou­
veau, meme si Mme Meyer Therese parlait de la lettre c. Ce 
qui est nouveau n'est, en falt, pas praticable. Ce n'est pas 
une loi qui nous permettra de garantir dans I'ensemble du 
pays une distribution de medicaments en tout temps, parce 
que, pour cela, il faudrait un systeme d'lntervention de l'Etat 
dans la distribution, ce qui n'est pas prevu. On est donc de 
nouveau dans un dom ai ne general qui ne connaitrait pas 
d'application pratique. Donc, je dirais donc qu'ici le moins est 
mieux et qu'iI vaut mieux se concentrer sur I'objectif lui­
meme qui est evident, c'est-a-dire proteger la sante de 
I'homme et des animaux, et c'est la que ces produits ont 
quelque chose de particulier, reellement. En effet, dans la 
mesure ou Ils agissent directement sur la sante, i1s peuvent, 
dans tous les cas, avoir des effets nefastes sur la sante, qu'i1 
s'agisse d'effets secondalres ou de mauvaise utllisation. Cet 
objectif de protec!ion de la sante peut etre altein! par la qua­
Iile des produits - lettre a - et par I'utilisation correcte de ces 
produits - leltre b. 
En ce qui concerne la proposition Menetrey-Savary, nous 
considerons que I'objectif qu'elle souhaite poursuivre a la 
leltre b, c'est-a-dire la lutte contre les abus, est mentionne, 
mais nous n'avons pas, dans la lai, les instruments de pre­
vention ou de therapie pour des personnes qui abusent des 
medicaments, Instruments qui seraient necessaires pour 
realiser ce principe. Nous voulons les avolr ailleurs, comme 
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vous le savez, dans une loi que nous esperons faire tot ou 
tard, permettant de lutter contre les produits engendrant la 
dependance, quels qu'ils soient, et nous y travaillons en pa­
rallele avec la loi sur les stupefiants. 
Nous considerons donc que ce ci n'est pas necessaire dans 
cette 101. Si, malheureusement, vous en decidiez amsi, nous 
ne disposerions pas ensuite des instruments pour le faire. 
Le simple enonce du principe nous paraTt insuffisan!. 
Les autres proposItIOns vont dans le meme sens. Ce n'est 
pas une loi qui va nous permettre d'agir pour que la recher­
che et la production de medicaments accessibles a des po­
pulations a faible pouvolr d'achat pour lutter contre des ma­
ladies rares puissent etre favorisees. Nous avons la d'autres 
lois, et nous aurons une discussion sur ce sUjet sur la base 
d'une intervention personnelle dont I'auteur est M. Guisan 
pendant cette session. Comment developper la recherche 
pour ce qu'on appelle les medicaments orphelins? Com­
ment ve~ler a ce que des reponses ades maladles rares 
soient trouvees a la fois sur le plan de la recherche scienti­
fique, de I'acces aux soins et du financement de ceux-cl? 
Cela doit etre regle dans le cadre de la LAMal, et nous nous 
y sommes atteles. 
Tout en comprenant bien les arguments de Mme Menetrey­
Savary et en la felicitant pour la mamere dont elle a decrlt le 
probleme des dependances aux medicaments, je ne peux 
que vous inviter a rejeter ses propositions. 
L:avantage du projet du Conseil federal est aussi de bien ar­
ticuler la protection de la sante et la protectlon contre la 
tromperie. Pour reprendre la comparaison avec les produits 
alimentaires, a laquelle M. Weyeneth etait sensible, I'effort 
numero un dans le cas des prodults alimentalres est de pro­
teger contre la tromperie, PUlS de veiller a ce que les pro­
duits ne soient pas malsams. Ici, la prionte numero un, c'est 
la sante de I'etre humain et des animaux. Ces produits sont 
potentiellement nocifs, tous, parce qu'ils agissent sur les 
equilibres physiologiques. La protection contre la trompene 
est, dans ce domaine, une obligation annexe. On ne peut 
pas mettre sur le marche des produits qui trompent le con­
sommateur. Dans ce sens, je pense qu'iI y a un bon equilibre 
entre les objectifs. 
Je vous prie de soutemr la proposition de minorite. 

Egerszegi-Obrist Christine (R, AG): Die Formulierung der 
Kommissionsmehrheit lehnt sich an den Vorentwurf zum 
Heilmittelgesetz an. Dieser Vorentwurf wurde uberall mit 
grossem Wohlwollen gutgeheissen. Was hat Sie denn dazu 
bewogen, die in unseren Augen sehr restriktive Fassung zu 
wählen, die nur die Sicherheit und der Schutz vor Tau­
schung beinhaltet? 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: La procedure de con­
sultation etalt effectlvement plus large. Mais je crois qu'iI est 
essentiel de vOlr premierement, les reactions I'ont d'ailleurs 
montre, que mettre au niveau des objectifs des elements qUI 
ensuite ne se traduisent pas dans la loi par des dispositions 
pratiques, n'est que proclamations. Proclamations parfois 
Inutiles lorsqu'elles peuvent donner lieu ades contradictions. 
Deuxlemement - vous venez de voir que je re<;:ols un mes­
sage gräce a mes collaborateurs qui ont aussi falt le travail 
d'analyse de la procedure de consultatlon -, il Y a eu une cri­
tique generale de notre projet: c'etait sa longueur. Donc, la 
premiere chose que nous avons faite, c'etait d'enlever ce qui 
etait inutile, et ces proposItions I'etaien!. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Herr Steinegger 
feiert heute seinen Geburtstag. Wir gratulieren ihm herzlich. 
(Beifall) 

Abs. 1-AI. 1 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre preliminaire 
Für den Antrag der Minderheit .... 123 Stimmen 
Für den Antrag Menetrey-Savary .... 42 Stimmen 
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DefmitlV - Definitivement 
(namentlich - nomlnatif; Beilage - Annexe 99.020/237) 
Für den Antrag der Mehrheit .... 106 Stimmen S· I f "81'r 
Für den Antrag der Minderheit .... 65 Stimmen / e..k. e. '" 

Abs. 2-AI. 2 ~./ ('. 
Abstimmung - Vote /, /f , 
Für den Antrag der Mehrheit .... 147 Stimmen 
Für den Eventualantrag MenetreY-Savary .... 24 Stimmen 

Abs. 3-AI. 3 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 119 Stimmen 
Für den Eventualantrag Menetrey-Savary .... 49 Stimmen 

Art. 2 
Antrag der KommIssion 
Mehrheit 
Abs.1 

a. den Umgang mit Heilmitteln (Arzneimitteln und Medizin­
produkten), insbesondere .... 

Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Vallender, Borer) 
Abs.1 

a. den Umgang mit Heilmitteln (Arzneimitteln und Medizin­
produkten), insbesondere .... 

c. gentherapeutische Heilverfahren, soweit .... 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 2 
Proposition de la commission 
Majorite 
AI. 1 

a. aux operations en rapport avec les produits therapeu­
tiques (medicaments et dispositifs medicaux), notamment a 

AI. 2 
Adherer au projet du Consei/ federal 

Minorite 
(Vallender, Borer) 
AI. 1 

a. aux operations en rapport avec les produits therapeu­
tiques (medicaments et disposltifs medicaux), notamment a 

c. les procedes de therapie genique, pour autant .... 
AI. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Vallender Dorle (R, AR): Der Entwurf will Heilverfahren, so­
weit sie in unmittelbarem Zusammenhang mit Heilmitteln 
stehen, mittels Verordnung einschranken können. Diese 
Blankodelegation an den Bundesrat ist aus mindestens drei 
Grunden abzulehnen: 
1. Das Hei/mittelgesetz soll Herstellung, Zulassung und Ver­
trieb von Arzneimitteln und Medizinprodukten regeln. Sofern 
also bestimmte Heilverfahren zur Anwendung gelangen, die 
in unmittelbarem Zusammenhang mit Heilmitteln stehen, un­
terliegen die eingesetzten Arzneimittel und Medizinprodukte 
bereits dem Heilmittelgesetz. Es ist daher nicht einzusehen, 
warum Artikel 2 Absatz 1 Litera c auch noch Heilverfahren 
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selber mit einbezieht. In der Schweiz gehen wir von der The­
rapiefreiheit der Medizinalpersonen aus. Alles andere wäre 
ein s~hwerwiegender Eingriff In die Berufsausübungsfreiheit 
von Arzten und Therapeuten, notabene ohne Verfassungs­
grundlage. Wenn der Bundesrat also die Therapieverfahren 
regeln möchte, dann muss er einen entsprechenden Ge­
setzentwurf vorlegen, nicht aber dieses Problem auch noch 
sachfremd im Heilmittelgesetz regeln wollen. 
2. Die offene Formulierung von Absatz 1 Litera c lässt zu­
dem durch Verordnung weitere unvorhersehbare Einschrän­
kungen zu. Dies ist abzulehnen. Gemäss Artikel 164 BV 
muss alles Wichtige im Gesetz selber stehen. Es geht nun 
nicht an, dass durch bundesratliche Verordnung weitere 
Therapien wie beispielsweise komplementärmedizinische 
Heilverfahren ausgeschlossen werden könnten. Dem Ver­
ordnungsgeber würde damit ein Beurtellungs- und Eingriffs­
recht in die Hände gelegt, das seinesgleichen suchen 
würde. 
3. Eine derartige Regelung greift auch in die Hoheit der Kan­
tone ein. Bekanntlich können die Kantone selber bestimmte 
Berufsarten wie die der Naturheilarzte regeln. Die vom Bun­
desrat vorgesehene Regel würde dieses in der Bundesver­
fassung den Kantonen vorbehaltene Recht nun plötzlich 
unterlaufen. Das Ist abzulehnen. 
In der Kommission wurde mir entgegengehalten, dass die 
offene Formulierung nötig sei, weil dann auch noch neue, 
heute unbekannte therapeutische Möglichkeiten erfasst wer­
den könnten. Auch dieses Argument uberzeugt nicht. Die 
Forschung geht auch in der Medizin weiter. Deswegen 
schon heute quasI prophylaktisch eine Blankodelegation an 
den Bundesrat vorzunehmen, ist in einem gewaltenteiligen 
System nicht rechtsstaatlich und widerspricht unserer Bun­
desverfassung. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit zu unterstützen. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die SP-Fraktion 
und die FDP-Fraktion teilen mit, dass sie die Mehrheit unter­
stützen. Die SVP-Fraktion teilt mit, dass sie die Minderheit 
unterstützt. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: Quel­
ques mots sur la proposition de minorite Vallender, qui vou­
drait que les therapies naturelles qui n'ont pas de lien direct 
avec des medicaments ne lombent pas sous le coup de la loi 
sur les produits therapeutiques. Toutefois, le defaut de cette 
proposition est qu'elle ne sort pas seulement les therapies 
naturelles du champ d'application de la loi sur les produits 
therapeutiques, mais egalement tous les procedes qui ne 
sont pas des procedes de therapie genique et qui pourraient 
iHre developpes 03. I'avenir, alnsi que, par exemple, les essais 
cliniques ou les medicaments non standardisables. 
11 est important de relever ici qu'on ne vlse pas, 03. la lettre c, 
la medecine naturelle, celle qu'on qualifie parfois de mede­
eine de grand-maman, mais qu'il s'agit simplement de dispo­
ser d'un moyen d'intervention sur les procedes particuliers 
comme, par exemple, ceux qui recourent 03. I'utillsation d'or­
ganismes vivants dans la virologie ou la microblologie. Les 
indications fournies par J'admlnistration montrent bien que, 
par procedes therapeutiques, on entend tous les procedes 
dans lesquels on ne peut pas dissocier le produit therapeuti­
que de son emploi, mais que ya ne veut pas dire que les 
procedes therapeutiques touchent 03. la therapie elle-me me 
ou 03. d'eventuelles exigences en matiere d'exereice de la 
profession. 
Je vous invlte donc vivement 03. soutenir la proposition de 
majorite. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Die Minderheit 
Vallender mochte, was die Heilverfahren anbelangt, den Gel­
tungsbereich dieses Gesetzes ausschliesslich auf genthera­
peutische Heilverfahren beschränken. Damit würden andere 
Heilverfahren ausgeschlossen. 
Vorweg, Frau Vallender - das sei auch zuhanden der Mate­
rialien klargestellt -: Die Mehrheit will mit dem Geltungsbe­
reich, den sie vorschlagt, nicht die Naturheilverfahren, also 
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die Volksmedizin, die Hausmedizin, regeln. Sie sollen wei­
terhin ausgeschlossen und ihre Regelung soll den Kantonen 
vorbehalten bleiben. Das Problem ist einfach, dass bei eini­
gen Therapien nicht immer eindeutig festgestellt werden 
kann, ob es sich um ein Heilverfahren oder um das Abgeben 
eines Heilmittels handelt. Damit keine Regelungslucke ent­
steht, sollen eben nur solche Heilverfahren unter das Heil­
mittelgesetz fallen, in denen Heilmittel zum Einsatz kommen. 
Zusatzlich soll neu auch die somatische Gentherapie als 
Heilverfahren erfasst werden. Das ISt das erste Mal der Fall; 
aufgrund der Gen-Lex-Motion sind die gentherapeutischen 
Verfahren nicht geregelt worden. Jetzt unterstellen wir diese 
Verfahren dem Heilmittelgesetz. 
YYir sind also zusammenfassend der Auffassung, dass die 
Angste der Minderheit Vallender betreffend die Naturheilver­
fahren unbegründet Sind, dass aber das Erfassen der Gen­
therapie notwendig ist, da sonst die Ziele des Gesetzes im 
Bereiche der Heilverfahren nicht erreicht werden können. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Tout a ete dit. J'alme­
rals tout simplement vous encourager 03. soutenlr la proposi­
tion de la maJorite de la commlssion et le projet du Conseil 
federal, et non pas seulement vous demander de le faire. 11 
s'agit vraiment d'un domalne ou la therapie, eta nt directe­
ment combinee 03. I'utilisation d'une substance quelle qu'elle 
soit, doit pouvolr tomber sous le champ d'application de 
cette 101. C'est bien de ce la qu'il s'agit. Ce n'est pas une re­
giementation particullere, c'est le champ d'application de la 
loi. 11 est c/alr que des pratiques medicales qUI reposent di­
rectement sur I'utilisation de produits therapeutiques doivent 
entrer dans le champ d'application de cette loi. 
Donc, je crois qu'il y a 103. des interets de medeeine naturelle, 
qUI s'expriment dans cette proposition de mlnorite Vallender, 
qui sans doute se sentent attaques, alors qu'ils ne le sont 
pas. Dans la mesure ou toutes les formes de medecine sont 
intriquees dans I'acte therapeutique et dans I'utilisatlon du 
produit, iI faut bien que cela tombe dans le champ d'applica­
tion. 
Je vous demande donc instamment de soutenir la proposi­
tion de la majonte de la commission. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nomrnatif: Beilage - Annexe 99.020/241) 
Für den Antrag der Mehrheit .... 100 Stimmen C • • 1. _ J ~'r 
Für den Antrag der Minderheit .... 49 Stimmen ...>1 ~ v-: 
Art. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
(die Änderung betnfft nur den französischen Text) 

Art. 3 
Proposition de la commission 
.... la sante de I'etre humain et des animaux. 

Angenommen - Adopte 

Art. 4 
Antrag der KommiSSion 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 5 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 

510" 120 

Der Bundesrat regelt die Ausnahmen von der Bewilligungs­
pflicht. Er kann insbesondere: 
a. die Herstellung von Arzneimitteln nach Formula magistra­
lis, nach Formula officinalis, nach eigener Formel, nach der 
Pharmakopöe oder nach einem anderen vom Institut aner-
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kannten Arzneibuch oder Formularium (Art. 9 Abs. 2 Bst. a, 
bund c, Art. 14 Abs. 1 Bst. c) einer kantonalen Bewilligungs­
oder Meldepflicht unterstellen; 

Antrag Leu 
Abs.3 
Die Herstellung von Tierarzneimitteln nach Formula magls­
tralis für den Einsatz bel Tieren, die der LebensmIttelgewin­
nung dienen, ist dem Institut zu melden. 

Art. 5 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 2 
Le Conseil federal regle les derogations au regime de I'auto­
risation. 11 peut notamment: 
a. soumettre a une autorisation cantonale ou a I'obligation 
d'annoncer la fabrication de medicaments d'apres une for­
mule magistrale, une formule officlnale, une formule propre a 
I'etablissement, conformement a la Pharmacopee ou a une 
autre Pharmacopee ou a un Formularium reconnus par I'ins­
titut (art. 9 al. 2 let. a, b et c, art. 14 al. 1 er let. cl; 

Proposition Leu 
AI. 3 
11 Y a lieu d'annoncer a I'institut la fabncation d'apres une for­
mule magistrale de medicaments veterinalres destines ades 
animaux servant a la production de denrees alimentaires. 

Leu Josef (C, LU): Mit der Einführung eines zusätzlichen 
Absatzes 3 geht es mir darum, dass Maglstralrezepturen im 
Vetennärbereich nicht die Umgehung einer Registrierung er­
möglichen. Maglstralrezepturen zur Anwendung bei Tieren, 
die der Lebensmittelgewinnung dienen, sollen grundsatzlich 
nur in Ausnahmefällen möglich sein. Eine Ausnahme im Ein­
zelfall wäre demnach möglich, wenn ein vergleichbares Prä­
parat fehlt und eine fachlich korrekte Begründung für den 
Einsatz des vorgesehenen Arzneimittels vorliegt. Magistral­
rezepturen wie auch die Umwidmung sollen also Ausnah­
men bleiben und erst angewendet werden, wenn die 
ordentliche Zulassung und das vereinfachte Zulassungsver­
fahren den Bedürfnissen nicht genügen. 
Bedenken Sie, dass jede Anwendung von Arzneimitteln bei 
Nutztieren immer auch den Schutz von Konsumentinnen 
und Konsumenten bzw. die Lebensmittelsicherheit betrifft. 
Die Tatsache, dass hoch sensible Bereiche wie Konsumen­
tenschutz, Tierschutz und auch Umweltschutz betroffen 
sind, unterscheidet den Arzneimitteleinsatz bei Tieren deut­
lich von der Arzneimittelabgabe im Humanbereich. 
Ich bitte Sie im Interesse der Lebensmittelsicherheit, diesen 
Antrag zu unterstützen. 

Sommaruga Simonetta (S, BE): Im Namen der SP-Fraktion 
muss ich Sie bitten, diesen Antrag abzulehnen, und ich 
möchte die weiteren Anträge im Zusammenhang mit den 
Tierarzneimitteln auch zur Ablehnung empfehlen. Ich finde 
das Anliegen von Herrn Leu - auch Herr Ehrler wird noch ei­
nen Antrag stellen - ausgezeichnet und kann es aus Konsu­
mentensicht nur gutheissen. Wenn wir uns trotzdem für die 
Ablehnung des Antrages entschieden haben, so hat dies fol­
gende Gründe: 
Ich finde es heikel, wenn wir im Heilmittelgesetz nun plötz­
lich Tierarzneimittel speziell behandeln, wo sonst doch ei­
gentlich humanmedizinische Arzneimittel und Tierarzneimit­
tel gemeinsam gemeint sind. Wenn wir nun plötzlich einen 
Unterschied machen, stellt sich bei jenen Bestimmungen, 
wo Mensch und Tier nicht separat genannt Sind, die Frage, 
ob hier tatsächlich Tier und Mensch gemeint sind oder nicht. 
Wir durchbrechen also eine Systematik, die im Heilmittelge­
setz besteht, wonach überall, wo nicht ausdrücklich zwi­
schen Mensch und Tier unterschieden wird, sowohl humane 
Arzneimittel wie tiermedizinische Heilmittel gemeint sind 
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Der andere Grund, weshalb wir diesen Antrag ablehnen, ist 
folgender: Wir haben im Heilmittelbereich sowohl bei den 
Tierarzneimitteln wie bel den humanmediZinischen Arznei­
mitteln die Kompetenz für die Ärztinnen und Ärzte, für die 
Tierärztinnen und Tierärzte und für die Apothekerinnen und 
Apotheker an die Kantone delegiert. Wenn wir das durchbre­
chen, durchbrechen wir das ganze Pnnzip. Wenn plötzlich 
der Tierarzt Jedes einzelne Rezept dem Institut melden 
muss, dann haben wir eine Kompetenzverlagerung, die nicht 
geregelt ist und die das ganze PrinzIp des Heilmittelgeset­
zes durchbricht. 
Ich kann Ihnen versichern, dass sowohl von Konsumenten­
seite wie auch von Seite unserer Fraktion das Anliegen, das 
hier vertreten wird, ganz vehement unterstützt Wird. Es ist 
aber nicht der richtige Zeitpunkt und der richtige Ort, um das 
zu regeln. Es ist mir also absolut wichtig zu betonen, dass 
das Anliegen auf offene Ohren stösst. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Wie es Frau 
Sommaruga bereits dargelegt hat, wird mit diesen Anträgen 
- es kommen Ja dann noch weitere dazu - eine besondere 
Behandlung des Bereichs der Abgabe von Arzneimitteln an 
Tiere, insbesondere an Nutztiere, angestrebt. Wir haben 
über diese Problematik in der Kommission nicht beraten 
konnen, und es ISt schon von daher sehr gewagt, nun ganz 
neu in einem Bereich zu legiferieren, der auch die Systema­
tik des Gesetzes betreffen könnte. 
Ich würde Sie also bitten, hier schon aus Gründen der Vor­
sicht und der sorgfältigen Gesetzgebung davon abzusehen, 
etwas ubers Knie zu brechen, dessen Konsequenzen nicht 
durchschaubar sind, auch wenn wir von der Kommission aus 
Sicher gewisse Sympathien für das Anliegen von Herrn Leu 
haben. 
Wir wissen Ja, dass die Verfügbarkeit von Tierarzneimitteln in 
ganz Europa etwas beschränkt ist. Das ist ein Thema, und in 
einem kleinen Markt wie der Schweiz gehen im Veterinär­
sektor wichtige therapeutische Substanzen eventuell verlo­
ren, wenn der Registrierungsaufwand solcher Mittel und 
Substanzen zu hoch ist. Aber Sie haben auch gesehen: Die 
Ausscheidung der kantonalen und der Bundeskompetenzen 
betrifft ja gerade diese Grenzziehung. Wir möchten, dass in 
dem Bereich, wo kleine Mengen an Substanzen in Frage 
stehen, den Kantonen die Freiheit belassen wird, hier die 
Abgabe, Kontrolle und Zulassung zu regeln. Ich bin deshalb 
nicht sicher, ob der Antrag Leu nicht sogar kontraproduktiv 
wirken würde. 
Ich bitte Sie also im Namen der Kommission, die dieses 
Thema nicht diskutiert hat, den Antrag Leu und seine weite­
ren Anträge mit der gleichen Stossrichtung abzulehnen. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: En 
complement a ce que vient de dire M. Suter, j'aimerais seu­
lement encore insister sur le fait que, la discussion n'ayant 
pas eu lieu, mais comme nous sommes le premier Conseil, 
SI des propositions de ce type-la devaient iHre traitees se­
rieusement, iI faudrait qu'elles le soient dans la commission 
du Conseil des Etats. 
C'est la raison pour laquelle je vous invlte a rejeter la propo­
sition Leu, ainsi que toutes celles qUi fant reference a la 
mame problematique. 

Leu Josef (C, LU): Ich möchte den Wunsch anbringen, dass 
man diese Angelegenheit im Ständerat noch einmal gründli­
cher überprüft. Ich denke, dass der Bereich Lebensmittelsi­
cherheit und Arzneimitteleinsatz ein Problem darstellt, dem 
wir genügend Rechnung tragen müssen, damit wir nicht in 
der Landwirtschaft auf der Produzentenseite jeweils wieder 
mit Skandalen konfrontiert werden, die dann allen schaden. 
Ich möchte diesen Wunsch deponieren und Sie, Frau Bun­
desrätin, anfragen, ob Sie hierzu Hand bieten könnten. Ich 
wäre dann bereit, den Antrag zurückzuziehen. 

Dreifuss Ruth, conseiliere federale: Monsieur Leu, vous 
avez mis en evidence un point important: celui des tralle­
ments admlnistres aux animaux et dont les substances vont 
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se retrouver dans la chalne alimentaire, dans les denrees 
destinees a I'homme. Nous devons avoir la POSSlbllite d'ana­
Iyser ou pourraient se trouver les problemes tout au long de 
cette chaine alimentalre. Cette question sera reprise au 
Conseil des Etats. Je vous remercie par avance de retirer 
votre proposition, parce que je trouverais dommage d'etre 
obligee de dire que Je ne la comprends pas et qu'elle n'est 
pas au bon endroit dans le projet de 101. Nous ferons un tra­
vail soigne dans la sUite du traitement du projet. 

Abs. 1,2-AI. 1,2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3 -AI. 3 

Präsident (Seiler Hanspeter, Prasident): Herr Leu Zieht sei­
nen Antrag zu Absatz 3 zurück. 

Art. 6 
Antrag der KommissIon 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Pel/i 
Abs.2 
Das Institut lässt in einer Inspektion prufen, ob .... 

Art. 6 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Pe/li 
AI. 2 
L'institut fait verifier, par une inspection .... 

Abs. 1 -AI. 1 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Präsident (Seiler Hanspeter, Prasident): In Absprache mit 
dem Antragsteller, Herrn Pelli, schlagen wir Ihnen vor, die 
definitive Beschlussfassung über die Artikel 6 und 28 zu­
ruckzustellen, bis wir über Artikel 59 entschieden haben. -
Sie sind damit einverstanden. 

Verschoben - Renvoye 

Art. 7, 8 
Antrag der KommissIon 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
PropositIon de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 9 
Antrag der KommIssion 
Abs. 1,3,4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Keine Zulassung brauchen: 
a. Arzneimittel, die in einer öffentlichen Apotheke, in einer 
SpItalapotheke oder, in deren Auftrag, In einem anderen Be­
trieb, der über eine Herstellungsbewilligung verfügt, nach 
ärztlicher Verschreibung fur eine bestimmte Person oder für 
einen bestimmten Personenkreis oder für ein bestimmtes 
Tier oder einen Tierbestand hergestellt werden (Formula 
magistralis); 
b ..... und für die Abgabe an die eigene .... 
c ..... und die für die Abgabe an die eigene Kundschaft be-
stimmt sind; die Inhaberln der Formel darf einen anderen 
Betrieb mit Herstellungsbewilligung beauftragen, die für die 
Abgabe an die eigene Kundschaft bestimmten Arzneimittel 
herzustellen; 
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f. steht fur eine Krankheit bei einer Tierart kein zugelassenes 
Arzneimittel zur Verfügung, kann der behandelnde Tierarzt, 
sofern keine Sicherheitsanforderungen entgegenstehen, ein 
Arzneimittel, das bei einer anderen Tierart zugelassen ist, In 
eigener Verantwortung umwidmen. 

Art. 9 
Proposition de la commission 
AI. 1,3,4 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 2 
Sont dispenses de I'autorisation: 
a. les medicaments qui sont prepares sur ordonnance medi­
cale par une officine publique, par une pharmacle d'höpital 
ou, sur mandat de ce lies-ci, par un autre etablissement titu­
lai re d'une autorisation de fabrication, et qui sont destines a 
une personne ou a un cercle de personnes determine ou a 
un animal ou a un cheptel determine (formule magistrale); 
b ..... iHre remis aux clients .... 
c. . .. qui sont destines a etre remis aux clients de I'etablisse­
ment; le detenteur de la formule peut charger un autre eta­
blissement titulaire d'une autorisation de fabrication de 
fabriquer les medicaments destines a ses propres clients; 

Proposition Leu 
AI. 2 

f. si aucun medicament n'a ete autorise pour traiter une ma­
ladie chez une espece animale donnee, le veterinaire trai­
tant peut, sous sa propre responsabilite et a condition 
qu'aucune exigence en matiere de securite ne s'y oppose, 
utiliser un medicament qui a ete autorlse pour une autre es­
pece. 

Abs.1,3,4-AI.1,3,4 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Herr Leu hat sei­
nen Antrag zu Absatz 2 Buchstabe f zurückgezogen. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art. 10 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Bst. a, b, c, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 1 Bst. abis 
Mehrheit 
abiS. belegen, dass das Produkt im Vergleich zu den bereits 
für die gleichen Indikationen zugelassenen Produkten einen 
therapeutischen oder preislichen Vorteil aufweist; 
MinderheIt 
(Borer, Eymann, Guisan, Hochreutener, Meyer Therese, 
Philipona, Rychen, Schenk) 
Streichen 

Art. 10 
Proposition de la commission 
AI. 1 let. a, b, c, 2 
Adherer au projet du Conseil fecteral 

AI. 1 let. abis 
Majorite 
abiS. apporter la preuve que le produit presente un avantage 
therapeutique ou quant a son priX en comparaison des pro­
duits deJa admis pour les mames indications; 
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Minonte 
(Borer, Eymann, GUisan, Hochreutener, Meyer Therese, 
Phllipona, Rychen, Schenk) 
Biffer 

Borer Roland (V, SO): Die Minderheit beantragt Ihnen, Arti­
kel 10 Absatz 1 Litera abis zu streichen. 
Litera abis wurde durch die Kommission eingefügt und ist 
nicht eigentlich Teil der Gesetzesvorlage, wie sie uns vom 
Bundesrat präsentiert wurde. Wenn wir uns sorgfältig über­
legen, was wir in dieser neu eingefügten Litera abis verlan­
gen, müssen wir uns im Klaren darüber sein, dass wir hier 
sprichwörtlich das Pferd am Schwanz aufzaumen. 
Wir verlangen neu, dass Medikamente und Arzneimittel nur 
zugelassen werden, wenn sie für die gleichen Indikationen 
entweder einen therapeutischen Vorteil, einen preislichen 
Vorteil oder bei des zusammen aufweisen. 
Wir kennen die endlosen Diskussionen, die entstehen, wenn 
man über die Vor- und Nachteile spncht, die nachgewiesen 
werden sollten. Es ist immer auch ein Problem des Nachwei­
ses. Wie kann z. B. ein preislicher Vorteil klar und deutlich 
nachgewiesen oder wie kann dem deutlich widersprochen 
werden, wenn man z. B. die Verpackungseinheiten andert? 
Litera abis wird hier zusatzliche Probleme schaffen. 
Eine weitere Überlegung: Wodurch entstehen preisliche Vor­
teile? Preisliche Vorteile entstehen doch im Wesentlichen 
durch Wettbewerb. Was ist Wettbewerb? Wettbewerb ist 
doch in vielen Fallen der Umstand, dass neben einem beste­
henden Produkt ein neues auf den Markt kommt. Dieses Mit­
einander von Produkten, die auf dem Markt Im gleichen 
Segment auftreten, wird dazu führen, dass preisliche Vor­
teile entstehen. Wenn wir jetzt sagen, es müsse schon zum 
Voraus ein preislicher Vorteil klar dargelegt werden, schaffen 
wir nicht die Möglichkeit, dass der Wettbewerb effektiv spie­
len kann. Wir verhindern Wettbewerb. Es kann doch nicht im 
Sinne des Gesetzgebers sein, solchen Sinnvollen Wettbe­
werb zu verhindern. 
Ich weise nochmals darauf hin: Der Auslöser zur Erarbeitung 
eines Heilmittelgesetzes war die Tatsache, dass wir in unse­
rem Land gesundheitspolizeiliche Richtlinien wollen, und 
nichts anderes. Auf Antrag der Kommissionsmehrheit sollen 
wir nun Bestimmungen einfuhren, die mit Gesundheitspolizei 
überhaupt nicht mehr das Geringste zu tun haben. Wir ha­
ben hier sogar einen Antrag, der eigentlich das verhindert, 
was er erreichen will, namlich Kostendruck gegenüber den 
Produzenten aufzubauen. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie, dieses wettbewerbsfeindliche 
Element nicht in das Gesetz aufzunehmen, der Minderheit 
zuzustimmen und Absatz 1 Litera abis zu streichen. 

Meyer Therese (C, FR): A I'article 10, le groupe democrate­
chretien, a une quasi-unanimlte, soutient la proposition de 
minonte. La version du Conseil federal demande la qualite, 
la secunte et I'efficacite. La version de la majorite demande 
la preuve d'un avantage therapeutique assorti d'un avantage 
economique. Ces conditions cumulatives sont trop draco­
niennes et risqueraient de tuer la concurrence; elles risquent 
aussi de pretenter les interets des patients face a de nou­
veaux medicaments qui auraient de la peine a etre mls sur le 
marche. 
D'autre part, I'autorisation de mise sur le marche est regle 
par la loi sur les prodults therapeutiques que nous exami­
nons en ce moment, mais c'est la 101 sur I'assurance-mala­
die qui regle la prise en charge ou non par la caisse­
maladie. Donc, c'est selon la deuxieme 101 que sera decide 
si un medicament peut etre rembourse par la caisse-mala­
die. 
Je vous Invite a soutenir la proposition de minorite. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die liberale Frak­
tion teilt mit, dass sie die Minderheit unterstützt. 

Egerszegi-Obrist Christine (R, AG): Auch die FDP-Fraktion 
unterstützt den Antrag der Minderheit. Der Antrag der Mehr­
heit, dass man den preislichen oder therapeutischen Vorteil 
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beweisen muss, steht in krassem Widerspruch zu interna­
tionalen Zulassungsvoraussetzungen. Die drei Kritenen «si­
chef», «Wirksam» und «qualitativ unbedenklich» gelten in al­
len Industneländern als gesundheitspolizeilich begrundet 
und sind einzige Zulassungsbedingung. Der Nachweis des 
preislichen oder therapeutischen Vorteils ist auch for­
schungsfeindlich, weil Sich der therapeutische Vorteil erst im 
Laufe der Anwendung herauskristallisiert. Für uns ist es 
wichtig, dass nicht das preisgünstigste Medikament zur An­
wendung kommt, sondern das Wirksamste, weil das wirk­
samste schliesslich oft auch das kostengünstigste ist. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit zu unterstützen. 

Cavalli Franco (S, TI): Ich wäre sehr froh, wenn man hier 
nicht Scheingefechte führen, sondern einfach die Wahrheit 
sagen würde. Das wurde diesem Parlament gut tun. Es gibt 
einen einzigen Grund, der gegen die Fassung der Mehrheit 
spricht - ich anerkenne ihn, man kann Ihm vielleicht sogar 
zustimmen -: Mit dieser Fassung könnten wir Gefahr laufen, 
die Gewinne der Pharmaindustrie zu schmälern. Das 
stimmt. Aber wenn man bereit ist, diese Gefahr in Kauf zu 
nehmen, dann gibt es keine anderen Gründe gegen diese 
Fassung. 
Jeder, der im Spital und in der ambulanten Medizin arbeitet, 
weiss, dass das wirksamste Mittel, um die Kostenexplosion 
im Gesundheitswesen einzudammen, darin bestehen würde, 
die nicht überschaubare Anzahl der zur Verfügung stehen­
den Medikamente auf ein Minimum zu redUZieren und nur 
die Medikamente zur Verfügung zu halten, die wirklich etwas 
nützen. Das haben auch viele Spitäler gemacht. In fast allen 
Schweizer Spitalern gibt es Medikamentenlisten. Man darf 
ausser in wenigen Ausnahmefällen keine anderen Medika­
mente brauchen, und man muss dafür eine spezielle Bewilli­
gung einholen. Denn die Tatsache, dass man früher in allen 
Spitalern alle Medikamente brauchen konnte, wurde als el-

. ner der Hauptgründe erkannt, weshalb die Kosten in den 
Spitälern gestiegen sind. 
Dann sagt man: Ja, der Markt Wird es richten, der Markt rich­
tet alles. Wie ist es in Wahrheit? Nehmen wir Beispiele aus 
Landern, in denen es in bestimmten Situationen keine Zu­
lassungsbeschränkung gibt und man alles dem Markt über­
lassen hat. Ich nehme das Beispiel Italien, wo es jetzt 
Zulassungsbeschränkungen gibt, vorher gab es keine. Als 
man die Zulassungsbeschränkungen einführte und z. B. den 
Nachweis verlangte, dass ein Medikament wirksam ist, 
stellte sich heraus, dass die zehn Medikamente, die am meis­
ten verkauft wurden, sofort aus dem Handel gezogen wer­
den mussten, denn die nützten überhaupt nichts. Aber diese 
Medikamente erzielten die grössten Verkaufszahlen, weil 
der Markt auf diesem Gebiet eben nichts richtet. 
Weiter fragt man uns, wie man einen Preisvorteil beweisen 
kann. Ich habe jahrelang in der Kommission mitgearbeitet, 
die entscheidet, ob ein Medikament von den Krankenkassen 
bezahlt werden soll oder nicht. Wir haben dauernd Preisver­
gleiche angestellt und herausgefunden, ob ein Preisvorteil 
oder ein Preisnachteil besteht. Das ist eine kinderleichte 
Aufgabe. Man fragt, wie man gegenüber einem vergleichba­
ren Medikament einen therapeutischen Vorteil nachweisen 
kann. Das Gleiche gilt hier. Jede ZUlassungsbehörde der 
Welt weiss, wie man das macht. Jeder, der auf diesem Ge­
biet gearbeitet hat, weiss, wie man das macht. 
Und schllesslich sagt man uns: Das macht niemand so. Das 
stimmt nicht. Es stimmt zwar, dass niemand den erwahnten 
Nachweis für alle Medikamente so klar verlangt. Aber im Ge­
gensatz zu dem, was uns sogar die Verwaltung gesagt hat, 
ISt es in den USA so: Bel allen wichtigen Medikamenten ver­
langt die amenkanlsche Zulassungsbehörde FDA, dass ent­
weder ein Preisvorteil oder ein therapeutischer Vorteil 
besteht. Ich kenne den Direktor der FDA sehr gut. Sie kön­
nen in den USA kein Medikament für die Krebsbehandlung 
von den Zulassungsbehörden akzeptieren lassen - für die 
dann sowieso nicht die SOZialversicherungen zahlen müs­
sen, es handelt Sich wirklich nur um eine prinzipielle Zulas­
sung -, wenn Sie nicht einen therapeutischen Vorteil 
nachweisen. 
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Ich bin bereit, Folgendes zuzugeben: Wenn wir der Fassung 
der Mehrheit zustimmen, dann könnten die Gewinne der 
Pharmaindustrie bei Medikamenten, die nichts nutzen, ge­
schmälert werden. Das stimmt. Dann könnten wir da eine 
gewisse Ordnung hlneinbnngen und hätten vielleicht ge­
wisse unnötige Medikamente, die nur die Kosten in die Höhe 
treiben, nicht mehr; das stimmt. Aber das soll man so sagen, 
denn andere Gründe gibt es nicht. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Herr Cavalli, wir wollen hier ja kei­
nen medizinischen Kongress eröffnen. Aber wenn von der 
Wahrheit die Rede ist, dann hätte ich gerne eine Frage an 
Sie gerichtet und gerne eine wahre Antwort erhalten. Hier 
war nur von Profiten die Rede. Die Wahrheit ist doch, dass 
die Fassung der Mehrheit klar patientenfemdlich 1St. Ich hätte 
gerne Ihre Einschätzung zu einem Beispiel: Es gibt Aids-Me­
dikamente - wie gesagt, keine Details -, so genannte Pro­
tease-Hemmer. Davon sind in kurzer Folge ungefähr fünf 
entWickelt worden. Sie sind alle gegen die gleiche Krankheit 
wirksam, sie enthalten den gleichen Wirkstoff und Sind ähn­
lich teuer. Nach dem ersten zugelassenen Protease-Hem­
mer hätte man die vier nächsten gemass dem Mehrheitsan­
trag nicht mehr auf den Markt bnngen können. Es hat sich 
aber gezeigt, dass die Kombination dieser ähnlichen, gleich 
teuren und gegen die gleiche Krankheit anwendbaren Medi­
kamente einen ganz entscheidenden Vorteil gebracht hat. 
Herr Cavalll, müssen Sie nicht zugeben, dass es nach Ihren 
Kriterien nicht mehr möglich gewesen wäre, diese zusatzli­
chen, für die Patienten nützlichen, in Kombinationen ver­
wendbaren Produkte in der SchweiZ einzufuhren, hätten wir 
dem Antrag der Mehrheit zugestimmt? 

Cavalli Franco (S, TI): Nein, Herr Gutzwiller, das gebe ich 
nicht zu, weil das nicht stimmt! Sie wissen ganz genau, dass 
man den Nachweis für einen therapeutischen Vorteil erbrin­
gen kann, indem man zwei Medikamente miteinander ver­
gleicht. Sie können emen therapeutischen Vorteil auch mit 
einer Kombination von Medikamenten nachweisen. Hätten 
Sie mit einer Kombination einen therapeutischen Vorteil 
nachgewiesen, dann wären diese Medikamente zugelassen 
worden! 

Guisan Yves (R, VD): Sans vouloir mettre en doute la vente 
que vous entendez proclamer, est-ce que vous ne croyez 
pas que, pour resoudre les problemes que vous avez evo­
ques, II faut plut6t prescrire selon les modalites ICD (Interna­
tional Chemlcal Denomination), ce qui releve, puisque c'est 
une modallte de prescription, de la LAMal et non pas de la 
loi dont nous discutons maintenant? 

Cavalli Franco (S, TI): C'est vral, mais qu'est-ce que c;:a 
veut dire? Vous savez bien, comme moi, que I'un des proble­
mes dont nous souffrons toujours, a chaque congres medi­
cal, c'est que I'ondemande: pourquoi est-ce qu'iI y aces 
gens qUi vlennent tout le temps et nous font une tete comme 
c;:a en nous proposant des medicaments qui ne servent a 
rien? Sans ces medlcaments qUI ne servent arien et ces 
vendeurs qUi nous courent apres tout le temps pour nous les 
faire vendre, nous aurions une vie meilleure, nous-memes et 
les patlents. 

Borer Roland (V, SO): Herr Cavalli, wir von der Minderheit 
sind der Meinung, dass die drei Kriterien - qualitativ hoch 
stehend, sicher und wirksam - beibehalten werden sollen. 
Gehen Sie einig mit mir, dass Ihre Schilderung, wonach un­
Wirksame Medikamente auf dem Markt sind, was anschei­
nend für unseren südlichen Nachbarn gilt, auf die Schweiz 
wegen dieser drei Knterien gar nicht zutreffen könnte und 
somit die Forderung der Mehrheit an Sich gar nicht nötig ist? 

Cavalli Franco (S, TI): Herr Borer, ich gebe das gerne zu. 
Ich habe auch nie etwas anderes gesagt. Ich habe nur ge­
sagt, dass es nicht stimmt, dass der Markt es auf diesem 
Gebiet richtet; dafur habe ich das Beispiel Italien angeführt. 
Gegen diese Definition habe ich nie irgendetwas gesagt. 
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Bortoluzzi Toni (V, ZH): Nach dieser intensiven Befragung 
möchte Ich Ihnen zumindest noch mitteilen, dass die SVP­
Fraktion den Antrag der Minderheit unterstützt. 
Im ganzen Heilmittelgesetz geht es ja darum, eine Konkor­
datslösung abzulösen - daran muss man immer wieder erin­
nern. Weil das Konkordat unter anderem wenig basisdemo­
kratisch ist - es konnte bei seiner Entwicklung naturlich auch 
nicht anders sein -, hat man hier auf eidgenössischer Ebene 
eine Gesetzeslösung angestrebt und herbeigeführt. Wenn 
dies nun aber dazu führt, dass auch Anliegen sozialpoliti­
scher Art - dies kam ja vorhin zum Ausdruck - in einem sol­
chen Gesetz Aufnahme finden, dann, denke ich, ist dies ein­
fach der falsche Ort; dies entspricht nicht den Zielen des 
Heilmittelgesetzes. Dazu kommt, dass das Anliegen der 
Mehrheit, eine Zulassung davon abhängig zu machen, dass 
etwas nachweislich· therapeutische und preisliche Vorteile 
aufweist, auch als markthemmend bezeichnet werden muss. 
Das kommt praktisch einem Konkurrenzverbot gleich und ist 
eine staatliche Intervention mehr. Schon darum muss es ab­
gelehnt werden. 
Ich bitte Sie also, dem Antrag der Minderheit zuzustimmen. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Sie haben im Vo­
tum von Herrn Cavalli - er war ja auch Antragsteller in der 
KommiSSion - alle Argumente der Mehrheit gehört. Für 
mich, der anderer Meinung war, ist es etwas schwierig, die­
sen brillant vorgetragenen Argumenten noch etwas nachzu­
schicken. Ich möchte nur meinen, dass der Begriff des 
therapeutischen Zulassungskriteriums Im Wesentlichen eine 
Verdeutlichung des Kriteriums der Wirksamkeit ist. Dazu 
kommt das preisliche, das wirtschaftliche Argument. Das ist 
die Tragweite und die Neuerung des Antrages der Mehrheit. 
Der Rest von Artikel 10 ist unbestritten und gilt auch interna­
tional. 
Das waren die Gedanken, die die Mehrheit der Kommission 
geleitet und zu ihrem Antrag bewogen haben. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: Quel­
ques mots sur la proposition de maJorite qui souhaite mettre 
un freln a I'augmentation des couts de la sante et, en I'occur­
rence, a celle des couts des medlcaments. Je vous rappelle­
rai que les couts des medicaments ont augmente de 10 a 15 
pour cent I'an dernier, c'est-a-dire plus que tous les autres 
secteurs du domaine de la sante. 
Vous le savez, les medicaments sont un domaine particulier. 
On ne peut pas lalsser les lois du marcM decider dans ce 
domaine particulier, sinon, et M. Cavalli I'a bien demontre, 
on assiste a la disparition de medicaments efficaces et bon 
marcM au profit de medicaments plus couteux et dont les 
marges beneficiaires devlennent plus Interessantes pour les 
producteurs et les distnbuteurs. On ne peut pas, a longueur 
d'annee, se plaindre des couts eleves des medicaments et 
ne nen faire pour exercer une pression SI ce n'est a la 
baisse, du moins pour les maintenir au niveau existant. 
Je diral enfin qu'en se referant constamment a la LAMal qui 
devrait seule influencer les couts des medicaments, on ne 
tlent pas compte du fait, releve tout EI I'heure par Mme Mene­
trey-Savary, qu'un tiers des medicaments sont consommes 
en automedication ni du fait que les medicaments admls et 
reconnus pas la LAMal dans la liste des specialites font par­
tie d'un marcM influence par I'ensemble de tous les medica­
ments produits. Donc, toute intervention sur le cout ou 
I'utilite des medicaments en general exercera un effet bene­
flque sur les medicaments reconnus en vertu de la LAMa!. 
Je vous invite EI soutenir la proposition de maJorite. 

Dreifuss Ruth, conseiliere federale: Nous essayons d'ame­
liorer I'articulation entre I'enregistrement pour le marcM et la 
prise en charge en application de la loi sur I'assurance-mala­
die. La propOSition de majorite va EI I'encontre de la claire vo­
catlon des deux lois, I'une visant a assurer la qualite, la 
surete et I'efficaclte - I'ensemble de I'analyse de I'efficacite 
sera d'ailleurs confie EI l'lnstitut sUlsse des produits tM ra­
peutlques -, I'autre concernant I'aspect economlque et I'in­
teret que I'on a EI mettre tel ou tel medicament a la charge de 
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I'assurance-maladie. Cet aspect est en relation avec I'appli­
cation de la LAMal et est du ressort de I'OFAS, soutenu par 
les commissions specialisees competentes. 
Nous pensons que les arguments de la majonte de la com­
mission, consistant cl dire qu'iJ faut qu'iI y ait avantage thera­
peutique ou de prix, sont justes pour le remboursement par 
la caisse-maladle, mais incorrects en ce qui concerne I'ac­
ces au marche. Pour nous, I'argument massue est que tout 
I'eftort que nous avons fait avec cette loi, c'est d'eviter qu'il y 
ait des obstacles non tarifaires sur le plan international, afin 
que Ja legislation suisse soit compatible avec la leglslation 
europaenne. La proposition de majonte est clairement in­
compatible avec la directive 65/65/CEE qui veut que la ques­
Iion du prix ne SOlt pas apriori un obstacle pour I'acces au 
marche. C'est par contre un critere pour dire d'un madica­
ment que nous ne le rembourserons pas parce qu'il est trop 
cher ou parce qu'iI n'apporte nen de nouveau par rapport cl 
un medicament plus anclen. 
Je vous pne de soutenir la proposition de mlnorite. 

Abs. 1 Bst. a, b, c, 2 - AI. 1 let. a, b, c, 2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 1 Bst. abis - AI. 1 let. abis 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatlf: Beilage - Annexe 99020/244) 
Für den Antrag der Minderheit .... 82 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 48 Stimmen 

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 12 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Die Schutzdauer betragt 10 Jahre. Der Bundesrat kann die 

Art. 12 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 2 
La protection a une duree de 10 ans. Le Conseil federal peut 
agalement accorder .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 13 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federaJ 

Angenommen - Adopte 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 13.10 Uhr 
La seance est levee a 13 h 10 
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Vierte Sitzung - Quatrieme seance 

Mittwoch, 8. März 2000 
Mercredi, 8 mars 2000 

15.00 h 

99.020 

Heilmittelgesetz 
Loi sur les produits therapeutiques 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 01.03.99 (BBI 1999 3453) 
Message du Conseil federal 01.03.99 (FF 1999 3151) 

Nationalrat/Conseil national 08.03.00 

Nationalrat/Conseil national 08.03.00 

Nationalrat/Conseil national 13.03.00 

Art. 14 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Gysin Hans Rudolf, Borer, Bortoluzzi, Egerszegi, Eymann, 
Guisan, Meyer Therese, Randegger, Schenk) 
Streichen 

Abs.3 
Mehrheit 
.... Immaterialgüterrechtes werden von den Bestimmungen 
dieses Artikels nicht beruhrt. 
Minderheit 
(Borer, Bortoluzzi, Eymann, Gysin Hans Rudolf) 
Streichen 

Antrag Val/ender 
Abs. 1 Bst. c 
Streichen 

Antrag Leu 
Abs. 1 Bst. f, g 
f. wichtige Arzneimittel für seltene Krankheiten bei Mensch 
und Tier; 
g. für Nutztiere kann der Bundesrat Ausnahmen bewilligen, 
wenn ein Bedarf nachgewiesen und die LebensmittelsIcher­
heit gewahrleistet ist. 

Antrag Meier-Schatz 
Abs.4 
Parallelimporte können ausnahmsweise unterbunden wer­
den, wenn 
a. die Voraussetzungen nach diesem Gesetz nicht. erfullt 
sind; 
b. Im Ursprungsland regulierte Preise herrschen. 

Eventualantrag Lalive d'Epinay 
(falls der Antrag der Mehrheit angenommen wird) 
Abs.2 
Das Institut sieht für ein Gesuch eines weiteren Inverkehr­
bnngens für ein aus einem Staat mit einem gleichwertigen 
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Zulassungssystem parallel importiertes Arzneimittel ein ver­
einfachtes Zulassungsverfahren vor, wenn: 
a. das Arzneimittel Im betreffenden Staat und in der Schweiz 
bereits zugelassen ist; 
b. seine Identität hinreichend belegt ist; 
c. die Anforderungen an die Kennzeichnung und ArzneImit­
telinformation nach Artikel 11 eingehalten sind; 
d. das Arzneimittel die gleichen Sicherheits- und Qualitäts­
anforderungen erfullt wie ein in der Schweiz bereits zugelas­
senes Arzneimittel; 
e. das Arzneimittel aus einem Land eingeführt Wird, das der 
Schweiz In dieser Hinsicht Gegenrecht gewahrt. 
Abs.3 
Ein Arzneimittel darf nach Absatz 2 so lange nicht zugelas­
sen werden, als das für den Erstanmelder zugelassene 
Arzneimittel (Onginalpräparat) unter dem Schutz nach Arti­
kel 12 steht oder patentgeschützt ist. Das Bestehen eines 
solchen Schutzes muss vom Erstanmelder bzw. vom Patent­
inhaber geltend gemacht werden. 

Art. 14 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 

AI. 2 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil tederal 
Minorite 
(Gysin Hans Rudolf, Barer, Bortoluzzi, Egerszegi, Eymann, 
Guisan, Meyer Therese, Randegger, Schenk) 
Bitter 

AI. 3 
Majonte 
Ces dispOSitions sont sans prejudice des regles du droit de 
la concurrence et du droit de la propriete intellectuelle. 
Minorite 
(Borer, Bortoluzzi, Eymann, Gysin Hans Rudolf) 
Biffer 

Proposition Val/ender 
AI. 1 let. c 
Biffer 

Proposition Leu 
AI. 1 let. f, g 
f. les medicaments importants pour des maladies rares tant 
chez I'homme que chez I'animal; 
g. concernant les animaux de rente, le Conseil federal peut 
autoriser des exceptions, si la preuve de la necesslte d'une 
teile mesure est apportee et que la securite des produits ali­
mentaires est garantie. 

Proposition Meier-Schatz 
AI. 4 
Les Importations paralleles peuvent, a titre exceptionnel, 
iHre interdites si: 
a. les conditions posees dans la presente loi ne sont pas 
remplies; 
b. le pays exportateur a un systeme de regulation des prix. 

Proposition subsidiaire Lalive d'Epmay 
(au cas ou la proposition de la majorite serait adoptee) 
AI. 2 
L.:institut prevoit une procedure simplifiee d'autorisation de 
mise sur le marche pour taute demande emanant d'un autre 
responsable de la mise sur le marche d'un medicament im­
porte parallelement a partlr d'un Etat ayant institue un sys­
teme equivalent d'autorisatlon de mise sur le marche: 
a. si ce medicament fait deja I'objet d'une autorisation de 
mise sur le marche dans l'Etat en question et en Suisse; 
b. san identite est suffisamment etablie; 
c. si les exigences concernant I'etiquetage et I'information sur 
le medicament mentlonnees a I'article 11 so nt respectees; 
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d. SI ce medicament satisfait aux memes exigences en ma­
tiere de securite et de qualite qu'un medicament equivalent 
deja autorise en SUisse; 
e. si ce medicament est importe d'un pays qui accorde aux 
medicaments suisses un traitement equivalent; 
AI. 3 
Un medicament ne peut etre autorise aux termes de I'ali­
nea 2 ta nt que le premier medicament a avolr ete autorise 
(preparation originale) est protege aux termes de I' article 12 
ou par un brevet. Le premier requerant resp. le detenteur du 
brevet dOlt faire valair I'existence d'une teile protectlon. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Wie wir bei der 
Eintretensdebatte bereits gesagt haben, fand die Schlussab­
stimmung in der Kommission Ende Oktober 1999 statt. 
Nach Abschluss der Kommissionsberatungen hat das Bun­
desgericht mit seinem Urteil in Sachen Kodak gegen Jumbo­
Markt praktisch den von der Kommission mehrheitlich befür­
worteten Parallelimport mit Hilfe des Patentrechtes unter­
bunden. Das Bundesgericht hat so entschieden, dass 
Parallelimporte in die Schweiz immer dann unzulässig sind, 
wenn das betroffene Produkt In der Schweiz patentgeschützt 
ist. Die Kommission hatte keine Gelegenheit mehr, sich im 
Lichte der bundesgerichtlichen Erwägungen zu dieser gan­
zen, ohnehin höchst umstrittenen Problematik zu äussern. 
Es stellen sich schwierige patent- und kartellrechtliche Fra­
gen. Offen ist auch, ob sich die Kommission im Lichte dieses 
Entscheides der Frage bezüglich Gegenrecht bewusst war 
und ob dieses weltweit oder nur Im EU/Efta-Raum gelten 
sollte. 
Mit diesem Hinweis sei gesagt, dass der Kommissionsent­
scheid zu Artikel 14 Absatz 2 des Heilmittelgesetzes, also 
zur Zulassung der Parallelimporte, aufgrund dieses Bundes­
gerichtsurteils gewissermassen zu Makulatur geworden 1St. 
Immerhin können an hand der Einzelanträge, die Ihnen vor­
liegen, die Grundlagen und Rahmenbedingungen des Paral­
lelimportes beschlossen bzw. geschaffen werden. Dann 
kann eine sachgerechte Ausgestaltung der Parallelimporte 
von Arzneimitteln ausgearbeitet werden, wenn das Plenum, 
wie es Ihre Kommissionsmehrheit befürwortet, am Grund­
satz der Zulassung von Parallelimporten festhalten sollte. 
Das ist einer der Hauptstreitpunkte der heutigen Detailbera­
tung. Ich wollte aus diesem Grund diesen Vorbehalt anbrin­
gen und denke, falls heute ein positiver Grundsatzentscheid 
für den Parallelimport fällt, sei die weitere Ausgestaltung 
dem Ständerat zu überlassen. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Wir behandeln Ar­
tikel 14, wie er vorliegt. Der Ständerat wird Gelegenheit ha­
ben, noch eine Anpassung vorzunehmen, weil bis zu diesem 
Zeitpunkt vermutlich neue Erkenntnisse von Seiten des Bun­
desgerichtes vorliegen werden. 

Vallender Dorle (R, AR): Zunächst bitte ich um Entschuldi­
gung, dass ich diesen Einzelantrag stelle, nachdem ich in 
der SGK selber an den Beratungen teilgenommen habe. 
Aber ein Zusatzbericht der Verwaltung nach der Beratung 
von Artikel 14 hat neue Fragen aufgeworfen. 
Sie haben heute Morgen Artikel 9 Absatz 2 Litera c in der 
Fassung der Kommission beschlossen. Dies bedeutet, dass 
nach eigener Formel hergestellte Heilmittel von den Apothe­
ken und Drogenen im Rahmen Ihrer Abgabekompetenz von 
diesen selber auf Vorrat für ihre Kundschaft hergestellt wer­
den dürfen oder dass sie diese Heilmittel von einer anderen 
Firma fremd herstellen lassen dürfen, und zwar auch für den 
Vorrat. Diese Regelung macht Sinn, da somit kostengünsti­
ger produziert werden kann und es aus gesundheitspolizeili­
chen Gründen nicht notwendig ist, hier Auflagen zu machen. 
Es handelt sich um Heilmittel, die Jetzt und auch nach dem 
neuen Gesetz nicht zulassungspflichtig sind. 
Damit ist die Frage gestellt: Wie verhält sich Artikel 14 Ab­
satz 1 Litera c zu Artikel 9 Absatz 2 Litera c? Nach meiner 
Meinung ist Artikel 14 Absatz 1 Litera c ganz zu streichen. 
Diese Streichung drängt sich umso mehr auf, als nun Arti­
kel 14 Absatz 1 Litera c zudem der Litera b von Artikel 9 Ab-
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satz 2 wlderspncht, denn nach dem Entscheid des Plenums 
sollten diese Heilmittel auf Vorrat gehalten werden dürfen. 
Wenn wir uns erinnern, handelt es Sich dabei um Heilmittel 
der Pharmakopöe oder der Formula officinalis, d. h. um all­
gemein anerkannte und zugängliche Rezepturen. Gesund­
heitspolizeiliche Bedenken können also nicht ins Feld 
geführt werden. 
Die Verwaltung möchte nun Mengenbegrenzungen für die 
Vorratshaltung einführen. Dies Wirft Fragen auf. Welche 
Mengenbegrenzungen sollen eingeführt werden? Welche 
Mengenbeschränkung wäre die richtige? Denn die Menge 
ist abhängig davon, ob sich die Drogerie oder Apotheke in 
der Stadt oder auf dem Land befindet. 
Zum Argument, dass die Fremdherstellung irreführend sei, 
ISt zu sagen, dass der Kunde oder die Kundin dieses Heil­
mittel wegen der Zusammensetzung und dem Vertrauen in 
die bestimmte Apotheke oder Drogerie kauft und nicht we­
gen der Herstellung an einem bestimmten Ort. 
Zudem ist es nicht ökonomisch, eine Auflagenzahl von zum 
Beispiel 200 Stück zur Fremdherstellung zu vergeben, es ist 
zu teuer. Es ist auch nicht ökologisch, da das Einrichten der 
Maschine, bis sie z. B. eine Salbe in Tuben abfüllt, ein 
aufwändiger Prozess Ist, der auch bel neuen Anlagen zu 
Ausschuss führt. Zudem sollte es jedem KMU-Betrieb über­
lassen bleiben, wie viel er für seine Kundschaft herstellen 
lassen will, denn er trägt auch das unternehmerische Risiko. 
Ich bitte Sie, meinen Antrag auf Streichung zu unterstutzen, 
denn die geplanten Mengenbegrenzungen sind gesund­
heitspolizeilich nicht zu begründen und daher überflüssig. 

Gysin Hans Rudolf (R, Bl): Ich glaube, niemand hier im 
Saal zweifelt an der Bedeutung der forschenden Pharmain­
dustrie für die schweizerische Volkswirtschaft. Mit Ausgaben 
von rund zweieinhalb Milliarden Franken für die Forschung 
und Entwicklung in der Schweiz stellt sie mit Abstand den be­
deutendsten Zweig der Schweizer Wirtschaft dar. Die Phar­
mabranche ist aber auch der Motor unserer Exportindustne. 
Allein Im letzten Jahr sind die Ausfuhren von Pharmazeutika 
um 15 Prozent gestiegen, in den letzten 10 Jahren haben 
Sich die Pharmaexporte verdreifacht. Vor allem aber ist die 
Pharmaindustrie ein Wirtschaftszweig mit einer hohen Wert­
schöpfung, also etwas, das wir dringend brauchen, wenn wir 
unseren Wohlstand wahren wollen. 
Es gibt Leute wie Kollege Werner Marti, die uns weismachen 
wollen, all dies habe mit der Frage von Parallelimporten 
nichts zu tun. Er hat kürzlich gesagt, dass Hemden schliess­
lich auch in Indien prodUZiert würden, obwohl sie dort billig 
seien. Dieser Vergleich hinkt etwa genau gleich wie die Ar­
gumentation der Wettbewerbskommission, die Hersteller 
würden das RiSiko bewusst in Kauf nehmen, dass die .im 
Ausland vertriebenen Produkte wieder in die Schweiz gelan­
gen; schliesslich könnten sich die Pharmahersteller Ja in 
Niedrigpreisländern freiwillig vom Markt zurückziehen. Zu 
diesem Argument möchte ich für einmal die Zeitschrift 
«Cash» zitieren: «Dieser Einwand ist entweder dumm oder 
zynisch. Würden sich die Hersteller weigern, Tiefpreisländer 
zu beliefern, so gäbe dies einen Skandal sondergleichen.» 
Ein anderes Argument für Parallelimporte ist, dass sie zu er­
heblichen Einsparungen im Gesundheitswesen führen wür­
den. Ich stelle fest, dass auch Herr Marti die Botschaft des 
Bundesrates in dieser Frage nicht sorgfältig gelesen hat, 
denn darin wird ausdrücklich auf die bisherigen Erfahrungen 
mit Parallel importen innerhalb der EU hingewiesen. Diese 
zeigten, dass bei Parallelimporten «meist Importeure, Händ­
ler und Detailabgabestellen ihre Marge vergrössern und die 
Konsumentin oder der Konsument kaum profitieren». 
Ich bin der Meinung, dass die Pharmaindustrie für unsere 
Volkswirtschaft zu wichtig ISt, als dass man sie mit der Zah­
lenakrobatik z. B. auch von Kollege Strahm In Frage stellen 
darf. Am 26. Mai letzten Jahres sagte Kollege Strahm an ei­
nem Podiumsgespräch, mit Parallelimporten liessen sich si­
cher 2 Milliarden Franken Medikamentenausgaben sparen. 
Im gleichen Gespräch korrigierte er Sich auf geschätzte Ein­
sparungen von 1 Milliarde Franken, um dann wenige Wo­
chen später auf 300 Millionen Franken hinunterzugehen. Da 
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schemen mir die Zahlen der Interpharma doch einiges seriö­
ser. Sie zeigen, dass der Umsatz mit Parallel importen in der 
Schweiz vielleicht 260 Millionen Franken betragen könnte, 
wenn man von einem SpItzenniveau ausgeht, das In zwei, 
drei EU-Ländern nach zwanzig Jahren Freihandel erreicht 
wird. 
Bei diesem Umsatz würden die Pharmafirmen Einnahmen­
ausfälle von vielleicht 100 Millionen Franken erleiden. Das 
sind aber nicht Einsparungen für das Gesundheitswesen, 
denn davon geht der grösste Teil an den Zwischenhandel, 
fur Lagerung, Verpackung und Transport. 
Wir müssen uns aber auch die Frage stellen: Wollen wir 
wirklich das Experiment auf uns nehmen und testen, ob die 
Pharmaindustrie dem Standort Schweiz auch dann noch die 
Treue hält, wenn man von ihr Löhne, Investitionen und For­
schung auf dem Niveau der Schweizer Kosten erwartet, 
gleichzeitig aber von italienischen und portugiesischen 
Dumpmgpreisen profitieren will? 
Tatsache ist doch, dass gute Gründe gegen den Parallel im­
port von Medikamenten sprechen: 
1. Mit den Parallel Importen importieren wir die Folgen staat­
licher Preiseingriffe im Ausland; d. h., wir übernehmen das 
Preisdiktat von Ländern wie Spanien, Griechenland, Polen 
oder Italien, die überhaupt kein Interesse an der Pharmafor­
schung haben. Mit mehr Wettbewerb hat das überhaupt 
nichts zu tun, denn wir Importieren nur die Billigmedizin aus 
dem Ausland zum Nachteil unserer Volkswirtschaft. 
Ich glaube, die Erfahrung in Deutschland sollte uns zu den­
ken geben. Dort und auch in England hat es sich gezeigt, 
dass Patienten und Krankenkassen von Parallelimporten 
kaum profitieren. Der Profit geht vor allem in die Tasche der 
Zwischenhändler. Aus Sorge um den Standort haben in 
Deutschland 1996 Regierung, Gewerkschaften und Indust­
rie in einer gemeinsamen Initiative der früher bestehenden 
Forclerung der Parallel importe ein Ende gesetzt. Dieses 
Signal hatte Wirkung: Im Gegensatz zu Dänemark und Hol­
land machen Parallelimporte in Deutschland nur noch knapp 
2 Prozent des Pharmaimportes aus. 
Die Minderheit beantragt Ihnen darum die ersatzlose Strei­
chung von Artikel 14 Absatz 2. 

Lalive d'Epinay Maya (R, SZ): Hier geht es darum, ob Pa­
rallelimporte zugelassen werden sollen oder nicht, oder in 
welcher Form sie zugelassen werden sollen. Für den Fall, 
dass eine Mehrheit dem Antrag der Kommission zustimmt -
der Fassung, wie sie jetzt vorliegt, wonach einseitig erleich­
terte Parallelimporte zugelassen werden sollen -, habe ich 
folgende Bemerkungen zu machen, folgenden Eventualan­
trag zu stellen: 
Wenn Sie den erleichterten Parallelimporten, wie sie jetzt 
vorgesehen sind, zustimmen, dann stimmen Sie einer Lö­
sung zu, die doppelt einseitig ist. Einseitig, weil sie in erster 
linie vordergründige Interessen der Konsumentinnen und 
Konsumenten fördert, einseitig aber auch, weil sie die Phar­
mabranche in der Schweiz einseitig einem Wettbewerb aus­
setzt, der den Namen in dieser Form nicht verdient. 
Ich glaube, dass die vorliegende Lösung, wie sie von der 
Mehrheit beantragt wird, nicht richtig ist. Der Heilmittelmarkt 
ist weder ein völlig offener Markt, noch Ist er ein völlig ge­
schützter. In diesem Sinne kann man die Argumente sowohl 
Jener unter Ihnen nachvollziehen, die für den Antrag der 
Mehrheit der Kommission - für eine einseitige Zulassung 
von Parallelimporten also - stimmen, als auch die Argu­
mente jener, die auf absehbare Zeit jegliche Form von Paral­
lellmporten unterbinden wollen. Die emen haben Angst, die 
Schweizer Pharmaindustrie und der Standort Schweiz könn­
ten einseitig benachteiligt werden, die anderen, Parallelim­
porte konnten a pnori und auf absehbare Zelt unterbunden 
und die schweizerische Pharmaindustne auf Kosten der 
Konsumenten einseitig geschützt werden. Dieser Zwiespalt 
besteht ohne Zweifel, und er macht es nicht einfach, eine ge­
rechte und richtige Lösung zu finden. Genau dies aber tut 
Not; bei dem muss man Rechnung tragen. 
Halten wir uns deshalb noch einmal die wichtigsten Ziele 
des Heilmittelgesetzes vor Augen - in Artikel 1 haben wir sie 
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verabschiedet -: Schutz der Gesundheit von Mensch und 
Tier, qualitativ hoch stehende, sichere und wirksame Heil­
mittel, Schutz der Konsumentinnen und Konsumenten vor 
Täuschung, zweckmässige, massvolle Verwendung, sichere 
Versorgung mit fachlicher Beratung, Wahrung der Leistungs­
fähigkeit der schweizenschen Arzneimittelkontrolle, das 
Schaffen günstiger Rahmenbedingungen für Forschung und 
Entwicklung im Hei/mittelbereich, gleiche gesetzliche Sicher­
heits- und Qualitätsanforderungen für die Marktpartner. 
Das sind anspruchsvolle Ziele. Damit wird auch klar: Der 
Heilmittelmarkt ist In der Tat speziell und nicht mit andern 
Markten vergleichbar. Er hat seme eigenen Gesetzmässlg­
keiten, und dies nicht nur in der Schweiz. Der wettbewerbs­
politische Freiraum ist eingegrenzt. Die Balance zWischen­
staatlichen Vorgaben respektive Schutz und Wettbewerb ist 
nicht einfach. Dennoch - dieser Überzeugung bin ich klar -
hat sich auch dieser Markt im noch verbleibenden Freiraum 
nach marktwIrtschaftlichen Pnnzipien zu nchten. 
Es ist meines Erachtens aber genauso klar, dass die einhei­
mische Pharmaindustrie nicht einseitig - ich betone: einsei­
tig - benachteiligt werden soll. Wettbewerb und Marktwirt­
schaft bedeuten nicht apriori Jekami, unabhängig davon, ob 
gesetzliche Auflagen eingehalten werden. Sie bedeuten vor 
allem auch gleiche Rechte und gleiche Pflichten für gleich­
wertige Marktteilnehmer in einem gleichwertigen Umfeld. In 
einem tei/weise geschützten Markt heisst das auch, dass all­
fällige Öffnungen nur unter dem Aspekt des gleichwertigen 
Gegenrechtes zu haben sind. Es ist meines Erachtens nicht 
einsichtig, dass Parallelimporte aus Ländern möglich ge­
macht werden sollen, die diese - wie die USA oder Europa­
seiber verbieten oder nicht dieselben Anforderungen an 
Qualität und Sicherheit stellen wie wir oder im eigenen Land 
einen territorialen Patentschutz aufrechterhalten. 
Ziel von Artikel 14 muss deshalb unseres Erachtens sein, 
eine Lösung zu finden, die den Zielen des HMG Rechnung 
trägt, künftigen Marktentwicklungen und marktwirtschaftli­
chen Kriterien Rechnung trägt und dem Grundsatz «Gleiche 
Rechte und Pflichten» oder - etwas salopper - «Gleiche 
Spiesse für direkte Wettbewerber>. Rechnung trägt. Mit dem 
vorliegenden Antrag versuchen wir, diesem Anliegen gerecht 
zu werden, Indem wir die drei wesentlichsten Voraussetzun­
gen für die Zulassung von Parallel importen klar und eindeu­
tig definieren, namllch identische Qualität und Sicherheitsan­
forderungen - gewissermassen Schutz der Konsumenten -, 
Gegenrecht des Herkunftsstaates und Wahrung des Patent­
schutzes - Schutz des Pharmastandortes Schweiz. 
Nun zum Antrag selbst. Die Sicherheitsanforderungen sind 
bereits im Entwurf des Bundesrates in Absatz 2 Litera abis 
d festgehalten. Wir haben diesen Wortlaut deshalb praktisch 
unverändert übernommen. Nicht ausreichend festgehalten 
sind im EntwUrf des Bundesrates aber die Frage des Gegen­
rechtes und vor allem die Frage des Patentschutzes. Neu 
haben wir deshalb in Absatz 2 Litera e eingefUgt, die klar de­
finiert, dass ein vereinfachtes Zulassungsverfahren u. a. 
moglich ist, sofern das Arzneimittel aus einem Land einge­
führt wird, das der Schweiz in dieser Hinsicht Gegenrecht 
gewährt. Damit sind beispielsweise Parallelimporte aus den 
USA durchaus erlaubt, sofern die USA unserer Pharmain­
dustrie Gegenrecht gewähren. Das ist nicht mehr als fair. 
Neu ist zudem Absatz 3, der den Patentschutz sicherstellt. 
Demnach darf ein Arzneimittel nach Absatz 2 so lange nicht 
zugelassen werden, als das für den Erstanmelder zugelas­
sene Arzneimittel unter dem Schutz nach Artikel 12 steht 
oder patentgeschützt ist. Das Bestehen eines solchen 
Schutzes muss zuerst vom Erstanmelder geltend gemacht 
werden. 
Ich empfehle Ihnen deshalb im Namen der FDP-Fraktion, . 
diesem Eventualantrag zuzustimmen - für den Fall, dass Sie 
der Mehrheit der Kommission zustimmen. Er berücksichtigt 
die grundsätzlichen Ziele des HMG, ist wettbewerbsvertrag­
lich und erlaubt es, künftige Marktentwicklungen unkompli­
ziert nachzuvollziehen. 

Borer Roland (V, SO): Ich kann es sehr kurz machen. Ich 
habe mit einer Minderheit zusammen den Antrag gestellt, 
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Absatz 3 von Artikel 14 zu streichen. Es ist ein formales 
Problem, das wir in diesem Zusammenhang regeln wollen 
Ich kann Ihnen aber sagen, dass wir an diesem Streichungs­
antrag so nur festhalten, wenn Absatz 2 ebenfalls gestrichen 
wird, wenn also dort dem Antrag der Minderheit zugestimmt 
wird. Wird jedoch im Sinne der Mehrheit entschieden, werde 
ich den Minderheitsantrag auf Streichung von Absatz 3 zu­
rückziehen. 

Meier-Schatz Lucrezia (C, SG): Ich werde beide Einzelan­
trage begründen. Sie zielen belde darauf ab, die rechtlich 
seit langem umstrittene, sehr wichtige Frage der Zulässigkelt 

. der Parallelimporte auf gesetZlicher Ebene zu regeln. Dies 
gilt vorab für die heute zu behandelnden Arzneimittel, 
schliesst aber auch andere Produkte ein. 
Meine Argumentation ist in erster Linie wettbewerbs- und 
ordnungspolitisch begründet. Es ist aber nicht zu verkennen, 
dass eine parallele Verankerung im Patentgesetz sinnvoll 
sein könnte. Meine These ist: Parallelimporte Sind volkswirt­
schaftlich erwünscht und wettbewerbspolitisch geboten. Ich 
Will sie mit zwei Anträgen unterstreichen. 
Nun zur Begründung: Der Antrag, einen neuen Absatz 4 zu 
schaffen, betrifft den MedizInalsektor. Er geht von der unbe­
streitbaren Tatsache aus, dass bei der Pharmaindustrie an­
gesichts des schnellen technOlogischen Wandels und der 
Globalisierung der Wirtschaft hohe Forschungs- und Ent­
wicklungskosten anfallen. Diese sollen denn auch durch 
eine temporäre, insbesondere patentrechtliche VorzugssteI­
lung abgegolten werden. Indessen darf die Monopolp'.osition 
aus volkswirtschaftlichen und ordnungspohtischen Uberle­
gungen nicht dazu missbraucht werden, dem Inhaber quasi 
überschiessende Rechte zu verleihen, auch eine Kontrolle 
der Vertriebspolitik und eine künstliche Preisdifferenzierung 
vorzunehmen. Denn darunter leiden volkswirtschaftlich nicht 
nur die Preise für die Konsumenten bzw. Patienten und da­
mit der Kostenaufwand im Gesundheitswesen schlechthin, 
sondern auch der grenzüberschreitende Freihandel. Recht­
lich beeinträchtigt ein Verbot von Parallelimporten das ver­
fassungsmassige Recht der Handels- und Gewerbefreiheit, 
das den internationalen Geschaftsverkehr mit umfasst. 
Die gegen das Postulat der Zulässlgkeit von Parallelimpor­
ten bereits vorgetragenen Gegenargumente überzeugen 
nicht. So erscheint namentlich die These einer Gefahrdung 
des Forschungsplatzes SchweiZ wenig plausibel. Denn die 
Öffnung der Markte durch Parallelimporte betrifft in erster li­
nie ausländische Hersteller und ermöglicht Schweizer Hand­
lern den Bezug aus Ländern mit tiefen Preisen. 
Der Anteil ausländischer Produkte auf dem Schweizer Phar­
mamarkt betragt denn auch je nach Produktekategone zirka 
70 bis 100 Prozent. I n diesem Zusammenhang ist auch auf 
die aussergewöhnllchen Exportüberschusse der Schweizer 
Pharmaindustrie hinzuweisen. Sie Ist folglich von Parallel im­
porten auf dem Schweizer Markt vor allem dann betroffen, 
wenn ins Ausland exportierte Erzeugnisse zufolge einer 
grossen nationalen Preisdifferenzierung trotz einer Doppel­
marge der Händler wieder in unser Land gelangen - eine 
Unternehmenspolitik, die weder wettbewerbs- noch konsu­
mentenschutzpohtisch eine patentrechtliche Abslcherung 
verdient. Auch das immer wieder gerügte Rosinenpicken ist 
ordnungspolitisch durchaus wettbewerbskonform und ent­
spricht bei anderen Warengattungen der gängigen HandeIs­
praxis. 
Mein Antrag auf Schaffung eines neuen Absatzes 4 nimmt 
explizit Rucksicht auf die Besonderheiten des Hellmlttel­
marktes. Damit eng im Zusammenhang steht der vom Bun­
desrat mit guten Gründen entworfene Absatz 2 von Artikel 
14, der unter qualifiZierten, patientenschutzonentierten Vor­
aussetzungen ein vereinfachtes Zulassungsverfahren für 
parallel importierte Arzneimittel vorsieht. Diese Bestimmung 
muss unbedingt im Gesetz verbleiben. Wer hier für Strei­
chung votiert, entlarvt sich trotz vieler liberaler lippenbe­
kenntnisse als' Gegner eines freien Wettbewerbs und 
Aussenhandels. 
Mein Antrag geht aber über Absatz 2 hinaus, Er postuliert 
die grundsatzliche Zulässigkeit von Parallelimporten im Heil-
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mItteisektor, bindet diese aber an besondere marktspezifi­
sche Voraussetzungen. Einerseits müssen die auch in Ab­
satz 2 aufgelisteten Zulassungsbedingungen erfüllt sein. An­
derseits wird der Tatsache Rechnung getragen, dass auf 
auslandischen Markten oft vom Staat subventionierte Preise 
herrschen - nicht regulierte Preise, sondern eben subventio­
nierte. Sie sollen nicht auf wettbewerbsverzerrende Weise in 
die SchweiZ importiert oder reimportiert werden. 
Mein zweiter Antrag plädiert für eine grundsätzliche Zu las­
sigkelt von Parallel importen durch eine Änderung respektive 
eine KlarsteIlung von Artikel 3 Absatz 2 des Kartellgesetzes. 
Er geht auf zwei Beweggrunde zurück: Zum einen ist nicht 
einzusehen, warum diese nur für Arzneimittel, nicht aber für 
normale Konsumguter zugelassen werden sollen. Zum an­
deren Will er die für den Heilmittelmarkt geschaffene Rechts­
lage verstärken respektive verdeutlichen. Artikel 14 Absatz 3 
des Entwurfes des Heilmittelgesetzes lässt für Parallelim­
porte das bekannte Spannungsverhaltnis zwischen Immate­
rialgüterrecht und Kartellrecht weiter bestehen. Gleiches gilt 
hinsichtlich der Geltungsbereichsnorm von Artikel 3 Absatz 2 
des Kartellgesetzes zum gleichen Thema. 
Zwar hat das Bundesgericht für das Markenrecht - Urteil 
Chanel - oder das Urheberrecht - ich denke an das Urteil 
Nintendo - fur sich internationale Erschöpfung und damit 
eine Untersagung von Parallelimportverboten ausgespro­
chen. Zu einem anderen Ergebnis gelangte es aber beim 
Patentrecht im Fall Kodak. Ein gründliches Studium des Ur­
teiltextes zeigt, dass die zur Differenzierung angeführten 
Gründe weder ordnungspolitisch noch immaterial- und kar­
tell rechtlich zu überzeugen vermögen. 
Daher haben wir hier jetzt die Chance, im Sinne einer Ein­
heit der Materie das gespannte VerhältniS ZWischen geisti­
gem Eigentum und Wettbewerbsrecht grundsätzlich und auf 
gesetzliCher Ebene zu regeln. 
Aus all diesen Erwägungen ersuche ich Sie, meine Anträge 
im Dienste übergeordneter volkswirtschaftlicher respektive 
ordnungspolitischer Interessen und mit Blick auf die Rechts­
sicherheit zu unterstutzen. 

Gysin Hans Rudolf (R, Bl): Frau Kollegin Meier-Schatz, die 
EU, die USA und Japan sind unsere wichtigsten HandeIs­
partner. Sie alle kennen ein striktes Verbot von Parallelim­
porten. Im internationalen Handel ist es doch üblich, dass 
Gegenrecht - Reziprozität - gewahrt wird. Ich stelle Ihnen 
darum die folgende Frage - denn in Ihren Ausführungen 
sind Sie nicht darauf eingegangen: Finden Sie es nchtlg, 
dass wir auf diesen Handeisvorteil einfach verzichten, wäh­
rend die Grenzen der EU, der USA und Japans für unsere 
Parallelexporte weiterhin dicht sein werden? 

Meier-Schatz Lucrezia (C, SG): Sie gehen vom internatio­
nalen Erschöpfungsgrundsatz aus. Es ist wichtig, dass wir 
im Immaterialgüterrecht eine Diskrepanz zwischen Marken­
recht, Urheberrecht und Patentrecht haben. 
Wenn Sie die EU anVisieren, kann ich Ihnen sagen, dass der 
EU-Gerichtshof beschlossen hat, dass der regionale Er­
schöpfungsgrundsatz Gültigkeit hat. Das ist für uns ein 
Nachteil, da gebe ich Ihnen recht. Aber dennoch muss ich 
feststellen, dass sich der EWR-Gerichtshof im Immaterialgü­
terrecht, namentlich im Patentrecht, für den Internationalen 
Erschöpfungsgrundsatz entschieden hat. 
Ich erinnere Sie daran, dass auch Sie Befürworter des EWR 
waren und dementsprechend auch diesem Grundsatz zu­
stimmen müssten. 

Gross Jost (S, TG): Frau Meier-Schatz, ich habe an sich 
durchaus Sympathien fur Ihren Antrag. Ich habe nur eine 
Frage in Bezug auf Litera b: Sie haben Im Antrag immer 
noch «regulierte» Preise, Sie haben aber vorhin in der Be­
gründung von «subventionierten» Preisen gesprochen. Das 
Problem liegt doch darin, dass auch sozialversicherungs­
rechtliche Höchstpreise «regulierte» Preise sind. Ich meine, 
wenn das nicht schon geschehen ist, müsste man eigentlich 
«reguliert» durch «subventioniert» ersetzen, weil sonst bei 
der Auslegung eine Grauzone besteht. Ich denke, mit «sub-
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ventioniert» meinen Sie das, was Sie in der Begründung 
dargelegt haben. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG): Das Ist richtig. Ich habe 
den Text im Nachhinein nicht mehr korrigiert, weil das Sekre­
tariat gesagt hat, es gebe nochmals einen zusatzlichen An­
trag, und darauf haben wir verzichtet. Aber es muss «sub­
ventionierte Preise» und nicht «regulierte Preise» heissen. 

Guisan Yves (R, VD): Mes prapos vont se limiter a I'alinea 
2 de I'article 14, comme vous pouvez bien I'imaginer. Le 
graupe radlcal-democratique soutient la proposition de mi­
norite et M. Gysin vous a deja presente les elements econo­
miques qUi militent en faveur de cette proposition. 
Le proJet du Conseil federal prevoyant d'autonser les impor­
tations paralleles, moyennant toute une sene de precau­
tlons, iI est vrai, est petri de bonnes Intentions, puisqu'il vise 
essentiellement un abaissement des prix a la consomma­
tion, mais malheureusement iI elude des obstacles de taille. 
Comme cela a ete dit et redlt jusqu'a present, aussi bien 
I'Union europeenne que les Etats-Unis et le Japon n'autori­
sent pas les importations paralleles. Elles ne sont admlses 
qu'au sein de I'Union europeenne, mais pas avec des Etats 
tiers. Les accords bllateraux reglent la question de la recon­
nalssance mutuelle du contröle de fabrication, mais en 
aucun cas I'enregistrement. Ceci doit faire I'objet d'une ne­
gociation ulteneure. On voit mal, dans ces circonstances, 
pourquoi nous devnons reconnaitre une procedure d'enre­
gistrement etrangere. 
Le prix des medicaments "ex factory .. n'est pas determine 
uniquement en fonction de criteres transparents de coüts et 
de rentabilite, mais precisement bien plus encore en fonction 
d'elements relevant d'un marche particulier, celui des Etats, 
avec tous les aleas que cela comporte. La mondialisation ne 
permet, certes, plus d'eluder le resultat de ces tractations. 
En I'occurrence, iI n'y a pas de raison pour se soumettre 
sans autre aux concluslons de negociations dans lesquelles 
la SUlsse n'est pas representee du tout et dans lesquelles 
elle n'a pas pu faire valoir ses interets. Meme en cas d'adhe­
slon a l'Union europeenne, ceux-ci seralent mieux pris en 
compte qu'avec la solution qui nous' est proposee, et il en 
serait de meme si I'Union europeenne dont nous fenons par­
tie engageait des pourparlers a ce sujet avec I'ALENA. Pour 
I'instant, iI n'en est rien, et ce serait brüler une bonne partie 
de nos cartes que de decreter unilateralement I'autorisation 
d'importer parallelement, a fortiori lorsqu'un marche de pres 
de 20 milliards de francs est concerne, si I'on tient compte a 
la fois du marche interieur et des exportations. 
La situation demande egalement a etre clarifige par rapport 
a d'autres aspects de la question. Si I'affaire semble claire 
sur le plan des medicaments, elle I'est moins en ce qui con­
cerne les preparations formulaires d'officlne, extraits de 
plantes ou autres, destinees au maintien de la sante et au 
blen-etre. Ces preparations devraient normalement faire 
I'objet d'une autorisation facilitee de mise sur le marche et, 
comme iI ne s'agit pas de medicaments, nen ne devrait s'op­
poser non plus a leur importation. 
Les appreciations sont variees a ce sujet, en particulier si les 
mentions sur I'emballage signalent des obJectifs pseudo-the­
rapeutiques, tels que la lutte contre I'insomnie, le stress, le 
ballonnement intestinal, ou que sais-je. 
Cela permet de donner Ilbre cours au zele occaslonnel de 
chimistes ou de pharmaclens cantonaux qUi, en I'absence 
de classification satisfaisante de ces produits, vlennent ainsi 
entraver un marche par ailleurs entierement Ilberalise. Ces 
questions devraient etre reglees par ordonnance, de ma­
niere alever toute ambiguHe. 
11 est illusoire de vouloir opposer I'interet de I'industrie a celui 
du consommateur. 11 ne sauralt se distinguer en fin de 
compte de celui du pays. La negociation des autorites SUIS­
ses avec les producteurs n'est certainement pas plus facile 
qu'a I'etranger. Les pressions effectuees recemment portent 
certainement leurs fruits. Je pense en particulier au Modure­
tic retire temporairement de la liste des specialites pour y 
reappara1tre plus tard sans brult, mais a un prix moindre. 
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Pour ces deux raisons au mOlns, Je vous engage au nom du 
graupe radical a refuser la solution du Conseil federal et de 
la maJonte et a soutenlr la proposition de la minorite, a de­
faut la proposition Lalive d'Epinay qUi Introduit la reciprocite. 
C'est un minimum. 

Borer Roland (V, SO): Namens der SVP-Fraktion beantrage 
ich Ihnen, die Minderheit zu unterstützen und Artikel 14 Ab­
satz 2 zu streichen. Ich habe es schon Im Einführungsreferat 
gesagt: Wenn wir ehrlich sind, geht es doch nicht um Paral­
lelimporte, es geht um Reimporte; daran ändert alle Schon­
färberei oder andern alle zusätzlichen Erklärungen, die man 
Jetzt noch zur Begründung von Einzelanträgen gebracht hat, 
nichts. Faktum Ist, dass diese Reimporte, wie man sie plant, 
dem Forschungs- und Entwicklungsstandort der Pharma­
industrie In der Schweiz schaden. Das ist ein Faktum, das 
nicht zu widerlegen ist. 
Faktum 2: Es ist feststellbar, es ist voraussehbar, dass die 
Zulassung von Parallelimporten schlussendlich pnmar den 
Importeuren und nicht den Versicherten dient. Man hat die 
Rechnung gemacht und kommt darauf, dass im günstigsten 
Fall - wenn die Importeure noch einigermassen bereit sind, 
einen Teil ihrer Gewinne an die Versicherten oder an die 
Kunden weiterzugeben - Krankenversicherungs-Prämlen­
einsparungen pro Monat von vielleicht etwa einem Franken 
die Realitä.t wären; alles andere ist leider Schönfärberei. 
Wir haben einige zusä.tzliche Anträge vorliegen. Frau Lalive 
d'Epinay hat einen Einzelantrag formuliert, der an sich als 
Eventualantrag sinnvoll wäre. Aber wenn Sie, Frau Lallve 
d'Epinay, den Antrag selber genauer beurteilen, dann sind 
Sie wahrscheinlich mit mir einer Meinung, dass man eigent­
lich gescheiter der Minderheit folgt, damit man Ihren Even­
tualantrag in diesem Zusammenhang gar nicht einbringen 
muss. 
Auf einen Punkt wurde im Zusammenhang mit dem Antrag 
Meier-Schatz schon hingewiesen: Es ist ein Faktum, dass in 
praktisch jedem Land, von dem aus grundsatzlich Parallel­
importe - ich sage Reimporte - möglich wären, die Preise 
reguliert sind. Regulierte Preise sind praktisch In jedem 
Land, das ein gewisses Niveau hat, ein Faktum. Dieser An­
trag bnngt deshalb gar nichts; auch Preise, die auf Abspra­
chen mit Versicherern oder anderen Organisationen 
beruhen, sind in Gottes Namen einfach regulierte, fixierte 
Preise. 
Ich erlaube mir, noch etwas anderes zu wiederholen, was 
schon gesagt wurde: Sämtliche Staaten, die Handelsbezie­
hungen mit der Schweiz pflegen und deren technisches 
Niveau mit dem unseren vergleichbar ist, haben Parallel­
importe verboten. Auch in der EU sind Parallelimporte ver­
boten; es I.st wohl möglich, Medikamente innerhalb der EU­
Staaten zu verschieben, aber Importe von ausserhalb der 
EU In die EU sind verboten, dies vor allem aus Gründen der 
Patlenten- und der Medikamentensicherheit. 
Wenn schon Staaten zu diesem Verbot greifen, die nicht in 
gleichem Masse von der Pharmaindustrie abhängig sind wie 
unser Land, so darf ich Sie mit gutem Gewissen bitten, die­
sem positiven Beispiel zu folgen. 
Unterstützen Sie den Antrag der Minderheit Gysin Hans Ru­
dolf zu Artikel 14 Absatz 2; die SVP-Fraktion wird dies ge­
schlossen tun. 

Strahm Rudolf (S, BE): Ich bitte Sie, namens der SP-Frak­
Mn um Zustimmung zu Artikel 14 Absatz 2 und um Ableh­
nung des Streichungsantrages der Minderheit Gysin Hans 
Rudolf. 
Wer Artikel 14 Absatz 2 streicht, ist für Marktbehinderung 
und Zusatzrenten zugunsten der Pharmaindustrie. Es wurde 
im Vorfeld auch immer wieder darüber geschrieben, das sei 
ein Schicksalsartikel des Heilmittelgesetzes und ein Lack­
mustest für die Marktwirtschafter. Es gibt Sonntagsliberale, 
d. h., am Sonntag predigt man Wettbewerb, und von Montag 
bis Freitag werden Preisabsprachen gemacht und Monopol­
renten erwirtschaftet. Wir haben Jetzt einige ordnungspoliti­
sche Pirouetten miterlebt. Was da nicht alles an «Heimat­
schutzargumenten» mobilisiert wird, um ausgerechnet in 
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diesem 4,5-Milliarden-Franken-Markt der Medikamente den 
Wettbewerb nicht zuzulassen! Die WettbewerbskommissIon, 
die Preisuberwachung, der Bundesrat sind für Parallelim­
porte, und in der EU ist Parallel Import unter den 15 Ländern 
zugelassen. Nur grenzt sich der EU-Markt noch gegen aus­
sen ab. Es gibt neben der Landwirtschaft kaum eine protek­
tionistischere und wettbewerbsfeindlichere Industrie als die 
Basler Pharmaindustrie, deshalb auch die Bussen und Kar­
tell klagen in den USA und Kanada. 
98 Prozent der hier produzierten Pharmazeutika werden ex­
portiert. Und jetzt kommt man mit dem Argument, die 2 Pro­
zent, die in der Schweiz verkauft werden, mussten viel teurer 
sein, um die Forschungskosten in der Schweiz zu bezahlen. 
Das geht im Zeichen der Globalisierung nicht mehr. Diese 
Forschungskosten müssen verteilt werden. Es kann nicht 
angehen, dass der Schweizer. Konsument mit einem Anteil 
von nur 2 Prozent der Produktion das Doppelte für Medika­
mente zahlt, wobei die restlichen 98 Prozent - die expor­
tierte Ware - dann billiger sein sollen. 
Es geht aber nicht nur um die Basler Produzenten. 70 Pro­
zent der hier konsumierten Medikamente werden in die 
Schweiz importiert. Ich nenne Ihnen ein Beispiel: Dieses 
Ventolin (Asthmamittel), das ich im Winter im Sack herum­
tragen muss, wird von Glaxo-Wellcome In England produ­
ziert. In der Schweiz kostet das 18 Franken. In Brussel 
bekomme ich genau das gleiche Produkt für Fr. 7.20, und 
Glaxo-Wellcome macht auch in Brüssel noch Ihren Gewinn. 
Wollen Sie jetzt diesen Heimatschutz weiterführen? Es ist 
ein 4,5-Mililarden-Franken-Markt. Herr Gysin Hans Rudolf, 
ich streite nicht, wie gross das Potenzial ist. Das Bundesamt 
für Sozialversicherung rechnet bei den kassenpflichtigen 
Medikamenten mit einer Ersparnis von 300 Millionen Fran­
ken; man kann auch ein Potenzial von 1 Milliarde Franken 
errechnen; man muss aber immer das SenkungspotenzIal 
von der ausschöpfbaren Preissenkung unterscheiden. Ich 
bin der Meinung, dass natürlich nicht das ganze Potenzial 
ausschöpfbar ist. 
Hier brauchen wir eine Abstimmung unter Namensaufruf, 
denn das ist ein «Lackmustest» für Jene, die Immer vom 
Kosten-Sparen reden - gerade Im Gesundheitswesen - und 
die Marktwirtschaft predigen. 
Abschliessend noch einige Bemerkungen zu den anderen 
Anträgen: Als erstes zum Eventualantrag Lalive d'Epinay: 
Mit der Formulierung von Artikel 14 Absatz 2 von Frau Lalive 
d'Epinay könnten wir leben. Ihr Artikel 14 Absatz 3 ist hinge­
gen wieder ein Importschutz über den Patentschutz; das ist 
jetzt die neue Masche der Pharmalobby. Man sagt nämlich, 
dass man formal Parallelimporte zulasse, aber blockt diese 
dann über das Patentrecht ab. Deswegen bitte ich Sie sehr, 
den Eventualantrag Lalive d'Epinay abzulehnen. Das ist 
nichts anderes, Frau Lalive d'Epinay, als eine staatlich regu­
lierte Distributionspolitik, die bei den patentierten Produkten 
dem Alleinimporteur im kleinen Schweizer Markt das Mono­
pol geWährt. 
Zum Antrag Meier-Schatz: Frau Meier-Schatz mochte mit Ih­
rem Artikel 14 Absatz 4 einfach noch eine Sicherung ein­
bauen. Wir sind dann einverstanden, Frau Meier-Schatz, 
wenn Sie davon reden, dass das Patent im Ursprungsland 
nicht subventioniert werden darf. Aber Sie mussen das Wort 
«reguliert» durch «subventioniert» ersetzen - Sie nicken 
dazu. «Regulieren» kann nämlich so ausgelegt werden, 
dass formal In jedem Land - das ist richtig gesagt worden -
die Preise formal reguliert sind, und man darf sich dann nicht 
auf das berufen. 
Zusammenfassend bitte ich Sie, dem Bundesrat zu folgen, 
den Antrag Gysin Hans Rudolf abzulehnen, denn dieser An­
trag Gysin Hans Rudolf zu Artikel 14 Absatz 2 ist Wirklich der 
"Killerantrag» gegen den Wettbewerb. Ich bitte Sie, auch 
den Antrag Lalive d'Epinay abzulehnen und den Antrag 
Meier-Schatz anzunehmen, wonn der Begnff «reguliert» 
durch «subventioniert» ersetzt Wird. 

Gysin Hans Rudolf (R, BL): Herr Strahm, Patentschutz ist 
schliesslich Erfindungs- und damit Forschungs- und nicht 
Preisschutz. Das muss man hier einmal deutlich sagen. 
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Sie haben bis jetzt uber die grossen Basler Pharmamultis 
geschimpft, Sie haben über die Importeure geschimpft. Sie 
haben aber kein Wort über die Hunderte von kleinen und 
mittleren Unternehmen in der Schweiz verloren, welche in 
der Pharmabranche, auch im Generikabereich, tätig Sind. 
Sind Ihnen die Arbeitsplätze in diesen KMU nichts wert? 
Diese Arbeitsplätze Sind echt gefährdet, wenn wir die Paral­
lelimporte nicht verbieten, solange die anderen keine ReZI­
prozität leisten. 

Strahm Rudolf (S, BE): 1. Der Patentschutz wird anerkannt, 
Herr Gysin, aber unter den Ländern der EU darf er nicht 
mehr zu Wettbewerbsbehinderung führen. Die SchweiZ mit 
einer Bevölkerung von 7 Millionen ist im Vergleich zur EU mit 
einer Bevölkerung von fast 400 Millionen ein kleiner Markt. 
In der EU spielt der Wettbewerb, auch wenn zwischen den 
Landern dann freier Handel besteht. Aber bei uns kann na­
türlich ein Alleinimporteur, der sich auf den Patentschutz be­
ruft, während zwanzig Jahren das Distributionsmonopol 
bewahren. 
2. Zur KMU-Förderung: Die KMU machen Nachahmerpro­
dukte - ich bin von Hause aus Chemiker, ich war in der 
Branche -, welche nicht auf diesen Schutz angewiesen sind. 
Dort gibt es auch dieses Referenzpreissystem nicht wie bei 
den patentierten Produkten der Grosschemie. Ich kenne 
keine Firma, die deswegen behindert wäre, im Gegenteil: 
Wenn wir dann die Reziprozität mit der EU haben, dann ha­
ben diese Firmen sogar mehr Exportmöglichkeiten. 
Nun, das ist eine Frage der Einschätzung, die vielleicht un­
terschiedlich ausfällt. Aber Sie können nicht behaupten, es 
würden Arbeitsplätze gefährdet. Sie können sonst in jeder 
Diskussion uber Wettbewerb behaupten, es wurden Arbeits­
plätze gefährdet. 

Guisan Yves (R, VD): En instituant les importations paralle­
les, Monsieur Strahm, est-ce que vous ne craignez pas que 
I'industrie pharmaceutique, a son tour, pour garantir ses 
marges, transfere a I'stranger sa recherche, de teile fac;:on 
que les avantages qu'elle perd dans notre pays, elle les re­
trouve ailleurs? 

Strahm RUdolf (S, BE): Herr Guisan, das ist natürlich eine 
Einschätzungsfrage. Ich glaube, die grossen Konzerne - es 
geht nur noch um ganz wenige Grossfirmen, die wirklich Pa­
tente haben und diese neuen Produkte produzieren - sind 
derart global, dass sie schon bis jetzt, so oder so, wenn sie 
das für gut befanden, die Produktion ins Ausland verlegten 
oder die Forschung wieder aus dem Ausland zuruckholten. 
Ich glaube nicht, dass diese 2 Prozent Absatz ihrer gesam­
ten Produktion auf dem schweizerischen Markt für die 
Standortwahl entscheidend sind. 
Ich kann Ihnen sagen, was entscheidend ist: Sie wollen die 
hohen Referenzpreise der Schweiz, um auf dem amerikani­
schen Markt diese hohen, anerkannten Referenzpreise des 
schweizerischen Staates durchzusetzen. Das ist eigentlich 
heute im Zeichen der Globalisierung nicht mehr die Wettbe­
werbspolitik, die wir uns wünschen. Ich glaube, wir kommen 
in ein Zeitalter hinein, wo der Konsument eminent abhängig 
ist von einzelnen Grossmonopolen. Eine einzige Weltfirma 
kann noch ein bestimmtes Produkt anbieten - im Computer­
markt haben wir das schon heute -, und wir müssen aufpas­
sen, dass wir jetzt nicht mit solchen «Heimatschutzargumen­
ten» dieser MonopolwIrtschaft noch Vorschub leisten. 

Dormann Rosmarie (C, LU): Namens einer klaren Mehrheit 
der CVP-Fraktion bitte Ich Sie, bei Artikel 14 Absatz 2 mit der 
Mehrheit zu stimmen und dem Entwurf des Bundesrates zu 
folgen. 
Im Zeitalter von Liberalisierung und Förderung des freien 
Wettbewerbs schreckt ein Teil unseres Parlamentes ausge­
rechnet bel einem unserer grössten Handelsmärkte, den 
Arzneimitteln, zurück und will an einem Monopol festhalten. 
Ich erinnere Sie an die hängige VolksInitiative "für tiefere 
Arzneimittelpreise» (99.043), die unter anderem verlangt, 
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dass der freie Import von Heilmitteln aus unseren Nachbar­
staaten ohne Zulassungsverfahren möglich werden soll. 
Diese Initiative ist sehr populär, weiss unser Volk doch Inzwi­
schen, dass wir weltweit die teuersten Arzneimittel haben 
und dass die Krankenkassenpramien in einem direkten Zu­
sammenhang mit diesen hohen Preisen stehen. Diese Initia­
tive wollen wir unter keinen Umständen, denn sie würde 
gerade unseren Forschungsplatz Schweiz und die KMU ge­
fährden. 
Unsere Fraktion sieht keinen Grund, im Rahmen von Artikel 
14 Absatz 2 für die Arzneimittel eine Ausnahme zu schaffen, 
nachdem wir einem freien Wettbewerb zuliebe in diesem Rat 
vor kurzer Zeit das Binnenmarktgesetz und das Bundesge­
setz über die technischen Handelshemmnisse revidiert ha­
ben. Wir wollen den sehr hohen Arzneimittelpreisen in der 
Schweiz Rechnung tragen und die Möglichkeit der Parallel­
importe wahrnehmen. 
Die Fassung des Bundesrates - nach dem Antrag der Mehr­
heit der Kommission - mit dem Zusatz eines Artikel 14 Ab­
satz 4 nach dem Antrag Meier-Schatz ist moderat; alle Si­
cherheitsrisiken sind hier berucksichtigt. Wenn wir die 
erleichterten Zulassungsbedingungen für Parallelimporte 
heute ablehnen, erhält die viel weiter gehende Denner-Initia­
tive beim Volk eine grosse Chance. 
Vor dem Mittagessen hat Herr Borer bei Artikel 10 den freien 
Wettbewerb in Jeder Hinsicht gelobt. Weshalb er diesen für 
den Parallelimport von Arzneimitteln nicht mehr vorsieht, ist 
mir ratselhaft. Parallelimporte sind volkswirtschaftlich er­
wünscht und wettbewerbspolitisch geboten. Sie können un­
ter Umständen sogar gegenüber unkontrollierbaren Internet­
Einkaufen vorbeugende Wirkung haben. 
Deshalb wird die überwiegende Mehrheit der CVP-Fraktion 
in Artikel 14 Absatz 2 die Fassung des Bundesrates und der 
Mehrheit unterstützen. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Prasident): Die grüne Fraktion 
lässt mitteilen, dass sie die Mehrheit sowie den Antrag 
Meier-Schatz mit der Präzisierung «subventionierte Preise» 
unterstützt. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Zuerst ein Wort 
zum Antrag Vallender, der mit dem Parallel import nicht direkt 
in einem Zusammenhang steht. Der Antrag betrifft auch den 
Absatz 1 von Artikel 14. Frau Vallender sorgt Sich darüber, 
dass in der Praxis und im Vollzug die Lagerhaltung zu ein­
schränkend gehandhabt werden wird und dass damit diese 
Kleinproduzenten eigentlich vom Markt vertrieben werden, 
weil man unrealistischerweise die Lagerhaltung eingrenzen 
möchte. Das ISt eine Frage, die durch Frau Bundesrätin Drei­
fuss beantwortet werden muss. Ich stelle nur fest: Im Ge­
setz, Frau Vallender, ist keine Mengenbegrenzung vorgese­
hen, und die Kommission - ich habe das in meinem 
Einleitungsvotum gesagt - plädiert für eine offene Haltung. 
Im Zweifel eben für eine Haltung, die diese Kleinunterneh­
men begunstigt und nicht behindert. 
Nun zum Parallelimport. Wie ich Ihnen bereits gesagt habe, 
hat sich die Kommission nicht mit dem Ergebnis des Bun­
desgerichtsurteils in der Sache «Kodak gegen Jumbomarkt» 
auseinander setzen können. Deshalb ist eine neue Aus­
gangslage geschaffen worden, zu welcher von der Kommis­
sion - und auch von der Mehrheit - keine Meinung vorliegt. 
Die Ausgangslage Ist nach diesem Entscheid klar, der Ja das 
Patentrecht zum Tragen bringt, nach dem heute eben nur 
Parallelimporte von nicht patentgeschützten Arzneimitteln 
möglich sind. 
Die Mehrheit stösst sich daran, dass die Schweiz in Bezug 
auf Medikamente eine Hochpreisinsel ist. Man verspncht 
Sich von den Parallelimporten- das kann man auch bel Kon­
sumgütern feststellen - eine generelle Senkung der Preise. 
Man möchte dadurch auch die Krankenkassenprämien sen­
ken resp. deren Anstieg dämpfen. 
Zu den einzelnen vorgebrachten Argumenten: Die Kommis­
sion ist unbeeindruckt vom Argument, die Schweiz sei ein 
Referenzmarkt und deshalb sei diese Marktabschottung 
weiterzuführen. Warum? 98 Prozent der Pharmaprodukte 
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werden aus der Schweiz exportiert. Herr Borer, Reimporte 
Sind die Ausnahme; denn vergessen Sie nicht, dass wir 70 
Prozent der Medikamente importieren, und diese werden Im 
Ausland hergestellt. 
Selbst wenn für die Pharmaindustrie gewisse Probleme ent­
stehen können, wenn diese Referenzmarkt-Prelsbildung et­
was erschwert wird, hat sich die Mehrheit auf Grund einer 
Güterabwägung dafür entschieden, dass sie mehr Wettbe­
werb und weniger Marktabschottung will; sie will tiefere 
Preise, und die Schweiz soll keine Hochpreisinsel bleiben. 
Das Antibiotikum Augmentin z. B. kostet in Frankreich in der 
gleichen Verpackung, mit der gleichen Anschrift und den 
gleichen Sicherheitsanforderungen halb so viel wie in Genf. 
Es ist schwer nachvollziehbar, warum das auch in Zukunft so 
sein soll. 
Die Mehrheit Ihrer Kommission - wir haben den Entscheid 
mit 12 zu 9 Stimmen bei 2 Enthaltungen getroffen - ist auch 
der Meinung, dass eine unilaterale Marktöffnung in Kauf zu 
nehmen sei. Tatsache ist aber, dessen muss man sich be­
wusst sein: Sowohl die USA wie auch der EU-Raum als 
Ganzes folgen dem Prinzip der nationalen Erschöpfung bzw. 
lassen Parallelimporte nicht zu; das gilt auch für Japan. Wir 
haben also bei diesen wichtigsten Wirtschaftsräumen im 
Pharmamarkt kein Gegenrecht. 
Wenn nun der Eventualantrag Lalive d'Epinay angenommen 
würde, hätte das zwar vorerst zur Folge, dass wir keine Rezi­
prozität hätten. Sie müsste zuerst ausgehandelt werden, be­
vor die Parallelimporte in die Schweiz möglich würden. 
Frau Meier-Schatz nimmt mit ihrem Antrag eigentlich eine 
Optimierung des Antrages der Mehrheit vor. Wenn ich richtig 
verstehe, soll der Begriff «regulierte Preise» durch «subven­
tionierte Preise» ersetzt werden. Die im Ausland subventio­
nierten Arzneimittel sollen so nicht auf dem Weg des 
Parallelimportes in die Schweiz gelangen. Das scheint rich­
tig zu sein und liegt in der Logik der Zulassung der Parallel­
importe, wie sie die Mehrheit beschlossen hat. So weit die 
Überlegungen der Kommission, die ich zusammengefasst 
wiedergegeben habe. 
Ich bitte Sie namens der Mehrheit, sich für den Grundsatz­
entscheid der Zulassung der Parallelimporte auszuspre­
chen. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: Avec 
les importations paralleles, vous I'avez vu, nous sommes au 
coeur du debat; nous sommes egalement a la croisee des 
interets des consommatrices et des consommateurs et de 
ceux de la place pharmaceutique suisse. Des visions contra­
dictaires vous ont ete presentees: ainsi, les importations pa­
ralleles contnbuent ou pas, selon les uns ou les autres, a la 
baisse des pnx, existent ou pas dans le reste de l'Europe, 
sont dangereuses pour la sante de la population ou, au con­
tralre, avec les garde-fous que prevoit notre lai, lui sont be­
neflques, ou encore sont dangereuses pour la recherche 
pharmaceutique suisse ou, eventuellement, ne la gene nt 
pas. 
La majorite de la commission pense toutefois que les impor­
tations paralleles peuvent permettre de jouer un role de fusi­
ble pour la baisse de prix fixes, notamment, dans le cadre de 
la loi sur I'assurance-maladie et dOlvent etre possibles sous 
des condltlons strictes de protecliOn de la population. liest 
important de rappeier dans ce contexte que I'article 14 est la 
consequence du fait que notre Conseil a donne suite, a 
I'unanimite, a I'initiative parlementalre 98.413 Strahm Ru­
dolf, ainSI que de la transmission de la motion 973618 du 
Conseil des Etats. Sur cette question, II y a egalement I'ini­
tiative populaire «pour des medicaments a moindre prix» 
que nous allons traiter. Je rappelleral encore que les impor­
tations paralleles ont le soutien de la Commission de la con­
currence et du surveillant des pnx. 
Ainsi, selon les points de vue, les importations paralleles 
sont la panacee pour faire baisser les prix des medicaments 
ou le cheval de Trole de notre Industrie pharmaceutique. En­
tre ces deux extremes existe certainement un juste milieu 
qui voit les importatlons paralleles comme un moyen raison­
nable dont il serait faux de se priver pour viser a plus d'eco-
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nomicite, sous reserve d'une protection de la sante de la 
population, ce que prevolt d'ailleurs le projet du Conseil 
federal. 
C'est pour cela que la commission vous propose de rejeter 
la proposition de minorite, par 12 VOIX contre 9 et avec 2 
abstentions. 
Quant a la proposition subsidiaire Lalive d'Epinay, elle n'a 
pas ete discutee en commission. Dans la mesure ou elle en­
trainerait une diminution des effets positifs attendus de I'in­
troduction possible des importatlons paralleles, je vous 
propose de la rejeter. Notre prionte en la matiere est d'ob­
tenir des avantages sur les prix dans le marche interieur, il 
n'est donc pas judicieux de devoir negocier une reciprocite 
difficile a obtenlr. En fait, la proposition subsidiaire precltee 
n'est qu'une formulation plus elegante d'interdiction des im­
portations paralleles. 
La proposition Meier-Schatz va dans le sens de celle de la 
majorite de la commlssion. Bien qu'elle n'ait pas ete discu­
tee en commission et moyennant le remplacement des ter­
mes «marche regulier" par «marche subventionne", nous 
pouvons vous inviter a la soutenlr. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Nous rencontrons trols 
problemes a I'article 14. Nous pouvons tralter en tout cas le 
premier pour IUI-meme, celui souleve par la proposition Val­
lender qui demande que la procedure simplifiee que nous 
avons prevue ici soit encore allegee pour ce que I'on appelle 
en fran<;:ais les specialites de comptoir, et en allemand les 
«Hausspezialitäten", ce qui me parart un peu plus parlant 
encore. 11 s'agit donc bien des medicaments prepares pour 
les stocks par une officine publique, une droguerie ou un 
autre etablissement titulalre d'une autorisation de fabrica­
tion, mais d'apres une formule propre a I'etablissement. 
Mme Vallender demande, en fait, la chose la plus radicale, 
c'est que I'on biffe la leltre c de I'alinea 1 er. Nous pensons 
que cela ouvmait la porte, malgre tout, ades abus et ren­
drait la possibllite de contröle sur les medicaments eux-me­
mes insuffisante, et ce la nous feralt retomber loin en arriere 
de la reglementation actuelle, teile qU'elle figure dans la pra­
tique de I'institut et du concordat intercantonal. Je vous invlte 
donc a rejeter celte proposition. J'espere pourtant que les 
assurances que je vais pouvolr vous donner permeltront que 
nous n'en arrivions pas a un vote, parce que nous compre­
nons bien la preoccupation de Mme Vallender qui est celle 
de ne pas multiplier les obstacles a la creation de ces spe­
cialites de comptOir. Nous pensons en particulier a I'activite 
d'un canton, comme le canton d' Appenzell Rhodes-Exte­
rieures, qui en a fait une de ses branches economiques im­
portantes, mais cela ne concerne pas que ce canton. 
La question de savoir comment definir les medicaments qui 
peuvent etre produits et stockes sans devoir etre soumls a 
autorisation ou a «Meldepflicht" doit etre reglee dans I'or­
donnance. C'est le bon instrument pour fixer des limites. 
En ce qui concerne la ligne de partage entre I'article 9 et 
I'article 14, nous procedons dans I'entrepnse de la fa<;:on sui­
vante: j'al I'intentlon de permettre a une pharmacie, qui 
n'aurait pas d'autorisation, de realiser un certain nombre de 
specialites de comptoir. Nous pensons autoriser jusqu'a 
100 produits par charge de production. 11 nous faudrait en 
plus fixer une limite maximum dans I'ordonnance, de fa<;:on a 
ce qU'on ne multiplie pas les productions partielles. Nous 
pensons que la limite cumulee pourralt etre de 1000 pro­
duits. Donc, pas d'autorisation s'll s'aglt d'une production 
jusqu'a 100 produits, avec un total de 1000 par annee. Je 
crois que ce la correspond au SOUCI de Mme Vallender. Je 
prends I'engagement de faire inscme cette tolerance dans 
I'ordonnance. Je crois que c'est un des rares domaines ou 
mes projets passeraient sans discussion devant le Conseil 
federal. Voila en ce qui concerne I'alinea 1 er. 
Les alineas 2 et 3 forment un ensemble et portent sur la 
question des importations dites paralleles. Qu'est-ce que 
nous avons prevu? Je crols que c'est la voie moyenne la 
plus raisonnable, c'est celle qui consiste a d,re que I'on peut 
aussi envisager des importations paralleles. Avec I'alinea 3, 
nous prevoyons que la protection du brevet reste assuree. 
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Cela n'est toutefois pas la tache de I'institut de contröler s'll y 
a un brevet, mais au propnetaire de ce brevet de se defen­
dre, au cas ou une teile autorisation lui porterait tort. 
Nous nous mettons dans la regle generale en ce qui con­
cerne les brevets, mais nous avons prevu une procedure 
simpllfiee d'autorisation de mise sur le marche pour les Im­
portations. 
Je crois que cette formule est raisonnable. Je crois que c'est 
tout ce qu'on peut faire dans cette loi et que toute autre dis­
cusslon qui viseralt a dlminuer la protection accordee par 
des brevets ne peut pas se faire en relation avec cette loi. 
Elle doit se mener dans le cadre de la loi sur les brevets, 
eventuellement de la loi sur les cartels ou de la loi sur la con­
currence. 
Je puis vous confirmer que nous avons un groupe de travail 
interdepartemental qui inclut les services du Departement 
federal de I'economie, les services de l'lnstitut Federal de la 
Propriete Intellectuelle et les services de mon departement 
qui, dans toute une serie de domaines, ont des activltes de 
reglementation de marche, de fa<;:on a ce que nous puis­
sions trouver la bonne solution, globale, au probleme - ou la 
bonne reponse -, que ce soit en forme de confirmation ou 
de refus des conclusions auxquelles est arrive le Tribunal fe­
deral. 
J'almerals vous inviter a ne pas poursuivre ce que nous 
avons vu a la tribune, SOlt le conflit entre des camps incon­
ciliables sur cette question des medicaments, et a sUlvre le 
projet du Conseil federal. 
J'ai bien entendu le message. Le marche des medicaments 
est un marche senSible. 11 est important. C'est un marche 
tres particulier. Je comprends que, entre les soucis de pro­
tection de la recherche pharmaceutique et les soucis quant 
au cout de I'assurance-maladie, vos coeurs balancent ou 
vos coeurs cholsissent la ou sans doute I'on ne peut trouver 
qu'une formule nuancee. 
J'aimerais souligner que le probleme du prix des medica­
ments n'est pas un probleme uniquement de marchS ou 
d'acces au march9, ce qui est regle par la loi sur les agents 
thSrapeutiques. 
Le probleme du coOt des medicaments est un probleme 
etroitement Iie a I'assurance-maladie. La, nous avons des 
mecanismes qUi nous permeltent d'inscrire des produits 
dans la liste des specialites, ou de refuser de les inscnre s'ils 
ne sont pas economiques. Nous avons la possibilite de faire 
des comparaisons avec les prix de production dans d'autres 
pays et de dlre, de ce fait, que le prix qui nous est propose 
est trop eleve. Nous sommes dans le secteur reglemente, et 
nous ne sommes pas totalement depourvus face a I'indus­
trie pharmaceutique ou aux importateurs. Je ne dis pas que 
nous tenons toujours le couteau par le manche, mais nous 
avons des possibllites de montrer que si un produit n'est pas 
economique, nous ne le faisons pas rembourser par la 
calsse-maladie. 
Nous avons du constater, d'ailleurs, et c'est interessant, en 
analysant le prix des medicaments en Suisse, que ce n'est 
pas au moment ou ils so nt lances, lorsqu'ils sont encore 
sous protectlon, qu'ils sont trop chers en comparaison inter­
nationale. IIs etaient indiscutablement trop chers quand ils 
n'avaient plus la protection. La, nous pouvons agir, et nous 
I'avons deja fait sur le plan de I'assurance-maladie en redui­
sant fortement les prix des anciens medicaments. Vous 
voyez donc comment joue le mecanisme dans le domaine 
reglemente. 11 est clair que dans le domalne non reglemente, 
le falt que les produits soient proteges pendant la duree d'un 
brevet peut effectivement amener a ce qu'ils soient plus cou­
teux ICI que dans un autre pays. Cependant, ceci ne devrait 
pas etre regle dans ce contexte, mais dans un cadre beau­
coup plus general. 
Une dernlere remarque, parce que M. Strahm parlalt des 
vingt ans de protection d'un brevet: c'est c1air que ce n'est 
pas vingt ans sur le marchS. On prend un brevet des qu'on a 
trouve la substance. Entre le moment ou commence cette 
recherche et ou ce brevet est pris, et le moment ou ce pro­
dUlt apparaH sur le marche, qui peut s'etendre sur six, sept 
ou dix ans, la protection du brevet ne sera que sur une pe-
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riode breve. J'al I'intention, dans la loi sur I'assurance-mala­
die, de veiller a ce que des qu'un brevet est termine, nous 
puissions exiger une baisse de prix, et non pas attendre 
dans tous les cas qUinze ans, comme la pratique le veut ac­
tuellement. 
Le probleme est complexe, j'espere que Je ne I'ai pas em­
brouille davantage. J'esperais vous montrer que, dans le 
secteur reglemente, les prix ne nous sont pas imposes tels 
quels. Nous avons des moyens de les refuser et de refuser 
le produit si I'entreprise pharmaceutique n'accepte pas les 
calculs et les comparaisons internationales que nous falsons 
avec elle. Quant au marche Iibre, c'est un marche comme 
les autres, et notre devoir est surtout de veiller a la qualite et 
a la secunte des produits; c'est ce que nous faisons dans 
I'alinea 2 du projet 
A I'alinea 3, nous acceptons que, meme si une autorisation 
est donnee, celui qui est lese et qui a un droit a faire valoir 
de par le brevet qu'il a acqUis peut se defendre et annuler 
cette autonsation. C'est la meilleure solution que nous ayons 
trouvee, et Je vous prie de la soutenir. 
Faut-ll commenter en detail la proposition subsldiaire Lalive 
d'Epinay au cas ou la proposition de minorite serait rejetee, 
c'est-a-dire si vous souhaitiez bloquer completement les im­
portations paralleles? Je ne vous recommande pas d'accep­
ter un tel blocage: pourquoi y aurait-il dans ce domaine une 
protection qui irait au-dela. des brevets et des eXlgences de 
securite? Je dirai que la proposition subsidiaire Lalive d'Epi­
nay pourrait, au yeux du Secretariat d'Etat a. I'economie, etre 
en contradiction avec les regles de I'OMC et en particuher 
aussl avec nos propres regles en ce qui concerne les pro­
duits phytosanitaires et en matiere de substances toxiques. 
Ne prenons pas de declsion trop rapide; dans le meilleur des 
cas, d'autres solutions peuvent encore etre examlnees dans 
la deuxieme Chambre. Aujourd'hui, il faut choisir: est-ce que 
nous voulons des importations paralleles ou non? Le Con­
seil federal vous invite a. repondre oui, sur ce marche 
comme sur d'autres. Est-ce que nous voulons que ceux qUI 
ont un brevet puissent se proteger sur ce marche? Le Con­
seil federal vous invite, la aussi, a repondre ouI. 

Vallender Dorle (R, AR): Ich danke Ihnen, Frau Bundesrätin 
Dreifuss, für Ihre persönlichen Zusicherungen und fur Ihr 
Herz, das Sie damit für unseren Kanton und auch fur alle an­
deren gezeigt haben, die von diesem Artikel betroffen sind. 
Ich ziehe daher meinen Antrag zurück. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Der Antrag Leu zu 
Absatz 1 Buchstaben fund 9 ist zusammen mit dem Antrag 
zu Artikel 5 zuruckgezogen worden. 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commissJOn 

Abs. 2-AI. 2 
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Abs, 4 -AI. 4 

8 mars 2000 ... ' 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Im Antrag Meier­
Schatz wird «regulierte» durch «subventionierte» ersetzt. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Meier-Schatz .... 102 Stimmen 
Dagegen .... 71 Stimmen 

Art. 15-19 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 20 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2,4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.3 
Mehrheit 
Zustimmung zum EntWUrf des Bundesrates 
Minderheit 
(ValIender, Borer, Egerszegi, Randegger) 
Das Institut kann .... 

b. beschränken oder verbieten, wenn aus den Umständen 
erkennbar ist, dass sie für .... 
Neuer Antrag der Minderheit 
(ValIender, Borer, Egerszegi, Randegger) 
Das Institut kann zum Schutz der Gesundheit die Einfuhr 
von bestimmten Arzneimitteln beschränken oder verbieten, 
wenn aus den Umständen erkennbar ist, dass sie für wider­
rechtliche Zwecke oder missbrauchllche Verwendung be­
stimmt sein könnten. 

Art. 20 
Proposition de la commission 
AI. 1,2,4 
AdMrer au projet du Conseil federal 

AI. 3 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Valiender,Borer, Egerszegi, Randegger) 
t.:institut peut: 

b. restreindre ou interdire I'importation de medicaments 
lorsqu'iI ressort des circonstances qu'ils pourraient etre de­
stines .... 
Nouvelle proposition de la minorite 

Abstimmung _ Vote (ValIender, Borer, Egerszegi, Randegger) 
t.:institut peut, en vue de proMger la sante, restreindre ou In-

Eventuell - A titre preliminaire t~rdlre I'importation ~e m~dicame~t~, s.i les ci~con~tances in.-
(namentlich _ nominatif: Beilage _ Annexe 99.020/248) dlquent qu Ils p.ourralent etre destlnes ades flns Ilhcltes ou a 
F~r den Antrag der M~hrheit : ... 89 Stimmen S,0e.lt!"oir un usage abuslf. 
Fur den Antrag der Minderheit .... 86 Stimmen h Vallender Dorle (R, AR): Ich möchte die neue Fassung mei-

.. ". S- r .122.. nes MInderheitsantrages zurückziehen und mich an den 
Definitiv - Deflnltlvement Wortlaut halten der auf der Fahne steht. Dieser musste 
F~r den Antrag der Mehrhe!t .... ,88 Stimmen. zwar vom Zweit~at redaktionell angepasst werden, aber das 
Fur den Eventualantrag Lallve d Eplnay .... 87 Stimmen erscheint im Ablauf einfacher. 

Abs. 3-AI. 3 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Der Antrag der 
Minderheit Borer zu Absatz 3 Ist zuruckgezogen worden. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Es geht hier darum, die Frage zu klären, ob der Bundesrat 
oder das Institut für die Erteilung der Einfuhrbewilligung für 
bestimmte Arzneimittel zuständig sein soll oder ob der Bun­
desrat oder das Institut die Einfuhr bestimmter Arzneimittel 
beschränken oder verbieten kann. Dabei handelt es sich um 
Arzneimittel, die zwar der Therapie diel)en, die aber auch 
missbraucht werden können. Dies trifft z. B. bel den in der 
Schweiz nicht zugelassenen Leistungsförderern zu. 
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Sinn und Zweck dieses Heilmittelgesetzes ist es, die gesetz­
lichen Grundlagen für ein schweizerisches Heilmittelinstitut 
zu schaffen. Dieser Schritt soll von der interkantonalen zur 
nationalen Anerkennung der Heilmittel führen, was auch den 
Export unserer Pharmaprodukte erleichtern wird. Dies be­
deutet, dass das Institut Liber das entsprechende Fachwis­
sen verfügt. Es Ist nun nicht einzusehen, warum der Bun­
desrat und nicht das Institut über Importbewilligungen Im 
Einzelfall entscheiden soll. Dabei Ist daran zu denken, dass 
der Bundesrat als Vollzugsbehörde gar nicht Liber die not­
wendige Fachkompetenz verfügen kann und wird, um den 
Entscheid zu treffen. 
Importbeschränkungen oder -verbote sind jedoch gesund­
heitspolizeiliche und kerne politischen Entscheide. Darum 
müssen sie durch das Institut selber getroffen werden. 
Diese Lösung drangt sich auch aus einem anderen Grund 
auf. Entscheide des Bundesrates können nicht vom Bundes­
gericht überprüft werden. Wenn dagegen das Institut mit ei­
ner Verfügung die Einfuhrbewilligung verweigert, kann diese 
richterlich überprüft werden. Da derartige Entscheide einen 
Eingriff mit grossen vermögensrechtlichen Folgen darstel­
len, verlangt die EMRK, dass eine richterliche Instanz dage­
gen angerufen werden kann. 
Im Rahmen der Revision der Bundesverfassung ist wieder­
holt darauf hingewiesen worden, dass es in einem gewalten­
teiligen Staat für den einzelnen BLirger und die einzelne 
Bürgerin höchst unbefriedigend sei, wenn die politische In­
stanz einen endgültigen Entscheid feHle, der nicht richterlich 
überprüfbar seL Es wurde uns immer wieder versichert, 
dass bestehende Regelungen angepasst werden sollten. 
Hier schaffen wir nun ein total neues Gesetz und haben die 
Chance, vor dessen Inkrafttreten eine Korrektur vorzuneh­
men. 
Ich bitte Sie daher im Namen der Minderheit, ihren Antrag, 
so wie er auf der Fahne steht, zu unterstützen. 

Randegger Johannes (R, BS): Die FDP-Fraktion unter­
stützt die Minderheit Vallender, und zwar aus drei Gründen: 
Wir wollen, dass Einfuhrbeschränkungen wirklich als ge­
sundheitspolizeiliche Massnahmen getroffen werden und 
nicht politische Entscheide sind. Darum wollen wir sicher­
stellen, dass das Institut und nicht der Bundesrat zuständig 
1St. Das Institut soll aufgrund von wissenschaftlichen Fakten 
entscheiden, politische Aspekte sollen aus dem Spiel blei­
ben. 
Ern weiterer Punkt ist der Rechtsschutz. Wenn eine Ent­
scheidung für eine Einfuhrbeschrankung getroffen wird, 
muss auch sichergestellt sein, dass gegen diesen Entscheid 
Beschwerde geführt werden kann. 
Wenn ein solcher Entscheid getroffen wird, ist das natürlich 
ein beachtlicher Eingriff in die Handels- und Gewerbefrei­
heit. 
Aus diesen Gründen unterstützen wir die Minderheit Vallen­
der. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Zuerst eine re­
daktionelle Bemerkung: Auf der Fahne ist der Antrag der 
Minderheit Vallender unvollständig Wiedergegeben, indem 
unter Artikel 20 Absatz 3 Litera a der Text entsprechend an­
gepasst werden müsste, Will doch Frau Vallender, dass die 
Zuständigkeit für diese Einfuhrbeschränkungen oder -kon­
trollen beim Institut liegen soll und nicht beim Bundesrat. 
Wer zuständig sein soll, diese Entscheide zu treffen, darüber 
ist ein Abwägungsentscheid vorzunehmen. RIChtig ist: Wenn 
ein Einzelfallentscheid getroffen wird und dieser vom Institut 
ausgeht, spielt der Rechtsschutz und die Rechtsweggaran­
tie, was beim Bundesrat so nicht der Fall wäre. Im Ubrlgen 
muss man sich aber bewusst sein, dass hier auch ein poli­
tischer Entscheid gefällt Wird, indem solche Gefahren, die 
signalisiert werden, wahrscheinlich aus dem Ausland zuge­
tragen werden; der Bundesrat kann die Sich stellende Güter­
abwägung ferner vornehmen. Es geht auch darum, einen 
solchen Entscheid im Einzelfall richtig zu kommunizieren, 
vielleicht auch mit dem Hersteller abzusprechen. Hier ist ein 
sehr subtiles Vorgehen gefordert. Die Kommissionsmehrheit 
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ist der Meinung, dass es Sich deshalb rechtfertigt, wenn die­
ser unter Umständen sehr heikle Entscheid, auch für die be­
troffene Unternehmung, vom Bundesrat ausgeht und nicht 
vom Institut, welches dann mehr nach sehr engen, rechtli­
chen Kriterien entscheidet; hier bestünde dann vielleicht we­
niger Spielraum, um einer besonderen Situation - darum 
geht es hier - Rechnung tragen zu können. 
Aus diesen GrLinden empfiehlt Ihnen die Mehrheit der Kom­
mission, es bei der bundesrätlichen Fassung zu belassen 
und den Antrag der Minderheit abzulehnen. 

Präsident (Seiler Hanspeter, PräSident): Die SP-Fraktion teilt 
mit, dass sie die Mehrheit unterstützt. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: La pro­
position de minorite tend a dire qu'en lieu et place du Con­
seil federal, c'est I'institut qui, en tant qu'instance de police 
sanitaire, doit decider de l'lmportation des medicaments. La 
minorite pense que le Conseil federal ne doit pas avoir a 
decider, dans les cas d'espece, SI un medicament peut 
constituer une mise en danger de la sante et que celte deci­
sion devrait etre prise par une instance specialisee. L:institut 
est subordonne au Conseil federal et ce dernier ne devrait 
pas antlclper sur ses declsions. SLle Conseil federal devait 
prendre cette decision lui-meme, cette derniere revlendralt 
toujours a une decision politique. La decision de I'institut 
pourrait etre deferee et finalement sou mise a la juridlction du 
Tribunal federal. 
En revanche, la majorite de la commlssion est d'avis que la 
competence doit etre deleguee au Conseil federal, et non 
pas a I'institut, ceci pour souligner que ces decisions sont 
d'une grande portee, surtout en ce qui concerne la lettre b, 
puisqu'il s'agit d'une ingerence importante dans la liberte 
economique et qu'elle ne saurait etre deleguee a I'echelon 
technique. Oe plus, le Conseil federal doit par la suite, par 
voie d'ordonnance, definir les criteres clairs permettant a 
I'institut de determiner quand un tel contröle particulier s'im­
pose. 
Sachez encore que la commission a pris sa decision par 
12 voix contre 4. Je vous invite donc a la suivre. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: 11 est evident que dans 
la formulation meme de la proposition, il y ades choses qui 
ne sont pas tres claires. Toutefois, ce n'est pas a ce la qu'iI 
faut s'attacher, mais a I'intention qui est exprimee, le reste 
pouvant toujours etre encore regle. Cela pour dire que Je ne 
vals pas jouer sur les mots et dlre que la chose est mal 
construite. 
Je SUIS tout a fait d'accord que I'on adopte, a la lettre b, la 
formulatlon de la minonte, qui me paraTt meilleure que celle 
du Conseil federal. Je crois que I'on peut dire que les cir­
constances doivent indiquer la possibilite d'une destination 
cnminelle DU illicite pour que cela Joue. Mais iI faut voir la 
portee de cette decision. C'est une decision lourde. Nous re­
duisons par la la liberte du commerce et de I'industrie; nous 
intervenons dans une volonte de police et <;:a, a notre avis, 
ce ne peut pas etre laisse a I'institut. Cela doit etre une deci­
sion du Conseil federal, de I'instance superieure. 
C'est la raison pour laquelle nous vous proposons de bien 
maintenir cette competence du Conseil federal. La chose 
nous paraTt absolument necessaire. Mais si la leltre b devalt 
etre modifiee dans le sens qui est propose, cela ne nous ge­
nerait pas et ce seralt meme peut-etre une amelioration. 

Abs. 1, 2, 4 - AI. 1, 2, 4 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Der neue Antrag 
der Minderheit ist zuruckgezogen worden. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 73 Stimmen 
FLir den Antrag der Minderheit .... 68 Stimmen 
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Art. 21 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
. (GoII, Baumann Stephanie, Gross Jost, Hafner Ursula, Hub­

mann, Maury Pasquier, Strahm) 
Abs.1 
Ausgeführt oder von der Schweiz aus im Ausland gehandelt 
werden dürfen zugelassene oder nicht zulassungspflichtige 
Arzneimittel. 
Abs.2 
Der Bundesrat kann im Einzelfall die Ausfuhr nicht zugelas­
sener Arzneimittel erlauben, Insbesondere wenn die Be­
hörde des Ziellandes der Einfuhr zustimmt. 
Abs. 3, 4 
Streichen 

Antrag Imhof 
Abs. 1 Bst. a 
Streichen 

Art. 21 
Proposition de la commission 
Majorite 
AdhSrer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(GoII, Baumann Stephanie, Gross Jost, Hafner Ursula, Hub­
mann, Maury Pasquier, Strahm) 
AI. 1 
Les medicaments admis ou non soumis a I'autorisation peu­
vent iHre exportes ou faire l'obJet d'un commerce a I'etranger 
a partir de la Suisse. 
AI. 2 
Le Conseil federal peut de cas en cas autorlser I'exportation 
de medicaments non admis, notamment lorsque I'autorite du 
pays destinatalre approuve I'importation. 
AI. 3, 4 
Biffer 

Proposition Imhof 
AI. 1 let. a 
Biffer 

Baumann Stephanle (S, BE): Wenn Sie der Formulierung 
des Bundesrates folgen, heisst das, dass Arzneimittel, wei­
che In der Schweiz zurückgezogen wurden, weil sie nach­
weislich grosse Nebenwirkungen haben, weiterhin exportiert 
werden konnen, wenn sie im Zielland nicht verboten sind. 
Ich frage Sie: Ist es sinnvoll und ethisch vertretbar, Medika­
mente mit Nebenwirkungen, die wir selber nicht mehr in 
Kauf nehmen wollen, z. B. in Entwicklungsländer zu expor­
tieren? Wir haben als Exportland hier eine grosse Verant­
wortung, die wir auch entsprechend wahrnehmen und nicht 
um des Geschaftes willen vernachlässigen sollten. Wir kön­
nen diese Verantwortung nicht immer einfach auf das Ziel­
land abschieben, denn Entwicklungsländer verfügen nicht 
über eine ähnlich effiZiente Heilmittelkontrolle wie WIr. Sie 
können die Nebenwirkungen deshalb nicht im gleichen Aus­
mass beurteilen und ein Verbot aussprechen. Sie sind in ge­
wisser Weise abhängig davon, dass wir uns ethisch richtig 
verhalten. 
Wenn wir davon ausgehen, dass für Menschen im Ausland 
prinzipiell derselbe Sicherheitsstandard wie für die Bevölke­
rung in der Schweiz gelten soll, wie dies so schön in der Bot­
schaft steht, müssen wir Artikel 21 auch entsprechend 
formulieren. Ich bin überzeugt, dass Sie den Menschen In 
Entwicklungsländern die gleiche Wertschatzung entgegen­
bringen wie den Menschen in der Schweiz, das helsst, wir 
müssen sicherstellen, dass Medikamente, die In der 
Schweiz zurückgezogen sind, nicht exportiert werden dür­
fen, auch wenn das Zielland kein ausdrückliches Verbot er­
lassen hat. 
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Eine andere Situation entsteht wie gesagt, wenn das Ziel­
land die Einfuhr solcher Medikamente aus irgendwelchen 
Gründen ausdrücklich billigt. In solchen Fallen kann der 
Bundesrat mit der Formulierung der Minderheit eine Aus­
fuhrbewilligung erteilen. 
Ich bitte Sie deshalb dringend, den Antrag der Minderheit zu 
unterstützen. 

Imhof Rudolf (C, BL): Ich habe dieses Gesetz auf seine 
KMU-Tauglichkeit geprüft, denn in unserer Branche sind bei­
spielsweise viele kleine und kleinste Betnebe direkt von die­
ser Gesetzgebung betroffen. Es gibt aber auch viele 
Produkte, die als frei verkaufliche Arzneimittel der so ge­
nannten Liste E von dieser Branche hergestellt werden. 
Gleichzeitig muss hier auch klar festgehalten werden, dass 
es nicht nur Multis gibt, die Arzneimittel herstellen, sondern 
es sind auch kleine und kleinste Betriebe, die solche Arznei­
mittel vertreiben oder herstellen. 
In dieser Vorlage sind meines Erachtens Hürden eingebaut 
worden, die vor allem kleinen und mittleren Betrieben, die 
Sich mit der Herstellung und dem Vertrieb von Arzneimitteln 
bescheiftlgen, völlig unnötigen administrativen Aufwand auf­
erlegen. Dass man den administrativen Aufwand für diese 
Gruppe unverhältnismässig erhöht, kann sicher nicht im 
Sinne dieses Parlamentes sein. Jedenfalls wird hier seit Jah­
ren dafür plädiert, dass eine administrative Entlastung statt­
finden soll. 
Deshalb beantrage ich, in Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a 
zu streichen, der vorsieht, dass Arzneimittel nicht exportiert 
werden dürfen, wenn sie im Zielland verboten sind. 
Denn man muss sich schon fragen, was das soll. Vor allem 
frage ich mich, was uns das überhaupt angeht. Jedes Land 
hat - vor allem im Arzneimittelbereich - eine eigene Gesetz­
gebung; es hat Einfuhrvorschnften und Zollbestimmungen, 
die eingehalten werden müssen. Jedes Land hat Einfuhrbe­
willigungen oder eben nicht. Im Klartext: Wenn ein Exportgut 
der Gesetzgebung des entsprechenden Landes nicht ent­
spricht, kann die Ware nicht eingeführt werden. Wir müssen 
uns deshalb fragen, mit welchem Interesse die Schweiz eine 
Bestimmung aufnehmen will, die sie verpflichtet, weltweit 
alle Gesetzesvorschriften, Arzneimittel, Wirkstofflisten usw. 
zu kennen, sie ständig nachzuführen und vor allem zu kon­
trollieren, ob irgendein Exportgut nicht der Gesetzgebung 
des Ziellandes entspricht. Es kann doch nicht Aufgabe der 
Schweiz sein, ·einen Mitarbeiterstab zu haben, der dafür 
sorgt, dass die Gesetze und Vorschriften eines anderen Lan­
des eingehalten werden! Die Kontrolle, ob ein Arzneimittel 
für die Einfuhr In ein bestimmtes Land geeignet ist und der 
Gesetzgebung dieses Landes entspricht, kann also ruhig 
dem entsprechenden Land überlassen werden. 
Ich bitte sie deshalb, Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a, der 
uns erstens nichts angeht und zweitens ausser einem gros­
sen administrativen Aufwand nichts bringt, zu streichen. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die FDP-Fraktion 
teilt mit, dass sie die Mehrheit unterstützt. Die CVP-Fraktion 
teilt mit, dass sie speziell den Antrag Imhof unterstützt. 

Cavalli Franco (S, TI): Wir haben es mit einem Problem zu 
tun, das scheinbar für uns hier nicht so wichtig, für die Ent­
wicklungsländer aber von grösster Bedeutung ist. Wir dürfen 
es nicht zulassen, dass hier genau das Gleiche passiert, 
was bei den Zigaretten gang und gäbe ist: Zigaretten, die bei 
uns nicht mehr zugelassen werden, weil sie einen zu hohen 
Teergehalt haben, werden in die Dritte Welt abgeschoben 
und dort weiterhin verkauft. 
Jene, die die Lage in den Entwicklungsländern nicht kennen, 
könnten sagen, das sei ein Fall, der selten eintntt, oder das 
selen Hirngespinste, die wenig mit der Wirklichkeit zu tun 
haben. Ich leite seit vielen Jahren medizinische Entwick­
lungsproJekte in verschiedenen Entwicklungsländern und 
kenne die wirklichen Verhältnisse dort recht gut. Es steht 
ausser Frage, dass diese Praktiken gang und gäbe sind, 
dass dort Medikamente verkauft werden, die bei uns nicht 
mehr zugelassen sind. Das ist ein sehr ernsthaftes Problem, 
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mit dem wir uns befassen müssen. Wir dürfen die Augen vor 
diesem Problem nicht verschliessen. 
Man kann naturlich leicht sagen: Jedes land hat eine Zulas­
sungsbehörde. Es Ist aber nicht gesagt, dass alle Entwick­
lungsländer uberhaupt eine solche Behörde haben. Und 
selbst wenn sie existiert, muss man naturlich sehen, dass 
eine gute, eine funktionsfähige und vor allem eine Zulas­
sungsbehörde, die über die nötigen Kenntnisse verfügt, ein 
«luxus» ist, den sich nur die entwickelten länder erlauben 
können. 
Wir wissen selbst - deswegen diskutieren wir auch dieses 
Gesetz -, mit welchen Problemen wir z. B. heute noch bei 
der IKS konfrontiert sind. Die IKS ist heute nämlich sicher 
nicht mehr so leistungsfähig, wie sie es in einer modernen 
Gesellschaft sein sollte. Sie können sich vorstellen, was das 
für länder wie EI Salvador oder Honduras heisst, in denen 
vielleicht ein oder zwei Chemiker pro land arbeiten und es 
niemanden gibt, der pharmakologisch so geschult ist, dass 
er oder sie diese Frage überhaupt prufen kann. 
Deswegen unterstutzen wir ganz klar den Antrag der Min­
derheit, und deswegen sind wir naturlich noch entschiedener 
gegen den Antrag Imhof, denn er wurde das Problem nur 
noch verschärfen und potenzieren. 
Die Formulierung der Minderheit ist einfach, klar, man ver­
steht sie gut. Ich glaube, dass wir aus moralischen Grün­
den - wenn wir nicht alles in Frage stellen wollen, was wir 
mit der linken Hand für die Entwicklungshilfe tun - mit dieser 
Formulierung einverstanden sein müssen. Jeder muss zuge­
ben, dass Medikamente, die bei uns nicht zugelassen wer­
den oder für die es in einem bestimmten land eine 
Zulassung braucht, falls es dort keine Notlage gibt - wenn 
eine besondere Notlage besteht, kann der Bundesrat die 
Ausfuhr immer noch bewilligen -, nicht ausgeführt werden 
sollten. Ansonsten - ich wiederhole es - machen wir genau 
das, was die Zigarettenfabrikanten machen: Sie schieben 
schlechte Zigaretten, die bei uns nicht mehr verkauft werden 
können, dorthin ab, und genau das geschieht täglich mit den 
Medikamenten. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: 
Comme M. Cavalli vous I'a explique, la minonte de la com­
mission souhaite trouver un moyen efficace pour empecher 
le scandale des exportations de medicaments plus utilises 
ou plus forcement recommandes dans notre pays vers les 
pays en voie de developpement, ce scandale qui renforce 
encore la situation catastrophique, d'un pOint de vue de la 
sante, que connaissent bon nombre de pays en voie de 
developpemen 
Pour ce faire, la minonte de la commission fait reference au 
systeme suisse d'autorisations de prodUltS, qu'elle juge bon, 
et souhaite que ce systeme serve de reference. 
la majorite de la commission et le Conseil tederal pensent 
en revanche que le systeme de reference doit etre celui du 
pays importateur, et non le systeme suisse. En effet, il existe 
des produits susceptibles d'etre exportes qui ne sont pas 
couverts par notre systeme d'exportation. De plus, un fabri­
cant pourrait tout a fait faire enreglstrer son produit d'abord, 
par exemple, par la Food and Drug Administration, qui est 
une reterence Internationale en la matiere, et donc avoir un 
produit non enregistre en Suisse, sans que celui-ci sOlt ne­
faste pour autant. 11 souffriralt alors de la solution proposee 
par la minorite de la commisslon. 
C'est la raison pour laquelle la commission vous propose, 
par 10 voix contre 8 et avec 1 abstention, de rejeter la propo­
sition de mlnorite. 
Quant a la proposition Imhof qui veut supprimer la lettre a de 
I'alinea 1 er, liest arelever qu'elle prive justement la solution 
de la majorite de sa reference ou de son ancrage au sys­
teme du pays importateur et, dans ce sens-la, je pense 
qu'elle est arejeter. 

Suter Marc F. (R, BE), fur die Kommission: Ich bitte Sie na­
mens der Mehrheit, der Mehrheit und dem Bundesrat zu fol­
gen. 
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Wir glauben, dass wir zwischen den beiden Anträgen - dem­
jenigen der Minderheit einerseits, die noch weiter gehen 
möchte, und demjenigen von Herrn Imhof andererseits, der 
zurückbuchstabieren möchte - einen angemessenen Mittel­
weg gefunden haben. 
Zuerst zu Herrn Imhof: Herr Imhof, grundSätzliCh muss ja 
auch ein Schweizer Importeur daran interessiert sein, sich 
rechtskonform zu verhalten, damit er nicht in eine Problemsi­
tuation gerat: Es kann für sein Unternehmen unter Umstän­
den verheerend sein, wenn er in einem ausländischen Staat 
in ein Rechtsverfahren verwickelt Wird; denn dieses könnte 
zu sehr grossen Komplikationen führen. 
Sie haben Recht, wenn Sie sagen: Das ist ein Problem der 
Rechtssicherheit, wir wollen nicht einen ganzen Stab anstel­
len, der pruft, ob im land, in das man ausführen will, ein Ver­
bot besteht oder nicht. Aber Sie müssen den Antrag der 
Mehrheit lesen. Absatz 3 besagt klar, dass diese Aufgabe 
dem Institut obliegt. Das Institut muss gerade aus diesem 
Grunde die gewünschte Verbotsliste erstellen. Deshalb 
weiss der Exporteur und kann es leicht feststellen, ob das 
betreffende Heilmittel auf einer Verbotsliste steht oder nicht. 
Mit anderen Worten: Ihr Problem ist gelöst; Ihrem Kleinun­
ternehmen wird diese Sorge abgenommen, weil das Institut 
die von Ihnen gewünschte Rechtssicherheit schafft. 
Nun zur anderen Seite: Die Minderheit will ein sehr strenges 
Ausfuhrverbot im Gesetz verankern. Mir scheint, damit wird 
der Grundsatz der Verhältnismässigkeit nicht genügend be­
achtet. 
Im Grundsatz ist es richtig: Es gibt länder, in denen keine 
Heilmittelkontrolle stattfindet, und entsprechend Probleme 
mit der Einhaltung der Sicherheitsstandards entstehen. Des­
halb sind wir ja allein schon aus moralischen Gründen dazu 
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass man solche Heilmittel 
nicht ausführt. 
Auf der anderen Seite muss man hier Einzelfallgerechtigkeit 
walten lassen. Die Umstände müssen in einen solchen Ent­
scheid einfIiessen. Auch das Prinzip der Gegenseitigkeit in 
der Handelspolitik muss Beachtung finden. Das sind alles 
Argumente, die zeigen, dass jedenfalls keine willkürliche 
oder sehr stringente Exportbeschränkung von Gesetzes we­
gen vorgegeben werden darf, sondern dass man in Einzel­
fällen den Umständen Rechnung tragen muss. Dazu ist der 
Bundesrat berufen, der solche Entscheide gestützt auf die 
dannzumaligen oder sich konkret stellenden Fragen treffen 
kann. 
Aus diesem Grunde wäre es unverhältnismässig und würde 
zu weit führen, wenn man der Minderheit folgen wurde. Ich 
bitte Sie aus diesem Grund, sich an die Fassung des Bun­
desrates zu halten. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die SVP-Fraktion 
teilt mit, dass sie die Mehrheit unterstützt. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: les rapporteurs ont dit 
I'essentiel en vous demandant de soutenir la proposition de 
majorite. J'aJoute un ou deux arguments po ur montrer que la 
proposition de minorite pose un certain nombre de proble­
mes pratiques. J.:objectif general, on le comprend bien, si le 
systeme pouvait marcher, c'est-a-dire si nous pouvions etre 
garants dans le monde entier de la qualite des medica­
ments, ce serait bien, mais va ne joue pas. 
Beaucoup d'entreprises pharmaceutiques, par exemple, ne 
font pas enregistrer de nouveaux medicaments d'abord en 
Suisse, mais aupres de la Food and Drug Administration 
americaine, car elle a en general un role de leader dans le 
monde, et sa garantie peut etre reprise ensuite par d'autres 
pays. II ne suffit donc pas de dlre qu'il faut que la Suisse en 
garantissent la qualite. Beaucoup de produits dans ce cas 
ne sont pas encore enregistres en SUisse, alors que la ga­
rantie peut deja etre donnee gräce au systeme severe de la 
Food and Drug Administration. Comme I'a dit la rapporteuse 
de langue franvaise, il y a aussi des produits qui entrent 
dans la production de medicaments, qui doivent pouvoir etre 
exportes, mais qui ne sont pas soumis a autorisation en 
Suisse en tant que tels. Donc, iI y aurait des lacunes dans le 
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systeme d'approvisionnement si vous soutenlez la proposi­
tion de mlnorite. 
la proposition Imhof va exactement dans I'autre sens et 
n'est pas bonne. Elle n'est pas bonne en particuller parce 
que son voeu serait de soutemr les petites et moyennes en­
treprises. Or, ce sont justement les petites et moyennes en­
treprises qui ont besoin de savoir dans quels pays elles 
peuvent exporter. Ce ne so nt pas elles qUi vont faire ces lis­
tes; ce ne sont pas elles forcement qUI vont avolr I'ensemble 
des informations de I'OMS a jour pour savoir SI une exporta­
tion correspond au systeme d'autonsation d'un pays. Par 
consequent, ce so nt des services que leur offre I'administra­
tion en disant: «Nous ne voulons pas que vous soyez mis 
dans la situation d'exporter des produits dans des marches 
tres reglementes, sans savolr ce qUi se passe de I'autre 
cöte. C'est I'admlnlstratlon qUi va pouvoir vous fournir cette 
information sans la moindre dlfficulte administrative. Nous 
avons chez nous ces informations mises a jour, et il suffit 
dans ce cas de demander la liste, voire meme de telephoner 
a nos services pour savoir si un marche est legal ou ne I'est 
pas.» Pour des produits qui ont un potentiel de danger aussi 
grand, pour des marcMs qui sont tous des marches qui 
doivent etre contröles, il serait vraiment regrettable, en parti­
culier pour les petites et moyennes entreprises, que I'on 
renonce ace röle de l'Etat. 
Je vous prie donc de reconnaitre qu'il est important qu'il y ait 
des restrictions a I'exportation, que la reference SOlt le pays 
vers lequel on exporte, mais que la Confederatlon puisse in­
tervenir, a la fois pour vous fournlr les listes qui peuvent etre 
amenees achanger relativement souvent, et pour vous aver­
tir lorsqu'une utilisation illicite, eventuellement criminelle ou 
abusive de ces produits est soupc;:onnee. Dans ce sens-la, je 
suis persuadee que la proposition qui nous a ete falte ne 
correspond pas au voeu reel des petltes et moyennes entre­
prises, au contraire de notre projet. 

Imhof Rudolf (C, Bl): Nachdem Ich Ihre Argumentation ge­
hört habe und nachdem Sie mir versichert haben, dass der 
administrative Aufwand tatsächlich in Grenzen gehalten 
wird, ziehe ich meinen Antrag in dieser Sache zurück. Aber 
ich komme dann noch ein weiteres Mal. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Herr Imhof hat sei­
nen Antrag zurückgezogen. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif· Beilage - Annexe 99.020/250) 
Für den Antrag der Mehrheit ... 110 Stimmen 
FLir den Antrag der Minderheit .... 52 Stimmen { • 

,s;4k. ~(),r 
Art. 22 1 1.. 
Antrag der Kommission S 11 . 12 ~ 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates • f 
Antrag Imhof 
Abs. 1 
Streichen 

Art. 22 
Proposition de la commission 
AdMrer au projet du Conseil federal 

Proposition Imhof 
AI. 1 
Biffer 

Imhof Rudolf (C, Bl): Auch hier möchte Ich erwahnen, dass 
es mir einzig und allein darum geht, administrative leerläufe 
zu verhindern. Auch bel dieser Bestimmung muss man sich 
fragen, was sie soll. Wer kontrolliert, was «angemessene» 
Information ist? Wer stellt fest, ob die abgegebenen Basisin­
formationen für «bis auf die Konfektionierung verwendungs­
fertige Arzneimittel» gen Ligen? Müssen Informationen uber 
Packungsvorschriften, Packungsmaterialien oder sogar quali­
tätssIchernde Massnahmen mitgeliefert werden? Was be-

deutet «BasIsinformation» - ob nun medizinische oder 
pharmazeutische - genau? Wer begutachtet diese «Sasisin­
formation», stellt gen au fest, ob die Informationen genügen? 
Im Normalfall bedeutet dies - auch wenn Sie mir jetzt das 
Gegenteil sagen - doch, dass bel einer Ausfuhr auch die 
mitzuliefernde «BasisInformation» kontrolliert, redigiert und 
beWilligt werden muss. Beamte, die diese Bestimmung ernst 
nehmen - dies verlangen wir ja von ihnen -, werden ihr bei 
jeder Ausfuhr von Arzneimitteln Nachdruck verleihen, indem 
sie entweder eine Kopie der sogenannten «BasIsinforma­
tion» verlangen oder, was wahrscheinlicher ist, Indem sie 
auch diese Papiere in das BewIlligungsverfahren einbezie­
hen. Auf jeden Fall wird dies einen zusatzlichen, unnötigen 
administrativen Aufwand ergeben - unnötig, weil es auch In 
dieser HinSicht in jedem land gesetzliche Regelungen gibt, 
jedes land seine eigenen Vorschnften hat. 
Versuchen Sie doch einmal, ein Arzneimittel zu exportieren 
oder gar im Land abzupacken! Wir machen dies seit vielen 
Jahren. Sehr schnell werden Sie merken, dass die ausländi­
schen Gesetzgeber durchaus in der lage sind, ihre Mass­
nahmen selbst durchzusetzen, die notwendigen Informatio­
nen auch ohne Zutun der Schweiz zu verlangen. Deshalb 
bin ich überzeugt, dass dieser Absatz 1 unnötigen administ­
rativen Aufwand bringt und eine Bürokratie nach Sich zieht, 
die nicht zu verantworten ist. 
Ich beantrage Ihnen, Artikel 22 Absatz 1 ersatzlos zu strei­
chen. 
Noch eine persönliche Erklärung: Die Firma, für die ich tätig 
bin, zahlt nach Mitarbeitern wie nach Umsatz eigentlich nicht 
mehr zu den KMU. Ich vertrete hier also nicht diese Firma. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die SP-Fraktion 
teilt mit, dass sie den Antrag Imhof ablehnt. Die CVP-Frak­
tlon teilt mit, dass sie den Antrag Imhof unterstützt. 

Suter Marc F (R, BE), für die Kommission: Ich bitte Sie na­
mens der Kommission, diesen Antrag abzulehnen. 
Vorweg, Herr Imhof, bitte ich Sie, die Artikel 57 und 58 des 
Entwurfes nachzulesen. Sie sehen, dass hier nur die Sorg­
faltspflicht festgeschneben wird, wie sie bereits besteht und 
wie sie sich insbesondere aus den internationalen Abkom­
men, die unsere Exportgebiete erfassen, ergibt. Die Expor­
teure müssen sich insbesondere an das Abkommen der 
WHO halten, dem wir angeschlossen sind, aber auch an die 
Richtlinien der EU. Faute de mieux glaube ich, dass es ein­
sichtig ISt, dass wir nicht etwas exportieren können, das den 
Anforderungen im Zielland nicht genügt; das ist Teil des Ex­
portgeschäftes. Hier Wird nichts Neues oder Strengeres 
oder anderes vorgeschrieben als das, was bereits heute gilt. 
Es kann sein, dass bei der AbWicklung und beim Vollzug 
manchmal-das Auge eines Beamten zu scharf ist; das gibt 
es immer wieder. Aber wir können diese Frage bei der Re­
daktion des Gesetzes nicht anders lösen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: II faut rejeter la propo­
sition Imhof. t..:essentlel a ete dlt: il s'agit bien de la respon­
sabilite de I'exportateur comme principe general. J'ajouterai 
trois choses. 
1. Vous n'arriverez pas a exporter si vous ne donnez pas ces 
regles. la plupart des pays refuseront ces importations. 11 
est donc bon de I'indiquer dans la loi en disant: «Voila a quoi 
dOlt s'engager un exportateur.» Si vous importez en Suisse, 
c'est la meme chose; on ne laissera pas entrer quelque 
chose en Suisse, SI on n'a pas ces indications precises. 
2. 11 s'aglt de substances potentiellement dangereuses, 
autant savoir comment les utiliser; c;:a fait partie du service a 
rendre a celui qui les rec;:oit. Ce ne sont pas les matieres pre­
mieres ni les produits sem i-finis qui sont touches ici, mais 
uniquement I'exportatlon en vrac de medicaments pour la 
consommation. Donc, c'est la mOindre des pOlitesses que de 
fournir les informations quant a leur utilisation. 
3. L.:OMS attend d'un pays comme la SUlsse qu'i! I'indique 
dans la loi pour bien montrer son sens des responsabilites. 
C'est vrai que c;:a demande du travail, mais ce travall, vous 
devez le faire de toute fac;:on. Alors, pourquoi refuser de le 
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mettre dans la loi? Ce seralt une erreur, et j'lnvite le Conseil 
a adherer a la proposition de la majonte. 

Abs. 1-AI. 1 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 85 Stimmen 
Für den Antrag Imhof .... 56 Stimmen 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen - Adopte 

Art. 22a 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 

Minderheit 
(Gross Jost, Alder, Bau mann Stephanle, Cavalli, Fasel, GolI, 
Gonseth, Hafner Ursula, Maury PasqUIer, Rechsteiner Pau!) 
Titel 
Für alle Betriebsstufen geltende Grundsätze 
Abs.1 
Vertrieb und Abgabe von Arzneimitteln haben auf allen Stu­
fen wettbewerbs- und binnenmarktkonform zu erfolgen. 
Abs.2 
Kartelle, insbesondere Gebiets- und Preisabsprachen sowie 
Abreden von lIeferbedingungen, sind grundsätzlich verbo­
ten; vorbehalten bleiben Höchstvorschriften des Institutes 
und des Bundesamtes für Sozialversicherung Im Rahmen 
der Grundversicherung des Krankenversicherungsgesetzes. 
AbS.3 
Der Bund kann die Freiheit des Wettbewerbes der Leis­
tungserbringer auf Verordnungsstufe aus gesundheitspoli­
zeilichen oder sozialpolitischen Gründen beschränken. 
Abs.4 
Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des Krankenversi­
cherungsgesetzes, insbesondere die Abgeltung der Bera­
tungsleistung des Apothekers als grundversicherte Leistung. 

Art.22a 
Proposition de la commission 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 

Minorite 
(Gross Jost, Alder, Baumann Stephanie, Cavalli, Fasel, GolI, 
Gonseth, Hafner Ursula, Maury Pasquier, Rechsteiner Paul) 
Titre 
Principes valables pour toutes les operations d'exploitation 
AI. 1 
La distribution et la remise de medicaments doivent etre 
conformes a tous les niveaux aux regles de la concurrence 
et du march6 interieur. 
AI. 2 
Les ententes cartellaires, notamment les ententes portant 
sur les pnx, sur la repartition de terntoires ou sur les condi­
tions de livraison, sont interdites; sont reservees les disposi­
tions sur les prix imposes edictees par l'lnstitut et l'Office 
federal des assurances sociales dans le cadre de I'assu­
rance de base prevue par la loi sur I'assurance-maladie. 
AI. 3 
La Confederation peut limlter par voie d'ordonnance la con­
currence entre prestataires si cela est necessaire pour des 
raisons de police sanitaire ou de politique sociale. 
AI. 4 
Les dispOSitions de la loi sur I'assurance-maladie sont reser­
vees, notamment celles qui concernent le remboursement 
au pharmacien du service de conseil qu'iI effectue dans le 
cadre des prestatlons couvertes par I'assurance de base. 

Gross Jost (S, TG): Die Abstimmung über die ZUlässigkeit 
der Parallel importe und damit - um es mit den Worten von 
Herrn Strahm zu sagen - die Tatsache, dass Sie den markt­
wirtschaftlichen «Lackmustest» bestanden haben, verschafft 
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mir das Vergnügen, diesen Minderheitsantrag zurückzuzie­
hen, und zwar einfach aus zwei Gründen: Mit der Zulässig­
keit von Parallel importen ist auch klar, dass inskünftig ver­
tikale und horizontale wettbewerbsbehindernde Absprachen 
wie nationale Exklusivvertriebsverträge oder auch die Preis­
bindung zweiter Hand in diesem Bereich verboten sind. Da­
mit Ist meines Erachtens das Margenkartell der Sanphar fak­
tisch aufgehoben. 
Der zweite Grund ist, dass Sie sich im KVG - Sie erinnern 
sich sicher - dazu entschlossen haben, die BeratungsleIs­
tungen der Apotheker als grundversIcherte Leistung anzuer­
kennen und damit einen Schritt gegen das gleiche 
Margenkartell tun, nämlich gegen den Umstand, dass sie an 
der Menge der verkauften Medikamente verdienen und nicht 
an der effektiven Leistung, vor allem an der Beratungsleis­
tung. Auch das ist ein klarer Hinweis, eine klare Richtungs­
anzeige gegen dieses Margenkartell, vor allem gegen die 
Sanphar. Auch wenn die Sanphar behauptet, sie erfülle in 
diesem Bereich nach wie vor eine selbstregulierende Funk­
tion, sind wir ganz klar der Auffassung, dass mit diesem Ge­
setz die kartellistischen Absprachen beendigt sind. Wir 
zahlen auch auf die Bereitschaft des Bundesrates, in diesem 
Bereich alle wettbewerbsbehindernden Absprachen zu eli­
minieren. 
Sollte das seitens des Ständerates nicht der Fall sein, dann 
behalte ich mir im Rahmen von Artikel 14 dieses Gesetzes 
ausdrücklich vor, auf diese generelle Bestimmung zurückzu­
kommen. 

Vallender Dorle (R, AR): Ich gebe ein Votum ab, weil Herr 
Jost Gross doch einiges gesagt hat, das man zurechtrücken 
muss, auch wenn er seinen Minderheitsantrag jetzt zurück­
gezogen hat. 
Ein Gutachten der Wettbewerbskommission zum Antrag der 
Minderheit Gross Jost hat ergeben, dass 
- Absatz 1 seines Antrages keinen normativen Gehalt hat 
und daher überflüssig ist; 
- Absatz 2 aus Verfassungsgründen, aus gesetzessystema­
tischen und materiellen Gründen abzulehnen ist; 
- Absatz 3 den Rahmen des Heilmittelgesetzes sprengt; 
- Absatz 4 sowieso unnötig ist. 
Wichtig bleibt für uns, dass es gemäss der in der neuen Bun­
desverfassung festgeschriebenen Wirtschaftsfreiheit keine 
Gesetzeseingriffe und keine grundsatzwidrigen Eingriffe des 
Staates geben darf. 
Damit erübrigt sich der Antrag der Minderheit Jost Gross. Er 
darf auch nach allfälligen anders lautenden Beratungen im 
Ständerat nicht wieder aufgenommen werden. 

Gross Jost (S, TG): Ich finde es ein Unikum, dass hier zu 
einem Artikel gesprochen Wird, der gar nicht mehr zur Dis­
kussion steht. Somit ist es mir vor allem nicht erlaubt, auf die 
Argumente von Frau Vallender überhaupt einzugehen. Das 
finde ich nicht gut; ich sage das hier ausdrücklich. 
Ich hätte sehr Viele Einwände dagegen, aber wir wollen doch 
die Debatte nicht verlängern, indem wir über Anträge spre­
chen, die gar nicht mehr zur Diskussion stehen. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Der Antrag der 
Minderheit ist zurückgezogen worden. 

Art. 23 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit I 
(Meyer Therese, GUlsan, Randegger) 
Abs. 1 
Die Arzneimittel werden in folgende Hauptkategorien unter­
teilt: 
a. Betaubungsmittel; 
b. liste A: verschreibungspflichtige Arzneimittel, die vom 
Apotheker oder der Apothekerin nur auf ärztliche Anweisung 
Wiederholt abgegeben werden können; 
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c. Liste B: verschreibungspflichtige Arzneimittel, die vom 
Apotheker oder der Apothekerin wiederholt abgegeben wer­
den können, falls der Arzt nichts anderes anordnet; 
d. Liste C: nicht verschreibungspflichtige Arzneimittel, deren 
Abgabe durch einen Apotheker oder eine Apothekenn be­
scheinigt werden muss; 
e. Liste 0: nicht verschreibungspflichtige Arzneimittel, die mit 
der Möglichkeit der fachlichen Beratung in Apotheken und 
Drogerien abgegeben werden; 
f. Liste E: frei verkäufliche Arzneimittel. Für diese Sind die 
Artikel 24 bis 27 und 30 nicht anwendbar. 
Abs.2 
Der Bundesrat kann Unterkategorien von Arzneimitteln bil­
den, deren Abgabe eine besondere Ausbildung oder Einrich­
tung erfordert. 
Abs.3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 11 
(Borer) 
Abs.1 
Die Arzneimittel werden in Kategorien mit und ohne eine 
Verschreibungspflicht eingeteilt. 

Antrag Imhof 
Abs.2 
Es wird eine Kategorie frei verkäuflicher Arzneimittel gebil­
det. Für diese sind die Artikel 24 bis 27 sowie 30, 32 Ab­
satz 1 Buchstabe b, 33 und 58 nicht anwendbar. 

Art. 23 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite I 
(Meyer Therese, Guisan, Randegger) 
AI. 1 
Les medicaments so nt classes parmi les categories princl­
pales suivantes: 
a. stupefiants; 
b. liste A: medicaments avec ordonnance ne pouvant etre re­
nouveles par le pharmaclen sauf instructions contraires du 
medecin; 
c. liste B: medicaments avec ordonnance pouvant etre re­
nouveles par le pharmacien sauf Instructions contraires du 
medecin; 
d. liste C: medicaments sans ordonnance da nt la remise dOlt 
etre validee par un pharmacien; 
e. liste 0: medicaments sans ordonnance devant etre remis 
avec la possibilite du conseil d'un pharmacien ou d'un dro­
guiste; 
f. liste E: medicaments en vente libre. Les articles 24 a 27 et 
30 ne leur so nt pas applicables. 
AI. 2 
Le Conseil federal peut creer des sous-categories de medi­
caments dont la remise necessite une formation ou un 
equlpement particuliers. 
AI. 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 11 
(Borer) 
AI. 1 
Les medicaments sont classes en categories avec et une 
categorie sans ordonnance. 

Proposition Imhof 
AI. 2 
11 est cree une categone de medicaments en vente libre. Les 
articles 24 a 27, 30, 32 alinea 1 lettre b, 33 et 58 ne sont pas 
applicables. . 

Meyer Therese (C, FR): La proposition de minorite a I'arti­
cle 23 vise a ancrer dans la 101 les differentes categones de 
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medicaments qUi sont en usage actuellement et qUI ont fait 
leurs preuves, ceci pour des raisons de secunte et d'econo­
miclte. Les medlcaments, me me ceux qui ne sont pas sou­
mis a ordonnance, ne sont pas des substances anodines. 
Nous voulons donc, a I'alinea 1 er, une liste A pour les stupe­
fiants, afin d'eviter les abus et le trafic - cela existe. La liste 
B ne pose pas de probleme;il s'agit des medlcaments avec 
ordonnance. La liste C permet aux pharmaciens de remettre 
des medicaments sans ordonnance, avec un conseil appro­
prie; si cette liste n'exlstait pas, des medicaments devraient 
faire I'objet d'ordonnances, donc appel a un medecin et 
coats supplementaires. La liste 0, elle, permet de faire bene­
ficier la remise du medicament d'un conseil avise d'un spe­
claliste, en I'occurrence aussi d'un droguiste. La liste E, 
medicaments en vente libre, dOlt iHre creee, et non seule­
ment peut etre creee. 
A I'alinea 2, la possibilite est donnee au Conseil federal de 
creer d'autres categories s'iI I'estime necessaire. Cette pro­
position a ete combattue sous pretexte que ces Indications 
devraient figurer dans I'ordonnance. C'est vrai que nous 
pournons vivre avec le projet du Conseil federal soutenu par 
la maJorite de la commission, mais je pense qu'en mettant 
bien nettement ces categories dans la lai, nous donnerions 
un signal clair de qualite, de securite et aussi d'economicite, 
comme je vous I'ai explique. 

Borer Roland (V, SO): Ich habe schon ein Raunen gehört: 
Wahrscheinlich werden mir einige Kolleginnen und Kollegen 
jetzt vorhalten, Ich wolle ein Solothurner Problem zu einem 
schweizerischen machen. Ich kann Ihnen hier im Voraus sa­
gen: Es ist nicht nur ein Solothurner Problem, es ist auch ein 
Appenzeller, Berner oder Innerschweizer Problem, es ist ein 
Zürcher und ein Thurgauer Problem, und es sind noch ei­
nige andere Kantone direkt von diesem Problem betroffen. 
Worum geht es? Ich möchte, dass Patienten, dass z. B. 
leicht Grippekranke in unserem Land - wenn sie am Abend 
einen deutschen Privatsender schauen und dort sehen, wie 
man Pretuval relativ einfach konsumieren kann, um die 
Gnppe zu bekämpfen - nicht am anderen Tag in Kantonen 
mit einer relativ geringen Apothekendichte zum Arzt gehen 
müssen und Kosten verursachen. Ich möchte, dass diese 
Leute ganz einfach in eine Drogerie gehen können, ihr Pre­
tuval kaufen - von mir aus auch Neocitran, um ein anderes 
Beispiel zu nennen -, das Medikament bezahlen, die ent­
sprechende Beratung erhalten und sich so selber mit einem 
Medikament versorgen können. 
Ich möchte ganz einfach, dass in Kantonen mit entsprechen­
den zusätzlichen Rahmenbedingungen die an sich relatiV 
problemlosen Medikamente der Liste C auch in einer Droge­
rie gekauft werden dürfen. Die Forderung, die ich hier stelle, 
ist nicht neu. Im Kanton Solothurn, wo ich herkomme, ist das 
seit Jahren so. Der Grund ist folgender: Der Kanton Solo­
thurn hat von sei,ner geographischen Gliederung und Struk­
tur her schon seit langem eine vergleichsweise geringe Apo­
thekendichte. Es war dann nicht anders möglich, als diese 
Medikamente, von welchen ich vorhin zwei Beispiele ge­
nannt habe, in den Drogerien zu beziehen. Die Gesund­
heitsdirektion des Kantons Solothurn hat entsprechende 
Auflagen bezüglich Ausbildung und Handhabung gemacht. 
Es gibt keinen einzigen Fall in der langjährigen Geschichte 
dieser Abgabepraxis, der problematisch war, wo Gesund­
heitsrisIken entstanden, wo Todesfälle oder schwerwie­
gende Krankheiten durch eine falsche Abgabe vorgekom­
men wären. 
Was will man nun tun? Man will nun das Ganze verbieten, 
man will auf eidgenössischer Ebene regeln, dass die Medi­
kamente der Liste C nicht mehr abgegeben werden können. 
Der Gesetzestext ist hier klar und deutlich. 
Man wird mir sagen, damit hätten wir die gleichen Verhält­
nisse wie in Deutschland. Aus der Fernsehwerbung kennen 
wir den schönen Nachsatz, dass man Sich über Risiken und 
Nebenwirkungen beim Arzt oder Apotheker informieren soll. 
Dazu muss man aber sagen, dass es den Beruf des Dro­
gisten, wie wir ihn in der Schweiz kennen, in Deutschland 
nicht gibt. Diesen Beruf gibt es in einer ähnlichen Form nur 
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noch in Holland, in den übrigen Ländern kennt man ihn 
nicht. 
Ich möchte die Versorgung mit relativ unproblematischen 
Medikamenten sicherstellen. Ich möchte das, was sich in un­
serem Land seit Jahrzehnten bewährt hat, beibehalten. Ich 
mochte sicherstellen, dass sich die Menschen in unserem 
Land in angemessener, vernünftiger und Sicherer Art mit 
Medikamenten versorgen können. 
Um nochmals auf den Anfang zurückzukommen: Es kann 
doch nicht im Sinne des Erfinders sein, wenn man zum Arzt 
gehen muss, um Neocitran zu erhalten! 

Imhof Rudolf (C, BL): Ich behandle den Antrag in zwei Tei­
len. Ich mochte, dass die Kann-Formulierung zugunsten ei­
ner Muss-Formulierung geändert wird. Unter die Kategorie 
der «frei verkäuflichen Arzneimittel» fallen nämlich beispiels­
weise sämtliche registrierten Bonbons. Die Herstellung sol­
cher Produkte hat eine lange Tradition und findet neuerdings 
stärkere Beachtung unter dem Stichwort «functional food». 
Die Bonbons, Tabletten, Sirupe, Tees und diverse andere 
Darreichungsformen werden u. a. auch von vielen Kleinbe­
trieben hergestellt. Wie Sie Sicher festgestellt haben, Ist 
auch das Interesse der Multis an dieser Geschäftstätigkeit 
gewachsen, und sie wird laufend ausgebaut. Deshalb ist der 
Begriff «frei verkäufliche Arzneimittel» klar zu nennen; er 
darf nicht mit einer Kann-Formulierung in die Gesetzgebung 
aufgenommen werden. 
Ich beantrage Ihnen deshalb die Änderung des Textes in fol­
gende Formulierung: «Es wird eine Kategorie frei verkäuf­
licher Arzneimittel gebildet.» Zusätzlich ist die Nichtanwend­
barkeit folgender Artikel auf die Kategorie der frei verkäuf­
lichen Arzneimittel festzuhalten: nebst den beantragten 
Artikeln 24 bis 27 und 30 zusätzlich Artikel 32 Absatz 1 
Buchstabe b, denn frei verkäufliche Arzneimittel können we­
der übermässig noch missbräuchlich verwendet werden, 
sonst fallen sie unter eine andere Kategorie und sind nicht 
mehr frei verkäuflich. Ich möchte das einfach betonen: Ich 
rede hier von frei verkäuflicher Ware! 
Auch Artikel 33 kann auf frei verkäufliche Arzneimittel nicht 
angewendet werden, denn jeder, der mit dieSem Produkt 
handelt oder das Produkt zum Verkauf aufnimmt, macht das 
aus geldwerten Vorteilen. Artikel 58 ist auf frei verkäufliche 
Produkte ebenfalls nicht anwendbar, denn er ist dafür völlig 
unverhältnismässig. Wir können ja davon ausgehen, dass 
frei verkäufliche Produkte nur bewilligt werden, wenn darin 
keine Stoffe enthalten sind, die zu unerwünschten Wirkun­
gen und Vorkommnissen führen. Sind solche Roh-, Hilfs­
oder WirkstOffe enthalten, werden die Heilmittel ja automa­
tisch in eine andere Kategorie geführt. Sie konnen jetzt sa­
gen, dass es deshalb keine Rolle spielt, wenn diese 
Produkte auch unter diesen Artikel fallen. Ich möchte aber 
vor dieser Interpretation warnen. Dieser Artikel verpflichtet 
jeden Hersteller und Vertreiber dazu, also auch kleine Hand­
werksbetriebe, die nur - nur! - frei verkäufliche Ware her­
stellen, automatisch ein Meldesystem aufzubauen und zu 
unterhalten, auch wenn sie nie irgendeine Beanstandung 
bekommen. 
Bei jeder Neu- oder Umregistrierung muss der Nachweis 
des Meldesystems erbracht und auf das entsprechende Pro­
dukt adaptiert werden. Es sind genau solche Artikel, die 
dazu führen, dass administrativer Leerlauf entsteht. Ich bitte 
Sie deshalb, folgenden Änderungen und Ergänzungen zuzu­
stimmen: 
1. Die Kann-Formulierung einer Kategorie frei verkäuflicher 
Arzneimittel sollte verbindlich sein. Ich beantrage Ihnen des­
halb den folgenden Text: «Es wird eine Kategorie frei ver­
kauflicher Arzneimittel gebildet.» Ich bitte Sie vor allem, 
diesem Artikel 23 Absatz 2 so zuzustlmmmen. 
2. Weiter ist der Absatz wie folgt zu ergänzen: «Für diese 
sind die Artikel 24 bis 27 sowie 30, 32 Absatz 1 Buchstabe b, 
33 und 58 nicht anwendbar.» 

Gross Jost (S, TG): Die SP-Fraktion beantragt Ihnen, hier 
der Mehrheit zu folgen und die Minderheiten I und II abzu­
lehnen. Ich sage aber gleich auch, dass die Minderheit II 
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(Borer) bei uns grössere Sympathien weckt als die Zemen­
tlerung der gegenwartigen Kategorien auf Gesetzesstufe. 
Der Bundesrat und die Mehrheit wollen ja wie bislang diese 
Kategorienbildung an die Verordnungskompetenz des Bun­
desrates delegieren. 
Demgegenüber mochte die Minderheit I (Meyer Therese) 
das bestehende unbefriedigende System auf Gesetzesstufe 
noch zementieren, während die Minderheit 11 (Borer) eine 
weitgehende Liberalisierung mit nur zwei Kategorien - mit 
und ohne Verschreibungspflicht - postUliert. 
Sicher ist der bestehende Rechtszustand VÖllig unbefriedi­
gend, da hat Herr Borer absolut Recht. Es ist rein vom Er­
messen der einzelnen kantonalen Gesundheitsdirektionen 
abhängig, welches Medikament in einer Apotheke oder In ei­
ner Drogerie verkauft werden kann. Vor allem das Verhältnis 
der Kategorien C und 0 ist höchst unklar. Es kommt immer 
wieder zu Änderungen aufgrund von bürokratischen Positiv­
oder Negativlisten. Das ganze System ist hochgradig büro­
kratisch. Hier müsste man sicher vom Bundesrat erwarten, 
dass er das bestehende System dekartellisiert, weil es ten­
denziell einem berufsständischen Protektionismus vor allem 
der Apotheker hUldigt. 
Deshalb sind wir in der Eventualabstimmung, wenn die Min­
derheit I und die Minderheit 11 einander gegenübergestellt 
werden, klar der Meinung, es sei dem Antrag der Minderheit 
11 (Borer) zuzustimmen. Wir würden aber in der Hauptab­
stimmung doch meinen, dass der Spatz in der Hand - auch 
gegenüber dem Ständerat - besser ist als der sehr weit ge­
hende Antrag der Minderheit I (Meyer Therese). 
Nicht zustimmen können wir dem Antrag Imhot. Das ist eine 
Verwässerung der Schutzwirkung des Gesetzes. Ich möchte 
Herrn Imhof fragen, ob das nicht auch kontraproduktiv ist. 
Sein Antrag wird einfach dazu führen, dass Arzneimittel ver­
mehrt in die restriktiven Kategorien eingeteilt werden. Damit 
Ist für sein Anliegen eigentlich wenig gewonnen. Ich bitte Sie 
deshalb, diesen Einzelantrag abzulehnen. 

Stahl Jürg (V, ZH): Die SVP-Fraktion unterstiJtzt grossmehr­
heitlich den Antrag der Minderheit 11 (Borer), obwohl ich vo­
rausschicken muss, dass sich der Inhalt des Antrages der 
Minderheit I (Meyer Therese) in der Praxis bisher nicht so 
schlecht bewährt hat, wie das Herr Jost geSChildert hat. Der 
Inhalt hat sich in Anbetracht einer föderalistischen Handha­
bung bewährt, und diesbezüglich wird ja jetzt ein System­
wechsel vollzogen. 
Lassen Sie mich die Überlegungen der SVP-Fraktion in drei 
Punkten begriJnden: 
1. Das neue Heilmittelgesetz bringt eine Änderung des Sys­
tems. Wir rücken vom bisherigen föderalistischen System ab 
und gehen im Selbstmedikationsbereich auch zur eidgenös­
sischen einheitlichen Version über. Der Markt der Selbstme­
dikation, also der Medikamente, die frei und ohne Rezept 
durch Fachpersonen abgegeben oder verkauft werden kön­
nen, funktioniert gut. Er ist subventionsfrei und aus der Sicht 
der SVP ein Markt, der die Selbstverantwortung der Bürge­
rinnen und Bürger fördert. In vielen Kantonen hat sich mit 
dem Ziel der sicheren Versorgung und abgestützt auf regio­
nale Gegebenheiten eine Vermischung der Listen C und 0 
ergeben, was im Fall der Annahme des Antrages der Min­
derheit I zu erheblichen Problemen führen würde. 
2. Die Einteilungen der Listen C und 0 haben in früheren 
Jahren oftmals zu standespolitischen Auseinandersetzun­
gen zwischen Apothekern und Drogisten geführt. Das ist 
glücklicherweise im Moment nicht der Fall, aber wenn wir 
den Antrag der Minderheit I annehmen, könnten gerade in 
diesen Kantonen die Diskussionen wieder aufgegriffen wer­
den. Es könnte wiederum zu einem Rückschritt kommen, 
muss doch die Beurteilung im Institut dahingehen, dass fest­
gelegt werden muss, ob ein Medikament eine vorangehende 
Verschreibung einer Ärztin oder eines Arztes braucht oder 
nicht. 
3. Dass diese Listen C und 0 zusammengeführt werden, 
spricht aus Sicht der Konsumentinnen und Konsumenten 
eindeutig für eine liberalere Haltung. Es gibt eine VerunsI­
cherung bei der Konsumentin und dem Konsumenten, da in 
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verschiedenen Kantonen verschiedene Verkaufszuständig­
keiten vorhanden sind. 
Ein Beispiel zum Thema Abgabesicherheit und Gefähr­
dungspotenzial: Ein bekannter, sportlicher Bündner Natio­
nalrat hat Anfang dieser Woche infolge erster Anzeichen ei­
ner Grippeinfektion ein sehr bekanntes Grippemittel erwor­
ben. Mit grösster Wahrscheinlichkeit hat er dieses bel einer 
Pharmaassistentin in einer Berner Apotheke gekauft. Es ist 
erwiesen, dass die Medikamente der Liste C und 0 zu 
90 Prozent von den Mitarbeiterinnen In den Drogerien und 
Apotheken verkauft werden, und eben nicht von den diplo­
mierten Apothekennnen und Apothekern oder diplomierten 
Drogistinnen und Drogisten, wie es gesetzlich vorgesehen ist. 
Somit habe ich auch meine Interessen offen und transparent 
dargelegt, denn wenn Ich nicht politiSiere, stehe Ich zu 
Hause in meiner Drogerie. 
Aber bitte, das ist die PraxIs. Ich verstehe nicht, weshalb die­
ses bekannte Grippemittel - es wurde schon genannt - von 
einer Drogistin, die eine vierjahrige Lehre absolViert hat, 
nicht verkauft, aber von einer Pharmaassistentin, die eine 
dreijährige Lehre absolviert hat, verkauft werden darf. Denn 
die Drogistinnen im Appenzellerland und im Kanton Solo­
thurn, welche die genau gleiche Ausbildung haben, dürfen 
das. Lassen Sie also auch in Zukunft regionale Gegebenhei­
ten zu und intervenieren Sie bitte nicht In einem Markt, der 
gut funktioniert und der die Selbstverantwortung der Konsu­
mentinnen und Konsumenten fördert. 
Die SVP-Fraktlon ist uberzeugt, dass die Mitarbeitenden In 
Apotheken und Drogerien auch in Zukunft die grosse Verant­
wortung wahrnehmen, die Versorgung sicherzustellen und 
Medikamentenmissbrauche konsequent zu verhindern. 

Maury Pasquier Lillane (S, GE), pour la commission: La 
commission a refuse les deux propositions Meyer Therese 
et Borer, respectlvement avec 3 voix pour la minorite I 
(Meyer ThElrese) et 2 VOIX pour la minorite 11 (Borer). Elle I'a 
fait apres avoir entendu les precisions de I'administration, 
notamment les intentions tres clalres de laisser le plus de Ii­
berte posslble. Prenons I'exemple de I'allnea 2. 11 Y est prevu 
la possibllite de creer une categorie de medicaments en 
vente libre. Mais, aujourd'hui, ce sont des medlcaments 
comme les pastilies contre la toux ou les tisanes qui consti­
tuent I'essentiel de cette categone. 11 n'est pas sOr qu'a la 
longue, de tels prodUlts ne doivent pas tout slmplement iHre 
sortis de la loi sur les produits therapeutiques pour etre pla­
ces, par exemple, dans la loi sur les denrees alimentaires. 
D'autre part, il est tout a fait eVident qu'iI faut conserver une 
ou des categories de medicaments sur ordonnance, ainsi 
qu'une ou des categories de medicaments sans ordon­
nance. 
Ayant encore rec;:u I'assurance que le carnet a souche pour 
la gestion des stupefiants et autres produits a fort potentiel 
de dependance, ne disparaTtrait pas, la majorite de la com­
miSSion vous propose de sUlvre le projet du Conseil federal 
et de lalsser aux ordonnances le soin de regler les diverses 
categories de medicaments. 
Nous vous proposons egalement, bien qu'elle n'ait pas ete 
discutee, le rejet de la proposition Imhof, qui manifeste par 
trap une mefiance complete vis-a-vis des intentions du Con­
seil federal - que Mme Dreifuss, conseillere f9derale, aura 
d'alileurs certainement I'occasion de nous expliquer mainte­
nant. 
Et puis un petit mot, pour terminer, quant aux paroies de M. 
Stahl sur le regret qu'iI a de la perte de pouvoir et d'influence 
des cantons et le fait de perdre cette solution federallste qui 
lui tient a coeur: j'aimerals relever qU'11 en va a ce moment-la 
de la loi dans son ensemble et que, si c'est cela qui est re­
mis en question, c'etait sur I'entree en matiere qu'il fallait 
s'opposer et pas a ce stade de la discussion, pUlsque c'est 
bien de cela qu'iI s'agit. 
Je vous diS tout cela en etant certaine qu'on pourra conti­
nuer d'acheter des Neocitran dans d'autres commerces que 
les pharmacies, et en suc;:ant un bonbon pour la gorge que je 
n'ai achete ni dans une pharmacie ni dans une droguerie, 
mais bien dans un autre commerce. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Prasident): Die CVP-Fraktion 
lasst mitteilen, dass sie die Mehrheit und den Antrag Imhof 
unterstutzt. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: D'abord, la question de 
savoir jusqu'ou on doit aller, a I'article 23, dans la precision 
des categories. Nous pensons que porter au niveau de la loi 
ce qui est vraiment du niveau de I'ordonnance et qui dOlt 
pouvoir a la limite se modifier, n'est pas tres opportun. 11 est 
clair que ce sont les listes actuellement faites par I'institut. 
Mais pourquoi vouloir les faire figurer dans la loi? Nous nous 
inspirerons, dans la pratique, de ce qui s'est revele utile. 
Nous n'avons pas I'intention de faire oeuvre d'imagination 
pour trouver de tout autres formulations. Nous trouvons que 
c'est indigne du niveau de la loi. C'est pourquOl la proposi­
tion de minorite I (Meyer ThElrese) ne nous paraTt pas con­
vaincante. 
D'un autre cote, la proposition de minorite II (Borer) a plus 
de substance, ou plus de nouveaute. 11 aimerait que I'on 
fasse une seule liste de medicaments qui n'ont pas besoin 
d'etre prescnts. En d'autres termes, il aimerait annuler la 
posslbilit6 que certains medicaments ne soient en vente que 
dans les pharmacies, parce qu'elle suppose non pas la visite 
chez le medecln - il est clair que dire qu'on n'a pas besoin 
de prescnption sigmfie aussi qu'on n'a pas besoin d'aller 
chez le medecin -, mais qu'on a besoin du conseil d'une 
personne autonsee, et cette personne est un pharmacien. 11 
a quand meme d'autres connaissances de la physiologie et 
de la pharmacologie qu'un droguiste. La volonte d'annuler 
cette difference entre pharmaciens et droguistes n'est pas 
opportune, et nous vous demandons de rejeter la proposI­
tion de minorite 11. 
Enfin, en ce qui concerne la proposition Imhof: si nous 
n'avons pas mis la forme Imperative, c'est parce que nous 
pensons qu'a I'avenir, iI se peut que cette categorie dispa­
raisse entierement de la 101 sur les agents therapeutiques. 
On peut tres bien Imagmer - vous savez a quel point les 
choses changent actuellement - qU'une nouvelle categorie 
de produits, de nature cosmetique ou de nature alimentaire, 
qui, aujourd'hul, so nt consideres comme des agents thera­
peutiques, pourraient a I'avenir tres bien faire I'objet d'une 
reglementation encore moins restrictive. La formule potesta­
tive nous parart ainsl reserver I'avenir. Mais, apart la ques­
tion de savoir si I'on veut mettre "es wird eine Kategorie» ou 
«man kann eine Kategorie schaffen», la formule imperative 
ou potestative, beaucoup plus importantes so nt les excep­
tions que M. Imhof aimerait faire pour ces produits. Certal­
nes des exceptlons qu'il voudrait ajouter ne paraissent pas 
justifiees. Si un produit therapeutique se reclame de cette 
applicatlon, et cela amve souvent avec des produits qui ne 
sont en fait que des produits alimentaires, iI faut alors se 
soumettre aux regles generales, et en particulier aux regles 
d'ethique que I'on trouve a I'article 33. Si plus rien ne distin­
gue ces produits de ceux que I'on trouve n'importe ou sous 
n'importe quel pretexte, pourquoi vouloir leur donner le ca­
ractere de produits therapeutlques? Et si on veut que ce soit 
un produit therapeutique, les regles d'ethique, en parllculier 
pour les personnes qui en font commerce, doivent valoir 
aussi pour ces produits. Si ces prodUlts visent a la qualite de 
produit therapeutique, ils doivent aussi pouvolr se soumettre 
a un certaln nombre de controles. Le probleme, a I'article 23, 
dans la proposition Imhof, n'est pas la difference entre une 
formule potestative et une formule imperative, mais c'est 
dans les articles qu'iI veut supprimer dans I'appllcatlon pour 
ces produits. La, II va trop loin. 
Nous verrons quelle est la decision de la Chambre. Une 
chose est certaine: le Conseil federal s'efforcera de toute fa­
(fon, si ces produits devaient avoir une reglementation spe­
ciale, a ce que ces exceptions ne puissent pas etre toutes 
acceptees. Le vote est difficile parce qu'iI forme un ensem­
ble. Si la premiere phrase ne me pose pas beaucoup de pro­
blemes, la deuxieme m'en pose. 
C'est la raison pour laquelle II serait plus sage de rejeter 
I'ensemble de la proposition Imhof. 
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Imhof Rudolf (C, BL): Ich weiss, dass es sehr schwierig ist, 
hier diese Aspekte zu erläutern. Deshalb: Fur mich ist enorm 
wichtig - ich habe das auch gesagt -, dass im ersten Satz 
steht: «Es wird eine Kategone frei verkäuflicher Arzneimittel 
gebildet.» Das scheint mir die wichtigste Aussage zu sein. 
Deshalb ziehe ich den zweiten Teil meines Antrages zurück. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Herr Imhof hat sei­
nen Antrag auf den ersten Satz beschränkt und verzichtet 
auf den zweiten Satz. 

Erste Eventualabstimmung - Premier vote preliminaire 
Für den Antrag Imhof .... 112 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 44 Stimmen 

Zweite Eventualabstimmung - Deuxieme vote preliminaire 
(namentlich - nominatif; Beilage - Annexe 99.020/256) 
Für den Antrag der Mehrheit11mhof .... 108 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit 11 .... 49 Stimmen 
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AI. 4 
Sous reserve des alineas 2 et 3, les cantons peuvent accor­
der ades personnes .... la medeclne complementalre. l'insti­
tut doit en etre informe. 

Vallender Dorle (R, AR): Heute regeln die Kantone, wer für 
die Arzneimittelabgabe zuständig ist. Dies bedeutet, dass 
die Kantone daruber entscheiden, ob praxisberechtigten 
Ärzten die Selbstdispensation gemäss KVG erlaubt ist oder 
nicht und welche Kategorien von Arzneimitteln Drogerien 
oder Naturärzte abgeben dürfen. 
Mit unserem Minderheitsantrag wollen wir nichts anderes, 
als die Drogisten mit den Ärzten und den Naturärzten gleich­
stellen und alle dem Kompetenzbereich der Kantone über­
antworten. Warum? 
Einerseits geht es darum, dass die Kantone über das ent­
sprechende Know-how verfügen und nicht einzusehen ist, 
warum ihnen diese Aufgabe nun weggenommen werden 
soll. Andererseits sind die Kantone sogar besser geeignet, 
diese Entscheide zu fällen, weil sie die lokalen und regiona-

Definitiv - Definitivement len Bedürfnisse viel besser kennen. Das Institut kann und 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 99.020/257) wird dagegen eine gesamtschweizerische Lösung vorlegen 
Für den Antrag der MehrheitIlmhof .... 146 Stimmen und kann nicht auf die Besonderheiten gerade in den ländli-
Für den Antrag der Minderheit I .... 11 Stimmen chen Kantonen Rücksicht nehmen. Dies Ist im Hinblick auf 

S,· t1.t I V"D {' r die Versorgung der ländlichen Bevölkerung mit Arzneimitteln 
Art. 24 I - stossend. Bei uns im Kanton Appenzell Ausserrhoden gibt 
Antrag der Kommission J I

f 
A 2. '" ,(2 l es beispielsweise nur sehr wenige Apotheken, nur gerade 

Abs. 1 • { j' ( deren drei bei 54 000 Einwohnern. Dagegen hat fast jedes 
.... Dorf mindestens eine Drogerie. Sollen nun in Zukunft alle 
b ..... den Bestimmungen uber die Selbstdispensation; nach SI. Gallen reisen mussen? 

Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 24 
Proposition de la commission 
AI. 1 

b ..... conformement aux dispositions sur la pro-pharmacie; 

AI. 2, 3 
Adh9rer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 25 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.3 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Vallender, Borer) 
Die Kantone legen fest, welche Kategorien .... 

Abs.4 
Die Kantone können, vorbehältlich Absätze 2 und 3, Perso­
nen, die über eine kantonal anerkannte Ausbildung verfu­
gen, zur Abgabe bestimmter Arzneimittelgruppen wie kom­
plementärmedizlnlscher Arzneimittel zulassen. Das Institut 
ist zu informieren. 

Art. 25 
Proposition de la commiss/On 
AI. 1,2 
Adherer au projet du Conseil federal 

AI. 3 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Vallender, Borer) 
Les cantons determinent les categones .... 
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Gerade wegen der besonderen Situation in unserem Kanton 
dürfen bei uns die Drogerien Arzneimittel der so genannten 
Versorgungslisten abgeben. Dabei handelt es sich um 
«Over-the-countep>-Produkte, so genannte OTC-Produkte, 
für die sogar Reklame gemacht werden darf. Da diese rund 
80 Prozent vom Umsatz derjenigen 10 Prozent der Produkte 
ausmachen, die jetzt von den Orogenen verkauft werden 
dürfen, sieht man auch ihre wirtschaftliche Bedeutung und 
erkennt, warum die Apotheken so sehr dafür kämpfen, dass 
nur sie sie diese OTC-Produkte verkaufen dürfen. 
Wenn Sie diesen Minderheitsantrag unterstützen, ist das 
neue Institut primär für die Registrierung der Heilmittel zu­
ständig. Die Entscheidungsbefugnis über die Abgabekom­
petenzen der Apotheken und Drogerien soll dagegen 
weiterhin den Kantonen überlassen sein. Nur so kann jeder 
Kanton eine einheitliche, auf die kantonalen Bedürfnisse ab­
gestimmte Praxis der Arzneimittelabgabe schaffen. 
Nur am Rande sei vermerkt, dass die Selbstmedikation an­
erkanntermassen zu tieferen Gesundheitskosten führt, müs­
sen diese Arzneien doch aus dem eigenen Sack bezahlt 
werden. 

Gross Jost (S, TG): Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag 
Vallender abzulehnen. Es geht um die Grundsatzfrage, was 
wir wollen. Wir haben nach dem Malaise mit dem Konkordat 
und den unterschiedlichen kantonalen Regelungen klar eine 
Bundeslösung gesucht. Wir wollen ein eidgenössisches 
Heilmittelrecht und einen einheitlichen Vollzug. Wir wollen 
nicht mehr weiter faktisch eine eigentliChe Zentralisierung 
über die IKS, aber ohne dass die IKS die entsprechenden 
Verfugungen und Bewilligungen erteilen kann, sondern im­
mer den Umweg über die Kantone machen muss. Deshalb 
ist es hier auch falsch, diese Kompetenz - die Kategorien 
bzw. die Bestimmung der entsprechenden Leistungserbrin­
ger - wieder den Kantonen zu geben. Das führt wieder zu 
diesem föderalistischen Wirrwarr in Bezug auf die Zustän­
digkeiten. 
Diese Kantonalisierung wurde auch gegen die Wettbewerbs­
gleichheit der Leistungserbnnger verstossen und damit mei­
nes Erachtens gegen Sinn und Geist des Binnenmarktgeset­
zes. Ich sage das, um Zeit zu gewinnen, gleichzeitig auch in 
Bezug auf entsprechende Minderheitsantrage, insbesondere 
auf Artikel 28 Absatz 1, wo von Frau Vallender auch diese 
Kantonalisierung angestrebt wird, natürlich mit besonderem 
Blick auf die appenzeilischen Verhältnisse. Diese in Ehren, 
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aber wir verfehlen das Ziel der eidgenössischen Heilmittel­
regelung, wenn wir wieder Kompetenzen zurück In die Kan­
tone geben. 
Deshalb bitte ich Sie, diese Minderheitsanträge abzulehnen. 

Guisan Yves (R, VD): Les deux obJectifs essentiels de la lai 
sont d'abord de disposer d'une structure autorisant la recon­
naissance internationale, ensuite I'unification et la simplifica­
tion des procedures. Je ne fais la que repeter en franc;:ais ce 
que M. Gross Jost vient de dire en allemand. 
Si les modalites de distribution peuvent etre determinees 
unilateralement par les cantons, c'est un pan entier de la co­
herence et des garanties de securite qui disparait. II parait 
taut simplement inconcevable que les competences neces­
saires pour remettre des medicaments, meme s'ils ne sont 
pas soumis a ordonnance, puissent etre differentes d'un 
canton a I'autre, a fortiori lorsqu'elles relevent d'un diplome 
federal. Ceci est susceptible de conduire, d'une part, a une 
inegalite de traitement manifeste, d'autre part, a des proble­
mes juridiques certalns. Cela voudrait dire, en effet, que la 
responsabillte des professionnels concernes ne seralt pas 
engagee de la meme fac;:on sei on les cantons. II peut donc 
en resulter egalement une nouvelle junsprudence, differente 
de canton a canton. Enfin, au gre de I'opportunisme des me­
sures pnses, le developpement artificiel de marches para­
doxaux peu souhaitables est probable. 
Contrairement a ce que la minorite craint, confier a I'institut 
le SOIn de determiner quelle categorie de medlcaments peut 
etre remise par quel professionnel, n'exclut pas les cantons. 
L:article 68 precise que la Confederation gere I'institut' en 
collaboration avec les cantons. Cela signifie clalrement que 
les situations particulieres, teiles que les traditions locale­
me nt bien etablies de medeclne naturelle ou complemen­
taire, seront pnses en compte. Ces considerations de cohe­
rence s'appliquent par analogie egalement a I'article 28. 
Au nom du groupe radical-democratique, je vous demande 
donc de soutenir la proposition de majorite. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Frau Vallender 
möchte, dass die Kantone weiterhin bestimmen dürfen, wei­
che Arzneimittel auf ihrem Kantonsgebiet durch Drogisten 
oder andere Personen kategorien - denken wir an die Natur­
heilpraktiker im Kanton Appenzell Ausserrhoden - abgege­
ben werden durfen. 
Herr Jost Gross und Herr Guisan haben zu Recht betont, 
dass wir auf diesem Gebiet nicht zum Kantönligeist zurück­
kehren möchten. Es ist ja die Raison d'etre dieses Gesetzes, 
dass wir endlich einheitliche Standards erhalten. Es ist in der 
Tat nicht einzusehen, weshalb ich beispielsweise im Kanton 
Appenzell Ausserrhoden ein Medikament in der Drogene be­
ziehen können soll, im Kanton st. Gallen aber nur in der 
Apotheke, zumal auch die Berufskategorien einheitlich aus­
gebildet und die Prüfungen gesamtschweizensch nach dem 
gleichen Standard abgenommen werden. 
Den besonderen Bedürfnissen gewisser Kantone - denken 
wir insbesondere an Appenzell Ausserrhoden - wird in Ab­
satz 4 Rechnung getragen. Dort kann der Kanton beispiels­
weise Naturheilpraktiker, die eine kantonale Ausbildung ha­
ben, zulassen. Damit ist die Problematik unseres Erachtens 
sachgerecht und selbst für appenzellische Verhaltnisse, na­
mentlich im Kanton Appenzell Ausserrhoden, gut geregelt. 

Dreifuss Ruth, conseiliere federale: 11 en va de la logique 
de cette construction. Avec le vote qui a eu lieu a I'artlcle 23, 
nous voyons bien qu'iI y ades medlcaments qui doivent etre 
vendus en pharmacie, d'autres en droguerie. La liste est 
faite par I'institut. Comment peut-on imaginer qu'une fois la 
liste faite par I'institut, on puisse encore changer, au niveau 
cantonal, les conditions de formation que doivent avoir les 
personnes pour y proceder? 11 y a la une incoherence, par 
rapport au vote precedent, qu'il faudrait eviter. J'aimerals 
vous rappeier que la formation de pharmaclen est une for­
mation federale, Je signe suffisamment de diplomes par an­
nee pour le savoir. Donc, si quelque chose doit etre vendu 
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par des pharmaciens, cela ne peut pas etre modifie par 
I'autorite cantonale. 
11 faut garder la logique generale. Comme I'a souligne M. Su­
ter, c'est I'alinea 4 qUi permet, pour certalns types de medl­
caments, de deSigner des personnes, et ce la correspond 
tres nettement aux besoins des cantans, ou la medecine na­
turelle a droit de cite. 

Abs. 1, 2, 4 - AI. 1, 2, 4 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 98 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 40 Stimmen 

Art. 26 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 
Es dürfen nur so Viele Arzneimittel verschrieben und abge­
geben werden, wie für den beabsichtigten Heilerfolg unab­
dingbar sind. Das Institut erlässt die entsprechenden Emp­
fehlungen. 

Antrag Polla 
Abs.3 
Streichen 

Art. 26 
Proposition de la commission 
AI. 1,2 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 3 
Ne peut etre prescnte et remise que la quantite de medica­
ments necessaire a la guerison visee. L:institut edicte les re­
commandations appropriees. 

Proposition Polla 
AI. 3 
Biffer 

Polla Barbara (L, GE): L:alinea 3 de I'article 26 attribue a 
notre futur Institut sUisse des produits therapeutiques la res­
ponsabilite d'edicter les recommandations appropriees sur 
la quantite de medicaments necessaires a la guerison visee. 
Nous vous proposons de biffer cet alinea et de nous en temr 
a la formulatlon du Conseil federal qui, dans sa grande sa­
gesse, aura consldere que c'est bien du domaine de I'art 
medlcal et pharmaceutique que de definir non seulement le 
type de medicaments, mais aussi la quantite de medica­
ments qui dOlt etre prescrite et remise dans chaque cas. 
L:objectif general de la loi sur les produits th6rapeutiques 
n'est en effet en aucun cas que I'institut se substitue aux 
professionnels de la sante en termes de prescriptlon medi­
camenteuse. 
Je crois qu'iI vaut la peine de considerer quelques exemples 
concrets. On vous a deja parle de grippe et de ballon ne­
ments abdominaux aUJourd'hui; Je vais vous parler d'infec­
tions unnaires et d'asthme. Selon les cas, en effet, une 
infection urinaire sera traitee, par une administration unique, 
d'une forte dose d'antibiotiques, ou bien par un traitement 
prolonge sur 10 Jours. Selon les cas, une crise d'asthme 
sera traitee par de fortes dos es de corticosteroi"des pendant 
quelques jours seulement, ou des corticostero"ides inhales 
sur une tres longue periode. 
Je pourrais multiplier les exemples, mais notre president 
nous a demande de dire beaucoup de choses avec peu de 
mots. Je crois qu'iI apparait clairement, a la lumiere des 
deux exemples qui viennent d'etre donnes, que la quantite 
de medicaments necessaires a la guenson visee ne peut en 
aucun cas EHre definie par des recommandations edictees 
par un orgamsme administratlf et non medical. 
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Finalement, dois-je vous rappeier que les medicaments ne 
sont malheureusement pas toujours prescrits et remis en 
vue d'une guerison, mais tres souvent dans le seul but tres 
noble de soulager la souffrance, et que 103. encore, la quantite 
de medicaments necessaires ne peut en aucun cas iHre de­
finie par avance. 
Je serais ravie que ma proposition rallie quelques suffrages 
de plus que celle que j'ai faite ce matin. 

Präsident (Hess Peter, erster Vizepräsident): Die SP-Frak­
tion lässt ausrichten, dass sie den Antrag Polla ablehnt. Die 
FDP- und die SVP-Fraktion teilen mit, dass sie den Antrag 
Polla unterstützen. 

Dormann Rosmarie (C, LU): «Medikamente: so viel wie nö­
tig, so wenig wie möglich.» Das ist der Inhalt von Artikel 26 
Absatz 3 gemäss Antrag der Kommission. Studien belegen, 
dass über die Halfte aller abgegebenen Medikamente nie 
geschluckt werden und somit auf dem Müll landen. In Woh­
nungen von allein lebenden, betagten Menschen oder von 
Ausländerinnen und Ausländern, die auf der Flucht sind, 
unter verschiedensten Symptomen leiden und wegen man­
gelnder Verständnismöglichkeiten die Medikamente nicht 
schlucken, liegen Medikamente kiloweise auf Vorrat. Das 
kann ich als SozIalarbeiterin bestätigen. 
Einer der massgebenden Grunde für diese viel zu grosszu­
gige Abgabe von Pillen und Medikamenten sind die zu gros­
sen Packungen. Zunehmend zieht die Industne die kleineren 
Packungen aus dem Markt zurück und konzentriert sich auf 
Grosspackungen. Aber nicht für alle Krankheiten - vor allem 
nicht für Akuterkrankungen - sind 50 oder 100 Pillen auf ein­
mal nötig. 
Artikel 26 Absatz 3 macht es möglich, dass das Institut die 
Kompetenz erhalt, Empfehlungen für Packungsgrössen ab­
zugeben, damit künftig nicht mehr über die Hälfte der Medi­
kamente im Müll landen. 
Verschiedene Apotheken haben mir bestätigt, dass bei spo­
radischen Aufrufen zur Rückgabe von nicht gebrauchten Me­
dikamenten kiloweise Medikamente zurückgebracht werden. 
Gemäss einer jüngsten Studie sammelten 675 Apotheken 
innert drei Monaten rund 200 000 Packungen nicht mehr be­
nötigter Medikamente. Diese entsprachen einem Wert von 
rund 4,5 Millionen Franken. Hochgerechnet auf das Jahr wä­
ren das Medikamente im Wert von rund 133 Millionen Fran­
ken, die alljährlich auf dem Müll landen. 
Wenn Sie Artikel 26 durch Absatz 3 ergänzen, schaffen wir 
eine kleine Möglichkeit, Medikamente für die Heilung von 
Krankheiten zu beziehen anstatt für den Abfalleimer. 
Ich bitte Sie deshalb, Absatz 3 gemäss Kommission zuzu­
stimmen und den Streichungsantrag Polla abzulehnen. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: Je se­
rai breve, rassurez-vous. Je veux juste ajouter quelques mots 
pour vous dire que I'alinea supplementaire propose par la 
commission est, en fait, une concretisatlon du princlpe gene­
ral formule a I'alinea 1 er de ce meme article, selon lequel 
<eies regles reconnues des sciences pharmaceutiques et me­
dlcales doivent etre respectees lors de la prescription et de la 
remise de medicaments». La quantlte de medicaments jetee 
pourralt ainsi, par exemple, etre reduite si, lors de la premiere 
remise, seull'emballage origlnalle plus petit etait remis, ceci 
pour pouvoir estimer si le medicament est bien tolere. 11 est 
cependant difficile, il est vrai, de definir des directives speci­
fiques 03. toutes les formes de therapie. En revanche, il est 
judicieux et posslble de prevolr des recommandations gene­
rales - et c'est bien ce terme de «recommandations" qui est 
retenu dans I'artlcle - qui peuvent tenir compte des aspects 
economiques, ecologiques et des interets bien compris de la 
politique de la sante. 
C'est la raison pour laquelle Je vous invlte 03. accepter la pro­
position de la commission et 03. rejeter la proposition Polla. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Je vous invlte 03. suivre 
la position de vos rapporteurs, c'est-a-dire 03. maintenir la 
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phrase teile qu'elle a ete ajoutee, avec I'accord du Conseil 
federal. 

Abs. 1, 2 - AI. 1, 2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 72 Stimmen 
Für den Antrag Polia .... 71 Stimmen 

Art. 27 
Antrag der KommIssion 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Mmderheit I 
(Meyer Therese, Blaser, Barer, Bortoluzzi, Egerszegi, Ey­
mann, Randegger, Vallender) 
Der Bundesrat kann ausnahmsweise den Versandhandel mit 
verwendungsfertigen Arzneimitteln gestatten, wenn die per­
sönliche, kontrollierte Abgabe durch gemäss Artikel 24 be­
fugte Personen nicht möglich oder problematisch ist, dies 
insofern, als: 
a. für das betreffende Arzneimittel eine ärztliche Verschrei­
bung vorliegt; 
b. keine SIcherheitsanforderungen entgegenstehen; 
c. der Lieferant befugt ist, das Arzneimittel abzugeben und 
die für dessen richtige Verwendung erforderlichen Rat­
schläge zu erteilen; 
d. eine ausreichende ärztliche Überwachung der Wirkung 
siChergestellt ist. 
Mmderhelt 11 
(Barer, Eymann) 
Streichen 

Antrag Sommaruga 
Abs.1 
Der Versandhandel mit verwendungsfertigen Arzneimitteln 
ist bewilligungspflichtig. 

Antrag Polla 
Abs.3 
Der Handel mit verwendungsfertigen Arzneimitteln über In­
ternet ist untersagt. 

Art. 27 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 

AI. 2 
Majortte 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite I 
(Meyer TMrese, Blaser, Barer, Bortoluzzl, Egerszegl, Ey­
mann, Randegger, Vallender) 
Le Conseil federal peut toutefois autoriser exceptionnelle­
ment la vente par correspondance d'un medicament prEit 03. 
I'emploi, si la remise personnelle contrölee par les profes­
sionnels habilites definis a I'article 24 est Impossible ou pro­
blematique, et pour autant que les conditions sUlvantes 
soient remplies cumulativement: 
a. le medlcament fait I'objet d'une ordonnance medicale; 
b. aucune eXlgence en matiere de securite ne s'y oppose; 
c. le fournisseur est habilite 03. remettre ce medicament et 03. 
fournir les conseils necessaires a san bon usage; 
d. une surveillance medicale suffisante de I'action du medi­
cament est garantie. 
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Minorite 11 
(Borer, Eymann) 
Biffer 

Proposition Sommaruga 
AI. 1 
La vente par correspondance de medicaments prets a I'em­
ploi est sou mise a autorisation. 

Proposition Polla 
AI. 3 
La vente par Internet de medicaments prets a I'emploi est in­
terdite. 

Sommaruga Simonetta (S, BE): Ich bin mir bewusst, dass 
der Versandhandel mit Arzneimitteln nicht unproblematisch 
ist. Wir wissen aber in der Zwischenzeit, dass es Fälle gibt, 
in denen der Versandhandel erwiesenermassen nicht nur 
funktioniert, sondern sehr gut funktioniert und durchaus ver­
tretbar ist. Es gibt mittlerweile Beispiele dafur, dass der Ver­
sandhandel eine echte Alternative zum direkten Bezug von 
Arzneimitteln in der Apotheke ist. Ich sehe deshalb nicht ein, 
weshalb wir in Absatz 1, wie das jetzt vorgeschlagen wird, 
dieses allgemeine und kategorische Nein gegenüber jegli­
chem Versandhandel brauchen. 
Wir sind doch in der Schweiz in der Regel nicht so sehr für 
Verbote. Wir sind doch in der Schweiz eigentlich 'für Wahl­
freiheit, sofern Sicherheit und Gesundheit gewährleistet 
sind. Dass Sicherheit und Gesundheit gewährleistet sein 
müssen, haben wir In Absatz 2 eingehend ausformuliert. 
Wenn chronisch kranke Menschen, ältere Menschen, Perso­
nen in Randgebieten Ihre rezeptpflichtigen Medikamente per 
Post erhalten, kann das eine ausgezeichnete, wichtige Alter­
native zum Gang in die Apotheke sein. 
Bezüglich Sicherheit sollten wir uns nichts vormachen las­
sen: Ich habe letzte Woche für meinen Mann in der Apo­
theke ein rezeptpflichtiges Medikament abgeholt; es hat 
mich niemand gefragt, für wen es ist; es hat mich niemand 
beraten; es gab kein persönliches Wort. Da sollten wir uns 
wirklich nichts vormachen. Ich bitte Sie deshalb, für die Apo­
theken unter dem Deckmantel der Sicherheit nicht falschen 
Heimatschutz zu betreiben. 
Überhaupt können ja Apotheken auch selber, zusätzlich zum 
Verkauf in ihrer Apotheke, einen Versandhandel aufziehen. 
Es muss ja mcht so sein, dass es in der Schweiz auch wei­
terhin nur eine einZige Apotheke für den Versandhandel gibt. 
Zusammen mit dem Antrag auf einen neuen Absatz 3, den 
Frau Polla stellen wird, um den Internethandel mit Arzneimit­
teln zu verbieten, scheint mir, genügt die BewIlligungspflicht 
für Versandapotheken bezuglich Sicherheit. 

Meyer Therese (C, FR): Pour moi, I'article 27 est un des ar­
tlcles les plus importants de la loi, parce que nous allons 
nous determiner dans un choix que je pourrais appeler un 
choix de societe. La proposition de minorite I vlse a restreln­
dre ades circonstances exceptionnelles la vente de medlca­
ments par correspondance. Elle permettrait un envoi a un 
patient connu ou un achemlnement d'un medicament qUI a 
besoin d'un conditionnement special, par exemple directe­
ment au lit du malade sur demande du medecin. 
Le projet du Conseil federal pourrait permettre une generali­
sation de la vente par correspondance sous certaines co nd i­
tions, iI est vrai, mais sans assurer un conseil direct et 
personnel lors de la remise du medlcament. Actuellement, 
une seule maison le pratique en SUlsse, mais la presse a fait 
etat de I'ouverture d'autres entreprises slmilaires SI le projet 
du Conseil tederal passait la rampe. Le medicament seul, 
sans conseil, n'est nen. Mal utilise, II est dangereux, et cette 
situation indUlt des couts supplementaires. Le contröle et le 
conseil du pharmaclen specialement forme pour ce la sont 
absolument necessaires po ur une utilisation optimale et eco­
nomlque que nous souhaitons tous. Le Parlement a 
d'ailleurs, dans un vote recent, etabli qu'il voulalt remunerer 
le pharmacien Justement pour cette prestation de contröle et 
de conseil. Donc, iI s'est determine sur la necessite de ce 
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conseil. La plupart des erreurs de prescription se remar­
quent au moment de la remise directe au patient. 
Le Conseil federal indique que, probablement, seuls les me­
dicaments utilises de maniere chronique pourront etre four­
nis par la poste, mais cette decision IOduirait trois grands 
problemes: 
1. Le malade chronique, c' est bien connu, doit etre encou­
rage pour la pnse de son medlcament. La confiance diminue 
avec le temps et le contact dlrect et personnel est neces­
saire pour la maintenir et, le cas echeant, pour I'amellorer. 
Le pharmaclen qui voit son patient peut se rendre compte de 
son etat et le conseiller valablement. 
2. Le malade chromque a toujours, par periode, besolO d'un 
traitement pour une affection algue ou la prise de medica­
ments ne souffre aucun delal. 
~infrastructure de proximite est donc necessaire. Si le re­
seau de proximite est demanteie, les couts medicaux sup­
plementaires apparaltront. Je m'explique: cette annee, par 
exemple, I'epldemle de grippe a ete mauvaise. Or, on peut 
dire qU'environ la mOltie des gens touches ont pu etre soula­
ges en s'adressant uniquement au pharmacien. S'il n'est 
plus accessible directement, le malade devra s'adresser au 
medecin, ce qui provoquera une augmentation des couts de 
sante. 
Probleme encore plus grave: la separation de la fourniture 
des medicaments pour les maladies chroniques et des me­
dicaments pour les maladles aigues, auxquels s'ajoutent en­
core parfois des medicaments sans ordonnance. Cette 
situation provoque un risque d'incompatibilltes accru et con­
sequent que seul le pharmacien, qui a la vue d'ensemble, 
peut eVlter. 
Du point de vue economique, iI est vrai que les bons clients 
de la maison qui livre par correspondance, qui font, par 
exemple, une commande d'au moins 500 francs par an, ont 
rec;:u une ristourne sous la forme d'un bon de 50 francs! Pour 
le reste, les caisses-maladie etant proprietaires de la phar­
macle, II est difficile de faire toute la clarte sur le financement 
et les economies reelles realisees. Je vais vous montrer ce 
qu'on m'a remis ce matin: c'est un carton contenant trois 
boTtes de medicaments chacune de 200 pastilles, donc 600 
pastilies qui ont ete envoyees par une firme de vente de me­
dicaments par correspondance, le meme jour, a une dame, 
pour un traitement qui devrait durer toute I'annee. Cette 
dame, le deuxieme jour, n'a plus pu prendre ces medica­
ments parce qu'elle ne les supportait pas! Et elle avait rec;:u, 
je pense pour des economies d'envoi, la quantite necessaire 
po ur couvnr toute I'annee avec ce traitement! On peut se po­
ser des questions sur les economies qui so nt rE~alisees en 
entrant dans des mecanismes comme ce lu i-la. 
Pour redulre les couts concernant les medicaments, ce que 
je desire aussi, le modele des cercles de qualite, collabora­
tlon entre medeclns, pharmaciens et assureurs, a genere 
apres une annee seulement 6000 francs d'economies par 
medecin participant, uniquement sur la prescription de medi­
caments. C'est un modele qui est en vigueur dans le canton 
de Fnbourg et qui meriterait d'etre suivi. Les statistlques de 
la deuxieme annee montrent encore une augmentation des 
economies. Et cette solution renforce encore la securite. 
Dans un premier temps, la majorite de la commission avait 
ete convalncue par ces arguments et avait vote cette propo­
sition par 11 voix contre 8. ~Allemagne a interdlt maintenant 
ces envols par correspondance et les Etats-Unis ont de gros 
problemes vls-a-vis de la mortalite par prise intempestive de 
medicaments. Ce n'est pas seulement a cause du com­
merce par correspondance, mais cela montre que le medi­
cament n'est pas une marchandise anodine. 
Suite a I'arret du Tnbunal federal qui a admls, par 3 voix con­
tre 2, le recours de Medlservice contre le canton de Vaud, le 
vote de la commission a ete I'objet d'un «Rückkommensan­
trag» et elle a change sa position par 14 voix contre 19. Mais 
les deliberations publiques du Tribunal federal montrent que 
ses cralntes reJoignent exactement celles evoquees plus 
haut au sujet de la vente par correspondance. 
Ce que Je voulais vous dire, c'est que meme si le Tribunal fe­
deral a decide ainsl parce qu'iI n'y avait pas de 101 federale 
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qui lui permettait de decider autrement, sauf la loi sur le mar­
cM Inteneur, le legislateur reste absolument responsable et 
maHre de ses choix, et le medicament n'est pas une mar­
chandise comme les autres. 
On doit donc prendre notre responsabifite de legislateur et 
accepter cette proposition en chOisissant la secunte qui, a la 
longue, est la seule garante d'economles. 

Borer Roland (V, SO): Eigentlich gibt es zwei Gründe, wes­
halb Ihnen die Minderheit 11 (Borer) Antrag stellt, bei Artikel 
27 Absatz 2 zu streichen und nur Absatz 1 zu belassen, in 
welchem explizit festgehalten wird: «Der Versandhandel mit 
verwendungsfertigen Arzneimitteln ISt untersagt.» Ein Grund 
für diesen Antrag ISt ein grundsätzlicher, der andere ein ma­
teneller. 
1. Ich gehe davon aus, dass wir in Absatz 1 einen Grund­
satzentscheid fällen - dass wir nämlich den Versandhandel 
nicht bewilligen wollen. In Absatz 2 sind nun die Ausnahmen 
aUfgelistet. Schauen wir sie genau an, so sehen wir, dass 
die Sache faktisch nicht auf ein Verbot, vielmehr auf eine Be­
willigung hinausläuft. Verboten bleibt da eigentlich aus­
schliesslich der Bereich des Versands auf Bestellungen per 
Internet. Warum sind wir in diesem Fall nicht so ehrlich und 
formulieren Artikel 27 um? Die Formulierung würde dann 
etwa heissen: «Der Versandhandel mit verwendungsfertigen 
Arzneimitteln ist zugelassen, sofern .... » - dann würden wir 
die Bedingungen aufführen. Wir können aber nicht etwas 
verbieten, was wir im Nachhinein praktisch zulassen! Diese 
Art des Leglferierens zeugt von einem eigenartigen Ver­
ständnis sinnvollen Legiferierens! Dies einmal zum Grund­
sätzlichen. 
2. Zum Materiellen: Hier muss ich vorausschicken, dass ich 
kein Fachmann für die Wirkung und die Vertriebskanäle von 
Medikamenten bin. Ich kann Ihnen einfach sagen, was ich 
als Konsument oder Patient empfinde; beim Rest muss ich 
mich auf Fachpersonal verlassen. 
Ich stelle fest, dass ich im Zusammenhang mit dem Arznei­
mittelversand von zwei renommierten Schweizer Hochschu­
len Unterlagen zugestellt bekommen habe: zum einen 
Unterlagen von der Universität Basel und zum anderen von 
der Eidgenössischen Technischen Hochschule Zünch. In 
beiden Dossiers wurde festgehalten, dass der Versandhan­
del an sich problematisch sei. Das Ist ein Faktum! Ich 
musste leider feststellen, dass es auch in unseren Reihen 
und in gewissen Kantonsregierungen Vertreter gibt, die jetzt 
nonchalant sagen, das sei natürlich selbstverständlich, das 
seien Gefälligkeitsgutachten der entsprechenden Hochschu­
len für die Apotheker. Wörtlich wurde, unter anderem von 
einem Regierungsmitglied eines Kantons, der Begriff «Ge­
fälligkeitsgutachten » gebraucht. 
Wenn wir heute in diesem Land so weit sind, dass wir sagen, 
unsere renommierten Hochschulen würden Gefälligkeitsgut­
achten abgeben - wenn das die grundsätzliche Meinung 
ist -, werde ich Sie dann daran erinnern, wenn wir im Rah­
men des nächsten BUdgets Kredite für Hochschulen spre­
chen. In diesem Fall, bin ich der Meinung, sollen unsere 
Hochschulen vom Sponsoring leben und nicht mehr öffent­
liche Gelder beZiehen. Dann können sie Gefälligkeitsgutach­
ten machen - wenn das die Meinung wäre. 
Ich persönlich habe eine andere Einstellung. Ich persönlich 
bin nach wie vor der Meinung, dass die Abteilungen und Fa­
kultäten unserer Hochschulen seriös arbeiten und dass 
diese Gutachten, die ich bekommen habe, aus der Überzeu­
gung heraus erstellt worden Sind, dass der Medikamenten­
versand tatsächlich Probleme aufgeben kann - ich sage 
bewusst «kann» und nicht «muss". 
Aus diesem Grund und im Sinne einer genauen und korrek­
ten Legiferierung habe Ich Ihnen im Namen der Minderheit 11 
diesen Antrag auf Streichung des Absatzes 2 gestellt. 

Polla Barbara (L, GE): Si la vente par correspondance justi­
fie tout au moins la discussion que nous avons a I'heure ac­
tuelle, probablement peut-on I'envisager dans certains cas 
exceptionnels et parfaitement contröles. Par contre, la vente 
de medicaments prets a I'emploi par Internet represente 
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aujourd'hui un risque maJeur, pour les patients, que je suis 
bien certaine que nous sommes nombreux a craindre. 
«La securite, seule garante d'economies a long terme», 
nous a dit Mme Meyer TMrese tout a I'heure. Cette phrase 
s'applique pariaitement a ma propOSition. Alors on me dira, 
intention louable certes, mais comment appliquer une teile 
101? Certes, Internet n'a pas de frontiares, et si les Ameri­
cains et les Japonals vendent des medicaments sur le Net, 
nous n'y pouvons rien, penseront certains. Mais la loi est la 
justement pour stipuler nos intentions. Si nous estimons 
reellement que la vente sur Internet de medicaments est ina­
dequate, la difficulte d'application ne devrait pas etre un frein 
a introduire cet article dans la loi. 
Les modalites de reglementation de la vente par Internet par 
des entreprises sUlsses eXlste bel et bien. Ce n'est pas 
parce que la 101 sUlsse ne saurait affecter les pratiques 
d'autres pays qu'iI ne faudrait pas legiferer en la matiare. 
Dans I'objectif de proteger nos citoyens contre les conse­
quences dramatiques que pourrait avoir pour les patients la 
vente de medicaments par Internet, je vous invite a accepter 
ma proposition. 

Baumann Stephanie (S, BE): Wir durften feststellen, dass 
die Post zwecks Warnung vor dem Postversand rege benutzt 
worden ist. Wir haben auch von einer ehemaligen Ständera­
tin Briefe erhalten. Sie vertritt die Interessen der Apotheke­
rinnen und Apotheker. Das ist legitim, aber wir machen hier 
ein Gesetz für die ganze Bevölkerung, d. h., wir müssen 
auch andere Interessen berücksichtigen, z. B. die Interessen 
der Patientinnen und Patienten, z. B. jene der chronisch 
kranken Patientinnen und Patienten, welche über Jahre hin­
weg auf Medikamente angewiesen sind und dabei neben 
der Kontrolle durch den Arzt nicht noch der Beratung durch 
den Apotheker von Angesicht zu AngeSicht bedürfen. Für sie 
ISt es hilfreich und günstiger, wenn sie ihre Medikamente 
über den Versandhandel beziehen können. 
Dieser Versandhandel wird zurzeit in der Schweiz nur von 
der MediService AG betrieben. Auch von dieser Firma ha­
ben wir Unterlagen erhalten; wir wissen deshalb alle, wie 
das funktioniert. Die bestellten Medikamente werden gegen 
Rezept per Post direkt an die Patientinnen und Patienten ge­
schickt. MediService AG hat eine Apothekerbewilligung; es 
sind sechs Apothekerinnen und Apotheker dort angestellt, 
welche die Rezepte überprüfen und bel allfälligen Unklarhei­
ten mit den verschreibenden Ärztinnen und Ärzten Rück­
sprache nehmen können. Hierin unterscheidet sich das 
Verfahren In keiner Weise von demjenigen des Verkaufs 
über den Ladentisch. Ausserdem besteht auch rund um die 
Uhr ein telefonischer Auskunfts- und Beratungsdienst. 
Nicht ganz unWichtig in diesem Zusammenhang sind für uns 
die Einsparungen, welche zum Teil direkt den entsprechen­
den Patientinnen und Patienten weitergegeben werden oder 
den beteiligten Krankenkassen zugute kommen und damit 
wieder allen Versicherten. 
MediService AG selber spricht von 10 bis 15 Prozent Ein­
sparungen, die so erzielt werden können. Nachdem es bei 
diesem Versandhandel nur um Medikamente geht, die vom 
Arzt verschrieben werden - d. h., Ihre Kosten zulasten der 
Krankenversicherung fallen ohnehin an, ob die Mittel nun tat­
sächlich konsumiert werden oder nicht -, sollte uns dieses 
Einsparungspotenzial schon ein wenig interessieren. 
Der Entwurf des Bundesrates ist sehr restriktiv formuliert. 
Grundsätzlich ISt der Versandhandel verboten, er ist nur un­
ter ganz klaren Bedingungen gestattet. Dieses Verbot richtet 
sich auch gegen den Internethandel, weil dort die Bedingun­
gen nicht erfüllt sind. 
Mit dem Antrag der Minderheit I (Meyer TMrase) und ge­
nauso mit dem Antrag der Minderheit 11 (Borer) wird aber der 
Versandhandel faktisch verunmöglicht. Es ist nicht einzuse­
hen, weshalb plötZlich etwas nicht mehr möglich sein soll, 
was sich bisher bewahrt hat und was für sehr viele Patientin­
nen und Patienten ein Segen ist. 
Ubrigens: Einige Argumente gegen den Versandhandel ver­
nebeln die reale Situation und gehen davon aus, dass ein 
Apotheker seine Kundinnen und Kunden so gut kennt, dass 
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er welSS, was sie uber die Jahre hinweg so alles schlucken. 
Sie wissen aber, wie es In den Städten und Agglomerationen 
funktioniert: Sie können von einer Apotheke zur anderen ge­
hen und neben den rezeptpflichtigen so viele nicht rezept­
pflichtige Medikamente kaufen, wie Sie wollen; das kann der 
beste Apotheker nicht kontrollieren. 
Wir wollen mit diesem Artikel sicher nicht die Apotheken ru­
inieren, wir wollen lediglich für rezeptpflichtige Medikamente 
einen zusätzlichen Vertnebskanal ermöglichen, der niemals 
die lokalen Apotheken ersetzen kann, sondern sie nur sinn­
voll ergänzen Wird. 
Die SP-Fraktion schliesst sich deshalb dem Antrag des Bun­
desrates und der Mehrheit an. Der Antrag Sommaruga be­
treffend die Bewilligungspflicht wurde zum gleichen Ziel 
fuhren, wir würden dann in Ergänzung dazu auch den An­
trag Polla annehmen. 

Heim Alex (C, SO): Ich bitte Sie i~ Namen der Mehrheit der 
CVP-Fraktion, dem Entwurf des Bundesrates zu folgen und 
die Minderheitsanträge abzulehnen. 
Wir wissen ja, dass der Kanton Waadt seinerzeit ein totales 
Verbot für Versandhandel erlassen hat. Nach einem Urteil 
des Bundesgerichtes wurde dieses Verbot aufgehoben. Wir 
haben es vorhin gehört: In meinem Kanton wurde eine 
Firma eröffnet, die unter bestimmten Voraussetzungen Ver­
sandhandel betreiben kann. Am 1. Oktober 1999 hat das 
Bundesgericht festgestellt, dass diese Firma alle Vorschrif­
ten in Bezug auf Sicherheit erfullt. 23 Kantone haben In der 
Folge ebenfalls alles punkto Sicherheit überprüfen lassen; 
es sind alle zum gleichen Ergebnis und zum gleichen Ent­
scheid gekommen. Es geht um 60 Arbeitsplätze; Sie werden 
denken, das sei Wirklich nicht so viel - diese Meinung kann 
man haben. Fur unseren Kanton sind 60 Arbeitsplätze schon 
ein recht wichtiges Unternehmen. 
Es geht aber in diesem Fall für mich eigentlich noch um et­
was anderes. Es geht auch ein bisschen um die Glaubwur­
digkeit. Wir meinen, man sollte sich auf einen Entscheid 
unserer höchsten Gerichtsbehörde verlassen können. Am 
1. Oktober des letzten Jahres hat das Bundesgericht diesen 
Entscheid gefasst, und heute - ein paar Monate später -
kommen wir und werfen sehr wahrscheinlich oder vielleicht 
alles Wieder uber den Haufen. Das kann doch so nicht ge­
hen. Überall - wir haben es heute schon x-mal gehört - wird 
von mehr Markt, mehr Wettbewerb, von Liberalisierung usw. 
gesprochen. Gerade hier, wo es um die Medikamente geht, 
wollen wir das nicht; wir wollen alles den Apothekern und 
den Ärzten uberlassen. 
Wir haben es vorhin gehört: Mit dem Versandhandel können 
wir auch Kosten sparen. Einen Teil dieser Einsparungen er­
halten die Kunden; der grössere Teil kommt den Kassen und 
damit den VerSicherten zugute. 
Es ist auch erwiesen, dass alle Medikamente nur gegen 
ärztliches Rezept abgegeben werden. Warum wollen wir den 
Versandhandel, bei dem wir die Sicherheit Wirklich im Griff 
haben, verbieten? 
Wir wissen genau, dass wir die Bestellungen via Internet nie 
in den Gnff bekommen werden; Frau Polla, Sie mussen mir 
dann noch sagen, wie Sie die Bestellungen via Internet 
uberprüfen wollen. Dort spricht niemand von einem Sicher­
heitsriSiko. 
Es ist auch bekannt, dass heute schon viele Apotheken Me­
dikamente verschicken, die via Internet bestellt werden. Arti­
kel 27, wie ihn der Bundesrat vorSieht, regelt unter strengen 
Auflagen, wie der Versand von Medikamenten durch Direkt­
serviceapotheken ausnahmsweise zugelassen werden soll. 
Dieser Kompromiss - grundsätzlich ISt der Versandhandel ja 
verboten - wird vom Bundesrat und von der Mehrheit der 
Kommission befürwortet. 
Im Übrigen können wir uns dem Antrag Sommaruga gut an­
schliessen. Aber auch der Preisüberwacher, das Bundesamt 
für Gesundheit, die Wettbewerbskommission und die Inter­
kantonale KontrollsteIle für Heilmittel stimmen der vorge­
schlagenen Regelung zu. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit I (Meyer ThSrese) 
und den Antrag der Minderheit " (Borer) abzulehnen. Die 

Minderheit" verbietet den Versandhandel generell, und die 
Minderheit I greift die persönliche Beratung wieder auf. 
Wir wissen auch, dass es vor allem Langzeitpatienten sind, 
die über den Versandhandel Medikamente beziehen. Diese 
Langzeitpatienten gehen ja Immer zum Arzt und lassen sich 
auch kontrollieren und beraten; da ist das Problem der medi­
Zinischen Überwachung Sicher auch gelöst. 
Die CVP-Fraktion unterstützt den Entwurf des Bundesrates 
und lehnt die Anträge der Minderheit I und der Minderheit 11 
ab. Ich bitte Sie, das ebenfalls zu tun. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Ich kann mich meinem geschätz­
ten Vorredner von der CVP-Fraktion weitgehend anschlies­
sen und Ihnen im Namen der FDP-Fraktion kurz erläutern, 
weshalb wir mehrheitlich dem etwas liberaleren bundesrätli­
chen Vorschlag zustimmen, auch wenn seine Formulierung, 
vor allem In Absatz 1, etwas zu wünschen übrig lässt; das 
wurde schon ausgeführt. 
Ausgangspunkt fur diese Überlegungen zum Versandhandel 
sollten, das ist gesagt worden, der Patient und die Patientln 
sein. Die PrinZipien, von denen wir uns leiten lassen sollten, 
sind die folgenden: Arzneimittel sollten in der ganzen 
Schweiz durch diejenigen abgegeben werden können, die 
dazu fachlich in der Lage sind, über die notwendige Infra­
struktur und die geeigneten Abläufe zur GeWährleistung der 
Medikamentensicherheit verfugen und es kostengünstig tun 
können. Die Wahl der Jeweiligen Abgabestelle sollte nicht 
primär unter kantonalen, regionalen, regionalpolitischen oder 
gewerbepolitisch motivierten Einschränkungen gesehen 
werden, wie das die Anträge der Minderheiten I (Meyer 
Therese) und 11 (Borer) tun, sondern unter der Optik, welches 
für den Patienten die optimale Abgabeform ISt: der Arzt, der 
Apotheker, der Versandapotheker, Managed Care usw. 
Artikel 27 in der bundesrätlichen Fassung sieht nun vor, 
dass unter strengen Auflagen solche Direktserviceapothe­
ken zugelassen werden können. Damit, das wurde schon 
gesagt, bleibt auch der riskante Handel über Internet verbo­
ten. Die bundesrätliche Regelung stellt mit diesen klaren 
Rahmenbedingungen einen guten Kompromiss dar, hinter 
dem auch die Kantonsapotheker stehen, auch das Bundes­
amt für Gesundheit, die Wettbewerbskommission und die In­
terkantonale KontrollsteIle für Heilmittel. Ich darf Sie auch 
daran erinnern, dass der Vorschlag von Bundesrat und Kom­
missionsmehrheit dem entspricht, was jetzt schon gilt, be­
stätigt durch einen Bundesgerichtsentscheid vom 1. Oktober 
1999, wonach bei EInhaltung der gleichen strengen Aufla­
gen, wie sie im vorliegenden Artikel 27 vorgesehen sind, Pa­
tienten in der ganzen Schweiz beliefert werden dürfen. 
Lassen Sie sich nicht beirren durch die Schauergeschichten, 
die Sie heute gehört haben. Frau Sommaruga hat eine 
Schauergeschichte aus der klaSSischen Apotheke geliefert. 
Frau Meyer hat eine SChauergeSChichte aus dem Versand­
handel geliefert. Wenn Sie möchten, könnte ich Ihnen noch 
kurz eine rührselige Geschichte, auch aus dem Versandhan­
del, liefern. Da gibt es einen Patienten im hintersten Tessin, 
der täglicher Benutzer von Insulin ist. Sie sollten einmal se­
hen, wie zufrieden er ist, wenn der Pöstler mit dieser lebens­
notwendigen Medizin, im sauberen gelben, eisgekühlten 
Gefäss kommt und Ihm dieses Gefäss von der Versandapo­
theke überreicht. Einzelschicksale, rührselige oder dramati­
sche Geschichten eignen Sich nicht, um diese Frage wirklich 
zu entscheiden. 
Ich möchte mit dem HinweiS auf das Gutachten von Profes­
sor Flelner schliessen, das Ihnen allen zugestellt worden ist. 
Darin Wird klar festgehalten, dass die Minderheit I in Artikel 
27 Absatz 2 eine Version beantragt, die faktisch zu einem to­
talen Verbot des Versandhandels führen wurde. Es wird sich 
immer der Nachweis erbringen lassen, dass die Arzneimittel 
durch eine befugte Person abgegeben werden könnten. 
Diese schwammige Formulierung gehört nicht in ein Gesetz. 
Zudem widerspricht das Verbot oder die totale Beschrän­
kung des Versandhandels ganz klar der heutigen Tendenz 
zur liberalisierung, die in diesem Saal heute oft beschworen 
wurde, widerspricht dem freien Markt sowie den Intentionen 
des Binnenmarktgesetzes. 
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Ich bitte Sie Im Namen der Mehrheit der FDP-Fraktion, der 
etwas liberaleren Lösung von Bundesrat und KommIssions­
mehrheit zuzustimmen und die Minderheitsantrage klar ab­
zulehnen. 

Bortoluzzi Toni (V, ZH): Der Versandhandel ist, so meine 
Ich, eine der besonders heiklen Fragen in diesem Gesetz, 
die es nun zu beantworten gilt. Ich bin Gegner eines Ver­
sandhandels, das möchte ich vorweg nehmen, und zwar un­
abhängig von Kontrolle, fachlicher Beratung und weiterer 
Sicherheitsmassnahmen. Das ist für mich bel Medikamen­
ten selbstverständlich. 
Warum also? Medikamente sind doch keine Produkte des 
normalen täglichen Gebrauches, welche mit der Post ver­
schickt werden. Für Leute, die täglich mit Medikamenten zu 
tun haben, für Arzte, für Apotheker und Drogisten mögen 
das Produkte sein, mit denen sie umzugehen gewohnt sind. 
Aber für Leute, die damit sonst nichts zu tun haben, ISt ein 
Medikament ein besonderes Produkt. 
Diese Feststellung macht klar, weshalb dieses besondere 
Produkt nicht wie sonst irgendetwas per Versandhandel ver­
schickt werden soll. 
Natürlich gibt es auch Argumente dafür, das ist mir klar. Der 
Versandhandel ist möglicherweise gunstiger. Auf den ersten 
Blick mag das so sein. Dass aber mit einem praktisch 
schwellenlosen Zugang zu Medikamenten die Bedeutung 
und die Handhabung des Produktes herabgewürdigt wer­
den, ist in die Überlegungen einzubeziehen. Ich bin davon 
überzeugt, dass der Umgang mit einem besonderen Pro­
dukt - was Medikamente darstellen - auch eine besondere 
Handhabung verlangt. 
Ich denke auch, dass der uneingeschränkte Versandhandel, 
wie ihn die Losung des Bundesrates vorsieht, den MISS­
brauch eher ermöglicht und letztlich - das Ist entscheidend­
eine unerwünschte Ausdehnung des Gebrauches mit sich 
bringt. 
Ich beantrage Ihnen, die Minderheit I (Meyer TMrese) zu 
unterstützen, weil sie dem Anliegen, den Versandhandel zu 
unterbinden, am nächsten kommt. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: In der Kommis­
sion haben wir, bevor wir uber diese wichtige Bestimmung 
befunden haben, das Bundesgerichtsurteil in Sachen «Me­
dicare gegen Kanton Waadt» abgewartet. Nun kann man vor 
dem Bundesgericht Respekt haben oder nicht, aber der 
Kommissionsmehrheit schien es, dass durch das Gericht 
sehr fein und unter Würdigung aller Argumente anhand des 
Einzelfalls aufgezeigt worden ist, worum es eigentlich geht. 
Das Bundesgericht hat der Gesetzgebung den Weg geeb­
net. Das Urteil stellt fest - hier geht es ja auch um die Abwä­
gung des uns Liberalen sehr nahe stehenden Anliegens der 
Wirtschaftsfreiheit -, dass Direktversand-Apotheken unter 
sehr strengen Voraussetzungen zulassig sind: Wenn die Si­
cherheit erfüllt ist, wenn die Überwachung gegeben ist, 
wenn die Nachkontrolle der Wirkungen gewährleistet ist, 
sind solche Versand-Apotheken zulässig. 
Herr Heim und Herr Gutzwiller haben das näher erläutert 
und auch von der praktischen Anschauung her bildhaft ge­
macht. Das Beispiel des Insulins, Herr Gutzwiller, ist eben 
nicht so rührselig. Es bringt das Problem auf den Punkt. Es 
gibt viele Patientinnen und Patienten, die chronisch ein Me­
dikament brauchen. Das sind Leute, die selbstverantwortlich 
sind, die mit ihrem Arzt zusammen entscheiden können, ob 
sie lieber in die Apotheke um die Ecke gehen und diese Zu­
satzberatung brauchen oder nicht, die mit Ihrer Wahlfreiheit 
auch etwas anfangen können. Tun Sie doch nicht so, als 
seien das alles unmündige, nicht denkfähige und abhängige 
Personen. Das ist nicht wahr, und das ISt diesen Patienten­
gruppen gegenüber unfair. Es «schleckt keine Geiss weg», 
dass die Postzustellung des Medikamentes eine Erleichte­
rung darstellt, wenn Sie sich in einer Situation befinden, in 
der Sie tagein, tagaus auf ein Medikament angewiesen sind. 
Wenn Ihnen das nach Hause geliefert wird wie fruher die 
Milch, so ist das ein Vorteil. Das konnen Sie als Konsument 
selber überprufen. Diese Patienten stehen unter der Kon-
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trolle ihres Arztes. Es sind ja auch Patienten, bei denen der 
Arzt aus denselben Gründen Heimbesuche macht. Man soll 
nicht so tun, als würde hier den Patienten Unrecht getan. 
Wir haben uns von diesen Uberlegungen leiten lassen; das 
stimmt. Auch wir sind nicht der Meinung, dass der Gesetzge­
ber hier Pfründen und Monopole fur einen gewissen Berufs­
zweig sichern soll. 
Ich bin selber in einem Verwaltungsrat einer grösseren Apo­
theke. Wir machen auch Versandhandel, aber nur auf regio­
naler Ebene. Das ist gang und gabe, wenn das Angebot 
eben so sein muss, weil es der Kunde verlangt und es die 
Umstande, wie eben im Alters- und Plegeheim, es gebieten. 
Wir sind dafür, dass man in diesem Sinn auch Kunden- bzw. 
Patientennähe wahrnehmen können soll, wenn solche be­
sonderen Gegebenheiten vorliegen. 
Wenn Sie im Gesetz nachlesen, was die Voraussetzungen 
für den Versandhandel Sind, dann müssen Sie eingestehen, 
dass es strengste Anforderungen sind, dass der Versand­
handel nur ausnahmsweise zulässig und nicht die Regel ist. 
Damit ist auch gesagt, Frau Polla, dass die Voraussetzungen 
für einen Internethandel nicht erfüllbar sind. Sie können 
diese Auflagen des Gesetzes beim Handel über Internet 
nicht erfüllen. 
Es ist aber eine andere Frage, ob Sie das Verbot des Inter­
nethandels ins Gesetz schreiben wollen oder nicht. Ich finde, 
es ISt etwas Sand in die Augen gestreut, wenn man das tut. 
Denn wir wissen alle, dass die Kontrolle und der Vollzug die­
ser Kontrolle sehr schWierig sind. Sie können nicht die ganze 
Welt - durch Internet ist die Welt ein globales Dorf gewor­
den - kontrollieren. Wenn wir das ins Gesetz schreiben, ge­
ben wir eigentlich etwas vor, was nicht machbar ist. Aber 
ganz klar ist, dass die Bedingungen der ausnahmsweisen 
Abgabe der Medikamente über den Versandhandel nach 
dieser Gesetzgebung fur den Handel per Internet nicht er­
füllbar sind. Deshalb kann dort nie eine Bewilligung erteilt 
werden und der Versandhandel über Internet ist so praktisch 
verboten. 
Noch ein Wort zur anderen Sensibilität In dieser Frage: Wir 
haben sie in der französischen SchweiZ etwas gespürt. Von 
daher verstehe Ich, dass Frau Therese Meyer mit sehr viel 
Herzblut nicht nachvollziehen kann oder Will, dass es ein 
Anwendungsgebiet - ausnahmsweise - für diesen Versand­
handel gibt. Wir respektieren das, aber wir haben aufge­
zeigt, dass es zwingende Argumente gibt, die es rechtferti­
gen, hier Rücksicht auf die geschilderten Kundenwünsche 
und auf die Wirtschaftsfreiheit zu nehmen. Wir finden, dass 
Sie eingedenk der strengen Sicherheitsanforderungen und 
weiteren gesetzlichen Voraussetzungen über Ihren Schatten 
spnngen können sollten, Frau Meyer. 
Den Antrag Sommaruga lehnen wir ab. Damit wird das An­
wendungsgebiet weit geöffnet, der Versandhandel nur noch 
einer Bewilligungspflicht unterstellt und das Pnnzip des nur 
ausnahmsweisen Versandhandels fallen gelassen. Die 
strengen Sicherheitsanforderungen, wie sie im Gesetz in 
Übereinstimmung mit der Erwägung des Bundesgerichtes in 
seinem Entscheid vom 1. Oktober 1999 enthalten sind, wer­
den von Frau Sommaruga nicht explizit verlangt. Wir sind 
der Meinung, dass das PrinZIp, der Versandhandel sollte nur 
ausnahmsweise, eben dann, wenn diese besonderen Indi­
kationen gegeben sind, zuläSSig sein, mit diesem Antrag 
vom Tisch sein könnte. 
Zusammenfassend: Die Mehrheit der KommiSSion setzt sich 
mit Überzeugung für diese Ausnahmeregelung ein, die den 
Versandhandel unter bestimmten Voraussetzungen zulässt. 
Sie lehnt aber ebenso mit Uberzeugung die Einzelanträge 
Polla und Sommaruga ab. 

Maury Pasquierliliane (S, GE), pour la commission: J'ajou­
terai Juste quelques mots pour vous dire que je SUIS tout a 
lait sur la mame longueur d'ondes que M. Suter, rapporteur 
de langue allemande, a une nuance pres, celle qui concerne 
la proposition Sommaruga, puisque je crois qu'iI y a incom­
prehension quand on dit qu'elle ouvre la porte a une dispen­
sation sans autorisation. ~alinea 1 er de sa proposition 
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prevolt un regime d'autorisation, mais la delivrance de I'auto­
rlsation figure toujours bel et bien a I'alinea 2 et est donc 
soumise aux mames conditions que celles prevues par le 
Conseil federal. 
C'est Ja raison pour laquelle, personnellement, je soutiendrai 
Ja proposition Sommaruga. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: La question fondamen­
tale est de savoir si I'on veut, sous des conditions strictes de 
contrale en Suisse, autoriser ou non la vente par correspon­
dance. Le Conseil federal est d'avis qu'iI faut le faire lorsque 
les conditlons qu'iI a enoncees dans le prolet so nt realisees. 
Nous considerons donc que la proposition de mlnonte I 
(Meyer Therese) ne correspond pas, en fait, acette volonte 
parce qu'elle fait dependre I'autonsation de la situation dans 
une region partlculiere. Elle adopte la mame regle que pour 
la propharmacie, en disant qu'un medecin peut, en principe, 
donner un medicament s'il n'y a pas de pharmacien dans la 
region. C'est le mame type de regle qu'elle aimeralt intro­
duire ici pour la vente par correspondance. Cela ne nous pa­
ralt pas contralable. S'il y a un systeme de vente par 
correspondance, alors iI vaut, ou peut valoir pour I'ensemble 
de la Suisse. Nous ne croyons pas que I'ajout «SI la remise 
personnelle contralee par les professionnels habilltes .... est 
impossible ou problematique» nous permette vraiment de 
resoudre ce probleme de la vente par correspondance. 
C'est la raison pour laquelle nous vous invltons arejeter la 
proposition de mrnorite I. 
En ce qui concerne la question des conditions posees a I'ali­
nea 2, on peut en discuter. Ce sont en fait les mames que 
celles du projet, a I'exclusion de la lettre c qui dit la mame 
chose, mais en creant une condition pour le fournisseur qUi, 
dans le projet, d'ailleurs, est implicite puisque le Conseil fe­
deral demande aussi que les conseils puissent atre donnes 
par des professionnels. Le point principal de divergence est 
donc vraiment cette condition additionnelle, regionale ou liee 
EI Ja personne qUI applique a la vente par correspondance 
les criteres de la propharmacie Cela ne nous paraT! pas ju­
dicieux. En falt, on dit bien qu'on accepte la vente par cor­
respondance dans ces cas, mais la condition posee est teile 
que ce la devlent presque impossible. 
Ceci est une proposition proche du projet du Conseil federal, 
mais c'est sur la formulation precise des eonditions que la 
proposition de minorite I (Meyer Therese) est trop restrictive 
et ne tient pas compte du earactere particulier de la vente 
par correspondanee. 
Parmi les autres propositions, nous en avons une qUI veut 
interdire, sans exception, la vente par correspondance. Les 
explications en ont ete donnees. Le Conseil federal consi­
dere que cela serait un retour en arriere et que nous n'avons 
pas a suivre cette proposition qui est, au fond, une interven­
tion massive, et sans raison reelle de securite par rapport a 
la liberte du commerce et de I'industne, comparee EI celle, 
contralee bien sOr, que le Conseil federal vous propose 
La discussion est un peu semantlque: est-ce qU'11 faut parler 
d'autorisation, est-ee qu'iI faut parler d'lnterdiction? Com­
ment est-ee que I'on regle la vente par Internet? Les propo­
sItions Polla et Sommaruga proposent d'autres formulations 
quant a I'interdiction, au regime d'autorisation ou EI I'interdic­
tion des ventes par Internet. 
11 est vrai que nous avons fait une eonstruction dont M. Borer 
a montre qu'elle pouvait atre consideree comme contradic­
toire. Nous interdisons pUlS, dans I'alinea suivant, nous di­
sons sous quelles conditions nous autorisons. Nous I'avons 
fait sciemment, pour avolr dans notre legislation la notion 
mame d'interdiction, pour pouvoir intervenir au niveau d'ln­
ternet, pour pouvoir intervenir dans d'autres pays en disant: 
«Vous violez la 101 suisse si vous autorisez cela ou si vous 
ne nous aidez pas EI empacher cela.» M. Borer avait donc 
raison; nous entendons bien le principe d'une Interdiction de 
la vente par Internet, mais nous avons voulu le formuler de 
fa<;:on plus generale, parce qu'il peut aussi s'agir d'autres for­
mes de vente par correspondanee sur le plan international 
pour lesquelles nous aimerions pouvoir faire valoir notre 
principe general en SUlsse. 
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Oe ce fait, nous n'aimenons pas non plus nous limiler EI dire 
que la venle par correspondance est soumise EI autorisation. 
Nous preferons garder ce princlpe EI I'alinea 1 et, a I'alinea 2, 
preciser les eonditions auxquelles nous pouvons delivrer 
des autorisations. Je diral donc que eette legere contradic­
tion, qui a ete soulignee, est voulue parce qu'iI y a un mar­
ehe inteneur et qu'il ya un marche exterieur. 
Le marche interieur, nous savons que nous pouvons le con­
traler et nous voulons I'autonser. Face au marche exterieur 
et a ses risques, nous voulons pouvoir dire qU'11 y a interdic­
tion. La construction jundique est-elle d'une purete absolue? 
Je n'en sais rien. Mais je dirai: «Laissons, sur la base de la 
reflexion qui est faite ici, la Chambre des cantons reanalyser 
ce probleme de formulatlon et decldons plutat des principes 
ici.» 
Les prineipes, c'est que nous ne voulons pas, sur le plan in­
ternational, atre submerges par des formes de vente par 
correspondance quelles qu'elles soient, et en particulier In­
ternet, que nous ne pouvons nr contraler ni mame denoncer. 
D'un autre cate, sur le plan interieur, nous voulons pouvoir 
autoriser la vente par eorrespondance aux conditlons que 
nous avons indiquees. 
«Kurz und gut», nous vous pnons d'adherer EI la proposition 
de la majorite de la commission. 

Abs. 1-AI. 1 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 106 Stimmen 
Für den Antrag Sommaruga .... 50 Stimmen 

Abs. 2-AI. 2 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A tltre preliminaire 
(namentlich - nomlnatif: Beilage - Annexe 99.020/262) 
Für den Antrag der Mehrheit .... 90 Stimmen , • ek. / v-.,.., 'I 
Für den Antrag der Minderheit I .... 66 Stimmen .:; ( 

Definitiv - Definitivement 
Für den Antrag der Mehrheit .... 111 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit 11 .... 43 Stimmen 

Abs. 3 -AI. 3 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Polla .... 62 Stimmen 
Dagegen .... 88 Stimmen 

Art. 28 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Vallender, Gysin Hans Rudolf) 
Abs. 1 

Sir' Al' 

.... betreibt, braucht eine Bewilligung des Domizilkantons. 
Abs.2,3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.4 
Der DomizIlkanton überprüft .... 

Antrag Pelli 
Abs.4 
Das Institut lässt in einer Inspektion prüfen. ob .... 

Art. 28 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Minorite 
(Vallender, Gysin Hans Rudolf) 
AI. 1 
.... une autonsation delivree par le canton de domicile. 
AI. 2, 3 
Adherer au projet du Conseil federaJ 
AI. 4 
Le canton de domiciJe verifie 

Proposition Pelli 
AI. 4 
l..'institut falt verifier, par une inspection .... 

Vallender Dorle (R, AR): Bel Artikel 28 Absätze 1 und 4 
geht es einmal mehr um die Frage, wer für die Ertellung ei­
ner Bewilligung, hier konkret der Bewilligung zum Grosshan­
del mit Arzneimitteltl, zuständig ist. Heute werden diese Be­
willigungen durch die Kantone erteilt, gen au gleich, wie auch 
die Inspektionen der Betriebe durch die Fachleute der Kan­
tone erfolgen. Diese Lösung entspricht ubrigens derjenigen 
In den USA und in Deutschland, wo ebenfalls die Staaten 
resp. die Bundesländer für die Erteilung der Bewilligungen 
und für die Inspektionen zustandig sind. Es ist nicht einzuse­
hen, warum das anders werden soll, vor allem, weil sich die 
Regelung bewährt hat und weil auf Grund der Betriebsnähe 
der Kantone effiZient und kostengünstig gehandelt wird. 
Weiter spricht dagegen: 
1. Der Grundsatz der Subsidlarität gilt allgemein, so auch 
hier. Es sprechen keine gesundheitspolizeilichen Grunde da­
gegen, dass die Kantone mit ihrem aufgebauten Know-how 
weiterhin diese Aufgabe erfüllen können. 
2. Dieses System ist absolut konform mit den entsprechen­
den EU- und FDA-Bestimmungen, sowie mit PIC-, GMP-, 
GLP- GDP-Richtlinien. Zudem werden diese Anforderungen 
gemäss Artikel 29 durch den Bundesrat näher umschrieben. 
3. Es fällt auf, dass alle Tätigkeiten, die Einnahmen bringen, 
vom Institut übernommen werden sollen. Dagegen bleiben 
die Kosten verursachenden Aufgaben bei den Kantonen. 
Eine dermassen einseitige Verteilung der Aufgaben ist stos­
send. Föderalismus muss gelebt werden. Dazu gehört auch, 
dass man - analog zum neuen Finanzausgleich - den Kan­
tonen die Aufgaben zuweist, die sie kompetent, sachgerecht 
und effiZient lösen können. Dies gilt umso mehr, als sie 
schon bisher fur die Grosshandelsbewilligung und Inspek­
tion zuständig waren. 
Ich bitte Sie, diesen Minderheitsantrag zur unterstützen. 

Maury Pasquier Ullane (S, GE), pour la commisslon: La ma­
jonte de la commission vous propose de rejeter la proposi­
tion de minorite Vallender. 
En effet, les activites des entreprises de commerce de gros 
s'etendent la plupart du temps sur plusieurs cantons. Oe 
plus, il faut s'attendre a une internationalisatlon de ces en­
treprises. Elles sont en effet en train d'elaborer un reseau de 
distribution europeen. Pour cette raison, il est necessaire de 
transferer la competence d'octroyer les autorisations de faire 
le commerce de gros du niveau cantonal vers le niveau fe­
deral. 
II existe differentes sortes d'entreprises de commerce de 
gros: il y a d'abord les entreprises commerciales qui livrent 
les detaillants, il y a ausslies entrepnses de production qui 
ne s'occupent pas de vente au detail. Pour elles, il serait plus 
simple que ce SOlt le mame institut qui octroie les autonsa­
tions a toutes ces entreprises. 
Enfin, en ce qui concerne I'alinea 4, iI convient de souligner 
que c'est I'institut qui verifie, par une inspection, que les con­
ditlons so nt remplies, mais qu'en vertu de I'article 59, II pour­
ralt deleguer cette competence au canton. 
La commission vous invite, par 14 voix contre 2 et avec 
3 abstentions, a reJeter la proposition de minorIte Vallender. 

Präsident (Seiler Hanspeter, PräSident): Die SP- und die 
FDP-Fraktlon teilen mit, dass sie die Mehrheit unterstützen. 
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Abs. 1-3 - AI. 1-3 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 100 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 24 Stimmen 

Abs. 4-A/. 4 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Der Beschluss zu 
Absatz 4 Wird bei Artikel 59 gefasst. 

Verschoben - Renvoye 

Art. 29 
Antrag der KommissIOn 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art_ 30 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Ehr/er 
Abs.3 
Für den Detailhandel mit Tierarzneimitteln erteilt das Institut 
die Bewilligung und führt periodisch Betriebskontrollen 
durch. 

Art 30 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Ehr/er 
AI. 3 
l..'autorisatlon de faire le commerce de detail des medica­
ments a usage veterinaire est octroyee par I'institut, qui ef­
fectue egalement des contröles periodiques. 

Ehrler Melchior (C, AG): Frau Bundesrätin, Sie haben bei 
der Behandlung des Antrages Leu zugesichert, dass Sie 
den ganzen Fragenkomplex Tierarzneimittel bei der Behand­
lung Im Ständerat nochmals aufnehmen werden. Aus die­
sem Grund Ziehe Ich meine Anträge zu den Artikeln 30 und 
42 zurück. Ich mochte aber mein Anliegen hier ganz kurz 
nochmals deponieren. 
Wir haben in den vergangenen Jahren ja immer wieder 
Probleme im Zusammenhang mit Tierarzneimitteln gehabt. 
Es gab dann auch Probleme beim Image unserer Produkte. 
Ich verweise darauf, dass das Parlament VerSchiedenes be­
schlossen hat. Ich denke z. B. an das Verbot der Lelstungs­
fcirderer in der Fleischproduktion. Ich verweise auch darauf, 
dass die Branche in letzter Zeit sehr viele Anstrengungen im 
Hinblick auf eine saubere Produktion und auf das Vertrauen 
der Konsumentinnen und Konsumenten unternommen hat. 
Dabei sind wir immer wieder auf ein Problem gestossen, 
nämlich dass bei den Tierarzneimitteln je nach Kanton un­
terschiedliche Zuständigkeiten und im Vollzug bei dieser 
ganzen Angelegenheit auch sehr unterschiedliche Regelun­
gen vorhanden sind. 
Unser Anliegen ISt es, eindeutige, transparente Zuständig­
keitsregelungen, einen einheitlichen Vollzug zu haben. Wir 
möchten nicht, dass wegen Problemen im Vollzug, wegen 
unterschiedlichen Zuständigkeiten das Image unserer Pro­
dukte leidet. Wir möchten nicht, dass deswegen Konsumen­
tinnen und Konsumenten das Vertrauen in unsere Produkte 
verlieren. 
Ich verweise auch darauf, dass ich seinerzeit eine Motion 
eingereicht habe mit dem Ziel, die Zuständigkeiten im Veteri­
närbereich zu straffen und transparenter zu gestalten und für 
einen landesweit einheitlichen Vollzug zu sorgen. Die Motion 
ist In ein Postulat umgewandelt worden. Der Bundesrat hat 
seinerzeit zugesichert, das Anliegen zu prüfen. Ich hoffe 
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Jetzt einfach, dass das Anliegen in der bevorstehenden De­
batte des Ständerates erstens geprüft und dass ihm zwei­
tens auch entsprochen wird. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die Anträge Ehrler 
zu den Artikeln 30 und 42 sind zurückgezogen. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art. 31 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit I 
(Randegger, Barer, Guisan, Schenk) 
Abs.1 
Grundsätzlich zulässig sind allgemeine medizinisch-thera­
peutische Informationen des Publikums Llber Arzneimittel 
sowie Werbung für Arzneimittel. 
Abs.2 
Der Bundesrat kann: 
a. zum Schutz der öffentlichen Gesundheit und zum Schutz 
vor TäusChung die Publikumswerbung für bestimmte Arznei­
mittel, Arzneimittelgruppen oder -kategorien beschränken 
oder verbieten; 
b. für die grenzüberschreitende Werbung Bestimmungen er­
lassen. 
Abs.3 
Er berLlcksichtigt dabei international anerkannte Richtlinien 
und Normen. 

Minderheit 1/ 
(Guisan, Barer, Egerszegi, Meyer Therese, Randegger) 
Abs.2 
Streichen 

Antrag Menetrey-Savary 
Abs. 1 Bst. b 
Streichen 

Art. 31 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite I 
(Randegger, Barer, Guisan, Schenk) 
AI. 1 
Sont lieites les informations generales medicales et thera­
peutiques du public au sujet des medicaments ainsl que la 
publieite pour les medicaments. 
AI. 2 
Le Conseil federal peut: 
a. pour proteger la sante publique et empikher la tromperle, 
restreindre ou interdire la pUblieite pour certains medica­
ments, groupes ou categories de medicaments; 
b. edicter des dispositions concernant la publieite transfron­
tISre. 
AI. 3 
A cet egard, iI prend en consideration les directives et nor­
mes internationales. 

Minorite 1/ 
(Guisan, Barer, Egerszegi, Meyer Therese, Randegger) 
AI. 2 
Biffer 

Proposition Menetrey-Savary 
AI. 1 let. b 
Biffer 
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Art. 32 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Randegger, Borer, Meyer Therese) 
Abs.2 
Unzulassig Ist Publikumswerbung für Arzneimittel, die Be­
täubungsmittel oder pSYChotrope Stoffe im Sinne des Betau­
bungsmittelgesetzes vom 3. Oktober 1951 enthalten. 

Eventualantrag Menetrey-Savary 
(falls der Antrag zu Artikel 31 abgelehnt wird) 
Abs.2 
UnzuläSSig ist Publikumswerbung für alle Arzneimittelarten. 

Art. 32 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(Randegger, Barer, Meyer Therese) 
AI. 2 
Est illicite la pUblieite pour les medicaments qUi contiennent 
des stupefiants ou des substances psychotropes vlses par 
la lai du 3 octobre 1951 sur les stupefiants. 

Proposition subsidiaire Menetrey-Savary 
(au cas OU la proposition a I'article 31 seralt rejetee) 
AI. 2 
Est illieite la pUblieite destinee au public pour taus les types 
de medicaments 

Randegger Johannes (R, BS): Ich gestatte mir, die Mmder­
heitsanträge zu Artikel 31 und 32 zusammen zu begründen. 
Worum geht es? Nicht darum, bestehende Werbebeschrän­
kungen und Werbeverbote aufzuheben. Aber wir sind im 
Begriff, ein Rahmengesetz für Heilmittel zu schaffen; ein 
Rahmengesetz, das an die internationale Rechtsentwicklung 
angepasst 1St. Aus diesem Grund ist die Minderheit der Auf­
fassung, dass Anpassungsfähigkeit geWährleistet sein sollte, 
wo internationale Entwicklungen im Gange sind. Anpas­
sungsfähigkeit helsst, dass wir heute in diesem Gesetz die 
Kompetenz für Veränderungen auf Verordnungsstufe klar 
dem Bundesrat zuweisen. 
Ich erinnere an die Zulassungen. Dafür ist im Gesetz eine 
Kann-Formulierung enthalten. Der Bundesrat hat also die 
Kompetenz, auf Verordnungsstufe Anpassungen vorzuneh­
men. Genau dasselbe gilt für die Herstellungskontrolle. Was 
wir nun möchten ist, dass der Bundesrat auch fur Informa­
tion und Werbung die Kompetenz erhält, Anpassungen vor­
zunehmen. 
Wir haben heute verschiedentlich gehört, wie rasant die 01-
gltalisierung um sich greift. Der Internethandel ist angespro­
chen worden. Im Gesundheitsbereich gibt es heute schon 
mehr als 2000 Websites. Und die Tendenz ist zunehmend. 
Es sind auch die meistbesuchten Sites im Internet. 
In der EU ist die Liberalisierung ebenfalls seit Jahren im 
Gange. Ich erinnere daran, dass 1995/96 die Werbung für 
rezeptfreie Medikamente freigegeben worden ist und wir 
dann in unserem Land in Zugzwang kamen, weil über die 
Fernsehsender ARD, ZDF, RTL In der Schweiz rezeptfreie 
Medikamente beworben wurden. Die Schweiz musste nach­
ziehen, obwohl wir im Fernseh- und Radiogesetz ein Verbot 
für Alkohol-, Tabak- und Medikamentenwerbung haben. 
Heute ist in der EU neben der Werbung für nicht rezept­
pflichtige Produkte auch Produkteinformation, also werbe­
freie Information, für rezeptpflichtige Heilmittel zugelassen. 
Das heisst, der Hersteller kann mit Informationen direkt an 
den Patienten gelangen. Es ist von der EU-Kommisison 
auch eine Arbeitsgruppe eingesetzt worden, die sich mit der 
Patienteninformation und der Werbung auseinandersetzt. 
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Wir meinen, dass wir dem Bundesrat aus diesem Grund die 
Kompetenz erteilen sollten. Damit wollen wir vermeiden, 
dass wir Immer wieder gezwungen werden, im Nachhinein 
Veränderungen vorzunehmen. Wir wollen auch, dass der 
Bundesrat gesetzuberschreitende Wirkungen der Werbung 
im Arzneimittelbereich regelt. Aus diesem Grunde beantragt 
Ihnen die Minderheit I diese Änderungen. 
Zu den Befürchtungen: Naturlich hören wir immer wieder, 
dass Medikamente nicht normale Produkte seien. Dem 
pflichten wir bei. Wir hören auch die Befürchtung, dass es zu 
einer Mengenausweitung und zu einem Kostenanstieg fur 
die Krankenkassen führte, wenn wir für rezeptpflichtige Pro­
dukte in naher Zukunft eines Tages Werbung zulassen wür­
den. Ich kann diese Befürchtung entkraften. Denn: Ein Arz­
neimlttelanbieter, der· rezeptpflichtige Medikamente anbietet, 
muss sich entscheiden, ob er auf der Spezialitätenliste ge­
führt werden will und damit von den Krankenkassen eine 
Entschädigung erhält oder ob er Werbung machen will und 
damit auf eine Kassenentschädigung verzichten muss. Sie 
sehen: Es ist nicht damit zu rechnen, dass die Kosten für die 
Kassen wegen Werbung für rezeptpflichtige Medikamente -
wenn das dann einmal so sein sollte - ansteigen. 
Es ist auch nicht so, dass die Missbrauchsmöglichkeiten 
deutlich zunehmen würden. Die Kontrolle der Abgabe von 
rezeptpflichtigen Medikamenten über Apotheker und Medizi­
ner ist klar geregelt. 
Ein dritter Punkt: Im Gegensatz zum Entwurf des Bundes­
rates bzw. zum Antrag der Mehrheit haben wir die Veröffent­
lichung von Preisvergleichslisten nicht übernommen. 
Weshalb ist der Preisvergleich in unserem Antrag nicht ent­
halten? Er ist nicht· europakompatibel. Er Widerspricht den 
internationalen Kritenen für die Zulassung. Diese verlangen 
einen Wirksamkeitsnachweis, einen Sicherheitsnachweis 
und einen Nachweis der qualitativen Unbedenklichkeit. Im 
Übrigen ist es heute schon so, dass das Bundesamt für So­
zialversicherung bei den kassenpfilchtigen Medikamenten, 
also bei denjenigen, die auf der Spezialitatenliste sind, re­
gelmässig Preisvergleichslisten publiziert. 
Wir bitten Sie, den Antrag der Minderheit I zu unterstützen. 

Guisan Yves (R, VD): Cette fin d'apres-mldi commence a 
etre un peu pesante, et je vais tacher d'etre aussi bref que 
possible. La directive 92/28/CEE interdit clairement taute pu­
blieite aupres du public pour les medicaments soumls a or­
donnance; le professeur Zeltner I'a d'ailleurs rappele lors 
des debats en commission. Pour cette raison, la redaction 
de I'artlcle 31 est dlfficilement comprehensible avec san Iis­
ting d'exceptions ascendantes, SI vous permettez I'expres­
sion. A I'alinea 1 er lettre a, iI est rappele que la publicite 
licite, donc permise, s'adresse exclusivement aux profes­
sionnels; a la lettre b, au public si le medicament n'est pas 
soumis a ordonnance; et enfin a I'alinea 2, la comparalson 
des prix est autorisee sans'davantage de precisions. 
En dehors de I'aspect redactionnel - puis qu'a I'article 32 iI 
est mentlonne cette fois-ci a I'alinea 2 lettre a que la publicite 
pour les medicaments remis sur ordonnance est IlIlclte -, 
cette comparaison des prix pose une question de pnncipe, 
pUISqU'elle confere implicitement a I'institut la competence 
de se preoccuper de I'economicite du traltement, alors que 
cet aspect du probleme releve de la 101 sur I'assurance-mala­
die, et non pas de la lai sur les produits therapeutiques. Le 
Conseil federal avait d'ailleurs fait lui-meme reference a cet 
argument pour combattre la propOSition de majorite a I'arti­
cle 10. 
La proposition Randegger amene une certalne clarte dans 
cette affaire, et de fait II s'agit davantage d'une divergence 
de prestige - minonte de la commisslon contre Conseil fe­
deral - que d'une question de fond. Mais au cas OU vous ne 
voudnez pas lui accorder votre soutien, iI Importe de rester 
coherents et, par consequent, au minimum de blffer I'ali­
nea 2. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): J'almerais beau­
coup vous convalncre qu'iI faut suppnmer la pUblieite desti­
nee au public. Je sais que vous en avez deja beaucoup 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

117 Nationalrat 99.020 
,'?-, 

parle; je suis d'accord que la lai amis des garde-fous; je sais 
qu'une minonte de la commisslon voudrait une ilberte en­
core plus grande et peut-etre meme aller dans le sens d'une 
autorisation de la publieite adressee au pubilc pour des me­
dicaments prescrits. Je pense qu'iI est taut de meme Impor­
ta nt que vous preniez en campte les arguments cant re la 
publicite. 
On n'a pas de donnees scientifiques sur I'effet direct de la 
publicite sur les ventes et la consommation de medica­
ments, mais on sait, ce sont les pharmaciens qui nous le di~ 
sent, qu'iI est tres dlfficile de deconseilier un medicament a 
un cllent qui a vu une publiclte a la televiSion. On sait surtout 
que la publicite a un effet indirect, en ce sens qu'elle maln­
tlent presente a I'esprit I'idee que la sante ou le bien-etre est 
une commodite qui peut s'acheter. La publicite contribue a 
banaliser le recours au medicament, a le presenter comme 
un geste normal, serait-ce pour retarder les effets du vieillis­
sement, pour surmonter la fatigue, pour etre en forme ou 
pour contrer n'importe quel autre symptome. 
J'ai deja eite ce matin le docteur Buclin, coauteur d'un livre 
sur les medicaments a paraTtre prochainement. 11 constate 
que de nombreuses personnes sont en situation de surme­
dication, avec des prescriptions qu'iI designe comme «aber­
rantes». 11 estime que cette surmedication est due «a la 
large disponibilite des medicaments, a la publieite intensive 
visant les soignants et le pUblic, et a la culture pharmaceuti­
que dans laquelle nous baignons». 
La culture pub contribue, je le rappelle, a medicaliser les dif­
flcultes quotidiennes. Ce la a ete constate par de nombreux 
medeclns qui remarquent que des souffrances qui, normale­
ment, devraient interpeIler la poiltique ou le monde du tra­
vail, sont desarmais du ressort des medeeins. Ces demiers 
sont donc mis en demeure de reinterpreter la detresse des 
patients en termes de maladie ou d'invalidite et, naturelle­
ment, de medicaments. 
Par rapport a ce tableau, les garde-fous prevus dans la lai, a 
mon sens, so nt insuffisants, parce que le signe don ne par la 
publieite est nettement plus large. Prenez un exemple, celui 
du couple - peut-etre I'avez vous vu a la teleVision - qui 
s'embrasse sous la pluie; il s'enrhume avec un immense 
bonheur. Qu'importe! 11 y aaspinne et, sei on la reclame, as­
pirine promet «un peu moins de souffrances ici-bas». Nous 
ne sommes pas du taut dans le registre de I'information et 
de la formation du public. Nous sommes dans le registre de 
I'emotion. En plus, II s'agit precisement d'un de ces medica­
ments qui fait I'objet d'abus et dont on pense, dans la lai, 
qu'on pourrait I'interdire. Alors, <;:a, <;:a pose veritablement un 
probleme! 
Ces strategies publicitaires, encore bien plus quand iI s'agit, 
par hypothese, de medicaments prescrits, renversent com­
pletement le rapport entre patient et medecin, avec le risque 
que ce soit le patient qui dicte au medeein san ordonnance. 
A la rigueur, ce la ne me derange pas, parce que <;:a porte at­
teinte au pouvoir medical! Mais je prefererais que ce soit 
parce que le patient a la capacite de faire des choix en con­
nalssance de cause et avec une bonne Information, plutöt 
que sous pression de la publieitEl. Aux Etats-Unis, ou le sys­
teme de publicite pour des medicaments prescrits existe, 
I'augmentation des ventes est considerable: un tiers des 
gens qui ont vu ces publicites ont consultEi un medecln, qui 
le leur a prescrit dans 80 pour cent des cas. Chez nous, 
c'est deja le cas avec des articles redactionnels dans la 
presse. C'est interessant de rappeier que le Xenical, un me­
dicament pour malgnr, a ete presente a la presse avant 
me me que sa commereialisation ne soit autorisee! C'etait 
pareil pour Viagra ou Prozac. 
La publicite n'alde en rien les malades. En fait, elle amene 
les bien portants a consommer des medicaments. Voila 
pourquol Je vous propose un amendement a cet article 31, 
qui consisterait a biffer I'alinea 2 sur la publicite interdite. 
Le papier que vous avez re<;:u n'a pas ete correctement pre­
sente. 11 ne s'agit pas de propositions subsidiaires, mais de 
propositIons complementaires. Si vous acceptez I'interdlc­
tion de la publicite a I'egard du public a I'article 31, <;:a voudra 
dire qu'a I'artlcle 32 alinea 2, sera illieite «la publiclte desti-
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nee au pUblic pour tous les medicaments", ce qui revient a 
suppnmer les lettres a et d, et de meme, la publicite a la tele­
vision. 

Sommaruga Simonetta (S, BE): «Dies ist ein Heilmittel, le­
sen Sie die Packungsbeilage.» Diesen Satz haben Sie be­
stimmt alle schon oft gehört und gemerkt, dass Sie die 
Packungsbeilage erst lesen können, wenn Sie die Medika­
mente schon gekauft haben. 
Um etwas Zeit zu gewinnen, werde ich zu den beiden Arti­
keln 31 und 32 gleichzeitig sprechen. Bei den dazu vorlie­
genden Minderheitsanträgen handelt es sich definitiv um 
kein Heilmittel. Ich möchte Ihnen die Packungsbeilage dazu 
jetzt liefern. 
Den Satz «Lesen Sie die Packungsbeilage, dies ist ein Heil­
mittel» lesen Sie bis heute nur, wenn es sich um nicht re­
zeptpflichtige Medikamente handelt. Genau diesen Tatbe­
stand möchten die Minderheiten mit den Antragen in den 
Artikel 31 und 32 ändern und möchten Werbung auch für re­
zeptpflichtige Medikamente zulassen. 
Warum sind rezeptpflichtige Medikamente überhaupt rezept­
pflichtig? Sie sind es deshalb, weil sie nur von einer Fach­
person verschneben werden können, weil es eine Person 
mit einer speziellen Ausbildung braucht, um ein solches Me­
dikament zu verschreiben und um entscheiden zu können, 
ob ein Einsatz eines Medikamentes Sinnvoll, notwendig oder 
angemessen ist. Es ist klar, dass diese Fachperson darüber 
informiert sein muss, was auf dem Markt läuft und welche 
Angebote vorhanden Sind. Diese Fachpersonen sollen Infor­
mationen und Werbung erhalten können. Das können sie 
und sollen sie auch in Zukunft tun können. Dort, wo es keine 
spezifischen Fachkenntnisse braucht, bei den nicht ver­
schreibungspflichtigen Medikamenten, ist Werbung heute 
schon erlaubt. Diese wird auch intensiv genutzt - wir haben 
es gehört -, obwohl das Radio- und Fernsehgesetz noch 
nicht einmal entsprechend angepasst 1St. 
Dass jetzt die Pharmaindustrie auch für rezeptpflichtige Me­
dikamente Werbung machen will, kann ich gut verstehen. 
Schliesslich sind es diese Medikamente, die die Kassen der 
Pharmaindustne füllen. Von den 4,5 Milliarden Franken, die 
wir jährlich für Medikamente ausgeben, entfallen über 3 Milli­
arden Franken auf rezeptpflichtige Medikamente. Das ist der 
Pharmalndustne aber offenbar noch zu wenig. 
Es scheint, dass die Pharmaindustrie mit der Werbung bei 
den Entscheidtragern, also bel den Ärztinnen und Arzten, an 
Grenzen stösst und die Industrie diese Absatzgrenzen jetzt 
durchbrechen will. Diese Grenzen sind offenbar auch bei 
den Ärztinnen und Ärzten dank einem zunehmenden Kos­
tenbewusstsein vorhanden. 
Jetzt will sich also die Pharmaindustne mit Werbung ausge­
rechnet an jene Personen wenden können, die gar nicht sei­
ber entscheiden, ob die Einnahme eines solchen Medika­
ments Sinnvoll ist oder nicht. Das ist nicht nur ein Wider­
spruch, sondern das ist auch gefährlich; denn Werbung ist 
immer dazu da, den Anreiz zum Kauf und zum Konsum an­
zukurbeln. Oder würden Sie etwa einen Franken investieren, 
wenn Sie nicht wüssten, dass dieses Geld irgendwann wie­
der zurückkommt - wenn möglich in doppelter Höhe? Das 
geschieht dann, wenn diese Anreize ausgerechnet bei jenen 
Leuten geschaffen werden, die gar keine entsprechenden 
Fachkenntnisse haben. Der Druck auf die Ärztinnen und 
Ärzte wird zunehmen; sie sollen Medikamente verschreiben, 
die beworben wurden. 
Wir haben es gehört: Es ist attraktiv, man kann Medika­
mente wie Produkte attraktiv verkaufen. Man kann auch mit 
Medikamenten - wie das sonst durch die Werbung sugge­
riert wird - den Leuten das Gefühl geben, dass ihre Lebens­
qualitat besser wird. Sie werden auch mit emotionaler 
Werbung dazu angehalten, solche Produkte zu konsumie­
ren. Damit steigt der Druck auf die Ärztinnen und Ärzte, 
diese Produkte zu verschreiben. Ich bin sicher, es wird im­
mer einen Arzt oder eine Ärztin geben, die eine solche Ver­
schreibung macht. 
Das Argument, dass die KonsumentInnen und Patientinnen 
dank Werbung mündig würden, gehört für mich zu der 
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heuchlerischen Sorte. Will irgendjemand etwa suggerieren, 
dass die Informationen und die Werbung der Pharmaindust­
rie bald ein Medizinstudium ersetzen können? SOlange in 
der SchweiZ pro Jahr Medikamente Im Wert von mehreren 
hundert Millionen Franken weggeschmissen werden - nicht 
nur die Medikamente, die in die Apotheken zurückgebracht 
werden, sondern auch jene, die daheim verschwinden; ich 
vermute, das haben Sie alle auch schon getan -, müssen 
wir jede Form von unnötigem Konsum, jede Form von Kon­
sumanrelz in diesem Bereich verhindern. 
Ich bitte Sie deshalb im Namen der SP-Fraktion, der Kom­
missionsmehrheit zu folgen und sowohl bei Artikel 31 als 
auch bei Artikel 32 die Antrage der Minderheit abzulehnen. 

Stahl Jürg (V, ZH): Im Namen der SVP-Fraktion lege Ich Ih­
nen den Antrag der Minderheit I nahe. 
Es gibt für uns die grundsätzliche Überlegung, dass ein ze­
mentiertes Werbeverbot in dieser Form zu bekämpfen ist. 
Obwohl Medikamente für uns ein spezielles Gut sind und 
der Missbrauch ernst genommen werden muss, ist es trotz­
dem von grosser WIchtigkeit, dass die Patientinnen und Pa­
tienten eine grosstmögllche Information erhalten. Die Infor­
mationsgesellschaft ist eine Tatsache, der wir alle in die 
Augen schauen müssen. Gerade im Bereich der medika­
mentösen Therapien - im Bereich des Vertrauens der Pa­
tientinnen und Patienten - ist eine gezielte Aufklärung nötig. 
Diese Aufklärung wird primär durch das Fachpersonal si­
chergestellt. Es gibt Jedoch keinen Grund, dass die pharma­
zeutische Industrie dieses Personal nicht gezielt unterstüt­
zen kann. 
Unterstutzen Sie den Antrag der Minderheit I, damit die Her­
steller von Medikamenten auch im Vergleich mit dem umlie­
genden Ausland die gleich langen Spiesse haben und damit 
dies - wie im Antrag der Minderheit I vorgesehen - auf Ver­
ordnungsstufe geregelt werden kann. 
Ausdrücklich warnen muss ich Sie vor den Anträgen Mene­
trey Savary. Sie sind beide abzulehnen. 
Im Falle einer Ablehnung des Antrages der Minderheit I un­
terstützt die SVP-Fraktion die Minderheit 11. 

Präsident (Seiler Hanspeter, PräSident): Die FDP-Fraktion 
teilt mit, dass sie die Minderheit I unterstützt. Die CVP-Frak­
tlon teilt mit, dass sie die Mehrheit unterstützt. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), po ur la commission: Cer­
tes, la pUblicite fait partie, pour ainsl dire, des marches 
ouverts. Jusqu'ici, le marche des medicaments n'etalt pas 
un marche liberalise, mais I'evolution des choses nous 
amene a nous soucier d'une tendance a la liberalisation et, 
vu le caractere specifique des medicaments, a nous pre­
occuper d'une trop grande consommatlon qui decoulerait de 
la publicite. 
C'est la raison pour la quelle, pour les produits remis sans or­
donnance, le projet du Conseil federal et de la majonte de la 
commission prevoit la possibillte de faire de la publicite, mais 
sous contröle. Ce la slgnlfie qu'une teile publicite n'est pas 
possible pour les medicaments soumis a ordonnance, et 
c'est la raison pour laquelle cet element doit etre fixe dans la 
loi, puisqu'iI represente une limitation de la liberte economi­
que. 11 est interessant de relever qU'actueliement, sur le terri­
toire de I'Union europeenne, iI n'est pas possible de faire de 
la publicite pour les medicaments soumis a ordonnance et 
que ce pnncipe est applique presque mondialement, a I'ex­
ception notable des Etats-Unis. 
La commlssion vous recommande donc de rejeter la propo­
sition de minonte I, et ce par 11 voix contre 4. 
Pour la proposition de minorite 11, qui est une proposition 
subsidiaire a I'alinea 2, M. Guisan nous a explique que la 
publicite destinee au public pour les medicaments soumis a 
ordonnance ne dOlt pas etre autorisee et que I'alinea 2 est 
alnsi en contradiction avec la directive communautaire 92/ 
28/CEE. 
Toutefols, si I'importation parallele des medicaments est 
autorisee et qu'il eXlste une concurrence entre les generi­
ques et les preparations originales, il semble souhaitable a 
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la majorrte de la commission que les consommatrices et 
consommateurs puissent faire des comparalsons de prix. 
Cette nouveaute doit profiter a I'ensemble du budget de la 
sante, mais il faut toutefois empecher que le commerce spe­
cialise tente d'augmenter ses volumes de vente en faisant 
de la publiclte sous couvert de la comparaison des prix et 
contourne ainsi les dispositions de I'article 32. Pour cette rai­
son, le Conseil f8deral devra veiller a definir les conditions 
que ce genre de publicite devra respecter. 
La commission vous propose, avec les memes scores. de 
rejeter la proposition de mlnorite 11. 
Enfin, en ce qui concerne les propositions Menetrey-Savary, 
elles n'ont pas ete soumises a la commission. Toutefois, per­
sonne ne peut contester que la publicite, c'est d'ailleurs son 
but, pousse a la consommatlOn, qU'elle pousse donc a I'aug­
mentation des coüts et qU'elle entraine en tout cas de plus 
grands risques pour la sante de la population. Si on prend 
en compte a la fois cette pression a la hausse des coüts de 
la sante et a de plus grands risques pour la sante de la po­
pulation, on ne peut que donner sUite aux propositions Me­
netrey-Savary. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Comme la rapporteuse 
de langue fran<;:aise, je vous invite a soutenir la proposition 
de majorite. 
J'aimerais me prononcer sur les propositions presentees, en 
particulier sur la proposition Menetrey-Savary d'une interdic­
tion totale de la publlcite destinee au public. En tant que mi­
nistre de la sante, en termes de sante publique, je devrais 
donner raison aMme Menetrey-Savary. Je devrals dire: 
«Non, on ne devrait pas inciter les gens a consommer des 
medicaments. 11 n'est pas bon non plus que la publicite 
donne le sentiment que tous les problemes peuvent etre re­
solus par des medicaments.» Cela, c'est plut6t de nature 
philosophique qu'en rapport avec la sante publique, mais les 
effets de la publicite peuvent etre ravageurs dans la mesure 
ou ils distillent une attitude de dependance face ades pro­
dUits. 11 y a d'autres endroits ou nous les combattons avec 
beaucoup d'energie. 
Nous ne pouvons pas suivre le raisonnement de Mme Me­
netrey-Savary, parce que nous serions seuls a proceder 
comme elle le preconise. Nous avons deja eu cette discus­
sion sur le tabac et sur I'alcool. Nous ne pouvons pas isoler 
notre pays, en partlculier sur le plan de la television et de la 
radio, et les propositions ne seraient pas, dans ce domalne, 
proportionnelles par rapport a I'equilibre qu'il faut trouver en­
tre la liberte du commerce et de I'industrie et les besoins du 
public en termes de sante publique. Elle ne serait pas non 
plus conforme aux regles de I'Unlon europeenne. 
C'est la raison pour laquelle, a regret, je vous recommande 
de rejeter la proposition Menetrey-Savary. 
Cependant, ne tombez pas dans I'exces contraire! Le projet 
du Conseil federal est absolument loglque: iI dlt que la pu­
blicite doit s'adresser a ceux qui prennent la decision. 
Lorsqu'un medicament doit etre prescrit par un medecin, la 
publicite ne peut s'adresser qu'aux medecins. 
Lorsqu'un m8dlcament ne doit pas etre prescrit et qu'iI est 
en vente libre, alors le public peut en connaitre les avanta­
ges, et on espere que d'autres veilleront aussi a lui en mon­
trer les desavantages. Heureusement, des associations 
s'occupent de ce travail de prevention. Je crois que c'est une 
logique absolument transparente et evidente: I1 faut s'adres­
ser a celui qui prend la decision, a celui qui est considere 
comme etant en mesure de peser les avantages et les desa­
vantages. En d'autres termes, publicite pour les prodUlts de­
vant etre prescrrts par un medecln adressee uniquement 
aux medecins; pUblicite destinee au grand public pour les 
produits que le grand public peut obtenir a la pharmacie 
sans ordonnance: je crois que c'est simple. 
Permettez-moi de faire une derniere remarque. t.:article 33 
n'est pas encore en discussion, mais il y a un lien la aussi. 
Lorsqu'on parle de publicite destinee aux medecins qui 
prescrivent, j'almerais souligner a quel POint iI est indispen­
sable que la pUblicite corresponde ades regles ethiques, 
qu'iI n'y ait pas cette espece de corruption - j'ose le mot! -
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qui conslste a offm des avantages aux medecins, qui n'est 
pas de I'information, mais une incitation a prescnre certains 
medicaments. Puisque j'ai la chance et le privllege d'etre a 
cette trrbune, permettez-moi de declarer a ce propos - je le 
reprendrai peut-etre a I'article 33 pour bien enfoncer le 
clou - qu'iI est inacceptable que I'on fasse pression sur les 
medecins pour qU'lls prescrivent des m8dicaments particu­
Iiers; qu'iI est macceptable que I'on utilise des statlstiques 
sur la fa<;:on dont les medecins prescnvent po ur ensUite en­
voyer des demarcheurs leur dire: «11 faut prescrire ce medi­
cament.» La publicite destinee aux medecins doit etre "fair», 
pas insistante et pas fondee sur la corruption. 

Art. 31 

Erste Eventualabstimmung - Premier vote preliminaire 
Fur den Antrag der Mehrheit .... 105 Stimmen I 
Fur den Antrag Menetrey-Savary .... 27 Stimmen ->-re..l..t. VO,', 
Zweite Eventualabstimmung - Deuxieme vote preliminaire ../j 
(namentlich - nomlnatif; Beilage - Annexe 99.020/267) _ • 
Für den Antrag der Mehrheit .... 82 Stimmen ~ 
Fur den Antrag der Minderheit I .... 54 Stimmen 

Definitiv - Definitivement 
(namentlich - nominatif; Beilage - Annexe 99.020/268) 
Für den Antrag der Mehrheit .... 78 Stimmen 
Fur den Antrag der Minderheit 11 .... 58 Stimmen 

Art. 32 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 79 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 54 Stimmen 

Art. 33 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... abgeben, und Organisationen, die solche Personen be­
schäftigen, dürfen fur die .... 
Abs.2 
.... abgeben, und Organisationen, die solche Personen be­
schäftigen, dürfen fur die Verschreibung oder die Abgabe .... 
Abs.3 
Zulässig sind jedoch: 
a. geldwerte Vorteile von bescheidenem Wert, die für die 
medizinische oder pharmazeutische Praxis von Belang sind; 
b. handelsübliche und betriebswirtschaftlich gerechtfertigte 
Rabatte, die sich direkt auf den Preis auswirken. 

Art. 33 
Proposition de la commission 
AI. 1 
.... des medicaments ainsi qu'aux organisations qui em­
plolent de teiles personnes. 
AI. 2 
.... des medicaments ainsi qu'aux organisations qUi em­
ploient de teiles personnes de solliciter .... 
AI. 3 
Sont admis: 
a. les avantages materiels de valeur modeste et qui ont un 
rapport avec la pratique de la medecine ou de la pharmacie; 
b. les rabais usuels dans le commerce et justifies econo­
miquement qui se repercutent directement sur le prix. 

Angenommen - Adopte 

Art. 34--41 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adh6rer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 
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Art. 42 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Ehrler 
Abs.3 
Wird ein Medizmalfutter verschrieben, sind dem Tierhalter 
betriebsspezifische Anweisungen über die Dauer des Ein­
satzes, die zu verabreichende Menge, die Futterart sowie 
die Fütterungstechnik zu geben. 

Art. 42 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Ehrler 
AI. 3 
En cas de prescription d'aliments veterinaires medicamen­
teux, le detenteur de I'animal re90it des informations speci­
fiques sur la duree du traitement, la quantlte qui doit etre 
administree, le type de I'aliment et la technique d'alimenta­
lion. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Der Antrag Ehrler 
wurde zurückgezogen. 

Angenommen gemäss Antrag der KommissIOn 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art. 43-47 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 48 
Antrag der Kommission 
Abs.l 
Wer ein Medizinprodukt gewerblich oder an Dritten einsetzt, 
muss dabei alle Massnahmen für die Instandhaltung treffen, 
die für die Erhaltung der Leistung und der Sicherheit des 
Medizinproduktes erforderlich sind. 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 48 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Quiconque utilise un dispositif medical a titre prefessionnel 
ou I'applique sur autrUi est tenu de prendre toutes les mesu­
res d'entretien qui sont necessaires pour maintenir les per­
formances et la securite du dispositif medical. 
AI. 2 
AdMrer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 49-51 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au prejet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 52 
Antrag der Kommission 
Abs.l 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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, ... Versuche näher. Er regelt dabei insbesondere die Pflich­
ten der PnHerin oder des Prüfers sowie die des Sponsors 
und erlässt Vorschriften uber .... 

Art. 52 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Adherer au prejet du Conseil federal 
AI. 2 
.. .. reconnues. 11 fixe notamment les obligations auxquelles 
l'lnvestigateur et le promoteur sont soumis et arrete des 
prescriptions , .. , 

Angenommen - Adopte 

Art. 53 Abs. 1-6 
Antrag der Kommission 
Abs.l 

a. Die Versuchspersonen haben ihre Einwilligung frei, aus­
drucklich und nach erfolgter Aufklärung schriftlich oder durch 
eine schriftliche Bescheinigung erteilt, nachdem sie insbe­
sondere aufgeklart worden sind über die Art und den Zweck 
des Versuches, sämtliche damit zusammenhängende Vor­
gänge und Untersuchungen, das Bestehen anderer mögli­
cher Behandlungen, die voraussichtlichen Risiken, Unan­
nehmlichkeiten oder Vorteile, ihren Anspruch auf Entschädi­
gung bel versuchsbedingten Schäden und ihr Recht, diese 
Einwilligung jederzeit und ohne Beeinträchtigung ihrer thera­
peutischen Betreuung zu widerrufen; 

Abs.2,3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.4 
.... nicht erfüllt sind. Das Institut kann jederzeit mit einer In­
spektion die Durchführung eines klinischen Versuches kon­
trollieren. 
Abs.5 
.... gentherapeutische Versuche oder Versuche, die mit Ver­
suchspersonen gemäss Artikel 54 durchgeführt werden und 
die diesen Versuchspersonen keinen unmittelbaren Nutzen 
bringen, anstelle der .... 
Abs.6 
Der Abbruch oder Abschluss eines klinischen Versuches ist 
dem Institut zu melden. 

Art. 53 al. 1-6 
Proposition de la commission 
AI. 1 

a. Que les sujets de recherche aient donne leur consente­
ment libre, expres et eGlaire, par ecrit ou atteste par ecrit, 
apres avoir ete informes notamment sur la nature et le but 
de I'essai, I'ensemble des actes et des analyses impliques, 
I'existence d'autres traltements que ceux prevus dans I'es­
sai, les risques, les inconforts et les benefices previsibles, 
leur droit a une compensation en cas de dommages imputa­
bles a I'essai et leur liberte de retirer leur consentement a 
tout moment sans prejudice pour leur prise en charge tMra­
peutique; 

AI.2,3 
AdMrer au projet du Conseil federal 
AI. 4 
.... remplies. [.:institut peut en tout temps proceder a une Ins­
pection en vue de contraler I'execution d'un essai clinlque. 
AI. 5 
.... Le Conseil federal peut remplacer I'obligation d'annoncer 
les essais par une autorisation obligatoire pour certains es­
sais cliniques tels que les essais de therapie genique ou les 
essais effectues sur des sujets de recherches selon I'article 
54 et n'apportant pas de benefice direct a ces sujets de re­
cherches. 
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AI. 6 
L:arret ou la fin d'un essai clinique dOlt EHre annonce a I'insti­
tut. 

Angenommen - Adopte 

Oie Beratung dieses Gesch;;iftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est mterrompu 

Schluss der Sitzung um 20.00 Uhr 
La seance est levee a 20 h 00 
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Heilmittelgesetz 
Loi sur les produits therapeutiques 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 01.03.99 (BBI 19993453) 
Message du Conseil fE~deral 01.03.99 (FF 1999 3151) 

Nationalrat/Conseil national 08.03.00 

Nationalrat/Conseil national 08.03.00 

Nationalrat/Conseil natIOnal 13.03.00 

Art. 53 Abs. 7 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Der Bundesrat kann Bestimmungen über die Veröffentli­
chung der gemeldeten und bewilligten klinischen Versuche 
sowie deren Abschluss oder Abbruch erlassen. 
Minderheit 
(Gonseth, Alder, Baumann Stephanie, Cavalli, Fasel, GoII, 
Gross Jost, Hafner Ursula, Maury Pasquier) 
Der Bundesrat erlasst Bestimmungen .... 

Art. 53 al. 7 
Proposition de la commission 
Majorite 
Le Conseil federal peut arreter des dispositions relatives a la 
publication des essais cliniques annonces et autorises ainsi 
qu'a leur arret ou a leur fin. 
Minorite 
(Gonseth, Alder, Baumann Stephanie, Cavalli, Fasel, GoII, 
Gross Jost, Hafner Ursula, Maury Pasquier) 
Le Conseil fMeral arrete des dispositions .... 

Gonseth Ruth (G, BL): Beim Antrag der Minderheit zu Arti­
kel 53 Absatz 7 geht es darum, dass ich möchte, dass der 
Bundesrat bei klinischen Studien verbindliche Transparenz 
schafft. Denn eine möglichst hohe Transparenz in Bezug auf 
Studien und deren Resultate ist sowohl für die Behandelten 
selbst wie auch für die Behandelnden, aber auch für uns 
Ärztinnen und Ärzte in der Praxis von vitaler Bedeutung. 
1. Transparenz ist zum einen fur die Behandelten nötig. Sie 
können auch im Nachhinein sehen, ob die Informationen im 
Vor1eld der Studie hinreichend waren, ob Risiken beachtet 
wurden oder nicht und ob der versprochene respektive ab­
geschätzte therapeutische Effekt wirklich eingetreten ist. 
2. Transparenz ist aber auch für die Behandelnden wichtig, 
denn, so meine ich, Transparenz erhöhe die Sorgfalt von 
Vorbereitung und Durchführung einer Studie, würde aber 
auch Firmen davon abhalten, zweifelhafte Medikamente 
oder Ver1ahren in Studien prüfen zu lassen. 
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3. Transparenz ist auch für Ärztinnen und Ärzte in der Praxis 
wichtig. Wenn nämlich ein neues Medikament elngefuhrt 
wird, erhalten wir meist massenhaft Hochglanzbroschüren. 
Da werden Immer sehr vorteilhafte Wirksamkeitsdiagramme 
dargestellt, meist leider nur Im Vergleich zu einem bei der 
gleichen Indikation weniger gunstigen Präparat. Welt besser 
aber könnten wir uns Informieren und ins Bild setzen, wenn 
wir das Recht hätten, anstelle der Hochglanzbroschüren 
eine Liste aller Studien, auch der ungünstigen, zu konsultie­
ren und uns so ein objektives Bild zu machen. Nicht nur die 
erfolgreich durchgeführten Studien, sondern vor allem auch 
die abgebrochenen Studien geben Aufschluss über die Qua­
lität eines Medikamentes oder Verfahrens. 
Ihnen allen sind sicher noch die im Vorfeld zur Gen-Schutz­
Initiative in der Boulevardpresse erschienenen Artikel uber 
erfolgreich eingeleitete Gentherapien in Erinnerung, etwa an 
den Universitäten Basel oder Lausanne, wo angeblich er­
folgreich mit Gentherapien Tumorleiden angegangen wur­
den. Obwohl nun inzwischen alle diese Studien abgeschlos­
sen sind, hat die Öffentlichkeit biS jetzt über den versproche­
nen Erfolg nichts gehort. Warum nicht? Ist dieser Erfolg nicht 
eingetreten? 
Kürzlich konnte ich auch in Erfahrung bringen, dass nach 
dem Tod eines 18-jahngen Patienten in den USA, welcher 
mit gen manipulierten Viren behandelt worden war, auch in 
der Schweiz eine entsprechende klinische Studie abgebro­
chen wurde. 
Frau Bundesrätin, ich hätte von Ihnen gerne erfahren, wieso 
die Schweizer Bevölkerung nichts über den Abbruch dieser 
Studie gehört hat. Wir haben ein Anrecht darauf, dass nicht 
nur vermutete Erfolge im Vorfeld deklariert werden, sondern 
dass auch dann informiert wird, wenn keine Erfolge eintreten 
und Studien wegen Risiken im Nachhinein abgebrochen 
werden. In meinem Antrag geht es um mehr Transparenz 
und darum, dass Studien resultate weder verheimlicht noch 
beschönigt werden. 
Deshalb möchte ich Sie bitten, meinem Antrag zuzustim­
men, wonach der Bundesrat verbindliche Bestimmungen zu 
dieser Transparenz erlassen muss. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die SVP-Fraktion 
lässt mitteilen, dass sie die Mehrheit unterstützt. 

Goll Chnstine (S, ZH): Die SP-Fraktion unterstützt den An­
trag der Minderheit Gonseth, die anstelle einer unverbindli­
chen Kann-Formulierung, für die sich die Kommissionsmehr­
heit entschieden hat, eine verpflichtende Regelung erlassen 
Will. 
Artikel 53 regelt die Voraussetzungen und die Meldepflicht 
fur klinische Versuche. Bei den klinischen Versuchen geht es 
um einen höchst sensiblen Bereich. Deshalb stellen wir auch 
hier die Interessen der betroffenen Personen in den Vorder­
grund und begrussen, dass die SGK die Fassung des Bun­
desrates - Insbesondere In Absatz 1 Buchstabe a und in 
Absatz 4 - optimiert hat. 
Gerade die bekannt gewordene VanTx-Affaire beweist, wie 
WIChtig ein besserer Schutz für Menschen ist, die sich fürkli­
nische Versuche zur Verfügung stellen oder sich dazu über­
reden lassen. Ökonomische Engpässe verleiten bestimmte 
Personengruppen, beispielsweise Studierende oder Asylsu­
chende, dazu, rasch Geld verdienen zu wollen. 
Die grösste und wichtigste Menschenversuchsklinik, die 
Basler VanTx, die Studien für Roche, Novartis und andere 
ausländische Pharmafirmen durchfuhrte, flog im vergange­
nen Sommer auf, nachdem bekannt geworden war, dass 
herzkranke Patienten und Patientinnen aus Estland und 
Polen in unverantwortbarer Welse als Versuchskaninchen 
missbraucht worden waren: Es wurde an ihnen ein neues 
Herz-Kreislauf-Medikament getestet, obwohl die baselstädti­
sche Ethikkommission den Versuch als zu riskant eingestuft 
und nicht bewilligt hatte. Die Aussagekraft der Resultate 
muss heute bezweifelt werden; dies umso mehr, als inZWI­
schen bekannt geworden ist, dass im Rahmen dieser 
VanTx-Versuche sogar Patienten daten gefälscht worden 
sind. 
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Klinische Versuche Sind notwendig, bevor Standardbehand­
lungen an Patienten und Patientinnen erfolgen können. Ge­
rade das Nichtwissen uber die Auswirkungen von Heilmitteln 
bei Patienten, Patientinnen und Konsumierenden macht 
Sorgfalt, Kontrolle und die umfassende Aufklärung der Ver­
suchspersonen notwendig. 
Auch die Frage der Haftpflicht im Sinn einer vollumfangli­
chen Entschädigung im Fall von allfälligen Schädigungen im 
Rahmen klinischer Versuche ist eine Selbstverständlichkeit. 
Selbstverständlich ist auch das Recht auf Information fur die 
Öffentlichkeit: Patienten, Patientinnen, Konsumenten und 
KonsumentInnen muss der Zugriff auf Informationen über 
gemeldete, bewilligte, abgeschlossene und abgebrochene 
klinische Versuche geWährleistet werden. 
Die SP-Fraktion verlangt auch in diesem Bereich Transpa­
renz und tritt für das Öffentlichkeitspnnzip ein. Auf das Öf­
fentlichkeitsprinzip werden wir in Artikel 61 noch einmal 
zurückkommen. 
Die penodische Veröffentlichung von Listen der gemeldeten 
und beWilligten klinischen Versuche sowie von deren Ab­
schluss oder Abbruch ist eine Forderung, die zunehmend in 
verschiedenen Ländern erhoben wird und in den USA be­
reits verwirklicht ist. In den USA wurden dadurch weder der 
Forschungsstandort beeinträchtigt noch hat diese Regelung 
den wirtschaftlichen Interessen des Landes geschadet. 
Die SP-Fraktion will eine transparente Information für die ge­
samte Bevölkerung. Stimmen Sie deshalb der Formulierung 
der Minderheit zu, die den Bundesrat verpflichten will, eine 
offensive Informationspolitik Im Interesse des GesundheIts­
schutzes zu betreiben. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die CVP-Fraktion 
lässt mitteilen, dass sie die Mehrheit unterstützt. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Auch die Mehr­
heit mochte bei diesen klinischen Versuchen eine verstärkte 
Transparenz und eine bessere Kontrolle. Vom Prinzip her 
besteht also keine Differenz. Die Frage ist nur, ob der Bun­
desrat jetzt verpflichtet werden soll, oder ob es Ihm an heim 
gestellt wird, wie, wann und in welcher Art diese Vorschriften 
erlassen werden. 
Dass wir diese Verpflichtung nicht wollen, hat seinen Grund. 
Welchen? So, wie es hier vorgeschlagen wird - dass man 
also die gemeldeten und die bewilligten klinischen Versuche 
an die Öffentlichkeit trägt -, wird es zurzeit in keinem Land 
gehandhabt, auch wenn einzuräumen ist, dass diese Forde­
rung in verschiedenen bedeutenden medizinischen Zeit­
schriften erhoben Wird. 
Wenn nun aber die Schweiz im Alleingang eine Publikations­
pflicht einführen würde, ware einerseits der Informations­
gehalt - weil eben dieser Alleingang stattfindet - auf die 
schweizerische Situation begrenzt. Auf der andern Seite 
könnten dann natürlich die Pharmafirmen, die diese klini­
sche Forschung durchführen oder in Auftrag geben, veran­
lasst sein, diese Aufträge im Ausland durchzuführen. 
Deshalb ist es wesentlich, dass der Bundesrat solche Vor­
schriften in Abstimmung mit dem Internationalen Umfeld -
und der Rechtslage insbesondere in der EU - erlassen 
kann, und nicht im Alleingang einseitig und vorschnell die 
generelle Veröffentlichung dieser klinischen Versuche anord­
net. 
Wir bitten Sie also hier, für die flexiblere Lösung zu optieren 
und den Bundesrat nicht bereits jetzt zwingend zu verpflich­
ten, die Veröffentlichung dieser klinischen Versuche vorzu­
nehmen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Je n'ai pas grand­
ehose a ajouter aux propos des rapporteurs, slnon pour dire 
que, dans ce domaine, la commission a fait un excellent tra­
vail en posant la question de I'annonce de la fin d'un essai 
clinique, ce que nous n'avions pas prevu dans le projet du 
Conseil federal et ce qUi correspond a une demande de plus 
en plus pressante des milieux interesses a la science, et en 
particulier des publications sClentifiques. Oe toute fagon, iI 
faut nous feliclter des alineas 6 et 7. 
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La proposition de minorite Gonseth ne represente qu'une 
nuance. Le pnncipe a ete reconnu a I'alinea 6, et I'alinea 7 
nous dit que I'information devant iHre faite, des dispositions 
peuvent etre prises quant a la publication des essais clini­
ques. La proposition de la majorite est suffisante; elle insiste 
sur I'alinea 6, auquel je donne ma preference. 
La question posEle par Mme Gonseth, qUi est de savoir pour­
quoi, dans le passe, on a annonce le lancement d'un 
programme de recherche et on n'a pas annonce une Inter­
ruption, est une question a laquelle je ne peux pas repondre 
dans le detail. 11 n'y avalt pas d'obligatlon. Meme le pnncipe 
de I'information de I'autorite sur cet abandon n'aurait pas ete 
imperatif. Nous avons cependant tenu, dans le cadre de ces 
recherches, a utiliser au maximum le princlpe de precaution, 
c'est-a-dire que tant qu'on ne sait pas quels sont les ele­
ments qui ont pu conduire a la mort de patients ayant subl 
un traitement de therapie genique, iI faut eviter de poursuivre 
des recherches qui ressemblent, dans leur desseIn, a celles 
qui avaient ete faites aux Etats-Unis. 
Ce qui est Important, c'est le principe. Je ne peux pas don­
ner ici d'indication quant a I'utllisation de cet alinea 7. Je ne 
peux pas donner I'assurance absolue que nous prendrions 
des dispositions a tous les coups, et que nous le ferions ra­
pidement. Une chose est certaine: avec cet alinea, nous 
avons la possibilite de le faire. C'est le plus important dans 
ce dispositif de supervisIon, par le public et les autorites, des 
activites de recherche. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 70 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 49 Stimmen 

Art. 54, 55 
Antrag der KommIssion 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
ProposItion de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 56 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Maury Pasquier, Alder, Baumann Stephanle, Fasel, GolI, 
Gonseth, Gross Jost, Hafner Ursula) 
Die Ethikkommissionen handeln im Namen der Aufsichtsbe­
hörde für klinische Versuche. Sie müssen unabhängig sein 
und die Erfahrung und die Fachkenntnisse haben, um die ihr 
vorgelegten Versuche zu beurteilen. 

Abs.3 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Randegger, Borer, Egerszegi, Gysln Hans Rudolf, Phili­
pona, Suter, Vallender) 
Der Bundesrat erlässt .... Aufsichtsverfahren. 
(Rest des Absatzes streichen) 

Abs.4 
Mehrheit 
Das Institut veröffentlicht ein .... 
Minderheit 
(Randegger, Borer, Egerszegi, Gysin Hans Rudolf, Phili­
pona, Suter, Vallender) 
Die Kantone bezeichnen die nach Artikel 53 Absatz 1 Buch­
stabe c zustandigen Ethikkommissionen und überwachen 
deren T,Higkeiten. 
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Abs.5 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
MinderheIt 

13 mars 2000 ;p,;.,. 

(Randegger, Borer, Egerszegi, Gysin Hans Rudolf, Phili­
pona, Suter, Vallender) 
Das Institut veröffentlicht ein Verzeichnis der von den Kanto­
nen bezeichneten Ethikkommissionen. 

Art. 56 
Proposition de la commisslon 
AI. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 

AI. 2 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Maury Pasquier, Alder, Bau mann Stephame, Fasel, GolI, 
Gonseth, Gross Jost, Hafner Ursula) 
Les commissions d'ethique de la recherche agissent sous 
delegation de competence des autorites de surveillance des 
essais cliniques. Elles doivent etre independantes et posse­
der I'experience et les connaissances speclallsees requises 
pour apprecler les essais qUi leur sont soumis. 

AI. 3 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Randegger, Borer, Egerszegi, Gysin Hans Rudolf, Phili­
pona, Suter, Vallender) 
Le Conseil federal arrete les prescnptions .... de surveil­
lance. 
(Blffer le reste de I'alinea) 

AI. 4 
Majorite 
L:instltut publie une liste .... 
Minorite 
(Randegger, Borer, Egerszegi, Gysin Hans Rudolf, Phili­
pona, Suter, Vallender) 
Les cantons designent les commissions d'ethique conforme­
me nt a l'articJe 53 alinea 1 er letlre c et surveillent leurs acti­
vites. 

AI. 5 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Randegger, Borer, Egerszegi, Gysin Hans Rudolf, Phili­
pona, Suter, Vallender) 
J.:institut publie un reglstre des commissions d'ethique desig­
nees par les cantons. 

Goll Christine (S, ZH): Ich vertrete hier den Antrag der Min­
derheit Maury Pasquier, und zwar nicht zu Absatz 1 - wie es 
fälschlicherweise auf der Fahne heisst -, sondern zu Absatz 
2. Der Bundesrat sieht bei Absatz 1 vor: 
1. dass die Ethikkommissionen nach den anerkannten Re­
geln der guten Praxis zu handeln haben; 
2. dass sie den Schutz der Versuchspersonen gewährleisten 
müssen; 
3. dass sie die Versuche von einem ethischen Standpunkt 
aus beurteilen müssen; 
4. dass sie die wissenschaftliche Qualität unter Berücksichti­
gung der örtlichen Voraussetzungen zu überprüfen haben. 
Mit diesen Regelungen sind wir einverstanden; ich betone, 
dass Absatz 1 durch den Minderheitsantrag nicht tangiert 
wird. Der Antrag der Minderheit Maury Pasquier verlangt 
aber in Absatz 2 zusätzlich, dass die Ethikkommissionen im 
Namen der AufsIchtsbehörde zu handeln haben. Ihre Unab­
hangigkeit Ist weiterhin gewahrleistet und explizit auch im 
Minderheitsantrag enthalten. Die Formulierung, wonach aber 
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im Namen der AufsIchtsbehörde gehandelt werden muss, 
unterstreicht die politische Verantwortung. 
Grundsätzlich ist bel der Einsetzung von Ethikkommissionen 
Skepsis angebracht. «Die Schweiz verfügt über ein dichtes 
Netz solcher Kommissionen» - so das Eingeständnis des 
Bundesrates zu Artikel 56 auf Seite 86 der Botschaft. Es Ist 
jedoch davor zu warnen, pOlitische Verantwortung einfach 
nach unten, in diesem Falle an die zahlreichen EthIkkommIS­
sionen in diesem Lande, zu delegieren. 
Der Antrag der Minderheit wie der Entwurf des Bundesrates 
postulieren zudem die Unabhängigkeit der EthIkkommissIo­
nen. Der Minderheitsantrag verlangt ebenfalls in Analogie 
zum Entwurf des Bundesrates, dass die Ethikkommissionen 
Erfahrung und Fachkenntnisse haben mussen, um die ihr 
vorgelegten Versuche zu beurteilen. Es geht also einzig und 
allein darum festzuschreiben, dass die Verantwortung bel 
den klinischen Versuchen in Übereinkunft mit den Auflagen 
der AufSIchtsbehörde wahrgenommen werden kann. 
Ich habe vorher bei der Beratung von Artikel 53 Absatz 7 die 
VanTx-Affäre erwähnt. Gerade der Skandal um die Men­
schenversuche bei der Firma VanTx in Basel hat deutlich 
gemacht, dass es nicht ausreicht, wenn die Ethikkommis­
sion - wie in Basel-Stadt In diesem Fall geschehen - klini­
sche Versuche aufgrund des unverantwortbaren Risikos 
nicht bewilligt. 
Es ist absolut notwendig, dass die zustandigen Behörden in 
solchen Fällen politisch intervenieren können. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die CVP-Fraktlon 
teilt mit, dass sie bei Absatz 2 die Mehrheit und bei den Ab­
sätzen 3 bis 5 die Minderheit Randegger unterstützt. 

Randegger Johannes (R, BS): Nach dem Entwurf des Bun­
desrates können sowohl der Bund wie auch die Kantone 
Ethikkommissionen für zustandig erklären und einsetzen. 
Wenn wir uns aber vor Augen führen, was in Kantonen, wo 
grosse Kliniken ansässig sind, das Programm der Ethikkom­
missionen beinhaltet und wie oft sie sich treffen, dann stellt 
die Minderheit fest, dass Konflikte vorprogrammiert sind. 
Wie viele Ethikkommissionen werden vom Bund bzw. von 
den Kantonen eingesetzt? Es entstehen Kapazitatspro­
bleme. 
Hier setzt die Minderheit em und schlägt Ihnen eine klare 
Trennung vor. Der Bund erlässt die Vorschnften fur die Er­
nennung, für die Aufgaben, die Arbeitsweise, die Finanzie­
rung und das Aufsichtsverfahren und schafft somit eine klare 
gesetzliche Grundlage für Ethikkommissionen. Der Vollzug 
soll aber bei den Kantonen liegen. Die Kantone bezeichnen 
die EthikkommissIonen und überwachen deren Tätigkeiten. 
Es ist nicht Aufgabe der Ethikkommissionen, Aufsichtsbe­
hörde zu sein; sie haben die Gesuche zu beurteilen, haben 
also eine beratende Funktion. 
Die Kantone haben dieses Wissen heute schon. Es beste­
hen Vereinbarungen unter den Kantonen; ich nenne hier Ba­
sel-Stadt und Basel-Landschaft oder den Kanton Zürich. Die 
Praxis hat gezeigt, dass sehr flexible Lösungen gefunden 
werden können. Zudem können die Kantone die Ethikkom­
mission der Schweizerischen Akademie der medizinischen 
Wissenschaften für zuständig erklären und damit im Falle 
von klinischen Multizentrenstudien eine Voraussetzung 
schaffen, damit effizient gearbeitet werden kann. 
Aus diesem Grunde bitte ich Sie - wie ubrigens auch die 
FDP-Fraktion -, bei Absatz 3 den Antrag der Minderheit zu 
unterstützen. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Prasident): Bei Absatz 2 un­
terstützt die FDP-Fraktion die Mehrheit. 

Gross Jost (S, TG): Die SP-Fraktlon bittet Sie um Zustim­
mung zum Antrag der Minderheit Maury Pasquler und er­
sucht Sie, den Antrag der Minderheit Randegger abzuleh­
nen. 
Zur Minderheit Maury Pasquier: Wir sind der Auffassung, 
dass diese Fassung eine wesentlich klarere Regelung der 
Verantwortung bzw. der Zustandigkeit enthält, indem klarge-
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stellt ist, dass die Ethikkommissionen Im Namen der zustän­
digen Aufsichtsbehörden handeln: Das Sind in der Regel die 
kantonalen Gesundheitsdirektionen. Damit Ist auch klar, 
dass über die Aufsichtsbehörde der Kanton direkt in der Haf­
tung steht, wenn eine Ethikkommission ihrer Verantwortung, 
ihren Pflichten nicht gerecht wird. Der zweite Vorteil dieser 
praziseren Fassung ist die Unabhängigkeit. Wir haben im­
mer noch Viele Ethikkommissionen, wo Aufgabenteilung und 
Unabhanglgkeit von behandelnden, in die Untersuchung sol­
cher klinischen StUdien involvierten Ärzten und Ethikkom­
missionen nicht sichergestellt ist. Hier mussen emfach 
präzise Regeln bestehen. Die Ethikkommissionen kcinnen 
nur funktiOnieren, wenn .deren Unabhängigkeit - vor allem 
von den behandelnden Arzten und vom Spitalträger - ein­
deutig sichergestellt ist. 
Schliesslich ist auch die Fachkunde der in solchen ethischen 
Kommissionen vertretenen Personen ein ganz wichtiges Kri­
terium. 
Warum lehnen wir den Antrag der Minderheit Randegger 
ab? Er will einfach den Vollzug In Bezug auf diese ethischen 
Kommissionen an die Kantone delegieren. Er hat gesagt, 
damit könne man auch dort Lösungen finden, wo sich bei­
spielsweise klmische Studien auf mehrere Kantone konzen­
trierten. Aber es ist doch falsch, hier einfach die Vollzugs­
kompetenz generell an die Kantone abzutreten. Es ist 
besser und auch wichtig, dass hier der Bund seine Verant­
wortung wahrnimmt. Es könnte sein, dass bei gewissen me­
dizinischen Verfahren und Untersuchungen sogar ein natio­
naler oder ein internationaler Standard gesucht werden 
musste. Deshalb darf der Bund nicht generell diese Voll­
zugskompetenz an die Kantone abtreten. Nur so sind Bund 
und Kantone gleichermassen in der Verantwortung. 
Der Antrag der Mehrheit, der der bundesrätlichen Auffas­
sung entspricht, sagt ja ganz klar: Wenn nicht an die Kan­
tone delegiert Wird, ist der Bund zuständig und In der 
Verantwortung. Das entspricht auch der eidgenössischen 
Konzeption des Heilmittelgesetzes. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: Vous 
I'avez constate a la lecture du projet de loi, le probleme des 
essais cliniques et des scandales recents intervenus dans 
ce domaine a beaucoup occupe la commission. C'est la rai­
son pour laquelle elle a procede a diverses modifications et 
que vous vous trouvez en presence de propositions de mi­
nonte. 
Dans la proposition de mlnorite de la commlssion, a I'ali­
nea 2, figure une phrase qui stipule que «Ies commlssions 
d'ethique .... agissent sous delegation de competence des 
autorites de surveillance des essais cliniques». Selon la mi­
norite de la commission, cette phrase devrait etre introduite 
afin demanlfester clairement que les commissions d'ethique 
aglssent sur mandat des autorites politlques pour la defense 
des interets de la population. Pour la majonte de la commis­
sion, ce principe est toutefois en contradiction avec I'aspira­
tion a ce que les decisions soient pnses en toute indepen­
dance par les commissions d'ethique. La majonte pense 
que, si les autorites de surveillance so nt investies d'un pou­
voir d'injonction, iI risque d'y avoir amalgame entre les com­
petences des autorites et celles des commissions d'ethique. 
Avec cette propOSition, la repartition des taches ne serait 
pas reglee de maniere claire. 
C'est la raison pour laquelle la commission vous propose, 
par 13 voix contre 8, de rejeter la proposition de minorite. 
La proposition de minorite Randegger aux alineas 3, 4 et 5 
prevoit le renforcement des competences cantonales et une 
reglementatlon claire des competences entre le Conseil 
federal, qUI doit edicter les prescriptions concernant les 
commisslons d'ethique, et les cantons qui designent et sur­
veillent leurs activltes. Sei on le projet du Conseil federal, re­
tenu par la majonte de la commission, ce sont, en regle ge­
nerale, egalement les cantons qUi nomment ou designent 
les commlssions d'ethlque. En revanche, l'lnstitut suisse des 
produits therapeutiques doit avoir la possibilite d'intervenir, 
lorsque les cantons ne le font pas. II faut bien reconnaitre 
que la tache a laquelle sont confrontes les cantons peut se 

michael.tellenbach
Textfeld



99.020 Conseil national 

reveler tres lourde. En outre, lorsque cela s'avere neces­
saire, iI doit iHre possible de mettre sur pled des commis­
sions d'ethique interregionales, raison pour laquelle iI con­
vlent de garder cette competence au niveau de I'instltut. 
Relevons de plus que le 16 mars 1999, le Conseil des Etats 
a transmis sous forme de postulat la motion Plattner 
98.3645 "Commissions ethiques suisses. Organisation et 
coordlnation", et que le Conseil federal s'est engage a met­
tre en oeuvre le contenu de ce postulat, lors de I'elaboration 
d'une loi federale concernant la recherche medicale sur 
I'etre humain. 
Sachez encore pour votre information que la commlssion 
vous propose, par 13 VOIX contre 5, de rejeter la proposition 
de minorite Randegger aux alineas 3 a 5. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Ce que Mme Maury 
Pasquier vient de dire est tres important. C'est toute la sec­
tion 2 "Essais cliniques" qui est appelee a trouver place 
dans une future 101 sur la recherche sur I'homme de nou­
veaux processus therapeutiques. Nous avons donc a pren­
dre maintenant des decisions, dans une espece de vide 
juridlque qui devra etre comble par cette nouvelle loi. 
Nous vous prions de soutenir les proposItions de majonte a 
I'article 56. 
La proposition de minonte Maury Pasquier ne nous paraT! 
pas d'une grande clarte. La delegation de competence des 
autorites de surveillance des essais cliniques ne nous paraT! 
pas claire, et elle est eventuellement en contradiction avec le 
postulat de I'independance des commissions d'ethlque. Sur 
ce plan, la proposition de minorite, defendue par Mme Goll 
tout a I'heure, n'apporte pas grand-chose. En tout cas, elle 
Introduit plutöt une confusion quant au röle des uns et des 
autres, de ceux qui donnent les autorisatlons, de ceux qui 
surveillent si les autorisations sont bien donnees. 
En ce qui concerne la proposition de minorite Randegger, 
alors la, c'est beaucoup plus important. 11 s'agit de savoir si 
on veut un systeme coMrent en Suisse, si on accepte de ce 
fait que I'autorite generale est bien assumee par la Confede­
ration, ce qui n'empeche strictement pas que celle-ci dele­
gue I'executlon de ses täches aux cantons. Lorsque I'on falt 
obligation a I'lnstitut suisse des prodUlts therapeutiques de 
pUblier un reglstre ou de tenlr une liste des commissions 
d'ethique et de coordonner leurs activltes, iI est clair que la 
Confederation doit etre la source de la legltimite de ces com­
missions, et non pas un lieu d'enregistrement. 
Je vous invite a soutenir la proposition de maJorite, qui dit 
bien que I'institut doit publier une teile liste. 

Abs. 1 -AI. 1 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2 -AI. 2 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 70 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 55 Stimmen 

Abs. 3-5 - AI. 3-5 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 65 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 56 Stimmen 

Art. 57 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Triponez 
Abs.1 
Die Uberwachungsstellen und die Kantone überwachen im 
Rahmen ihrer Zuständigkeiten die Rechtmassigkeit der Her­
stellung, des Inverkehrbringens, des Vertnebs, der Abgabe 
und der Anpreisung von Heilmitteln. Die Arzneimittel im 
Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a fallen in den Zu­
standigkeitsbereich des Instituts, das Bundesamt ist die zu-
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ständige Überwachungsstelle für Medizinprodukte gemäss 
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b. Mit periodischen Inspektio­
nen wird überpruft, ob die Voraussetzungen für die Bewilli­
gungen bzw. das Inverkehrbringen erfüllt sind. 
Abs.2 
Das Institut überprüft die in Verkehr gebrachten Arzneimittel 
auf ihre Ubereinstimmung mit der Zulassung. Das Bundes­
amt überprüft den Nachweis der Übereinstimmung mit den 
gemass Artikel 44 festgelegten grundlegenden Anforderun­
gen für in Verkehr gebrachte Medizinprodukte. 
Abs.3 
Die Überwachungsstellen sind in ihrem jeweiligen Bereich 
für die Überwachung der Sicherheit der Heilmittel zuständig. 
Zu diesem Zweck sammeln sie insbesondere Meldungen 
nach Artikel 58, werten sie aus und treffen die erforderlichen 
Verwaltungsmassnahmen. 
Abs.4 
Die Uberwachungsstellen und die Kantone können .... 
Abs.5 
Die Kantone melden den Überwachungsstellen Ereignisse 

Art. 57 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Triponez 
AI. 1 
Les organes de contröle et les cantons surveillent, dans les 
limites de leurs attributions, si la fabrication, la mise sur le 
marcM, la distribution et la remise des produits therapeu­
tiques ainsi que les allegations quant aleurs effets so nt con­
formes a la loi. Les medicaments tels que definis dans 
I'artlcle 4 alinea 1 er lettre a relevent des competences de 
I'institut, et les dispositifs medicaux tels que definis dans I'ar­
ticle 4 alinea 1 er lettre b relevent de celles de I'office tederal. 
IIs verifient, par des inspections periodiques, que les conditi­
ons auxquelles sont liees les autorisations resp. la mise sur 
le marche so nt remplies. 
AI. 2 
L.:institut venfie que les medicaments mis sur le marcM sont 
conformes a I'autorisatlon de mise sur le marche. L.:office 
federal verifie qU'lls satisfont aux exigences de base etablies 
dans I'artlcle 44, relatives aux dispositifs medicaux mis sur le 
marche. 
AI. 3 
Les organes de contröle so nt charges, chacun dans leur do­
maine de competences, de surveilier la securite-des produits 
therapeutiques. A cet effet, ils procedent notamment a la col­
lecte des annonces visees a I'article 58 et a leur evaluation, 
et prennent les mesures administratives necessaires. 
AI. 4 
Les organes de contröle et les cantons peuvent .... 
AI. 5 
Les cantons signalent aux organes de contröle tout evene­
me nt .... 

Triponez Plerre (R, BE): Meine Antrage zu den Artikeln 57 
und 64 sind eng miteinander verbunden. Ich begründe sie 
deshalb in einem einzigen Votum. 
Im Entwurf zum Heilmittelgesetz werden einerseits die Arz­
neimittel behandelt, über die wir bisher fast ausschliesslich 
gesprochen haben, andererseits sind aber auch die Medizin­
produkte, die sich klar von den Arzneimitteln abgrenzen las­
sen und die bislang in der Medizinprodukteverordnung vom 
26. Januar 1996 geregelt Sind, in den Entwurf aufgenommen 
worden. Gegen diese Zusammenführung ist grundsätzlich 
nichts einzuwenden. Aber es bestehen doch klare Unter­
schiede zwischen Arzneimitteln und Medizinprodukten. 
Was Arzneimittel sind, ist in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a 
des Entwurfes klar geregelt und dort nachzulesen; es sind 
Produkte chemischen und biologischen Ursprungs. Demge­
genüber sind Medizinprodukte etwas ganz anderes, namlich 
beispielsweise Apparate, Instrumente, Software oder Ge-
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genstande, die zwar für die medizinische Verwendung be­
stimmt sind, aber nicht Arzneimittel darstellen. 
Das ISt aus folgendem Grund von Bedeutung: Arzneimittel 
und MedizInprodukte unterstehen national wie international 
einer völlig unterschiedlichen Regelung. Bei den Arzneimit­
teln gilt das Zulassungsprinzip, das «pre-market approval». 
Mit anderen Worten: Vor dem Inverkehrbnngen bedarf das 
Arzneimittel der PrLifung und BeWilligung durch die zustän­
dige Behörde. Im Gegensatz dazu unterstehen Medizinpro­
dukte keiner Zulassungspflicht. Der Inverkehrbringer hat, 
sofern er dazu aufgefordert wird, lediglich den Nachweis der 
Normenkonformität zu erbringen und gewisse MeIdepflich­
ten zu erfLilien. Entsprechend - das ist entscheidend - Sind 
die behördlichen Aufgaben bel Arzneimitteln und Medizin­
produkten völlig unterschiedlich. 
Bei Medizinprodukten erbringt die Behörde keine Dienstleis­
tungen wie Prüfung oder Zulassung; sie hat nur eine Markt­
überwachungsfunktion, welche als solche eine gemeinwirt­
schaftliche hoheitliche Leistung des Staates darstellt. Da 
also die staatlichen Aufgaben bei den MedizInprodukten -
anders als bei den Arzneimitteln - ausschliesslich als ge­
meinwirtschaftliche Leistungen qualifiziert werden müssen 
und das zuständige Bundesamt für Gesundheit die entspre­
chenden Leistungen heute schon erbringt, ist nicht einzuse­
hen, warum diese Aufgaben mit der zustandigen FachabteI­
lung Medizinprodukte nunmehr in das völlig auf Arzneimittel 
und deren Zulassungssystem ausgerichtete Heilmittelinstitut 
transferiert werden sollen. 
Dies ist wenig sinnvoll und widerspricht dem Konzept einer 
Vereinfachung staatlicher Überwachungsstrukturen. Viel 
nahe liegender wäre es, den Medizinproduktebereich im 
Bundesamt für GesundheJt zu belassen - es geht um drei, 
vier Personen - und z. B. dem Bereich Strahlenschutz zuzu­
ordnen, was sachlich weit eher gerechtfertigt ware. Denn 
dort gehört im Übrigen auch die Überwachung der Grossge­
räte - Röntgen usw. -, die ebenfalls Medizinprodukte dar­
stellen, zum Aufgabenbereich. Entsprechend ware dann das 
Heilmittel-Institut als Arzneimittel-Institut zu konzipieren und 
wohl auch so zu bezeichnen. Dies mein Antrag zu Artikel 57. 
Ebenso begründe ich - mit den gleichen Argumenten, leicht 
erganzt - meinen Antrag zu Artlkel.64 zur Gebührenrege­
lung. Diese Gebührenregelung war im Vernehmlassungsent­
wurf nicht vorgesehen. Sie soll nun aber gemass dem 
vorliegenden Entwurf per Kann-Vorschnft auch für MedIzIn­
produkte eingeführt werden, obwohl die Behörde bel den 
Medizinprodukten gar keine gebührenfähigen Leistungen er­
bringt. Auch die Botschaft halt fest - Sie können es auf 
Seite 24 nachlesen -, dass die Marktüberwachung eine rein 
gemeinwirtschaftliche Leistung ist und deshalb der Auftrag 
des Bundesrates mit öffentlichen Mitteln des Bundes abzu­
gelten sei. Das heisst: Die Regelung in Artikel 64 des Ent­
wurfes HMG ist nicht zulassig, ist nicht sachgerecht und ist 
stossend. Stossend ist sie auch insofern, als die MedizInpro­
duktebranche unnötig und rechtswidrig finanziell belastet 
würde und überdies Kostensteigerungen im Gesundheitswe­
sen provoziert wLirden. 
Dazu kommt - auch dieser Punkt ist von Interesse -, dass 
die Medizinprodukte, im Gegensatz zu den Arzneimitteln, 
mehrwertsteuerrechtlich keinen Sondersatz geniessen, 
d. h., sie entrichten heute den vollen Mehrwertsteuersatz 
von 7,5 Prozent. 
Ich bitte Sie deshalb, meinen beiden Anträgen zu den Arti­
keln 57 und 64 zuzustimmen. Die Antrage sind vielleicht et­
was kompliziert, aber nach dieser Erklarung hoffentlich für 
alle einleuchtend; sie werden übrigens noch einige weitere 
formelle Anpassungen nötig machen. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Prasident): Die SP-Fraktlon 
teilt mit, dass sie die KommiSSion unterstLitzt. Die FDP-Frak­
tion teilt mit, dass sie den Antrag Tnponez unterstLitzt. 

Suter Marc F. (R, BE), fur die KommiSSion: Es ist richtig, 
dass beide Anträge zusammen behandelt werden, weil sie 
die gleiche Stossrichtung aufweisen respektive der zweite 
Antrag Triponez die Konsequenz des ersten Antrages ist. 
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Wir haben diesen Antrag in der Kommission nicht behandelt 
und auch nicht besprochen. Es war uns wahrscheinlich auch 
nicht bewusst, ob ein entsprechendes Problem, wie es Herr 
Triponez zur Debatte stellt, Liberhaupt besteht. Mit diesem 
Vorbehalt sei Immerhin gesagt, dass wir etwas den Eindruck 
haben, dass der Antrag Tnponez eine Durchbrechung des 
Systems bedeuten könnte. 
Warum? Wir haben - das haben wir in der Kommission sehr 
eingehend besprochen - festgestellt, dass die Grenze zwi­
schen einem MedizInprodukt und einem Heilverfahren oder 
auch die Grenze zwischen einem Arzneimittel und einem 
Medizinprodukt nicht immer scharf gezogen werden kann. 
Wir wollten, dass alle Kompetenzen zur Überwachung bei 
der Fachstelle - dem Schweizerischen Heilmittelinstitut 
(SHI) - vereinigt werden. Das hat zur Konsequenz, dass 
auch die Abteilungen, die sich bisher im Bundesamt für Ge­
sundheit mit diesen Kontrollaufgaben befassten, nun ins SHI 
integnert werden. Mit anderen Worten, Herr Tnponez: Es 
werden gerade die Fachbeamten, die bisher die MedizInpro­
dukte überwacht haben, dann im SHI tätig sein. 
Nun ist es allerdings nicht ganz einsichtig, weshalb es dem 
SHI nicht möglich sein sollte, die Medizinprodukte möglichst 
einfach, ohne übermässige Anforderungen an das Verfah­
ren, auch ohne ubermassige Kontrollen, zu überprüfen. Da 
wird man situationsgerecht nach Fallgruppen vorgehen, und 
wenn einfache Tatbestände vorliegen, beispielsweise wenn 
ein spezieller Rollstuhl zugelassen werden muss, nicht das 
gleiche Verfahren - mit den entsprechenden Kosten - an­
wenden und zum Tragen bringen, wie das bei einem Arznei­
mittel der Fall ist. 
In Artikel 57 wird auch festgelegt, dass das SHI und die Kan­
tone die Überwachung vornehmen. In Artikel 59 wird dann 
spezifiziert, dass das SHI solche Aufgaben auch an die Kan­
tone delegieren kann. 
Wir stellen uns vor, dass man mit diesen Möglichkeiten Ih­
rem Anliegen entgegenkommen kann, und dort, wo es nötig 
ist, die angebrachten und von Ihnen gewLinschten Vereinfa­
chungen herbeizuführen. 
Mit anderen Worten, Herr Triponez: Wenn es um die Verein­
fachung geht, dann ist die Kommission folgender Meinung: 
Dort, wo einfache, schlanke Verfahren möglich sind - das 
kann gerade bei den Medizinprodukten in der Tat zutreffen -, 
soll man auch einfach und nicht kompliziert vorgehen. Man 
soll auch nicht zentraliSieren, wo es nicht nötig ist, sondern 
von dieser Delegationsbestimmung, insbesondere bei der 
Inspektion, Gebrauch machen und diese Aufgaben den Kan­
tonen übertragen, die mit dem Unternehmen vertrauter sind 
und die Kontrollen unbürokratisch wie bis anhin vornehmen 
können. 
Konsequenz dieser flexiblen Handhabung der ganzen Pro­
blematik müsste dann auch sein, dass die Kosten für einfa­
chere Verfahren entsprechend tiefer liegen. Das ist Ihr 
Anliegen bei Artikel 64. 
Zusammenfassend, Herr Triponez: Wir sind der Meinung, 
dass Ihrem Begehren möglicherweise im Rahmen des be­
stehenden Wortlautes des Gesetzes Rechnung getragen 
werden kann, wenn das Heilmittelinstitut seine Ausführungs­
vorschriften flexibel entsprechend erlassen Wird. Möglicher­
weise sind wir aber zu optimistisch. Dann ware es aber die 
Aufgabe der ständerätlichen SGK, diese Frage noch einmal 
zu prüfen. So gesehen lehnen wir Ihren Antrag ab. Es ist der 
SGK-SR unbenommen, das Problem aufzugreifen und zu 
schauen, ob allenfalls noch eine Vereinfachung in Ihrem 
Sinne möglich ist und das System selber nicht durchbrochen 
wird, wie wir es eben befürchten. 
Ich komme zum Schluss: Ich bitte Sie, im Sinne meiner Er­
wägungen den Antrag Triponez abzulehnen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Comme votre rappor­
teur, je vous demande de soutenir notre projet, ce la po ur des 
raisons importantes d'affectatlon des travaux de nature ope­
rationnelle ou de la surveillance concrete a l'lnstltut suisse 
des produits therapeutlques et pour des raisons de travaille­
gislatlf et de surveillance dans des cas tout a fait particuliers, 
ou II faut des competences techniques d'une autre nature 
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qui devralent rester en main de la Confederation. Sur ce 
point, je vous invite aregarder dans le message, dans la ver­
sion fran~aise aux pages 24 et 25, sous le chiffre 133.32, 
quelles sont les taches qUI resteraient de la competence de 
la Confederatlon. Ce la forme un tout coherent, puisqu'il 
s'aglt: 
- des taches generales touchant le domalne des produits 
therapeutiques, les travaux legislatlfs et la representation de 
la Suisse dans les organisations internationales competen­
tes, dans la mesure ou il s'agit de mandats politiques et de 
mandats politiques seulement; 
- du contröle de gestion au sein de I'administration centrale 
en relation avec I'institut, par exemple la preparation et le 
contröle d'un contrat de prestations. Les !aches dOlvent etre 
clairement partagees; 
- les activites operationnelles dans un certain nombre res­
treint de taches teiles que la medecine de transplantation, 
dans la mesure ou celle-ci ne touche pas des produits au 
sens de medicaments susceptibles d'etre mis sur le marche; 
la gestion de la commission d'ethlque humaine et le traite­
men! de questions d'ethique medicale; le traJIement de 
questions liees a I'analyse du genome, a la recherche sur 
I'illre humain, a la securite biologique, teiles que la xeno­
transplantation, les mesures de securite concernant le sang, 
etc. 
Vous voyez que nous avons essaye de desintriquer ce qui 
est de nature routiniere en matlere d'enregistrement et de 
contröle et ce qui est tache politique et qui doit etre maintenu 
a l'Office federal de la sante publique. 
C'est ainsi que nous proposons que les dispositifs medicaux 
soient places sous la surveillance de I'institut. Le fait que la 
nature ne sOJt pas la mame et que, pour les dispositifs medi­
caux, ce SOlt I'approche globale qui domine, c'est-a-dlre la 
responsabilite de celui qui produit et met sur le marche, ne 
change rien au falt que nous avons besoin d'un institut tech­
nique pour pouvoir intervenir en cas de violation des regles 
de precaution. 
C'est la raison pour laquelle nous voulons regrouper ces ac­
tivltes dans I'institut et garder les taches politiques au niveau 
de l'Office federal de la sante publique. 
C'est ce que souhaite la commisslon. Je vous invite a la suivre. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Das Ergebnis der 
Abstimmung über Artikel 57 gilt auch für Artikel 64. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 82 Stimmen 
Für den Antrag Triponez .... 56 Stimmen 

Art. 58 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 59 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Pelli 
Das Institut beauftragt die Kantone oder die regionalen In­
spektionsorgane, soweit diese die Anforderungen des natio­
nalen und des für die Schweiz massgebenden internationa­
len Rechtes erfüllen, im Zusammenhang mit Bewilligungen 
Inspektionen durchzuführen. 

Art. 59 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Pel" 
~instltut charge les cantons ou les organes regionaux d'in­
spection, si ces dermers satisfont aux eXlgences du droit 
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federal et du droit international applicable en Suisse, d'effec­
tuer des inspections en relation avec des autonsations. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Der Antrag Pelli gilt 
rückwirkend auch für Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 28 Ab­
satz 4. 

Pelli Fulvio (R, TI): Mein Hauptantrag betrifft Artikel 59. Die 
Änderungen, die ich bei Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 28 Ab­
satz 4 vorschlage, sind dagegen nur Anpassungen; sie hän­
gen davon ab, ob bei Artikel 59 die von mir beantragte neue 
Fassung angenommen wird. 
Der Antrag will verhindern, dass durch eine übertriebene 
Zentralisierung beim Schweizerischen Heilmittelinstitut das 
Know-how der Kantone als Folge der Abschaffung ihrer Kon­
trollorgane unnötigerweise verloren geht. Das neue Gesetz 
zentralisiert praktisch alle Kompetenzen und Verantwortun­
gen; dies ist Im Prinzip richtig. Erfahrungen zeigen jedoch, 
dass die Zentralisierung bestimmter Aufgaben zu Ineffizienz 
führen kann. Tatsächlich gibt es Aufgaben, die man viel bes­
ser lokal als zentral durchführen kann; die kantonalen Be­
hörden können schneller und viel flexibler handeln und 
kennen die örtlichen Realitäten besser. 
Die drei vorgesehenen Änderungen betreffen die Inspekti­
onstcitigkeit; sie wollen bei den vorgesehenen Regeln eine 
Umkehr herbeiführen. Die Kontrolltätigkeit sollte meines Er­
achtens, wenn auch unter Verantwortung des Heilmittelinsti­
tutes, im Prinzip im Kompetenzbereich der Kantone blei­
ben - natürlich nur, sofern die kantonalen und regionalen In­
spektionsorgane die Anforderungen des schweizerischen 
und internationalen Rechtes erfüllen. Das Institut sollte die 
Kontrollen nur dann selber ausführen, wenn die Kantone die 
Aufgaben nicht erfüllen können. Diese Lösung sollte auch 
eine - sonst wahrscheinliche - übertriebene Vergrösserung 
des Institutes und die Demontage der kantonalen Kontrollor­
gane verhindern. Dies könnte, als Konsequenz, die Delega­
tion erschweren, die in Artikel 59 als Moglichkelt doch 
vorgesehen 1St. 
Erlauben Sie mir, dass ich als Beispiel kurz die Lage in mei­
nem Kanton beschreibe. Im Tessin gibt es 25 chemische 
und pharmazeutische Unternehmen und ungefähr 80 Gross­
händler. Jedes Jahr werden etwa 50 Inspektionen durchge­
führt. Es ist undenkbar, dass das Heilmittelinstitut die 
Kontrolle über die Tätigkeit all dieser Industrien und Gross­
händler selbst wahrnimmt. 
Das bedeutet, dass das Institut verpflichtet sein wird zu dele­
gieren. Die Bestimmung von Artikel 59 Ist deshalb eine Not­
wendigkeit. Die Version des Bundesrates und der Kommis­
sion schafft jedoch Unklarheiten bezüglich der tatsächlichen 
Aufgabenverteilung, indem sie die Delegation erlaubt, je­
doch glauben lässt, dass dies nur ausnahmsweise stattfin­
den wird. Sie missachtet somit die Realität und schafft die 
Voraussetzungen für künftige Schwierigkeiten, weil die not­
wendige Delegation nur möglich sein wird, wenn die Kan­
tone auf die Beibehaltung und Bezahlung der notwendigen 
Kontrollorgane nicht verzichten. 
Das wird eine Versuchung sein, wenn durch das neue Ge­
setz - wie das der Bundesrat und die Kommission möch­
ten - dem Heilmittelinstitut alles anvertraut wird. 
Es scheint mir deshalb vernünftig, die Verantwortung für die 
Erteilung der Bewilligung dem Institut anzuvertrauen, die 
Durchführung der Inspektionen jedoch, wo das technisch 
moglich ist, den Kantonen und ihren Kontrollorganen zu 
überlassen. 
Ich bitte Sie deshalb, meinen Antrag zu unterstützen. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die SP-Fraktion 
teilt mit, dass sie die Kommission unterstützt. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: La 
commission ne s'est pas prononcee sur la proposition Pelli. 
Toutefois, au nom de la commission, Je vous Invlte a la re­
jeter en me fondant sur I'ensemble des discussions qui ont 
eu lieu en son sein et sur le message du Conseil federal, en 
particulier sur son commentaire ä I'article 59. En effet, celui-
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CI met clairement en evidence qu'en matiere de competen­
ces relatives aux inspectlons, iI convient de se referer a ce 
qUi se falt ailleurs. En I'occurrence, par exemple, les Etats­
Unis, la Grande-Bretagne et la Suede ont une autonte cen­
trale d'inspection. 11 faut encore rappeier que, parmi les 
täches qui Incombent a l'lnstitut suisse des prodUlts thera­
peutiques, figure notamment celle de conclure des accords 
de reconnaissance mutuelle. Que ce SOlt avec l'Union euro­
peenne ou avec des pays comme le Canada et les Etats­
Unis, il semble effectivement extremement Important que 
notre pays dis pose d'une autorite centrale forte en matiere 
d'inspections, pour pouvolr negocier des accords de recon­
naissance mutuelle. 
J'ajoute a I'intention de M. Pelli que, dans ce sens, la loi tlent 
tout de meme compte de ses remarques, puisque I'artlcle 59 
comporte la formule potestatlve et prevoit que «I'institut peut 
deleguer aux cantons», donc I'instltut a la possibilite de le 
faire. En revanche, iI ne serait pas souhaitable que I'institut 
doive le faire systematiquement. 
C'est la raison pour laquelle je vous invite a rejeter la propo­
sition Pelli. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Etant donne la com­
plexite de ce qui existe actuellement en termes de contrales, 
en prenant en consideration notre projet et la proposition 
Pelll, je suis obligee de retenlr votre attention un peu plus 
longtemps que d'habitude. 
D'abord, quel est le contexte? Actuellement, les inspectlons 
sont effectuees par divers organes en Suisse. La Confedera­
tion, par I'intermediaire de l'Office federal de la sante publi­
que, assure le contrale des vaccins et des produits du sang. 
L:Office Intercantonal de contrale des medlcaments effectue 
les inspections sur demande d'autorites etrangeres et les 
inspections portant sur un produit donne, par exemple pour 
en determlner les defauts de qualite. Oe plus, l'OICM est 
souvent mandate par les petits cantons, qui ne disposent 
pas des ressources necessaires pour proceder eux-memes 
aux inspections. 
Par ailleurs, nous avons des systemes regionaux qui ont ete 
mis en place. Les cantons de la Suisse du nord-ouest et de 
la SUlsse romande ont cree des organes regionaux d'ins­
pection a meme de contraler les fabricants et les grossistes. 
Le canton de Zurich met un organe analogue a la disposition 
de la Suisse du nord-est. Le Tessin dispose, IUI aussi, d'un 
tel service. 
Enfin, les pharmaciens cantonaux inspectent pour leur part 
les pharmacies, les drogueries, les medeclns propharma­
ciens et, dans certains cas, les grossistes. 
11 est clair que le but me me de la loi, c'est de mettre de I'or­
dre dans cette jungle d'instances de surveillance. 
A quoi aboutirait la proposition Pelli? Elle auralt pour conse­
quence que le futur Institut suisse des produits therapeu­
tiques ne pourrait pas developper les competences 
necessaires a I'inspectlon des fabricants et des grossistes. 
Or, ces competences jouent un rale capital po ur I'autonte de 
contrale de notre pays, dont I'mdustrie pharmaceutique est 
une des plus importantes d'Europe. Sans ces competences, 
et c'est le point central, notre autorite de contrale n'aurait 
pas les ressources suffisantes pour assurer un contrale in­
ternationalement reconnu de la qualite des medicaments et, 
qui plus est, pour participer aux activites d'organes interna­
tionaux. 
Or, le but de la revision que nous vous proposans, c'est non 
seulement de mettre de I'ordre dans la jungle des contrales 
actuels, mais aussi d'avolr une instance en Suisse qUi soit 
reconnue internationalement et qui pUlsse donc jouer ce 
rale, essentiel pour l'lndustrie pharmaceutique, de reference 
a la quallte des produits. 
Je n'ai pas besoin d'insister sur l'lmportance de ce marche 
pour notre economie. L:annee passee, 21 milliards de francs, 
un cinqUieme de notre volume global d'exportations, pro­
viennent des produits dont nous parions icl. II faut donc que 
I'institut national SOlt reconnu sur le plan international. SI tel 
n'est pas le cas, nos entreprises seront mspectees par des 
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agents etrangers en Ileu et place de nos propres inspec­
teurs, ce qUi est deja souvent le cas. 
C'est precisement ce que nous voulons eviter a I'avenir, 
grace aux accords bilateraux avec l'Union europeenne et 
grace aux accords en voie d'etre conclus avec le Canada et 
les Etats-Unis. Mais les autorites etrangeres ne veulent pas 
traiter avec 4 organes regionaux d'inspection et 26 services 
cantonaux, mais seulement avec des services federaux. Oe 
surcrolt, elles exigent que la Confederation suisse, en cas 
de contestation, puisse ordonner des mesures ou prendre 
des sanctions a I'egard des entreprises concernees. 
Dans presque tous les pays europeens, les fabricants et les 
grossistes sont Inspectes par des autorites nationales. Seule 
l'Aliemagne fait exceptlon, mais elle a reconnu les defauts 
InMrents a la decentralisation des competences dans ce 
domaine. Elle a reagi en mstituant, voici une annee, la «Zen­
tralsteIle der Länder für Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln 
und MedizInprodukten». 
Outre les inspections des fabricants et des grossistes, iI 
eXlste encore d'autres domaines d'inspection, a savoir les 
essais cliniques, les bonnes pratiques de laboratoire, les ins­
pectlons de produits precedant ou suivant I'autorisation de 
mise sur le marche. Ces domaines relevent excluslvement 
de la competence de I'instltut, qui est le seul a disposer du 
savoir-faire necessaire et de la documentation requise a cet 
effe!. 
Le message explique deja que I'organe d'inspection national 
doit non seulement assumer les competences qu'iI exerce 
deja, mais aussl proceder aux inspections effectuees 
jusqu'ici par les autorites etrangeres. Par ailleurs, le mes­
sage souligne qU'11 serait judicieux de subordonner a I'institut 
les organes regionaux d'inspection actuellement en fonction. 
Ceux-ci jouiraient des lors d'un statut equivalent a celui d'or­
gane d'inspection national et pourraient en assumer toutes 
les competences, pour autant qu'ils disposent d'inspecteurs 
suffisamment qualifies. Dans ce cas, ces organes ne se­
raient pas concentres a Berne, ils resteraient a leur empla­
cement actuel. 
Le message definit egalement les conditions que les can­
tons doivent rempllr s'ils entendent conserver ces organes 
regionaux d'inspection. Ceux-ci pourraient se faire accredi­
ter, de sorte que I'instltut puisse leur deleguer la plupart des 
Inspections qu'ils effectuent deja, a I'exception des domai­
nes precltes. 
Je comprends que les pharmaciens cantonaux souhaitent 
garder le contrale des organes regionaux d'inspection. Tou­
tefois, je suis d'avis que la formule potestative du projet du 
Conseil federal est la solution la plus flexible et la mieux 
adaptee. Si la solution proposee par I'lntervenant etait rete­
nue, les cantons devraient faire face a un surcroH de char­
ges financieres, puisqu'ils devraient reprendre les services 
d'inspection de I'OFSP et de l'OICM et en couvrir les defi­
cits. 
J'attire aussl votre attention sur le fait que si le Parlement 
voulait suivre cette proposition, il y aurait des problemes lies 
au falt que M. Pelli a pris un certain nombre d'elements dans 
les articles 6 et 28 et qu'iI n'a pas repris I'ensemble des tä­
ches de surveillance. II s'aglt en particulier de I'article 10, 
Inspections clblees sur le produit dans le cadre de I'examen 
des conditlons d'autorisation de mise sur le marche d'un me­
dicament, et de I'article 19, inspections d'entreprises pour 
verifier les conditions de delivrance des autorisations d'im­
porter ou d'exporter des medicaments. 
Monsieur Pelli, vous n'avez pas retenu ces deux artlcles. On 
aurait donc, pour une meme entreprise, differentes instan­
ces d'inspection qUI viendraient se presenter. liest vral que 
la plupart des entreprises concernees sont aussi, a un mo­
ment donne, des entrepnses qui importent ou qui exporten!. 
Dans ce cas, elles devraient avoir affaire a deux autorites 
differentes, elles devraient solliciter deux autorisations. C'est 
ce type de dlfficultes - la multipliclte des organes de con­
trale, I'absence de reconnaissance SUffisante sur le plan in­
ternational pour manque de competences de I'institution 
centrale, le falt que la meme entreprise pourrait etre amenee 
a s'adresser ades autorites differentes pour avoir des auto-
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risations - qui ont pousse le Conseil federal a vous presen­
ter cette nouvelle loi sur les produits therapeutiques. 
Je vous invlte a soutenir le projet du Conseil federal. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 93 Stimmen 
FLlr den Antrag Pelli .... 55 Stimmen 

Art. 6 Abs. 2 - Art. 6 al. 2 
Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art. 28 Abs. 4 - Art. 28 al. 4 
Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majonte 

Art. 60 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 61 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(GoII, Alder, Baumann Stephanie, Cavalli, Fasel, Gonseth, 
Gross Jost, Hafner Ursula, Maury Pasquier, RechsteIner 
Paul) 
Abs.2 
Alle aufgrund dieses Gesetzes gesammelten Daten Llber 
Heilmittel sind öffentlich zugänglich. 
Abs.3 
Der Bundesrat kann Daten für vertraulich erklären, wenn 
schutzenswerte Geschäftsinteressen oder der Persönilch­
keitsschutz es erfordern. 

Art. 61 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(GoII, Alder, Baumann Stephanie, Cavalll, Fasel, Gonseth, 
Gross Jost, Hafner Ursula, Maury Pasquier, Rechsteiner 
Paul) 
AI. 2 
Les donnees sur les medicaments collectees sur la base de 
cette loi sont publiques. 
AI. 3 
Le Conseil federal peut declarer les donnees confidentielles 
lorsque des Interets commerciaux dignes de protection ou la 
protection de la persannalite I'exigent. 

Goll Christine (S, ZH): Die Geheimniskrämerei im Bereich 
der Daten, die der Bundesrat bei Artikel 61 betreibt, ist für 
uns nicht nachvollziehbar. 
Absatz 1 der bundesrätlichen Fassung wird durch den Min­
derheltsantrag, den Ich hier vertrete, nicht In Frage gestellt. 
Für uns ist es selbstverstandlich, dass Vertraulichkeit sinn­
voll ist, wenn es um Personendaten geht. In Absatz 2 treten 
wir jedoch für das Öffentlichkeitsprinzip ein. 
Wir sind uns bewusst, dass damit nicht nur das für das Heil­
mittelgesetz zuständige Departement des Innern, sondern 
auch das EJPD betroffen ist. Gemass Informationen wah­
rend unserer Kommissionsberatungen arbeitet das EJPD 
derzeit ein Gesetz in Sachen Öffentlichkeitspnnzip aus. Bis 
ein entsprechendes Gesetz jedoch In Kraft treten wird, 
dürfte noch sehr viel Zeit verstreichen. 
Im Bereich des Heilmittelgesetzes bietet sich nun eine gute 
Gelegenheit, diesem für die Bevölkerung wichtigen Prinzip 

die Tür wenigstens einen Spalt weit zu offnen. Damit folgen 
wir Im übrigen, auch im Rahmen dieses eurokompatiblen 
Gesetzeswerkes, der internationalen DiskUSSion, Indem wir 
die in anderen Ländern zunehmend verbreitete Forderung 
nach dem Öffentlichkeitsprinzip aufnehmen. 
Die im Heilmittelgesetz enthaltene Meldepflicht macht nur 
dann Sinn, wenn Daten über Heilmittel öffentlich zugänglich 
sind. Die Bevölkerung hat gerade im Interesse eines umfas­
senden Gesundheitsschutzes ein Anrecht auf öffentliche 
Transparenz, beispielsweise uber die Nebenwirkungen von 
Heilmitteln. Mit der Forderung für das Öffentlichkeitsprinzip 
stellen wir die Vertraulichkeitserklärung von Daten durch den 
Bundesrat nicht in Frage. Sie soll aber nur dann zulässig 
sein, wenn es entweder um den Persönlichkeitsschutz oder 
aber um schLltzenswerte Geschäftsinteressen geht, wie wir 
das auch in Absatz 3 des Minderheitsantrages explizit fest­
gehalten haben. 
Wenn ein Produkt zur Behandlung zugelassen ist, gehört es 
nicht mehr ausschliesslich der Herstellerfirma. Für Heilmittel 
muss deshalb bei den Daten das ÖffentlichkeitsprinzIp und 
nicht das GeheimhaltungsprinzIp gelten. Analog der Rege­
lung der amerikanischen Zulassungsbehörde FDA Ist des­
halb ein allgemeines Informations- und AkteneinsIchtsrecht 
notwendig. Ein solches Recht Wird Llbrigens von namhaften 
Persönlichkeiten auch fLlr Europa gefordert, unter anderem 
auch in der Deklaration von Uppsala. 
Das Öffentlichkeitsprinzip besteht in den USA bereits. Die 
Forschungstätigkeiten wurden dadurch nicht behindert. Das 
Öffentlichkeitspnnzip ist auch wirtschaftsverträglich, wie die 
Erfahrungen in den USA zeigen. Dort vertritt die Pharma­
industrie im Interesse Ihrer eigenen Glaubwürdigkeit das 
Öffentlichkeitsprinzip im Sinne einer breiten öffentlichen 
Transparenz. 
Ich bitte Sie deshalb, dem Minderheitsantrag zuzustimmen. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Prasident): Die FDP-Fraktion 
und die SVP-Fraktion unterstützen die Mehrheit. 

Sommaruga Simonetta (S, BE): Wir haben es gehört: Es 
geht in Artikel 61 Absatz 2 ausschliesslich um Heilmittel, die 
bereits zur Behandlung zugelassen sind. Wir haben auch 
gehört, dass Heilmittel, die zur Behandlung zugelassen sind, 
zu diesem Zeitpunkt nicht mehr der Herstellerfirma all eine 
gehbren. Deshalb finde ich es richtig, dass Informationen 
Llber Heilmittel zuganglich sind. 
Selbstverständlich - das steht Ja auch im Antrag der Minder­
heit - sollen schützenswerte Geschäftsinteressen und der 
Persönlichkeitsschutz nach wie vor vertraulich erklärt wer­
den. Wichtig ist aber, dass wir bezüglich aller Heilmittel, die 
zur Behandlung zugelassen sind, Transparenz haben. 
Vielleicht stellen Sie sich die Frage, um welche Informatio­
nen es denn überhaupt geht, die öffentlich oder geheim ge­
halten werden sollen. Es gibt bekanntlich bei der Entwick­
lung eines Heilmittels verschiedene Stationen. Es passiert 
Immer wieder, dass z. B. klinische Studien, die bezüglich ei­
nes Heilmittels gemacht werden, abgebrochen werden. Ge­
nau solche Resultate sollen, nachdem ein Heilmittel zuge­
lassen worden ist, auch offentlich zugänglich sein. Diese 
Resultate werden nicht unbedingt publiziert, sollen aber zu­
mindest eingesehen werden können. Für den Arzt und die 
Ärztin können Angaben über die Entwicklung eines Medika­
mentes oder einen abgebrochenen Studienversuch wichtig 
sein, wenn es darum geht, ein Medikament optimal einzu­
setzen. 
Wir haben gehört, dass das ÖffentlichkeitsprinzIp sowohl in 
der EU als auch in den USA langst gang und gäbe ist. Das 
Öffentlichkeitsprinzip fLlr zugelassene Medikamente ist ein 
Vertrauensförderungsinstrument. Wir gehen schliesslich ja 
davon aus, dass man nichts geheimzuhalten oder zu verber­
gen hat. Deshalb finde ich das Öffentlichkeitsprinzip im 
Sinne der Transparenz und der Vertrauensförderung eine 
gute Massnahme. 
Ich bitte Sie im Namen der SP-Fraktion, dem Antrag der Min­
derheit Goll zuzustimmen. 
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Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Die Minderheit 
will hier eine Umkehrung des Vertraulichkeitsgrundsatzes: 
Alles soll öffentlich sein, was der Bundesrat nicht als vertrau­
lich erklärt hat. Bei allem Verständnis dafür, dass das Offent­
lichkeitsprinzlp mehr und mehr in der Verwaltung Einzug 
hält, was auch richtig ist, hält die Kommissionsmehrheit da­
für, dass die Lösung, wie sie der Bundesrat vorschlägt, die 
bessere 1St. Warum? 
Vorweg wird In Artikel 61 gesagt, dass hier Daten vertraulich 
zu behandeln sind, an denen ein überwiegendes schutzwLir­
diges Interesse besteht. Dieses Interesse muss Liberdies be­
rechtigt sein. Also sind nicht alle Daten diesem Vertraulich­
keitsgrundsatz unterstellt; sie sind es nur dann, wenn die 
Voraussetzungen von Artikel 61 Absatz 1 erfüllt sind. In die­
ser Situation kann der Bundesrat gemäss Absatz 2 bestim­
men, dass er Öffentlichkeit anordnet, wohlverstanden, wenn 
es sich eben um geschützte Daten handelt. Das scheint uns 
sachgerecht zu sein. 
Nun kommt ein weiteres Element dazu: Das Heilmittelgesetz 
soll Ja, wo immer moglich, eurokompatibel ausgestaltet sein. 
Das ist eine der Zielsetzungen dieses neuen Gesetzes. Die 
Regelung gemäss Artikel 61 entspricht der heute geltenden 
Regelung im EU/EWR-Raum. Deshalb möchten wir hier 
keine Sonderregelung für die Schweiz verankern, zumal es 
auch nicht richtig wäre, im Rahmen des HMG einer vielleicht 
generelleren Einführung des Öffentlichkeitsprinzips vorzu­
greifen. 
Soll eine Änderung in diesem Bereich herbeigeführt wer­
den - das ISt eine wichtige Frage -, wird das im Rahmen 
eines Gesetzes geschehen müssen, das die Frage der Öf­
fentlichkeit explizit regelt. Wir dLirfen also nicht jetzt im Hell­
mittel bereich vorgreifen und eine Lösung gesetzlich veran­
kern, die nicht eurokompatibel ist. Dies sind die Uberlegun­
gen der Kommissionsmehrheit. 
Frau Sommaruga, es gibt auch Daten, die personenbezogen 
sein können; da Sind Sie ja auch der Meinung, dass diese 
aus GrLinden des Datenschutzes nicht einfach öffentlich sein 
sollen. 
Mit anderen Worten: Wenn man Ihrer Lösung zustimmt, wer­
den eben auch personenbezogene Daten diesem Offentlich­
keitsgrundsatz unterstellt. Nach der Fassung des Bundesra­
tes ist auch hier eine saChgerechte Lösung möglich, die 
eben nicht das Öffentlichkeitsprinzip voranstellt, sondern 
sagt, dass grundsätzlich Vertraulichkeit gilt, dass aber dort, 
wo keine berechtigten schutzwürdigen Interessen betroffen 
sind, die Ausnahme zum Zuge kommen kann. 
Zusammengefasst: Ich bitte Sie, dem Antrag der Mehrheit 
zu folgen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: J'ai l'lmpression que 
les rapporteurs ont donne toutes les explications necessai­
res. 11 y a une logique dans notre proJet, que je ne retrouve 
pas dans la proposition de minorite. La logique, c'est que 
nous partons du principe de la confidentiallte. Nous determi­
nons quelles sont les donnees que les autontes publient. 
Nous le ferons dans le sens de ne proteger que des don­
nees pour lesquelles un inten3t preponderant, digne d'etre 
sauvegarde, existe. Cette logique est la bonne. 
J'ajoute que c'est un de ces domaines OU iI faut avoir la pa­
tience d'attendre que la discussion generale sur le principe 
de publlcite de I'adminlstration ("Öffentlichkeitsprinzip" ) alt 
pu avolr lieu. C'est la raison pour laquelle nous pensons qu'il 
ne faut pas aller au-deli'! de la pratique actuelle dans cette 
101. 

Sommaruga Simonetta (S, BE): Ich bin mit der Einschät­
zung von Herrn Suter nicht einverstanden. Meines Erach­
tens ist in Absatz 1 genugend klar festgehalten, dass 
Personendaten geschützt sind. Mit dem Antrag der Minder­
heit zu Absatz 3 werden weiterhin samtliche Daten für ver­
traulich erklärt werden konnen, die eben schützenswert 
Sind, auch Im Bereich Persönlichkeitsschutz. Meines Erach­
tens sind die Daten nur in Bezug auf Heilmittel dem Offent­
lichkeitsprinzlp unterstellt. 
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Suter Marc F. (R, BE), fur die Kommission: Wir wollen keine 
grosse Kontroverse vom Zaun reissen, aber lesen Sie Ab­
satz 1: «Alle aufgrund dieses Gesetzes gesammelten Da­
ten .... ', Diese Daten können auch personenbezogene Da­
ten beinhalten. Der Begriff der Daten ist hier weit gefasst. 
Wir möchten nicht, dass personenbezogene Daten gene­
rell - als Prinzip und als Grundsatz - der Offentlichkelt un­
terstellt werden, sondern dort soll prioritär Vertraulichkeit 
gelten. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif; Beilage - Annexe 99.020/287) 
FLir den Antrag der Mehrheit .... 102 Stimmen • /. 
Für den Antrag der Minderheit .... 60 Stimmen SIe.h e.. \1'01 ~ 

Art_ 62 r I 1)<1 
Antrag der Kommission .J -/ jf . /1(""1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 63 
Antrag der KommISSIOn 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
(die Änderung betrifft nur den französischen Text) 

Art. 63 
Proposition de la commission 
AI. 1-3,5,6 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 4 

d ..... mena<;:ant directement I'etre humain et .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 64 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Triponez 
Abs.1 
Die Überwachungsstellen und die anderen mit dem Vollzug 
dieses Gesetzes betrauten Behörden erheben für die Ertel­
lung von Bewilligungen und Zulassungen und die damit ver­
bundenen PrLifungsarbeiten sowie für andere einem Ge­
suchsteller direkt erbrachten Dienstleistungen Gebühren. 
Abs.2 
Das Institut kann fLir die Überwachung des Arzneimittelver­
kehrs eine GebLihr auf den in der Schweiz verkauften ver­
wendungsfertigen Arzneimitteln erheben. Zudem kann der 
Bundesrat das Institut ermächtigen, eine jährliche Gebühr 
für das Aufrechterhalten von Bewilligungen und Zulassun­
gen für Arzneimittel zu erheben. 
Abs.3 
Die Gebühren nach den Absätzen 1 und 2 werden von den 
Uberwachungsstellen in ihrem Zuständigkeitsbereich so fest­
gesetzt, dass sie die effektiven und marktüblichen Kosten für 
die erbrachten Dienstleistungen decken. 
Abs.4 
Für die gemeinwirtschaftiich, im Interesse der Allgemeinheit 
zu erbringenden Leistungen wie MarktLiberwachung, Re­
gistrierungen, Normierungsarbeiten, Information der Bevöl­
kerung, allgemeine Auskunftserteilung und Massnahmen 
gegen Missbräuche und Fehlgebrauch erteilt der Bundesrat 
den Uberwachungsstellen in ihrem Zuständigkeitsbereich ei­
nen Leistungsauftrag mit entsprechender Kostenabgeltung. 

Art. 64 
Proposition de la commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Proposition Triponez 
AI. 1 
Les organes de contröJe et les autres autorites chargees de 
I'execution de la presente loi pen;:oivent des emoluments 
pour la delivrance d'autorisations et d'autonsations de mise 
sur le marche et pour les travaux de contröle qui y sont lies, 
ainsl que pour les autres prestatlons de services qu'ils four­
nissent directement a un requerant. 
AI. 2 
L:institut peut percevoir un emolument sur les medicaments 
prets a I'emploi vendus en Suisse pour surveiller leur com­
merce. Le Conseil federal peut en outre autoriser I'institut a 
percevoir un emolument annuel pour le maintien des autorl­
sations et des autorisations de mise sur le marche. 
AI. 3 
Les organes de contröle fixent, chacun dans leur domaine 
de competences, le montant des emoluments vises aux ali­
neas 1 er et 2 de fa<;:on qu'ils couvrent, pour les prestations 
de services fournies, les couts effectifs et pratiques sur le 
marche. 
AI. 4 
Le Conseil tederal confie aux organes de contröle, chacun 
dans leur domaine de competences, un mandat de prestati­
ons accompagne d'une indemnisation de frais pour les pre­
stations d'interet pUblic, tels la surveillance du marche, 
I'enregistrement des medicaments, I'elaboration de normes 
de qualite pour ceux-ei, l'lnformation de la population a leur 
propos, la fourniture generale de renseignements, et les me­
sures a prendre contre I'usage abusif et incorrect des medi­
caments. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Prasident): Über diesen Artikel 
ist mit der Abstimmung über den Antrag Triponez zu Artikel 
57 entschieden worden. 

Angenommen gemass Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art. 65 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 66 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
.... aus dem Bereich Heilmittel, insbesondere uber Zulas­
sungs- oder Rückzugsentscheide sowie Änderungen von 
Fachinformationen. 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Menetrey-Savary 
Abs.2 
Die zuständigen Stellen von Bund und Kantonen wirken dem 
Arzneimittelmissbrauch und der Drogenabhängigkeit entge­
gen, indem sie für Schulen, die Öffentlichkeit und Fachleute 
des Gesundheits-, Sozial- und Bildungswesens bestimmte 
Informations-, Gesundheitserziehungs-, Beratungs- und Bil­
dungsprogramme einführen und unterstützen. 

Art. 66 
Proposition de la commission 
AI. 1 
.... les produits therapeutiques, notamment sur les deeisions 
d'admlssion et de retrait alnsi que les modiflcations d'infor­
mations speclalisees. 
AI. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Proposition Menetrey-Savary 
AI. 2 

13 mars 200'0 
>=oiil' ' 

Les services competents de la Confederation et des cantons 
contribuent a la prevention de I'usage noclf de medicaments 
et de la pharmacodependance en instaurant et en soutenant 
des programmes d'informatlon, d'education a la sante, de 
conseil ou de formation destmes aux ecoles et au public, de 
me me qu'aux professionnelles et aux professlonnels des 
secteurs sanitaire, soeial et educalif. 

MemHrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): La semaine der­
niere, j'etais deja intervenue pour vous proposer d'introdwre 
la prevention dans cette loi sur les produits therapeutiques. 
Madame la Conseiliere federale, vous m'avez fait remarquer 
qu'on ne pouvait surcharger la loi et qu'il fallait en plus avoir 
les moyens pratiques de realiser cette preventlOn. Eh bien, 
les moyens, je crolS les avoir trouves a I'article 66, pUlsqu'il 
donne deja des competences a la Confederation pour veiller 
a I'information du public. 
Je voudrais aussi remarquer que, quand I'article 1 er dit que 
la 101 veut contribuer a ce que les medicaments «soient utili­
ses correctement», je ne vois pas non plus dans la loi les 
moyens concrets d'attelndre cet objectif. On a d'ailleurs in­
siste plusieurs fois sur le fait que cette loi est une loi-cadre 
et, par consequent, je pense qu'elle n'a pas a prevolr tous 
les details. 
Dans I'amendement que je presente a I'article 66, je pro­
pose qu'on charge la Confederation et les cantons d'instau­
rer ou de soutenir des mesures. Cela ne signifie, ni inventer, 
nl organiser, ni meme, a la limite, payer. C'est simplement 
reconnaltre qU'11 y a un probleme avec I'usage abusif ou la 
pharmacodependance, et qu'on donne un signal qu'on veut 
prendre ce probleme en compte. 
Quel est le probleme? Bien sOr, Monsieur Suter, ce ne sont 
pas les effets secondaires dus aux medicaments eux-me­
mes: iI s'agit du mauvais usage des medicaments. Je vous 
donne rapidement un aper<;:u du probleme: les enfants entre 
11 et 15 ans sont de gros consommateurs de medicaments. 
A 15 ans, 14 pour cent des gar<;:ons et 23 pour cent des jeu­
nes filles consomment ou ont consomme plusieurs fois des 
medicaments psychotropes dans le mois precedant I'en­
quete, mais aussi des stimulants, des anorexigenes, des 
laxatifs et, surtout, des analgeslques. 
On constate qu'a 15 ans, il y a une legere diminution de la 
consommation de psychotropes par rapport aux ecoliers de 
11 a 13 ans, ce qui fait penser que les jeunes de cet age de­
cident par eux-memes et ne se laissent plus imposer des' 
medicaments par leurs parents. Une hypothese qu'on pour­
rait emettre, c'est que pour bien dormir et se tranquilliser, ils 
ont trouve d'autres methodes, dont le cannabis. C'est une 
hypothese. Je ne sais pas si c'est mieux . 
On m'a dit aussi I'autre jour que la prevention devalt etre 
ailleurs: dans la loi sur les stupefiants ou dans une loi a 
creer sur les dependances. Moi, je veux bien! Mais ce que je 
constate aUjourd'hui et ce que j'ai constate dans mon travail, 
c'est que, contralrement a ce qui se passe pour les drogues, 
I'alcool ou le tabac, la preventlon de I'abus de medicaments 
ou de leur usage noclf est quasiment inexistante. J'al ren­
contre souvent des assistantes soeiales, des aides a domi­
eile, et me me des infirmieres de sante publique qui n'ont 
aucune idee de ce qu'est une pharmacodependance et qui 
ne savent pas reconnaftre les indices d'un probleme de cette 
sorte. Et ceci pour ne rlen dire des medecins qui ne sont pas 
toujours parfaits non plus, puisqu'un certain nombre d'entre 
eux vont jusqu'a prescrire des psychotropes ades femmes 
qui ont des problemes d'alcool. 
La necessite de mesures preventives et de mesures de for­
mation peut entrer dans une loi-cadre qui pourrait charger 
les cantons de mettre en oeuvre lesdites mesures. C'est 
pourquoi je propose, dans mon amendement, de parler de 
soutien a «des programmes d'information, d'education a la 
sante, de conseil ou'de formation destines aux ecoles ou au 
public, de meme qu'aux professionnelles et aux profession­
nels des secteurs sanitaire, soeial et educatif». 
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En ce qui me concerne, je crolS au partenariat, aux reseaux 
pluridlsciplinalres, a la decentralisation et a la proxlmite 
C'est d'ailleurs pourquoi j'etais personnellement contre les 
envois de medicaments par la poste. On ne peut tirer argu­
ment, a mon avis, du fait que la communlcation est lacu­
naire, notamment entre les pharmaciens et les medeclns, 
pour choisir des voies qUi I'appauvrissent encore. Pour la 
prevention, on a besoin que le pharmacien, le medecm, 
I'educateur ou I'infirmiere se parlent et collaborent, chacun 
dans sa specialite. 
C'est dans cette perspective que je vous demande de soute­
nir ma proposition a I'artiele 66. 

Suter Marc F. (R, BE), fur die Kommission: Ich bitte Sie na­
mens der Kommission, diesen Antrag abzulehnen. 
Aufgrund von Artikel 66 Absatz 2 können - das wird explizit 
gesagt - die zuständigen Vollzugsbehörden Informationen 
allgemeiner Art über die sachgerechte VerWendung von 
Heilmitteln veröffentlichen. Insbesondere soll, da trifft sich 
der Gesetzeswortlaut mit dem Anliegen von Frau Menetrey, 
mit entsprechenden Informationen, vielleicht sogar Kampa­
gnen, dem Heilmittelmissbrauch vorgebeugt werden. Hier ist 
Prävention möglich und wird nicht verhindert. 
Mit Ihrem Antrag, Frau Menetrey, gehen Sie aber viel weiter. 
Sie wollen eine verpflichtende gesetzliche Grundlage schaf­
fen, damit umfassende Kampagnen auf allen Stufen der Ge­
sellschaft durchzuführen sind. Wenn Sie das so durchzie­
hen, wird das sehr viel Geld kosten. Das wird aber auch in 
die Kompetenzen der Kantone eingreifen, und das scheint 
zu weit zu gehen. 
Wir sind der Auffassung, dass der Bund, soweit er mit dem 
Vollzug betroffen ist, sehr wohl präventive Kampagnen ge­
gen Heilmittelmissbrauch in Gang setzen kann, wie das 
auch schon geschehen ist, und damit Ihrem Anliegen im 
Rahmen des Heilmittelgesetzes Genüge getan wird. 
Wir haben letzte Woche darüber gesprochen, dass wir der 
Auffassung sind, dass Sie hier das Fuder uberladen und 
dem Heilmittelgesetz mit dem umfassenden Präventionsauf­
trag als Aufgabe zu viel aufbürden möchten. Wir wollen nicht 
so weit gehen. Uns scheint, dass die bestehende gesetzli­
che Grundlage für Informationskampagnen allgemeiner Art, 
auch im präventiven Sinne, wie Sie das wünschen, hinrei­
chend ist und es damit sein Bewenden haben sollte. 

Dreifuss Ruth, conseiliere federale: D'abord une remarque: 
je crois que la traduction allemande n'est pas tout a fait 
correcte: Auf Deutsch spricht man von «Drogenabhängig­
keit», man sollte wahrscheinlich «Arzneimittelabhangigkeit» 
schreiben. Es geht wirklich um den Abusus und die Abhän­
gigkeit von Arzneimitteln, um den speziellen Fall der Abhän­
gigkeit von einem chemischen Stoff. 
Face a la proposition qui nous est faite, je dois repeter qu'il 
s'aglt d'une loi voulue comme une loi sur les produits, qui 
precise comment atteindre la quallte la meilleure possible, la 
securlte et I'efficacite quant aces produits, et non pas d'une 
loi sur la prevention des dependances. 
Le souci de Mme Menetrey-Savary est tout a fait compre­
hensible, et les risques dont elle parle et que courent les 
personnes face a la dependance ou a I'abus de medica­
ments so nt reels. Cependant, je considere que cet amende­
ment ne peut iHre accepte tel quel, parce qu'iI ne nous dit 
rien de concret sur la fact0n d'agir ensuite, sur le partage des 
competences entre les cantons et la Confederation, et sur 
les obligations qui peuvent en resulter pour les uns ou pour 
les autres. " est clalr que si I'on veut que la Confederation in­
tervienne au niveau de la formation, par exemple, elle Inter­
vient dans un champ d'activite traditionnel des cantons. Or, 
la proposition qui nous est faite indlque une direction, sou­
haitable en soi, pas forcement a sa place dans cette loi, mais 
elle ne nous dit pas ce que nous devrions faire. On peut ima­
giner qu'un tel artiele engendrerait une longue ordonnance 
disant dans quels cas comment la Confederation et les 
cantons seraient amenes a collaborer, quelles pourraient 
etre les obligations pour les cantons et pour la ConfSdera­
tion. Je crois entendre M. Villiger, conseiller federal, lorsque 
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je m'adresse a vous, me susurrant a I'oreille que, des que 
I'on parle de campagnes d'information, d'une facton ou a'une 
autre, <;:a coOte toujours quelque chose; et nous n'avons pas 
prevu de budget dans ce domaine. 
Voila les ralsons pour lesquelles je considere que cette pro­
position a I'artiele 66 alinea 2 devralt etre rejetee. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Est-ce que les 
arguments que vous venez de me donner, Madame la Con­
seillere federale, ne peuvent pas s'appliquer exactement a 
I'artiele 1 er alinea 1 er lettre b, qui veut que I'on inscrive dans 
la loi qu'on dOll «contribuer a ce que les produits therapeuti­
ques mis sur le marche soient utilises correctement»? 

Dreifuss Ruth, conseil/ere federale: Non, parce que ce que 
I'on peut entendre sous cet alinea-la est clairement lie a la 
necessite d'informer quant a I'utilisation, c'est-a-dlre d'indi­
quer quels so nt les rlsques. Et la, vous parlez de campagne 
d'education et d'information generale du pUblic, sans nous 
dire comment organiser la chose. 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen - Adopte 

Abs.2-AI.2 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 120 Stimmen 
Für den Antrag Menetrey-Savary .... 25 Stimmen 

Art. 67 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit ' 
(Suter, Borer, Bortoluzzi, Egerszegi, Randegger, Schenk, 
Vallender) 
Streichen 

Art. 67 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adh9rer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Suter, Borer, Bortoluzzl, Egerszegi, Randegger, Schenk, 
Vallender) 
Biffer 

Egerszegi-Obrist Chrlstine (R, AG): Im Namen der Kom­
missionsminderheit bitte ich Sie, den ganzen Artikel 67 zu 
streichen. 
Gemass dem neuen Strafgesetzbuch konnen Unternehmen 
als juristische Personen strafbar gemacht werden. Wir wol­
len für die Pharmaindustrie keine branchenspezifische Son­
derregelung; das ist hier nicht gerechtfertigt. Es ist einer der 
wichtigsten Industriezweige oder sogar der wichtigste Indu­
striezweig, den wir haben. Ausserdem sind wir überzeugt 
davon, dass das geltende Verwaltungsstrafrecht genügt. 
Falls sich ein Unternehmer nicht an das Hei/mittelgesetz 
hält, kann er alle Phasen durchlaufen; er wird zuerst ver­
warnt und letztendlich hat man die Möglichkeit, ihm die Be­
willigung zu entZiehen. Dieser Passus gehört nicht hierher; 
man soll diesen Zweig nicht anders behandeln, als alle an­
deren Unternehmen. 
Deshalb bitte ich Sie im Namen der Kommissionsminderheit, 
Artikel 67 zu streichen. 

Gross Jost (S, TG): Ich bitte Sie, bei diesem Artikel 67 beim 
Antrag der Mehrheit zu bleiben. 
Das geltende Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht 
genugt eben nicht. Heute sind nach Verwaltungsstrafrecht 
nur Bussen In einem Rahmen zwischen 200 000 Franken 
und 500 000 Franken möglich - 500 000 Franken bei Ge­
werbsmässlgkelt. Das hat keine abschreckende Wirkung. 
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Ich möchte hier an den Fall wettbewerbswidriger Preisab­
sprachen betreffend Vitaminprodukte ennnern, wo es offen­
sichtlich ist, dass die nach schweizerischem Recht ausge­
sprochene Busse gewIssermassen durch die Portokasse 
bezahlt werden kann. In auslandischen Staaten hingegen, 
vor allem in den USA, können Bussen festgelegt werden, die 
in einer klaren Relation stehen zum von der involvierten 
Pharmafirma tatsächlich erzielten Gewinn, der aus einer sol­
chen widerrechtlichen Handlung gezogen wird. Mit anderen 
Worten: Zwischen der Widerrechtlichkeit und dem durch die 
widerrechtliche Handlung erzielten Gewinn und der tatsach­
lichen Sanktion muss ein Verhaltnis da sein - das will ja 
diese Bestimmung. Nur dann kann mit dieser gesetzlichen 
Bestimmung wirklich eine präventive, abschreckende Wir­
kung erzielt werden. 
Diese Lösung steht im Übrigen nicht einfach singular in der 
politischen Landschaft. Ich erinnere daran, dass eine ähnli­
che Lösung im Kartellgesetz bereits besteht und dass wir 
jetzt im Rahmen der umfangreichen Teilrevision des Straf­
rechtes mit der Vorlage für ein Unternehmensstrafrecht kon­
frontiert sind. Es ist nicht so, dass wir In diesem Sinne eine 
Sonderregelung oder gewIssermassen eine Disknminierung 
der Pharmaindustrie anstreben. Es ist auch nicht so, dass es 
mit den bisherigen strafrechtlichen Grundsätzen nicht ver­
einbar wäre, wenn wir hier den widerrechtlichen Gewinn ab­
schöpfen würden. Das Institut der Abschöpfung des wider­
rechtlichen Gewinns gibt es bereits heute im normalen, 
ordentlichen Strafrecht. 
Deshalb, denke ich, ist es wichtig - wenn wir den Buchsta­
ben des Gesetzes ernst nehmen wollen und wenn wir auch 
einen gewissen praventiven Einfluss auf das Verhalten der 
Pharmaindustrie ausüben wollen -, dass wir eine wirksame 
Strafnorm haben. Diese Strafnorm muss dort ansetzen, wo 
die widerrechtlichen Gewinne tatsachlich anfallen, und sie 
fallen bei der junstischen Person an und nicht bei den Ein­
zelpersonen, denen dieses widerrechtliche Verhalten vorge­
worfen werden muss. Wir wollen also mit anderen Worten 
auch hier keinen Heimatschutz für die Pharmaindustrie, son­
dern wir wollen die Gleichbehandlung im Sinne auch des­
sen, was im normalen Strafrecht ohnehin als unternehmens­
strafrechtliche Norm in genereller Art und Weise auf uns 
zukommen wird. 
Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag der Mehrheit zuzustim­
men. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Die FDP-Fraktion 
und die SVP-Fraktion teilen mit, dass sie die Minderheit Su­
ter unterstützen. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: La mi­
norite de la commlsslon ne veut pas de reglementatlon parti­
culiere sur la condamnation des personnes morales et 
propose par consequent de biffer I'article 67. 
La majorite vous propose en revanche de maintenir I'arti­
cle 67. Pourquol? Comme M. Gross Jost vient de le dire, 
parce que, d'une part, I'amende maximale, selon le droit 
penal, n'est que de 200 000 francs, ou de 500000 francs 
lorsque I'auteur agit par metier. Ces sommes sont peu im­
portantes pour une grande entreprise et au vu des montants 
en jeu dans le marche des medicaments. 
D'autre part, I'institut a, selon la 101, la possibilite de fermer 
un etablissement. Mais cette derniere mesure est si radicale 
que la plupart du temps, I'administration la trouverait dispro­
portionnee. 
C'est pour cette raison que I'article 67 met un instrument ne­
cessaire a la disposition de I'institut, de maniere a lui per­
mettre d'intervenir de fa<;on appropnee en cas d'infraction a 
la loi sur les produits therapeutlques. Cet instrument doit 
permettre, dans I'interet bien compris de I'industrie pharma­
ceutique, de lutter contre les moutons noirs qUi lui font 
autant de tort qU'a I'ensemble du pays. En outre, I'article 67 
doit avoir une fonction principalement dissuasive. 
C'est la raison pour laquelle je vous prie, au nom de la com­
mission qUI a rejete cette proposition par 12 voix contre 8, de 
rejeter egalement la proposition de mlnonte. 

Abstimmung - Vota 
FLir den Antrag der Minderheit .... 73 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 64 Stimmen 

Art. 68, 69 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 70 
Antrag der Kommission 
Abs.1 

'4' .... ' < ,-

Der Bundesrat erteilt dem Institut einen Leistungsauftrag. 
Das Institut erstattet dem zustandigen Departement jährlich 
Bericht über die Erfüllung des Leistungsauftrages. 
Abs.2 
Streichen 

Art. 70 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Le Conseil federal confle a I'institut un mandat de presta­
tlons. t.:lnstitut presente chaque annee un rapport au depar­
tement competent sur I"accomplissement du mandat de 
prestatlons. 
AI. 2 
Biffer 

Angenommen - Adopte 

Art. 71 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 3 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Suter, Borer, Bortoluzzi, Egerszegl, Randegger, Schenk) 
Der Institutsrat ernennt die Direktorin oder den Direktor des 
Institutes und wählt die Revisionsstelle. 

Art. 71 
Proposition de la commission 
AI. 1,2 
Adherer au projet du Conseil federal 

AI. 3 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Suter, Borer, Bortoluzzi, Egerszegi, Randegger, Schenk) 
Le conseil de I'institut nomme la directrice ou le directeur de 
I'institut et nomme I'organe de revision. 

Egerszegi-Obrist Chnstine (R, AG): In der Kommission war 
uns immer sehr daran gelegen, dass wir ein gutes, ein 
selbstständiges Heilmittelinstitut haben, das im Dialog mit 
anderen Ländern steht. Wir waren auch bestrebt, ihm sehr 
viel Kompetenz zu geben. 
Wir geben dem Institut mit Artikel 70 die Möglichkeit, dass 
es den Leistungsauftrag nicht jedes Jahr erneuern muss, 
sondern mit einem Bencht über seine Handlungen Rechen­
schaft ablegen kann. 
Jetzt möchten wir diesen Gedanken organisatorisch gern 
weiterfLihren und als logische Folge davon einführen, dass 
das HeilmIttelinstitut, d. h. sein Institutsrat, wichtige Perso­
nalentscheidungen selber treffen kann. 
Eine Minderheit schlägt Ihnen vor, dass nicht der Bundesrat 
die Direktorin oder den Direktor wahlt, sondern dass, um die 
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Unabhängigkeit zu unterstreichen, der Institutsrat selber 
diese Kompetenz hat. 
Deshalb bitte ich Sie Im Namen der Kommissionsminderheit, 
bei Absatz 3 den Antrag der Mmderheit Suter zu unterstüt­
zen. 

Maury Pasquier liliane (S, GE), pour la commisslon: la ma­
jorite de la commission vous propose, par 11 voix contre 5, 
de rejeter la proposition de minorite Suter. Ceci, pnncipale­
ment par souci d'equivalence avec ce qui se passe dans des 
situations comparables. 
En effet, l'lnstitut sUlsse des produits therapeutiques se 
trouve dans le troisieme cercle du modele de gestion de I'ad­
ministration de la Confederation et fait ainsi partie de I'admi­
nlstratlon federale. C'est donc le Conseil federal qui en est 
I'instance supreme, tant du point de vue de la gestion que de 
la responsabilite en matJ9re de politlque sanitalre. le dlrec­
teur ou la directrice devrait donc jouir de la meme legitlmite 
vls-a-vls de I'exterieur et des memes possibilites d'acces au 
chef ou a la cheffe du departement que les directeurs et di­
rectnces d'offices actuels. D'ailleurs, les directeurs des 
autres Institutions du troisleme cercle ont tous ete nommes 
par le Conseil federal, comme par exemple dans le cas de 
l'lnstitut federal de la propriete Intellectuelle. 11 n'y a aucune 
raison d'adopter une position differente en ce qui concerne 
l'lnstitut suisse des produits therapeutiques. 
Nous vous demandons donc d'approuver la proposition de la 
majorite de la commission. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: L.:essentJel a ete dlt par 
la rapporteuse de la commission. 
II est important que I'ensemble des instituts dits du trolsieme 
cercle soit traite de la meme fa90n. Mais cela est particulie­
rement important ici. Cet institut, j'al deja eu I'occasion de le 
dire apropos d'autres propositions, doit etre reconnu sur le 
plan international comme une Instance publique qui assume 
une fonction publique. la meilleure fa90n de le sIgnaler, 
c'est de voir son directeur designe par le Conseil federal. 
C'est d'ailleurs la situation dans la plupart des pays d'Eu­
rope ou les instituts equivalents ont ete mis en place par le 
Gouvernement ou par le mlnistre competent, et non pas par 
un organe de nature administrative tel que celui que nous 
vous proposons. 
Donc, je crois vraiment que, sur le plan de la reconnais­
sance internationale, iI faut garder ce lien direct entre la plus 
haute auto rite executive du pays et I'institut. 

Abs. 1, 2-AI. 1,2 
AngenQmmen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 73 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 66 Stimmen 

Art. 72-80 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
AdMrer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art.80a 
Antrag der Kommission 
Titel 
Heilmittelhaftung 
Wortlaut 
Die Hersteller haften für Heilmittelschaden nach den Bestim­
mungen der Produktehaftung unter Einschluss des Entwick­
lungsnsikos. 

Antrag Gysm Hans Rudolf 
Streichen 
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Antrag Pol/a 
Streichen 

Art. 80a 
Proposition de la commission 
Tltre 

Nationalrat 

Responsabilite concernant les produits tMrapeutiques 
Texte 
les fabricants repondent des dommages occasionnes par 
les produits tMrapeutiques conformement aux dispositions 
de la responsabllite du fait des produits, y compris le risque 
en phase de developpement. 

Proposition Gysin Hans Rudolf 
Biffer 

Proposition Po/la 
Blffer 

Gysin Hans Rudolf (R, Bl): Ich beantrage die ersatzlose 
Streichung von Artikel 80a zur Arzneimittelhaftung. 
Grundsatzlich sollte für Medikamente die gleiche Haftung 
gelten wie für alle anderen Produkte auch. Das Bundesge­
setz über die Produktehaftung gilt seit dem Jahre 1995. Da­
nach haftet die Herstellerin für Personenschäden sowie für 
Schäden an Sachen im Privatgebrauch, die durch fehler­
hafte Produkte verursacht werden. Diese Regelung hat sich 
bisher auch für Arzneimittel bewährt. 
Eine Ausnahme Im Produktehaftpflichtgesetz besteht für so­
genannte Entwicklungsrisiken, d. h., wenn die Herstellerin 
beweisen kann, dass der Fehler nach dem Stand von Wis­
senschaft und Technik im Zeitpunkt, in dem das Produkt in 
Verkehr gebracht worden ist, nicht erkannt werden konnte. 
Diese generell sinnvolle und gut begründete Ausnahme soll 
Jetzt willkürlich und einzig für Medikamente gestrichen wer­
den. Ich werde ausführen, weshalb dies unvernünftig, unver­
hältnismässlg und ungerechtfertigt ist. 
In der Kommission ist geltend gemacht worden, dass der 
Ausschluss des Entwicklungsrisikos für Schadenfälle wegen 
Medikamenten dazu führen würde, dass sich die Industrie 
mit dem Hinweis auf das Entwicklungsrisiko immer aus der 
Verantwortung schleichen kann. Tatsache ist, dass es für die 
Herstellerin bei der geltenden Regelung sehr schwierig ist, 
die Haftpflicht mit dem HinweiS auf das Entwicklungsrisiko 
abzulehnen. 
Worum geht es beim Entwicklungsrisiko überhaupt? Grund­
satzllch geht es um zwei Dinge: 
1. In der ersten Phase geht es um die klinische Entwicklung 
eines Medikamentes. Tritt während der klinischen Prüfung 
eine bestimmte NebenWirkung noch nicht auf und ist diese m 
der Literatur zur betreffenden Substanz noch nicht doku­
mentiert, gilt diese Nebenwirkung als Entwicklungsrisiko im 
Sinne von Artikel 5 des Produktehaftpflichtgesetzes. Umge­
kehrt bedeutet das aber auch, dass die im Zeitpunkt der 
Markteinführung bekannten Nebenwirkungen kein Entwick­
lungsrisiko sind. Weist die Herstellerin im Beipackzettel nicht 
auf die ihr bekannten Nebenwirkungen hin - selbst wenn die 
Wahrscheinlichkeit, dass die Nebenwirkungen auftreten, ge­
ring ist -, liegt eine Verletzung der Sorgfaltspflicht vor. Die 
Herstellerin haftet für den Schaden, den das von ihr vertrie­
bene Medikament verursacht hat. Das ist der Grund dafür, 
dass sich Beipackzettel von Medikamenten oft Wie Warnun­
gen vor einem hochgiftigen Produkt lesen. 
2. Die zweite Phase setzt ein, sobald das Arzneimittel in Ver­
kehr gebracht wird. Auch hier gelten strenge Massstabe. 
Wer bei begründetem Verdacht auf bisher nicht bekannte 
unerwünschte Wirkungen nicht rasch Massnahmen ergreift, 
wie z. B. Brief an Ärzte, Änderung des Beipackzettels, im 
Extremfall sogar Rückruf des Medikamentes, verletzt seine 
Sorgfalts pflicht und haftet. 
Die Herstellerin kann sich ihrer Verantwortung auch nicht 
damit entziehen, dass sie auf die amtliche Zulassung eines 
Produktes verweist. Gerade weil die Beweislast bei der Her­
stellenn liegt und die Anforderungen an den Ausschluss des 
EntwIcklungsrisikos sehr hoch Sind, wiegen die Gründe 
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schwer, die gegen den vorgeschlagenen neuen Artikel aOa 
sprechen - ein Artikel, der in der Kommission mit grosser 
Mehrheit im letzten Moment durchgegangen ist. Viele Kom­
missionsmitglieder waren sich Im Moment der Diskussion 
gar nicht bewusst, welche Tragweite dieser Entscheid hat. 
Der Grund für die heutige Regelung ist der, dass sonst die 
Innovationsfreudigkeit der Industrie gehemmt werden 
könnte; dies ist vor allem bei Arzneimitteln sehr wichtig. Be­
reits heute belaufen sich die Kosten für die Entwicklung ei­
nes neuen Arzneimittels auf mehr als 500 Millionen Franken. 
Betroffen von der Diskussion um das Entwicklungsrisiko sind 
vor allem die kleinen und mittleren Produktionsbetriebe, weil 
sie Probleme mit der Verslcherbarkeit erhalten könnten. Das 
Problem ist dabei weniger, dass die Entwicklungsnslken zu 
gross sind, als dass sie definitionsgemäss ungewiss und un­
vorhersehbar sind und deshalb hohe Versicherungsprämien 
zur Folge haben. Es kann durchaus sein, dass ein kleines 
oder mittleres Unternehmen gar keinen Versicherer mehr 
findet. 
Gegen Artikel aOa spricht auch, dass damit einzig die Her­
steller von Arzneimitteln und Medizmprodukten betroffen 
werden; alle übrigen Hersteller haften weiterhin nicht fur das 
Entwicklungsnslko. Diese Sonderbehandlung der Pharma­
branche - eine fur die Schweizer Wirtschaft wichtige Bran­
che - ist aus Sicht der Rechtsgleichheit bedenklich. 
Ich versuche zusammenzufassen: Mit dem Artikel aOa könn­
ten Patienten aus Italien, Frankreich oder England in der 
Schweiz gegen schweizerische Pharmafirmen für etwas 
klagen, das in ihrem Land gar nicht klagbar ist. Eine solche 
Bestimmung ist unvernünftig, unverhältnismässig und wirt­
schaftspolitisch unverantwortlich. Ich beantrage Ihnen des­
halb die ersatzlose Streichung von Artikel aOa, denn die 
geltende Produktehaftpflicht - reVidiert 1995 - genügt voll­
auf. 

Polla Barbara (L, GE): Je ne vals rien repeter puisque je 
vais dire en fran9ais ce que M. Gysin vient de dlre en alle­
mandl 
La responsabilite, c'est bien. Mais meme pour la liberale qui 
vous parle, une responsabilite qui ne peut reellement etre 
assumee, c'est contreproductif. Or, les responsabilltes qu'on 
fait peser sur les entreprises, par I'intermedlaire de I'arti­
cle aOa, ne peuvent etre raisonnablement assumees par 
elles. C'est la raison pour laquelle, au nom du groupe liberal 
et dans le sillage de M. GysIn, je vous demande de suppn­
mer cet article. 
En effet, nous ne pouvons pas dem an der a nos entreprises, 
et en particulier aux plus petites d'entre elles, d'assumer le 
risque associe au developpement des produits, alors que 
dans la majorite des pays de l'Unlon europeenne, les entre­
prises ne sont pas responsables de ce risque. II n'est pas 
ralsonnable que nous suscitions, en voulant iHre, comme 
trop souvent, plus royalistes que le roi, le hara-kiri de nos 
PME qui s'engagent et s'impliquent avec beaucoup de cou­
rage dans !'innovation Non, ce n'est pas raisonnable de dis­
criminer de la sorte la branche pharmaceutique suisse et 
son potentiel de developpement. C'est reellement d'une dis­
crimination dont il s'agirait, puisque les fabricants d'autres 
produits que les medicaments et les produits medicaux ne 
sont pas responsables du risque de developpement. 
L.:autre risque, le risque bien trop grand, c'est celui que nos 
Industries, petites et grandes, decouragees par le peu de 
cas que nous faisons d'elles, delocalisent et se retrouvent ne 
serait-ce que de I'autre cote de la frontiere, la ou le risque de 
developpement ne leur est pas Impute. Soyons severes, cer­
tes, mais discrimlnatoires, non. 
Je vous invite a blffer I'article aOa de la loi sur les produits 
therapeutiques. 

Gross Jost (S, TG): Ich bitte Sie im Namen der SP-Fraktion, 
sich der Mehrheit anzuschliessen. Die Kommission hat mit 
sehr grosser Mehrheit - mit 21 zu 1 Stimmen - diesem 
neuen Artikel zugestimmt, der eine rudimentäre Grundlage, 
nicht eine uberdimensionierte, sondern eme minimale 
Grundlage fur die Heilmittelhaftung schafft: 

~eUJd 

Es besteht eme Haftungslücke. Die Produktehaftpflicht - das 
wurde bereits eingestanden - schliesst Entwicklungsrisiken 
aus, das helsst, sie haftet nicht für Risiken, die während der 
Phase der klinischen Erprobung für die Pharmaindustrie ob­
JektiV nicht voraussehbar waren. Das ISt nun aber gerade der 
häufigste Haftpflichtfall. In der Regel - ich würde behaupten, 
in 90 Prozent aller Fälle, wo Heilmittelschäden zu diskutie­
ren sind - sind es effektiv Entwicklungsrisiken. Aus der Ge­
schichte kennen wir den tragischen Fall des Arzneimittels 
Contergan. Das war ein Fall, der viele Länder beschäftigt 
hat, em Fall, der viele Länder dazu gezwungen hat, diese 
Haftungslücke durch eine besondere Norm zu schliessen, 
weil hier das Entwicklungsnslko voll auf den Patienten 
durchgeschlagen hat. 
Es gibt zwei ganz wesentliche Widerspruche, die wir im Heil­
mittel gesetz bestehen lassen, wenn wir diese Lucke nicht 
schliessen. Der erste Widerspruch ist, dass wir im Rahmen 
der klmischen Erprobung eine volle Entschädigungspflicht 
für RiSiken - auch für Entwicklungsrisiken - haben, die im 
Bereich der klinischen Erprobung auftreten. Ich verweise Sie 
auf Artikel 53 Absatz 1 Litera b HMG. Warum soll wahrend 
der Phase der klinischen Erprobung weitergehend gehaftet 
werden als nach der Zulassung des Heilmittels durch die zu­
ständige Behörde? 
Ein weiterer Widerspruch: Wir haben nach der bundesrätli­
chen Fassung in Artikel ao HMG eme Institutshaftung, eine 
Haftung des zuständigen Organs, die auf das Verantwort­
lichkeitsgesetz des Bundes verweist. Das Verantwortlich­
keitsgesetz des Bundes sieht in diesem Bereich eine 
Kausalhaftung vor. 
Damit könnte es ähnlich wie bei der Gen-Lex so sein, dass 
der Bund über die Institutshaftung subSidiär für das Institut 
weiter gehend, also nach einem schärferen Massstab, haftet 
als die Pharmaindustrie, die das Medikament In Umlauf ge­
bracht hat. Es darf und kann doch nicht sein, dass der Bund 
über die Haftung des Institutes unter Umständen stärker haf­
tet als die Pharmaindustrie, die diese Produkte in Umlauf 
bnngt. 
Dieses Gesetz dient nach dem ausdrücklichen Zweckartikel, 
Artikel 1, auch und prioritär dem Patientenschutz. Aber die 
Internalisierung dieser Entwicklungsrisiken in eine Haftungs­
bestimmung ist auch ein urliberales Anliegen. Es kann nicht 
sein, dass die Entwicklungs- und Forschungsnslken auf 
diese Art und Weise auf die Allgemeinheit, Vielleicht auf den 
Bund, aber sicher auf den Patienten und die Patientin über­
wälzt werden. 
Es ist keineswegs so - wie hier der Eindruck erweckt wird -, 
dass andere Staaten das nicht tun. Natürlich hat nicht jeder 
Staat eine scharfe Kausalhaftung, aber wenn Sie beispiels­
weise die Regelung von Deutschland betrachten, wo es ein 
eigenes SpezIalgesetz für solche Fälle gibt, dann sehen Sie, 
dass Deutschland sehr viel weiter geht, mdem beispiels­
weise auch eine Beweislastumkehr und andere Bestimmun­
gen zugunsten des Patienten bestehen. Deshalb Ist das, 
was wir hier ganz bescheiden erreichen wollen, im Grunde 
genommen eine Anfrage an den Bundesrat, diese Haftungs­
regel, die im ganzen Gesetz kongruent ist, zu prüfen. Das 
strapaziert diesen Massstab uberhaupt nicht. 
Entscheiden Sie deshalb hier für einen wohlverstandenen 
Patientenschutz, wie er im Zweckartikel dieses Gesetzes 
ausdrücklich vorgesehen ist. 

Randegger Johannes (R, 8S): Die FDP-Fraktion unterstützt 
die Streichungsanträge Polla und Gysin Hans Rudolf, weil 
sie davon überzeugt ist, dass die klinische Prüfung von Arz­
neimitteln sorgfältig und nach internationalen Standards 
ausgeführt wird. Wenn ein Arzneimittel für den Markt zuge­
lassen wird, dann ist der Hersteller auch verpflichtet, in der 
weiteren Phase der Anwendung des Arzneimittels laufend 
Nebenwirkungen zu überprüfen. Wenn neue Nebenwirkun­
gen bekannt werden, dann ist der Hersteller verpflichtet, der 
Gesundheitsbehörde eine entsprechende Meldung zu ma­
chen. Dann kommt es eben auch zum Rückzug dieser Medi­
kamente. 
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Artikel 80a wurde in der Kommission wirklich m letzter Mi­
nute beantragt, ungefähr eine halbe Stunde vor Schluss der 
Bearbeitung des Heilmittelgesetzes, so dass man dazu 
keine Experten mehr befragen konnte. Wenn wir hier etwas 
über das Knie brechen, dann benachteiligen wir nicht nur die 
schweizerische Pharmaindustne, sondern wir benachteili­
gen auch die KMU, die im Forschungsbereich neue innova­
tive Produkte auf den Markt bringen würden. Es sind dann 
eben diese Unternehmen, die mit der Versicherbarkeit Pro­
bleme haben, weil es in der Natur des Entwicklungsnsikos 
liegt, dass nicht vorhersehbar ist, was passieren kann. Es ist 
nicht die Grösse, sondern es Ist die Unvorhersehbarkeit, und 
dementsprechend werden natürlich die Versicherungen sehr 
viel höhere Pramien verlangen. Diese verunmoglichen es 
praktisch den kleineren und mittleren Unternehmen, inno­
vative Arzneimittelforschung, innovative ArzneImittelherstel­
lung in der Schweiz zu betreiben. 
In der EU bzw. im EWR haften die Hersteller nicht für das 
EntwicklungsrIsiko; Ausnahmen sind die Länder Luxemburg, 
Norwegen, Spanien und Finnland. Es kommt nicht von un­
gefähr, dass diese Länder keine nennenswerte Pharmain­
dustrie haben. 
Bitte bedenken Sie bei Ihrem Abstimmungsentscheid, ob Sie 
die schweizensche Pharmaindustrie innovationshemmend 
bestrafen wollen, ob Sie sie gegenüber der ausländischen 
Pharmaindustrie diskriminieren wollen und ob Sie vor allem 
den KMU im Pharmabereich einen Bärendienst erweisen 
wollen. 
Die FDP-Fraktion unterstützt die bei den Streichungsanträge 
voll. 

Bortoluzzi Toni (V, ZH): Ich bin eigentlich froh, ist die ganze 
Frage aus der Mitte des Rates nochmals zur Diskussion ge­
steilt worden. Es wurden Informationen vermittelt, die wir, so 
meme ich, in der Kommission nicht hatten. Es kommt zum 
Ausdruck, dass wir bei unserem Entscheid, der in der Kom­
mission Ja ohne Opposition gefallen ist, offensichtlich nicht 
auf alle diese Punkte eingehen konnten. Deshalb ist es gut, 
dass die Diskussion über die Haftungsfrage hier stattfindet, 
weil für die Betriebe, die bei uns angesiedelt sind, entschei­
dendist. 
Offensichtlich ist es eben nicht ganz so, wie uns das Ganze 
in der Kommission erläutert worden 1St. Eine Sonderbestim­
mung, wie wir sie hier im Heilmittelgesetz vorgesehen ha­
ben, scheint mindestens ohne tnftlgen Grund zu sein: Die 
Produktehaftpflicht soll für alle Betriebe und Produzenten die 
gleiche Gültigkeit haben; ein schärferer Massstab drängt 
sich nicht auf. 
Bei dieser Gelegenheit zum Schluss noch ein Wort zum Ho­
helied der KMU: Wir singen Ja dieses Hohelied Immer wieder 
von allen Seiten. Offensichtlich haben wir nun hier ein Bei­
spiel dafür, wie wir - mit dem Entscheid der gesamten Kom­
mission - die kleinen und mittleren Betnebe unnötigerweise 
und fast unbewusst in Schwierigkeiten bringen können, weil 
solche Sonderbestimmungen gerade die Kleinen besonders 
treffen, weil das Versichern dieser besonderen Haftung fur 
diese Betriebe fast nicht möglich ist. 
Ich möchte Sie also bitten, beim Vorschlag des Bundesrates 
zu bleiben. Der Bundesrat hat Ja in seinem Antrag eine Re­
gelung vorgesehen, die genügt. Auf den Kommissionsent­
scheid ist zu verzichten und den Anträgen Polla und Gysin 
Hans Rudolf die Zustimmung zu geben. Die SVP-Fraktion 
wird diese Anträge unterstutzen. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: In der Tat hat 
die Kommission mit einer erdrückenden Mehrheit von 21 zu 
1 Stimmen beschlossen, eine explizite Haftungsregelung im 
Heilmittelgesetz zu verankern. Mit diesem Artikel Wird zu­
nächst nichts anderes als das, was bereits heute gilt, darge­
stellt, namllch dass das Produktehaftpflichtgesetz anwend­
bar ist. Die Neuerung liegt materiell darin, dass über diese 
Haftung gemäss Produktehaftpflichtgesetz hinaus auch das 
EntwIcklungsrIsiko In die Haftung emgeschlossen Wird. 
Heute kann der Hersteller den - allerdings schwierig anzu­
tretenden - Beweis erbringen, dass der Produktefehler zum 
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Zeitpunkt des In-Verkehr-Bringens nach dem Stand der Wis­
senschaft und Technik nicht erkannt werden konnte. Wenn 
er diesen Beweis erbringen kann, führt dies zum Ausschluss 
der Haftung, das heisst, der Hersteller muss das Entwick­
lungsrisiko nicht tragen und haftet deshalb nicht. 
Die KommiSSion ist Sich dessen bewusst, dass dieser Aus­
schliessungsbeweis an sich schwer zu fuhren ist, und sagt 
eben deshalb: Wenn schon ein kaum fassbares Kriterium 
die ohnehm schmale Trennlinie über Haftung und Nichthaf­
tung Zieht bzw. über das Vorliegen der Haftung entscheidet, 
ISt es umso berechtigter, hier zugunsten der Geschädigten 
Klarheit zu schaffen. 
Die Kommission der Europäischen Union ist in ihrem Grün­
buch «Die zivilrechtliche Haftung für fehlerhafte Produkte» 
vom 28. Juli 1999 genau zu dieser Einsicht gelangt. Sie hat 
nämlich festgestellt, dass eine erste Bewertung der prakti­
schen Bedeutung dieses Haftungsausschlusses zeige, dass 
es nicht einfach zu beweisen sei, dass der Fehler aufgrund 
der verfügbaren wissenschaftlichen und technischen Kennt­
nisse zum Zeitpunkt der Vermarktung nicht erkennbar war. 
Sie kennen die Beispiele: Contergan etwa, und später auch 
die HIV-verseuchten Blutkonserven. Da hat in Frankreich 
das ZIVilgericht den Haftungsausschluss verweigert und ge­
sagt: Die Hersteller dürfen sich nicht auf das Entwicklungsn­
siko berufen und damit Ihre Haftung ablehnen. Auch in den 
USA, wo Sammelklagen über die Haftungsfrage geführt wer­
den, ist die Rechtslage nicht so klar. Es ist jedenfalls nicht 
so, dass man sagen könnte, nach der dortigen ReChtspre­
chung sei das Entwicklungsrisiko als Haftungsausschluss 
anerkannt. 
Mit anderen Worten: Die Kommission Ist eigentlich der Auf­
fassung, dass dieser Entlastungsbeweis bereits heute nach 
dem Produktehaftpflichtgesetz - also nach geltendem 
Recht - schwierig zu führen ist und dass er von Zufälligkei­
ten im Einzelfall abhängen kann. Sie ist der Auffassung, 
dass man aufgrund dieser Ausgangslage bei der Güterab­
wägung, die sich hier stellt - weil es um Gesundheit, Leib 
und Leben emerseits und um die Wirtschaftliche Frage des 
Haftungsausschlusses für die Herstellung eines Produktes 
andererseits geht -, die zugegebenermassen bestehenden 
gewissen wirtschaftlichen Nachteile für die Hersteller in 
Kauf nehmen und sich für eine klare Regelung entscheiden 
soll. Die vorgeschlagene Haftungsnorm zugunsten der Ge­
schädigten und damit gegen den Haftungsausschluss be­
seitigt diese schwierige Gratwanderung und legt fest, dass 
das EntwicklungsrisIko ebenfalls in der Haftung einge­
schlossen ist. 
Nach dem europäischen Recht ist diese weiter gehende 
Haftung für das Entwicklungsrisiko zulässig. Verschiedene 
EU-Staaten haben von dieser Möglichkeit Gebrauch ge­
macht, allen voran unser Wichtigster WirtSChaftspartner 
Deutschland, aber auch, es ISt gesagt worden, Finnland und 
Luxemburg. Diese Staaten haben das Entwicklungsrisiko mit 
spezialgesetzlichen Vorschriften ausdrücklich in die Haftung 
eingebunden. 
Zusammenfassend: Die Kommission ist nicht der Meinung, 
dass wir hier emen Alleingang machen, dass wir uns quasi 
zum Fenster hinauslehnen, sondern dass wir etwas tun, das 
zur Klärung einer schwierigen Haftungsfrage beiträgt. Wenn 
'die Versicherungsprämien für die Abdeckung der Entwick­
lungsnsiken ins Gewicht fallen, dann zeigt das nichts ande­
res, als dass hier ein effektives, in der Praxis bedeutsames 
Risiko besteht. 
Wir smd der Auffassung, dass es auch aus Wirtschaftlichen 
Gründen richtig ist, wenn man das Haftungsrisiko im Markt­
preis des Produktes einschliesst. Das schützt schlussend­
lich auch die KMU, die Hersteller, weil das Produkterisiko im 
Preis aufgefangen wird. Wenn für alle das Gleiche gilt, ent­
stehen keine Markzverzerrungen, und das Publikumsver­
trauen in das Heilmittel wird gestärkt. Wo es nichts zu 
versichern gibt, Herr Gysin, müssen Sie auch keine Prämien 
bezahlen. Wenn jedoch ein Risiko gegeben ist und dieses 
RiSiko von den Versicherungen als erheblich eingestuft wird, 
dann entspncht das Risiko dem Prämienaufwand, der als 
Preis für die Risikoabdeckung eingefordert wird. Auch aus 
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diesem Grund halten wir dafür, dass es sich rechtfertigt, die­
ses Hauptrisiko bei der Entwicklung neuer Arzneimittel In die 
Haftung einzubinden und es nicht zulasten der Geschadig­
ten auszuschliessen, die mit solchen Schäden konfrontiert 
sein konnen, wie das bei diesem sehr traungen, ja tragi­
schen Fall der Contergan-Kinder der Fall war. 

Dreifuss Ruth, conseillere tederale: 21 voix contre 1 en com­
mission, et contre le Conseil federal: pendant les discus­
sions en commission, je m'etais appuyee sur les disposi­
tions actuelles de la responsabilite du fait des produits et la 
discussion qui avait eu lieu en 1993 sur la revision de la 101 
sur la responsabilite. Dans ce cadre, on avalt tranche contre 
la responsabilite en phase de developpement. 
Nous nous sommes engages, devant la commission, a es­
sayer d'en savoir un peu plus, en particulier sur les autres 
pays europeens. Nous devons constater qu·e c'est un sujet 
qui est en evolution. IIl'est sur le plan europeen, en ce sens 
que la revision des directives sur ce sujet n'a pas encore 
aboutl. 11 y a une discussion sur le plan europeen, et nous 
voyons que la proposition de votre commission est en fait 
perceptible, mais que la situation est tres differente d'un 
pays a I'autre. 11 y ades pays qui nous ressemblent et qui ont 
une industrie pharmaceutique, comme l'Allemagne qui a in­
troduit la responsabilite sous forme d'une 101 speciale dans 
le domaine des medicaments; la France, cela a ete evoque, 
I'a introdUite pour les produits issus du propre corps, ce qui 
est une consequence directe de la discussion sur le sang 
contamine. 
Le Conseil tederal est interesse a poursuivre la discusslon et 
I'etude. La decision de ce Conseil ne devrait pas bloquer la 
suite de la reflexion. Elle sera forcement repnse au Conseil 
des Etats sur la base d'une analyse que nous sommes en 
tram de refaire avec les autres departements concernes, en 
particuller le Departement federal de justice et police. En 
d'autres termes, Je retire la defense farouche que j'avais faite 
contre la proposition de la commission, tout en reconnais­
sant qu'elle ne peut pas iHre consideree aujourd'hui comme 
une solution ideale. Le debat doit se poursuivre et nous 
nous engageons a fournir a la commlssion du Conseil des 
Etats tous les elements dont elle pourralt avoir besoin pour 
reprendre cette question. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nomlnatlf: Beilage - Annexe 99.020/291) 
Für den Antrag Gysin Hans RUdolflPolia .... 107 Stimmen 
Für den Antrag der Kommission .... 63 Stimme;, 

S;~ r,V"D"( 
Art. 81-85 S. ~f ·1 ~D 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 86 
Antrag der KommiSSion 
Abs. 1 

g. am Menschen einen klinischen Versuch durchführt oder 
durchführen lässt, der den Anforderungen dieses Gesetzes 
nicht entspricht. 
Abs.2,3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 86 
Proposition de la commiss/On 
AI. 1 

g. effectue ou laisse effectuer sur l'iHre humaln un essai cli­
nique qui ne satisfait pas aux exigences de la presente loi. 

AI.2,3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 87-93 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commlssion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 94 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3-5, 7 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
.... bleiben 7 Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes gültig; 
die Arzneimittel können innert 2 Jahren nach Ablaufen der 
Übergangsfnst vom Institut zugelassen werden. 
Abs.6 
.... Arzneimitteln biS 7 Jahre nach .... 

Antrag Freund 
Abs.2 
.... bleiben 10 Jahre nach Inkrafttreten .... 
Abs.6 
.... Arzneimitteln bis 10 Jahre nach .... 

Art. 94 
Proposition de la commission 
AI. 1,3-5, 7 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 2 
.... sont valables 7 ans a compter de la date de I'entree en vi­
gueur de la presente loi; les medicaments peuvent iHre auto­
rises par I'institut dans les 2 ans apres I'ecoulement du delai 
transitolre. 
AI. 6 
.... dans le delai de 7 ans a compter .... 

Proposition Freund 
AI. 2 
.... so nt valables 10 ans a compter .... 
AI. 6 
.... dans le delal de 10 ans a compter .... 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Sie haben von der 
Korrektur der Fahne mit Bezug auf den Antrag der Kommis­
sion Kenntnis genommen. 

Freund Jakob (V, AR): In Artikel 94 werden die Übergangs­
fristen für die kantonalen Zulassungen und die Abgabebe­
rechtigung geregelt. Die Kommission hat diese Frist auf 
7 Jahre festgelegt. Ich lege ihnen in drei Punkten dar, wes­
halb diese Ubergangsfnst auf mindestens 10 Jahre festge­
legt werden muss. 
1. Im ganzen Heilmittelgesetz sollten alle Ubergangsfristen 
einheitlich geregelt werden. Sie haben in Artikel 12, bei der 
Schutzdauer von Originalpräparaten bei einer Zweitanmel­
dung, auch eine zehnjährige Übergangsfnst beschlossen. 
Darum ist in Artikel 94 die gleiche Überl;1.angsfrist angezeigt. 
2. In Absatz 6 wird eine grundlegende Anderung in der Ab­
gabeberechtigung festgelegt. Damit werden für zahlreiche 
KMU einschneidende Strukturanpassungen unumgänglich. 
Betroffen sind vor allem kleinere Familienbetriebe, die mehr­
heitlich Lehrstellen anbieten. Um diesen Betrieben eine ver­
nünftige und sozialverträgliche Strukturanpassung zu er­
moglichen, muss die Übergangszeit auch deshalb auf 
mindestens 10 Jahre festgelegt werden. 
3. Absatz 2 schreibt die neue ZulassungspraxIs vor. Es ist 
voraussehbar, dass mit der neuen Zulassungspraxis die Zu­
lassungsbehörde in der Anfangsphase total überlastet sein 
Wird. Allein aus dem Kanton Appenzell Ausserrhoden wer-
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den etwa dreitausend Präparate für die neue Zulassungs­
prüfung angemeldet. Die vorgesehenen 7 Jahre genügen 
mit Sicherheit nicht, um alle Zulassungen fristgerecht ertei­
len zu können. Wie einem Rechtsgutachten von Dr. Auer zu 
entnehmen ist, mussten auch in Deutschland und in den 
USA Im Fall von grundlegenden Änderungen in der Zu las­
sungspraxis - aufgrund der Überlastung der Zulassungsbe­
hörden, aber auch aus wirtschaftlichen Gründen - Uber­
gangsfristen von 15 Jahren gewährleistet werden. 
Mit diesem Gesetz werden viele Betriebe, vor allem Famili­
enbetnebe im ländlichen Raum, benachteiligt. 
Die meisten von Ihnen haben im Wahlkampf versprochen, 
sich für die Verbesserung der Rahmenbedingungen der 
KMU einzusetzen. Jetzt bietet sich Ihnen eine Gelegenheit, 
Ihr Versprechen einzuhalten. 
Stimmen Sie meinem Antrag zu, helfen Sie mit, dass das 
Heilmittelgesetz kein KMU-Killer-Gesetz wird. 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Herr Freund, wir 
haben Ihrem Anliegen voll Rechnung getragen. Vergegen­
Wärtigen Sie sich Folgendes: Mit dem Kompromiss, der in 
der Kommission einstimmig gefällt worden ist, haben wir im 
Grunde genommen die Frist für den Übergang auf 7 Jahre 
erstreckt. Wenn diese 7 Jahre abgelaufen sind, haben die 
KMU noch 2 Jahre, um ihr Heilmittel bewilligen zu lassen. 
Das macht total dann praktisch 9 Jahre Übergangszeit. 
Nun können Sie einwenden, jede Frist sei irgendwie willkür­
lich, und man müsse sie halt so oder anders festlegen. Aber 
Sie können nicht behaupten, die Anpassungsfrist sei über­
aus kurz. Insgesamt stehen ja 9 Jahre zur Verfügung, wenn 
Sie die gesetZliche Regelung bis auf den letzten Tag ausrei­
zen. Irgendwann kommt dann ohnehin der Zeitpunkt, an 
dem das neue Gesetz für alle Gültigkeit haben soll. 
Wir halten dafür, dass wir Ihrem Anliegen, das wir als legitim 
und berechtigt betrachtet haben, genügend entgegenge­
kommen sind und dass das HeilmIttelgesetz deshalb keines­
wegs ein "KMU-Klller» ist. Woher Sie das gerade bei dieser 
Bestimmung nehmen, ISt für mich, Herr Freund, nicht ganz 
nachvollziehbar. 
Ich bitte Sie, den Antrag Freund abzulehnen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Vous I'avez entendu, le 
Conseil federal prevoyait une periode de transition de 5 ans. 
Apres discussion dans la commission, nous I'avons fixee a 
7 ans. Nous avons voulu le faire dans le sens d'un compro­
mis et d'une recherche de la duree optimale. Doubler tout 
slmplement ce que nous envisagions initialement, c'est vrai­
ment aller trop loin. Cela ne correspond pas aux besoins des 
entreprises en question. 
Qu'est-ce qui doit iHre fait pendant ces 5 ans, ou ces 7 ans 
maintenant? Ces entreprises doivent savoir si elles veulent 
annoncer leurs produits a I'institut et donc developper les 
documents qui sont necessaires pour un enregistrement, ou 
si elles veulent retirer leurs produits du marche. Les person­
nes doivent egalement, soit completer leur formation, soit 
trouver un emploi ou une forme d'entreprise qui leur per­
mette de poursuivre le travail avec une formation insuffi­
sante. En d'autres termes, cette periode de transition doit 
permettre effectivement I'adaptation des entreprises aux 
nouvelles exigences, mais certainement pas de maintenir 
pour une longue periode le rapport de competence actuel 
qui est insatlsfaisant. 
Je vous prie de soutenir la proposition de la majorite de la 
commission. 

Abs. 1, 3-5, 7 - AI. 1, 3-5, 7 
Angenommen - Adopte 

Abs.2, 6-AI. 2, 6 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 113 Stimmen 
Für den Antrag Freund .... 41 Stimmen 
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Art. 95 
Antrag der KommiSSIon 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts 
Abrogation et modification du droit en vigueur 

Zift. 1; 2 Art. 1 Bst. h, 11a, 11c, 11e 
Antrag der KommiSSIon 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.1; 2 art. 1 let. h, 11a, 11c, 11e 
Proposition de la comm/ssion 
AdMrer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Zift. 2 Art. 11 b 
Antrag der KommIssion 
Abs.1 
Das Departement listet durch Verordnung die Mittel und die 
Methoden auf, deren .... 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.2 art. 11b 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Le departement dresse, par voie d'ordonnance, la liste .... 
AI. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 2 Art. 11d 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Der Bund kann die zuständigen Kontrollorgane für die 
Dopingkontrollen finanziell unterstützen. 
Abs.3 
Der Bundesrat regelt die Mindestanforderungen an die Kon­
trollen sowie deren Überwachung. Bei .... 

Ch. 2 art. 11d 
Propositton de la commission 
AI. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 2 
La Confederation peut soutenir financierement les instances 
de contröle responsables en matiere de contröle antido­
page. 
AI. 3 
Le Conseil federal fixe les exigences minimales auxquelles 
doivent satisfaire les contröles et regle leur surveillance .... 

Angenommen - Adopte 

Zift. 3-5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.3-5 
ProposItion de la commission 
AdMrer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 
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Zift.6 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Menetrey-Savary 
Art. 8 Abs. 6 
Der Bundesrat kontrolliert, insbesondere über Werbebe­
schränkungen, die ZUlassung von Lebensmitteln, die: 
a. für Menschen bestimmt sind, die .... 
b. mit einem Hinweis auf besondere heilende und ernäh­
rungsphysiologische Wirkungen angepriesen werden. 

Ch.6 
Proposition de la commission 
AdMrer au projet du Conseil federal 

Proposition Menetrey-Savary 
Art. 8 al. 6 
Le Conseil federal contröle la mise sur le marche, notam­
ment en limltant la promotion publicltalre, de denrees ali­
mentaires: 
a. destinees aux personnes .... 
b. qui sont prönees a la vente avec la mention d'effets tMra­
peutiques et nutritionnels particuliers. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): 11 faut que je 
rassemble tout mon courage pour perseverer a vous faire 
des propositions, etant donne que les circonstances me so nt 
nettement defavorables - non pas les circonstances, mais 
vous -, mais je le fais quand meme, parce que je pense que 
la sante publique vaut bien cet effort. Apropos de la loi sur 
les denrees alimentaires, on pourrait faire la remarque que 
le marche de la sante explose de tous les cötes. Avec ce 
qu'on appelle les alicaments, les produits probiotiques, les 
nutriments, ou le «functional food», on entre dans un monde 
de haute technologie qui melange aliments et medicaments. 
Migros, Novartis, Nestle et d'autres s'y rencontrent et leurs 
efforts generent des profits prometteurs: pour Novartis, 17 
milliards de francs dans le «functional food» pour 1996; on 
en espe re 31 en 2002 et 50 en 2010. La technologie de I'ali­
mentation remplace petit a petit I'alimentatlon tradltlonnelle, 
si bien que, comme le dit d'ailleurs l'Assoclatlon des droguis­
tes, «dans un avenir tres proche, le ellent ne saura plus s'll 
mange un aliment ou s'i! prend un medicament». Pour moi, 
c'est I'aboutlssement extreme de la tendance a amener les 
bien portants a se soigner. 
La aussi, la publicite teievIsee va a I'encontre de tout ce 
qu'on cherche a faire dans I'education a la sante, et dans 
tout ce a quoi la loi voudrait contribuer par rapport a la pro­
tection et aussi a la responsabilisation du consommateur. 
Vous avez peut-etre vu cette publicite pour les yogourts LC1 
qui se termine par le slogan: «Je ne sais pas comment 9a 
marche, mais 9a marche!» Cela rappelle une pUblicite de 
Kodak: «Vous pressez le bouton, on s'occupe du reste!» 
Eh bien, nous ne voulons pas d'une sante presse-bouton, et 
nous estimons que ce marcM doit pouvoir etre contröle. 
C'est pourquol nous demandons un renforcement des dispo­
sitions de I'article 8 alinea 6 de la loi sur les denrees alimen­
tal res en disant: «Le Conseil federal contröle la mise sur le 
marche, notamment en Iimltant la promotion pUblicitaire, de 
denrees alimentalres: a. destinees ... ; b. qui sont prönees a 
la vente avec la mention d'effets therapeutlques et nutrition­
nels particuliers.» 
J'espere que cette fois vous aurez ete convaincus et que 
vous voterez cette proposition. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: 
Comme Mme Menetrey-Savary est condamnee a defendre 
son amendement malgre le peu de succes que les prece­
dents ont rencontre, je me trouve dans la situation de devoir 
dire au nom de la commlssion, mame si nous n'en avons 
pas parle, qu'il semble preferable de rejeter cet amende­
ment. C'est en tout cas I'avis de la commission, mame s'iI 
est vrai que le prObleme souleve est un probleme Important 
au regard de la definition de ce qu'est un medlcament ou de 
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ce qu'est un aliment qui aurait des vertus therapeutiques. 
J'aimerais signaler a cet egard qu'un groupe de travall a ete 
mis sur pied pour travailier sur cet objet et pour apporter des 
eclalrcissements et des definitions utilisables, qui permettent 
de voir quelle substance entre sous quelle definition. Je 
pense que Mme la conseillere federale va nous donner quel­
ques informations a ce propos. 
Au nom de la commlssion, Je dois vous inviter a rejeter 
I'amendement MenetreY-Savary. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: 11 est clair que tout un 
nouveau domaine est en train de se developper et risque ef­
fectivement de demander des definitions et des legislations 
nouvelles. Pour le moment, et contrairement aux reponses 
un peu desolees que j'ai apportees aux proposItions de 
Mme MenetreY-Savary ces dernieres fois, Je peux dire qu'a 
notre avis, il n'y a pas de lacune. Ce que vous proposez ici 
existe deja en lait a I'artlcle 19 de I'ordonnance sur les den­
rees alimentaires, ou I'on dit bien: 1. «Les denominations 
les indications et les illustrations concernant les denrees ali~ 
mentaires, les emballages .... doivent correspondre a la rea­
lite et exclure toute possibilite de tromperie quant a la 
nature, a la provenance, a la fabrication, a la composition, au 
mode de production, au contenu, a la durabilite, etc. de la 
denree allmentaire en question. Sont notamment inter­
dites .... c. les mentions pratant a une denree alimentaire 
des proprietes favorisant la prevention, le traitement ou la 
guerison d'une maladie de I'homme, ou la presentant 
comme un produit amaigrissant ou suggerant qU'eile pos­
sede ces proprietes.» 2. «Le 1 er alinea s'applique egale­
ment a la publicite.» Ce que vous proposez Iigure donc deja 
a I'article 19 de I'ordonnance sous I'objectif de la lutte contre 
la trompene. Ce que vous apportez ne repond pas au nou­
veau probleme, qui est celui de savoir comment on peut deli­
nir eventuellement des denrees alimentaires qui auraient un 
effet therapeutique avere. Cette nouvelle categorie n'a pas 
encore connu de reglementation. 
La proposition que vous faites ici ne nous aide pas davan­
tage, puisque la question est de savoir s'iI y a un produit qui 
est autre chose qu'une denree alimentaire. En d'autres ter­
mes, votre suggeslion de legislation est deja satlsfaite; le be­
SOln, lui, je ne vois pas tres bien comment le regler, en tout 
cas pas avec votre proposition. La question est de savoir si 
on va voir se developper un nouveau type de produits entre 
la denree alimentaire et le medicament. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 101 Stimmen 
Für den Antrag Menetrey-Savary .... 51 Stimmen 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 7, 8 
Antrag der KommIssion 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.7,8 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 9 Art. 52 
Antrag der KommissIon 
Abs.1 

b. erstellt das Bundesamt gestützt auf eine Beurteilung der 
therapeutisch äquivalenten DOSierung eines Arzneimittels im 
Verhciltnis zu anderen Arzneimitteln gleicher Indikation oder 
Wirkungsweise durch das Schweizensche Heilmittelinstitut 
eine Liste der pharmazeutischen Spezialitäten und konfek­
tionierten Arzneimittel mit Preisen (Spezialitäten liste). Diese 
hat .... 
Abs. 1bis 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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Ch. 9 art. 52 
ProposItion de la commission 
AI. 1 

b. I'office, en se basant sur I'appreclation de l'lnstitut suisse 
des prodUlts therapeutiques du dosage therapeutique equl­
valent d'un medicament par rapport a d'autres medicaments 
de meme Indication ou mode d'action, etablit une liste .... 
AI. 1bis 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 9 Art. 83 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 9 art. 83 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 9 Art. 90 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Unverandert 

Ch. 9 art. 90 al. 1 
Proposition de la commission 
Inchange 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 9 Art. 93 
Antrag der Kommission 

d. als Leistungserbringer die Weitergabe von Vergünstigun­
gen nach Artikel 56 Absatz 3 verhindert. 

Ch.9 art. 93 
Proposition de la commission 

d. refuse de repercuter, en tant que fournisseur de presta­
tions, les avantages qu'iI per90it conformement a I'article 53 
alinea 3. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 10 
Antrag der KommissIOn 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.10 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 11 
Antrag MeIer-Schatz 
Einleitung 
11. Das Kartellgesetz vom 6. Oktober 1995 wird wie folgt ge­
ändert: 
Art. 3 Abs. 2 
Nicht unter das Gesetz fallen Wettbewerbswirkungen, die 
sich ausschliesslich aus der Gesetzgebung über das gei­
stige Eigentum ergeben, soweit sie keine Behinderung von 
Parallelimporten verursachen. 

Antrag Strahm 
Einleitung 
11. Das Bundesgesetz vom 25 Juni 1954 über die Erfin­
dungspatente wird wie folgt geandert: 
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Als Benützung gelten neben dem Gebrauch und der Ausfüh­
rung insbesondere das Feilhalten, der Verkauf, das Inver­
kehrbnngen Im Inland und im EU-/Efta-Raum sowie die 
Einfuhr zu diesen Zwecken. 

Ch.11 
Proposition Meier-Schatz 
Introduction 
11. La 101 du 6 octobre 1995 sur les cartels est modifiee 
comme suit: 
Art. 3 al. 2 
La presente loi n'est pas applicable aux effets sur la concur­
rence qui decoulent excluslvement de la legislatlon sur la 
propriete intellectuelle, a conditlon toutefois qU'lls n'entra­
vent pas les importations paralleles. 

Proposition Strahm 
Introduction 
11. La loi federale du 25 jUin 1954 sur les brevets d'invention 
est modifiee comme suit: 
Art. 8 al. 2 
Outre I'emploi et I'execution de l'inventlOn, I'utilisation com­
prend notamment la mise en vente, la vente, la mise en cir­
culation en SUlsse et sur les territoires de I'UE et de I'AELE, 
et I'importation aces fins. 

Meier-Schatz Lucrezla (C, SG): Letzten Mittwoch stimmten 
Sie meinem ersten Antrag betreffend Artikel 14 zu. Damit 
pladierte ich für eine grundsatzliche Freigabe von Parallelim­
porten, band diese aber an zwei branchenspezifische, d. h. 
auf den Arzneimittelmarkt zugeschnittene Bedingungen, 
nämlich an das Erfüllen der gesundheitspolitischen Zulas­
sungsbedingungen und an die Möglichkeit der Marktschlies­
sung für Pharmazeutika mit wettbewerbsverzerrenden, weil 
subventionierten Preisen. 
Mein vorliegender Antrag will nun den Grundsatz der Zulas­
sigkelt auf andere Produkte ausdehnen. Für dieses Anliegen 
spricht eine leicht erkennbare innere Logik und Konsistenz, 
denn es ist nicht einzusehen, warum Parallelimporte ausge­
rechnet für die besonders sensitiven Heilmittel erlaubt, für 
andere, weniger heikle Produkte aber unterbunden werden 
sollen. 
So wies auch Herr Cueni, Interessenvertreter der Pharmain­
dustrie, in der «NZZ .. vom 20. Februar 1999 darauf hin, Me­
dikamente seien keine Parfums oder Jeans. Dem ist zuzu­
stimmen, aber daraus lasst sich auch ableiten, dass Parfums 
und Jeans erst recht parallel importiert werden dürfen, wenn 
das bei solchen Medikamente unter qualifizierten Auflagen 
der Fall ist. 
Bei einer derartigen Erweiterung der Freizügigkeit bei Pa­
rallelimporten kann der «Iocus legendi .. , also der Ort der 
gesetzlichen Verankerung, nicht das Heilmittelgesetz sein. 
Vielmehr müssen wir, durchaus auf der Linie meiner bisheri­
gen ordnungspolitischen Argumentation, Artikel 3 Absatz 2 
des Kartellgesetzes ändern, mithin jene Bestimmung, die 
aus wettbewerbspolitischer Sicht das Verhältnis zwischen 
Immaterialgüter- und Kartellrecht regelt. 
Die Bestimmung befriedigt in ihrer jetzigen Fassung deshalb 
nicht, weil sie die Frage der Zulässigkeit von Parallelimpor­
ten offen lasst. Zwar hat sich das Bundesgencht für das Mar­
kenrecht und das Urheberrecht für den Grundsatz der 
Internationalen Erschöpfung und damit für eine Untersagung 
von Parallelimportverboten ausgesprochen. Zu einem ande­
ren Ergebnis gelangte es aber bezüglich Patentrecht im Fall 
Kodak. 
Hier und jetzt hatten wir die Chance, im Sinne der Einheit 
der Rechtsmaterie das Spannungsverhältnis zwischen Im­
materialgüterrecht und Wettbewerbs recht einheitlich und 
grundsätzlich zu regeln. Das Bundesgericht hat selber fest­
gestellt, das dieses Spannungsverhaltnis weiterhin besteht 
und wir hier Regelungsbedarf haben. 
Für Arzneimittel sollten und dürften keine liberaleren Einfüh­
rungsnormen herrschen als für andere Produkte. Zudem 
muss zwingend ein derart wichtiges Thema wie jenes der 
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Parallelimporte uniform und klar auf gesetZlicher Ebene an­
gegangen werden. Artikel 3 Absatz 2 sollte somit um den 
Text meines Antrages erganzt werden. 
Angesichts der schwierigen Thematik ersuche ich Sie, Frau 
Bundesrätin, eine Zusatzbotschaft zuhanden des Standera­
tes zu erstellen; damit würde dieser Antrag heute nicht zur 
Abstimmung gelangen, und wir könnten im Rahmen der Be­
ratung des entsprechenden Entwurfs die Frage des Span­
nungsverhältnlsses ZWischen Immatenalgüterrecht und Kar­
tell recht grundsätzlich regeln. 
Andernfalls würde ich diesen Antrag zur Abstimmung brin­
gen lassen. 

Gysin Hans Rudolf (R, BL): Frau Kollegin, Sie verlangen 
mit Ihrem Antrag eine wesentliche Änderung des Kartellge­
setzes. Sie gehen bei Ihrem Antrag vom Abstimmungser­
gebnis von 89 zu 86 Stimmen für die Parallel importe aus. 
Aber so eindeutig war dieses Ergebnis nicht, und Im Stande­
rat werden die Parallelimporte Sicher noch zu reden geben. 
Sind Sie nicht auch der Meinung, dass eine so wichtige 
Frage zuerst von einer KommiSSion vorberaten werden 
sollte, bevor hier der Rat einen so schwerwiegenden Ent­
scheid fällt? 

Meier-Schatz Lucrezia (C, SG): Ich kann mir ohne weiteres 
vorstellen - sofern Frau Bundesratin Dreifuss einverstanden 
ware, eine Zusatzbotschaft zu erstellen -, diesen Antrag zu­
rückzuziehen. Gerne möchte ich noch die Antwort von Frau 
Bundesrätin Dreifuss zu dieser Frage hören. 
Es ist mir klar: Dies wäre eine konsequente, logische Folge 
des ersten Abstimmungsergebnisses. Dass es in diesem 
Rahmen noch eine profunde Diskussion braucht, kann ich 
einsehen. Dennoch möchte ich den Entscheid offen lassen. 

Strahm Rudolf (S, BE): Ich beantrage, im Anhang zum Heil­
mittelgesetz das Patentgesetz zu ändern, um ein Problem 
zu beheben, das erst nach der Kommissionsberatung aufge­
taucht ist. 
Es handelt sich um das gleiche Problem, das Frau MeIer­
Schatz Jetzt aufgeworfen hat. Wir haben aber unterschiedli­
che Konzepte. Frau Meier-Schatz möchte das Kartellgesetz 
ändern, um den Bundesgerichtsentscheid zu «hellen», und 
ich möchte das Patentgesetz ändern, was eine etwas brei­
tere Wirkung hat. Ich gebe zu, dass ich mir selber noch nicht 
im Klaren bin, welche Lösung dann Wirklich die intelligentere 
ist. 
Aber ich möchte jetzt erklären, um was es geht. Wir haben 
uns letzte Woche In Artikel 14 Absatz 2 mit sehr knappem 
Mehr für die Parallelimporte entschieden. Einige Kolleginnen 
und Kollegen haben das mit grosser Erleichterung quittiert. 
Aber ich muss Ihnen sagen, dass die konkrete Wirkung un­
seres Entscheides im Moment bescheiden ist, weil namlich 
die Parallelimporte nur gerade bel den nichtpatentierten 
bzw. bei jenen Produkten zulässig werden, deren Patente 
schon abgelaUfen sind. 
Bei allen Produkten, bei denen das Patent läuft, haben wir 
leider durch den Bundesgerichtsentscheid vom Dezember 
1999 eine zusätzliche Behinderung. Es handelt sich um den 
sogenannten Entscheid Kodak/Jumbo Markt. Das Bundes­
gericht hat zum grossen Erstaunen aller Wettbewerber, zum 
Erstaunen der Wettbewerbskommission, auch zum Erstau­
nen der ganzen Professorenschaft, entschieden, dass der 
Jumbo Markt Zünch, der bis jetzt Kodak-Filme aus England 
importiert hat, diese nicht mehr importieren darf. Dies, weil 
die Kodak-Vertnebsstelle Schweiz nun das Patent der Kodak 
International SA geltend macht und sagt: Wir haben das Pa­
tentrecht für den Markt Schweiz, und wir können die Dlstn­
butlon als Monopolist in der Schweiz betreiben. 
Dieses Urteil Ist sehr weittragend, es gilt nicht nur für die 
Heilmittel, sondern auch für sehr viele andere Produkte, die 
unter dem Patentschutz stehen: für Computerprogramme, 
für Computerspiele, für Autoersatzteile und für viele andere 
Konsumgüter von grossen Konzernen. 
Würde diese Praxis Fuss fassen, ware das nichts anderes 
als eine staatlich verordnete Distributionspolitik in der 
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Schweiz. Wir müssen auf gesetzgeberischem Weg aktiv 
werden; das Bundesgericht selber sagte, es schllesse eine 
gesetzgeberische Lücke. Ich füge an, dass das Bundesge­
richt politisch entschieden hat. 
Wir müssen zwischen der Schweiz und der EU unterschei­
den. Die EU hat keine nationale, sondern eine regionale Er­
schöpfung der Patente, d. h., In der EU sind Parallelimporte 
unter den 15 Ländern zulässig, nur gegen aussen ist dies 
nicht der Fall. 
Zudem haben wir in der Schweiz einen Markt, der lediglich 
7 Millionen Menschen umfasst. Meistens haben die grossen 
internationalen Konzerne einen einzigen Dlstributor In der 
Schweiz. Der kann aufgrund des Bundesgerichtsentschei­
des den schweizerischen Markt praktisch monopolisieren 
und die Hochpreisinsel Schweiz bewahren. In der EU mit 
15 Landern dagegen geht es um einen Markt, der 370 Millio­
nen Menschen umfasst; dort ist eine solche Monopolstruktur 
gar nicht möglich. Deswegen müssen wir als Gesetzgeber 
reagieren. 
Ich beantrage, dass wir dafür das Patentrecht ändern. Ich 
kann mir aber vorstellen, dass der Weg, den Frau Meier­
Schatz aufzeigt - eine Ausnahme der Ausnahme im Kartell­
gesetz -, der WettbewerbskommissIon die Möglichkeit ge­
ben könnte, solche materialgüterrechtlichen Monopolstruk­
turen wettbewerbsrechtlich zu brechen. 
Es besteht Handlungsbedarf; nach Lektüre der Antwort auf 
die Interpellation Sommaruga glaube ich, dass auch der 
Bundesrat dies erkannt hat. Ich möchte von Frau Bundesra­
tin Dreifuss wissen, wie sie vorzugehen gedenkt, was der 
Bundesrat zu tun gedenkt. Ich stelle diese Frage, damit wir 
entscheiden können, wie wir vorgehen müssen, denn wir 
sind Erstrat, und der Ständerat könnte diesen Mangel auch 
noch beheben. 

Gysin Hans Rudolf (R, BL): Dass Ihnen der Bundesge­
richtsentscheid im Fall «Kodak» nicht passt, das verstehe 
ich. Sie haben vorher in Ihren Ausführungen sehr über das 
Bundesgericht gelästert und die Professoren hoch gelobt. 
Sie haben gesagt, das Bundesgericht habe politisch ent­
schieden. Herr Strahm, sind Sie sich bewusst, dass die Re­
ferentin des Bundesgerichtes, die diesen Beschluss beglei­
tete, Frau Dr. Kathrin Klett, seinerzeit von Ihrer Fraktion als 
Bundesrichterin vorgeschlagen worden war? 

Strahm Rudolf (S, BE): Auf diese Frage, Herr Gysin, war 
ich allerdings nicht vorbereitet. Auf alles andere schon. Ich 
muss zugeben - wir alle sind ja voller «Devotheit» vor dem 
Bundesgericht, und es geht nicht an, dass wir Bundesge­
richtsentscheide kritisieren oder kommentieren. Dies hier 
hingegen ist ein hochpolitischer Entscheid, und das Bundes­
gericht hat hier eigentlich Wettbewerbspolitik betrieben. Sie 
müssen die Dimension dieses Entscheides in Rechnung 
stellen: In Zukunft kann jeder internationale Konzern in der 
Schweiz einen Distributor ernennen und dem sagen: Du 
hast das Patent für den Markt Schweiz. Dann ist er Alleinim­
porteur und kann die Preise in der Schweiz diktieren. 
Ich finde, das Bundesgericht hat da sehr formalistisch ent­
schieden. Es hat gesagt: Die EU hat nationale Erschöpfung, 
wir sollen auch nationale Erschöpfung haben. Aber bitte: Die 
EU ist ein Markt von 370 Millionen, und unser Markt besteht 
nur aus 7 Millionen Konsumenten. Deswegen ist das ein 
hochpolitiSCher Entscheid, den wir als Gesetzgeber korrigie­
ren oder bestätigen müssen. 

Egerszegi-Obrist Christine (R, AG): Ich bitte Sie, beide An­
träge abzulehnen. 
Es geht hier um die Änderung anderen Rechtes, die sich 
aus dem HeilmIttelgesetz ergibt. Eine Änderung des Kartell­
gesetzes oder des Patentgesetzes würde sich also nicht nur 
auf die Heilmittel auswirken, sondern auf alle Produkte. So 
etwas können wir nicht Im Schnellschussverfahren ändern, 
so etwas muss gründlich überlegt sein. 
Zum Antrag Meier-Schatz: Wenn Sie hier diesen Schutz in 
Frage stellen, stellen Sie den gesamten Schutz aller Pro­
dukte, aller Patente in Frage. 

Bulletm offlclel de I'Assemblee federale 
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Sie beziehen sich auf die Begründung des Bundesgerichtes 
zum Kodak-Urteil. Dort wurde vom Bundesgericht ganz klar 
gesagt, dass ein Patent kein Freipass ist, den schweizeri­
schen Markt abzuschotten und insbesondere unangemes­
sene Preise zu erzwingen. Unter «unangemessenen 
Preisen» würde gemäss Bundesgericht insbesondere eine 
wesentlicher Preisunterschied patentierter Erzeugnisse bel 
der ersten Inverkehrsetzung in der Schweiz verstanden, 
wenn - aber das ist Bedingung - die wirtschaftlichen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen vergleichbar sind. 
Wenn Sie diesen Punkt meinen, wäre Ihr Antrag prüfens­
wert, aber er bedarf einiger Abklärungen; wir sind heute 
nicht bereit, diese Änderung vorzunehmen. Es ist auch so, 
dass wir Erstrat sind, und was wir hier beraten, wird im Stän­
derat noch einmal gründlich geprüft. 
Sie Wissen, wir haben diesen Entscheid bei den Parallelim­
porten sehr knapp gefällt. Frau BundesrätIn Dreifuss hat In 
ihrer Intervention klar darauf hingewiesen, dass der Bundes­
rat zwar ja zu Parallelimporten sagt, aber auch den Patent­
schutz als solchen befürwortet. Um Unklarheiten in dieser 
Beziehung zu vermeiden, sagen wir heute ganz sicher nein 
zu Ihrem Antrag. 
Der Antrag Strahm zielt auf eine Änderung des Patentgeset­
zes. Ich will nicht wiederholen, was wir schon im Rahmen 
von Artikel 14 zu den Parallelimporten gesagt haben, 
möchte aber doch noch etwas beifügen: 
Sie möchten den Parallelimport von patentgeschützten Pro­
dukten aus dem gesamten Raum der EU und der Efta er­
lauben. Was uns Herr Strahm aber verschweigt, als 
Vorsitzender der WAK aber eigentlich wissen müsste: Eine 
solche regionale Beschränkung auf die Schweiz ist heute 
gar nicht möglich. Die Artikel 3 und 4 des Trips-Abkommens 
der WTO schreiben nämlich ZWingend die Inlanderbehand­
lung und Meistbegünstigung vor, d. h., die Zulassung von 
Parallelimporten aus dem EU- und Efta-Raum muss sich au­
tomatisch auch auf alle anderen Mitgliedstaaten der WTO 
erstrecken. 
Schliesslich gibt es noch einen anderen Grund, den Antrag 
Strahm abzulehnen. Die WAK, deren Präsident Herr Strahm 
Ist, hat kürzlich vom Bundesrat einen ausführlichen Bericht 
zur Problematik der Parallelimporte und des Patentschutzes 
verlangt. Dabei stellen sich in der Tat sehr komplexe Fragen. 
So würde es beispielsweise interessieren, weshalb praktisch 
alle Staaten mit namhafter Forschung den Patentschutz hin­
sichtlich Parallelimporte höher geWichten als den Marken­
schutz. Auch die volkswirtschaftlichen Zusammenhänge 
würden interessieren, beispielsweise die Bedeutung des 
schweizerischen Marktes für die Exporte der Pharmaindu­
strie. 
Sehen Sie, Herr Strahm, wenn Ihnen Arbeitsplätze wichtig 
sind - Sie wollen ja mit Ihrer Partei die AHV mit Wirtschaftli­
chem Aufschwung sanieren -, dann begreife ich nicht, wes­
halb das für Sie nicht Fragen von Bedeutung sind. 
Frau BundesrätIn Drelfuss hat letzte Woche gesagt, dass 
der Bundesrat zu diesen Fragen eine interdepartementale 
Arbeitsgruppe eingesetzt hat. Es wäre nun unserlÖS, den Er­
gebnissen dieser Gruppe vorgreifen zu wollen und Patent­
recht und Erfindungsgesetz für alle Produkte zu ändern, 
nicht nur für die Heilmittel. 
Ich bitte Sie deshalb, beide Anträge, den Antrag Strahm und 
den Antrag Meier-Schatz, abzulehnen. 

Suter Marc F. (R, BE). für die KommiSSion: Die bei den An­
tragsteller reagieren auf das bereits letzte Woche ausgiebig 
diskutierte Urteil Kodak gegen Jumbo-Markt. Ich frage mich, 
ob die Diskussion, die sicher interessant Ist, jetzt nicht 
hauptsächlich für das Protokoll geführt wurde. Wir sind uns 
namlich alle klar darüber, dass wir heute weder das Kartell­
gesetz noch das Patentgesetz handstreiChartig ändern kön­
nen. Das wissen auch die Antragsteller bestens. 
Wir können im Grunde nur schlicht feststellen, dass nach 
dem Urteil des Bundesgerichtes, das wir zu respektieren 
haben, heute die Ausgangslage geklärt ist: Auch nach unse­
rem Beschluss von letzter Woche können nur nicht patent­
geschützte Heilmittel in die Schweiz eingeführt werden. 
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Es kommt noch ein anderer Aspekt dazu, Herr Strahm. Ich 
glaube, der Ständerat als gleichberechtigte Kammer wird 
sich dieser ganzen Problematik widmen, falls sich auch dort 
eine Mehrheit für den Parallelimport aussprechen sollte, was 
wir heute allerdings nicht wissen und was immerhin fraglich 
sein kann. 
Wie auch immer: Wenn man nun den Antrag Meier-Schatz 
betrachtet, der das Kartellgesetz ändern möchte, erkennt 
man unschwer, dass das, was Sie, Frau Meier-Schatz, vor­
schlagen, sehr weit geht. Weil Sie Angst haben, es käme zu 
Marktabschottung und sogar zu Marktaufteilungsabspra­
chen, wollen Sie den Parallelimport generell zulassen. 
Ich glaube, diese grosse und schWierige Frage müsste man 
sehr differenziert angehen. Man müsste z. B. prüfen, ob es 
nicht gescheiter ware, diese generelle Öffnung der Parallel­
importe auf den EU- bzw. Efta-Markt zu beschränken. Sie 
wollen das weltweit herbeiführen. Ich möchte mit diesem 
Hinweis aufzeigen, dass hier sehr viele Probleme aufgewor­
fen werden, ohne dass zum jetzigen Zeitpunkt fundierte Ant­
worten erfolgen können. 
Was den Antrag von Herrn Strahm anbelangt: Da wird es 
noch viel kompliZierter, weil der Immaterialgüterschutz sehr 
komplex ist und auch die internationalen Abkommen der 
WTO, namentlich das Trips-Abkommen, die wir abgeschlos­
sen haben und einzuhalten gedenken, davon betroffen wer­
den, wenn das Patentgesetz wie vorgeschlagen geändert 
würde. Mit dem allem möchte ich aufzeigen, dass wir hier 
schlicht überfordert wären, eine sachgerechte und fundierte 
Beurteilung dieser beiden Anträge vorzunehmen. 
Ich bitte Sie allein schon aus diesem Grunde, beide Anträge 
abzulehnen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Que demandent Mme 
Meier-Schatz et M. Strahm? Que nous fournissions au Con­
seil des Etats, d'abord a sa commission, les elements qUi lui 
permettront de poursuivre la reflexion dans ce domaine, en 
partlculier dans le cas des medicaments, soit de voir si une 
reglementation speciale s'impose ou si I'urgence d'une mo­
dification generale, que ce soit de la loi sur les cartels ou de 
la loi sur les brevets d'invention, est necessaire a la sUite de 
la decislon du Tribunal federal dans I'affaire Kodak. 
Ce que je puis vous assurer, c'est que le Conseil federal tera 
un rapport a I'intention de la commission du Conseil des 
Etats, lui expliquant quelles sont les caracteristiques qui lui 
paraissent propres a reglementer le marcM du medicament, 
etles problemes d'une eventuelle necessite de modifier de 
fayon generale la regle a la suite de la decision du Tribunal 
federal. 
Pour pouvoir faire ce rapport, le Conseil federal a institue un 
groupe de travail interdepartemental sous la conduite de 
l'lnstitut federal de la propriete intellectuelle, qui est com­
pose de tous les offices concernes et qui etudie les aspects 
de la problematique vaste et complexe - importations paral­
leles et droits des biens Immateriels -, etant entendu que le 
Conseil federal est persuade, comme je I'ai dit Ja sem ai ne 
derniere, que I'on a besoin des deux choses: de la lutte con­
tre les pOSitions dominantes et la fermeture des march es, 
mais egalement de la protection des brevets. 
Cette information sera donnee et permettra a la commisslon 
de poursuivre son travail, comme nous I'avons indique dans 
la reponse a I'interpellation Sommaruga 99.3647. Ce que je 
ne peux pas dire aujourd'hui c'est si, compte tenu des parti­
cularites du marche des medicaments, une reglementation 
speciale est posslble ou si, meme en cas d'ouverture des 
autres marcMs, les besoins de securite ne nous amenent 
pas a une position plUS restrictive dans le domaine des me­
dicaments. 
Tout ce que je peux promettre, c'est non pas un message, 
pour utiliser un autre terme, mais un rapport a la commis­
sion. Nous pourrons reprendre alors I'ensemble du pro­
bleme. C'est un probleme trop important pour qu'on le regle 
iCI, en plenum, sans qu'une commission n'ait pu se pencher 
dessus. 
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Meier-Schatz Lucrezia (C, SG): Madame la Conseillere fe­
derale, je vous remercie de vos propos. 
Suite aux remarques que vous avez faltes, je retire ma pro­
position. Je me reserve la posslbilite de revemr sur le theme 
en demandant un rapport detaille sur la revision du droit car­
tellaire allant dans le sens propose. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Prasident): Der Antrag Meier­
Schatz ist zunickgezogen worden. 

Strahm Rudolf (S, BE): Unter diesen Umstanden ziehe Ich 
meinen Antrag auch zurück. Wir haben von zwei weiteren 
Schntten In Bezug auf das Vorgehen gehört: 
1. Frau Bundesratin sichert zu, dass der Kommission des 
Ständerates ein Zusatzbericht, allenfalls eine Zusatzbot­
schaft, unterbreitet werden wird. Ich betone, dass das ein 
Bencht des Bundesrates sein muss, weil Ja unter den Depar­
tementen unterschiedliche Auffassungen bestehen. 
2. Die WAK hat für den kommenden Sommer einen Zusatz­
bericht des Bundesrates zu dieser wichtigen wettbewerbs­
politischen Frage angefordert; sollte die Zeit für die SGK und 
fur das Heilmittelgesetz nicht reichen, wird sicher die WAK in 
irgendeiner Form aktiv werden. Dann können wir, Frau 
Egerszegi, auch die Frage bezüglich des Trips-Abkommens 
aufgreifen, die Sie nchtigerweise aufgeworfen haben. 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Der Antrag Strahm 
ist ebenfalls zurückgezogen worden. 

Gesamtabstimmung - Vote sur I'ensemble 
(namentlich - nominatif; Beilage - Annexe 99.020/296) 
Für Annahme des Entwurfes .... 113 Stimmen 
Dagegen .... 4 Stimmen 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
PropOSition du Conseil federal 
Classer les interventions parlementalres 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen - Adopte 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 
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Heil mittelgesetz 
Loi sur les produits therapeutiques 

Botschaft des Bundesrates 01.03.99 (BBI 1999 3453) 
Message du Conseil federal 01.03 99 (FF 1999 3151) 

Nationalrat/Conseil national 08.03 00 

Nationalrat/Conseil national 08 03 00 

Nationalrat/Conseil national 13.0300 

Stimderat/Consell des Etats 27 09.00 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Die Schweiz 
ist weltweit die grösste Exporteurin von Pharmaprodukten. 
Die pharmazeutische Industrie ist für unser Land ein ausge­
sprochen wichtiger Industriezweig. In 500 Unternehmungen 
sind etwa 30 000 Menschen beschäftigt. 1997 betrug der 
Jahresumsatz 3,3 Milliarden Franken, wovon im Inland ledig­
lich Produkte für 540 Millionen Franken abgesetzt wurden. 
Trotz dieser volkswirtschaftlichen Bedeutung der Branche 
bestand bis heute keine bundesgesetzliche Regelung. Im 
Jahre 1879, vor 121 Jahren also, hatte der Bundesrat dem 
Parlament eine entsprechende Vorlage unterbreitet, die je­
doch schlussendlich mit dem Argument abgelehnt wurde, es 
bestehe keine verfassungsrechtliche Grundlage. 
Die bis anhin geltenden Bestimmungen regeln jeweils nur 
Teilbereiche und erschweren damit in vielen Fällen die not­
wendige nationale und internationale Zusammenarbeit. 
Heute ist die Interkantonale KontrollsteIle für Heilmittel (IKS) 
für die ZUlassung und Überwachung der meisten Arzneimit­
tel für Menschen und Tiere zuständig. Die entsprechende In­
terkantonale Vereinbarung über die Kontrolle der Heilmittel 
(IKV), der alle Kantone und das Fürstentum Liechtenstein 
beigetreten sind, geht auf das Jahr 1971 zurück. Da die von 
der IKS getroffenen Entscheide nach dieser Vereinbarung 
für die Kantone lediglich empfehlenden Charakter haben, ISt 
eine schweizweit gleiche Umsetzung nicht gesichert. Diese 
Schwäche hätte ein neues Heilmittelkonkordat 1988 behe­
ben sollen. Es kam nicht zustande, weil nicht mehr alle Kan­
tone zu einem Beitritt bereit waren. Darauf erwies sich die 
Erarbeitung eines eidgenössischen Heilmittelgesetzes als 
notwendig; es wurde auch von der IKV mitgetragen. Der Ent­
wurf des Bundesrates wird von allen, die damit befasst sind, 
als gute Arbeitsgrundlage betrachtet. 
Der Nationalrat hat das Gesetz eingehend diskutiert und in 
einigen Punkten Änderungen und Präzisierungen ange­
bracht. Ihrer Kommission stellten sich die folgenden themati­
schen Schwerpunktfragen, die vertieft diskutiert und einer 
Lösung zugeführt wurden: 
1. In der Frage der Kompetenzabgrenzung zwischen dem 
Bund und den Kantonen respektive dem neu zu schaffenden 
Schweizerischen Heilmittelinstitut und den kantonalen und 
regionalen Fachstellen hat Ihre Kommission mit Vertretern 
der Sanitätsdirektorenkonferenz und der Kantonsapotheker 
Hearings durChgeführt und ist anschliessend zu einer diffe­
renzierten Lösung gelangt, die ich Ihnen als Paket bei den 
Artikeln 6, 19, 28 und 59 vorstellen werde. 
2. Vertreter der Landwirtschaft und der Tiermedizin haben 
im Plenum des Nationalrates berechtigte Anliegen einge­
bracht, die jedoch nicht mehr im Detail diskutiert werden 
konnten. Ihre Kommission hat mit diesen interessierten Krei­
sen ebenfalls Gespräche geführt und anschliessend ge­
meinsam mit der Verwaltung Anträge diskutiert und be­
schlossen, die den Befürchtungen von Landwirtschaft und 
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Tiermedizin Rechnung tragen und die ich Ihnen ebenfalls im 
Verlaufe der Detailberatung vorstellen werde. 
3. Im Verlaufe der Beratungen im Nationalrat sind auch im 
Bereich der Medizinprodukte noch Fragen aufgeworfen wor­
den, die keiner vertieften Abklärung zugeführt werden konn­
ten. Ihre Kommission hat diese Probleme und Anträge 
geprüft und legt auch hier Lösungen vor, die den Anliegen 
der Branche entgegenkommen und trotzdem die für alle zu­
oberst stehende Sicherheit bei der Verwendung der Pro­
dukte gewährleisten. 
4. Die Frage des vereinfachten Zulassungsverfahrens für in 
der Schweiz bereits zugelassene Arzneimittel, d. h. der so 
genannten Parallelimporte, hat bereits im Nationalrat zu 
grossen Diskussionen geführt. Ihre Kommission hat auch 
diesen Problembereich ausgiebig diskutiert und hat nament­
lich die Frage der WTO-Konformität einer Gegenrechtsfor­
derung durch das Seco abklären lassen. Die nunmehr in 
Artikel 14 Absätze 2 und 3 vorgeschlagene Lösung ist WTO­
tauglich und gesundheitspolitisch sowie volkswirtschaftlich 
vertretbar. 
Ihre Kommission ist generell der Überzeugung, dass es nun­
mehr gelungen ist, ein Gesetz zu schaffen, mit dem das 
Schutzziel erreicht und die betroffene Branche gleichzeitig in 
die Lage versetzt wird, ihre volkswirtschaftlich wichtige Auf­
gabe zu erfüllen. 
Ich bitte Sie im Namen Ihrer Kommission um Eintreten auf 
die Vorlage. 

Stähelin Philipp (C, TG): Das neue Heilmittelgesetz bedeu­
tet das Ende der Interkantonalen KontrollsteIle für Heilmittel. 
Das ist im Grunde genommen bedauerlich. Gestatten Sie 
mir, dass ich hier als Noch-Vorstandsmitglied der IKS einen 
kurzen Trauergesang anstimme, obwohl ich voll und ganz 
hinter der Vorlage stehe. 
Selbstverständlich haben die heute geltenden Regelungen, 
die I nterkantonale Vereinbarung von 1971 über die Kontrolle 
der Heilmittel und die darauf basierenden IKS-Erlasse, ihre 
Mängel; sie sind sogar gravierend. Die Hauptprobleme lie­
gen darin, dass die IKS über weite Bereiche eigentlich nur 
Empfehlungen an die Kantone abgeben und nicht entschei­
den kann. Trotzdem hat der Vollzug bis heute, über alles ge­
sehen, recht gut geklappt. Wir hören - gerade auch von der 
Industrie her - kaum Klagen über die Arbeit der IKS. 
Dass die vertragliche Grundlage der IKS aber ohne tiefgrei­
fende Revision für die Umsetzung des Heilmittelrechtes 
nach gleichen Massstäben im ganzen Land nicht mehr aus­
reichte, war allen Beteiligten klar. Das neue Konkordat von 
1988 hätte die bisherigen Schwächen korrigieren und eine 
tragfähige Basis für die weitere Arbeit bilden können. Das 
Konkordat ist nicht zustande gekommen, am Ende fehlte die 
Zustimmung zweier Kantone. Die kantonale Lösung wurde 
vom hohen Stande Zürich blockiert, während Appenzell Aus­
serrhoden stets signalisierte, dass es mit dabei wäre, wenn 
alle anderen zustimmten. Ich bedaure dieses Resultat noch 
heute tief. Verstehen Sie mich richtig: Ich bedaure dies nicht 
wegen der nun entstandenen Bundeslösung an sich. Diese 
ist von der Sache her vertretbar. Die Kantone sind bei der 
Erarbeitung durchaus privilegiert einbezogen worden und 
werden, wenn der Rat den diesbezüglichen Anträgen der 
Kommission folgt, auch beim Vollzug eine angemessene 
und nach erprobten Regeln der Vollzugsdelegation an die 
Kantone entsprechende Rolle spielen. 
Das Heilmittelrecht hätte aber durchaus auch eine kantonale 
Domäne im Rahmen der generellen Zuständigkeiten im Ge­
sundheitswesen bleiben können, ohne dass damit eine 
schweizweit einheitliche Durchführung ausgeschlossen ge­
wesen wäre. Das Lehrstück «Heilmittelkonkordat» hat dies 
verhindert und damit aufgezeigt, wo die Grenzen interkanto­
naler Zusammenarbeit liegen. 
Es ist aus einer staatspolitischen Optik zu bedauern, dass 
die Kantone selbst - bzw. ein einziger Kanton - die Konkor­
datslösung torpediert haben. Gesamtschweizerische Kon­
kordate sind ohnehin selten; das vorliegende Resultat zeigt, 
dass dieser Pfad wohl wenig zUkunftsträchtig ist. Anders 

könnte dies allerdings aussehen, wenn Lösungen gefunden 
würden, bei denen eine qualifizierte Mehrheit der Kantone 
den Ausschlag geben würde. Im Rahmen des Projektes 
«Neuer Finanzausgleich» werden zurzeit solche Modelle ge­
prüft. Wir werden uns zu gegebener Zeit des Schicksals des 
Heilmittelkonkordates von 1988 erinnern müssen. 
Die Kantone haben sich das Scheitern der Konkordatslö­
sung zwar selbst zuzuschreiben; trotzdem sind sie wie ge­
sagt mit dem vorliegenden Gesetzentwurf angemessen be­
rücksichtigt. Insbesondere ist es gelungen, mit dem Modell 
des neuen Schweizerischen Heilmittelinstituts, welches die 
Arbeit der IKS ohne Bruch weiterführen wird, eine Lösung zu 
finden, welche auch den Rückfluss der kantonalen Vollzugs­
erfahrung in die Trägerschaft des Instituts erlauben wird. 
Auch für die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
wird sich der Arbeitgeberwechsel kaum auswirken. Insge­
samt könnte mit dem neuen Institut sogar eine Einrichtung 
entstehen, welche für andere Bereiche Modellcharakter er­
halten könnte. 
Aus der Sicht der IKS wird eine lange Übergangsphase mit 
vielen Unsicherheiten zu Ende gehen. Ich bin überzeugt, 
dass das letzte Wegstück dieses Übergangs noch gut be­
wältigt werden wird, und bin für Eintreten. 

Wicki Franz (C, LU): Das Heilmittelgesetz soll, so heisst es 
in Artikel 1, dem Schutz der Gesundheit von Mensch und 
Tier dienen. In diesem Gesetz sind demnach auch die Tier­
arzneimittel erfasst. Bei der Beratung im Nationalrat haben 
Sie, Frau Bundesrätin Dreifuss, zugesichert, den ganzen 
Fragenkomplex der Tierarzneimittel in unserem Rat noch­
mals aufzunehmen. Wir wissen ja: In den vergangenen Jah­
ren gab es immer wieder Probleme im Zusammenhang mit 
den Tierarzneimitteln. 
In letzter Zeit sind sehr viele Anstrengungen im Hinblick auf 
eine saubere Fleischproduktion unternommen worden. Die 
Gesellschaft Schweizerischer Tierärzte beklagt aber, dass in 
verschiedenen Bereichen der Nutztierhaltung therapeutisch 
wichtige Substanzen verloren gingen, weil den Herstellern 
die Kosten des Registrierungsaufwandes im Hinblick auf den 
kleinen Markt Schweiz zu hoch seien. Sie weist auch darauf 
hin, dass deswegen teils heute schon ein echter Notstand 
an Arzneimitteln bestehe, dies vor allem bei Geflügel und Fi­
schen, aber auch bei Schafen, Ziegen, Kaninchen und Pfer­
den. Dies führe dazu, dass - allem Anschein nach der Not 
gehorchend - illegale Anwendungen zur Norm würden oder 
Tiere nicht korrekt behandelt werden könnten. 
Frau Bundesrätin, ich bitte Sie daher, zu diesen Bedenken 
Stellung zu nehmen. Der Sinn des neuen Gesetzes kann ja 
nicht sein, dass Arzneimittel zu einer Mangelware werden. 
Daher meine Frage: Bietet das Gesetz genügend Gewähr 
dafür, dass nicht mit einer mangelnden Verfügbarkeit an 
Tierarzneimitteln gerechnet werden muss? Ist der Bundesrat 
allenfalls bereit, für diese Situation in der Verordnung eine 
praktikable Lösung festzulegen, um die Notstandssituation 
im Tierarzneimittelsektor in den Griff zu bekommen? 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Sur la presentation 
mame de ce projet de loi et la recommandation d'entrer en 
matiere, je ne crois pas que je doive vous retenir trop long­
temps. Je vous remercie pour les paroies d'appreciation 
pour le travail qui a ete fait dans le sens d'une collaboration 
optimale entre les cantons et la Confederation et pour la 
qualite du travail fait par I'administration elle-mame. Nous 
aurons I'occasion de voir quels accents nouveaux cette loi 
permet de placer. Qu'il nous soit simplement permis de dire 
ici que c'est une loi dont I'objectif est la protection de la 
sante, mais qui fait partie aussi de cet ensemble de legisla­
tion qui doit permettre a la SUisse de participer davantage 
au marche international. Dans ce sens, elle fait bien sur 
aussi partie de I'ensemble de ces projets - nous avons parle 
recemment de la loi sur les produits chimiques - qui tiennent 
compte des exigences de contröle national qui permettent a 
la Suisse, sans trop d'obstacles, de participer au marche in­
ternational. 
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La seule question qui a ete posee est celle qui concerne les 
medicaments veterinaires. J'aimerais vous rappeier que 
c'est dans la discussion en plenum, surtout au Conseil natio­
nal, que la question de la necessite de revoir I'ensemble de 
cette legislation, de voir s'il n'y avait pas de lacunes EI com­
bier, a ete soulevee. Le plenum du Conseil national n'etait 
pas le forum adequat pour entrer en matiere sur cette ques­
tion et c'est donc a votre commission qu'iI a appartenu de re­
voir I'ensemble de ces questions. Nous avions promis au 
Conseil national de faire des propositions dans le domaine 
des medicaments veterinaires et votre commission a elle­
meme encore procede ades auditions pour voir quelle etait 
effectivement la situation. Les propositions qui ont ete faites 
ont ete elaborees d'entente avec I'administration et les mi­
lieux directement interesses. 
Les difficultes dont vous venez de faire etat n'ont pas ete 
particulierement soulevees en commission, pour autant que 
je sache. Ne participant pas aux auditions, je ne sais donc 
pas si elles ont ete soulevees par I'un ou I'autre des interlo­
cuteurs de votre commission. 11 est certain que nous ne vou­
Ions pas creer une situation de rarete, au contraire, puisque, 
comme je I'ai dit, cette loi doit aussi permettre un fonctionne­
ment plus fluide du marche, en particulier des relations avec 
les marches internationaux. Mais iI est clair que nous de­
vons attacher une tres grande importance EI I'effet sur la 
sante de I'animal et sur la sante des etres humains qui coha­
bitent avec ces animaux ou qui les consomment. C'est dans 
ce sens-la que des contröles sont necessaires, dans la me­
sure ou nous pouvons le faire - mais je ne peux pas prendre 
ici d'engagements sur une question posee en termes aussi 
generaux - par la reglementation des dedommagements ou 
des couts des contröles. " est clair que nous tiendrons 
compte des possibilite financieres de ceux qui so nt charges 
de demander ces autorisations, mais il est evident que, dans 
ce domaine, il y a aussi des fournisseurs qui ont des possibi­
lites financieres tout EI fait impressionnantes et pour lesquels 
il n'y a aucune raison de prevoir des tarifs preferentiels. 
Nous prenons note de votre remarque et nous verrons dans 
quelle mesure iI y ades prises en consideration qui de­
vraient etre envisagees au niveau de I'ordonnance. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
t..:entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte 
Loi federale sur les medicaments et les dispositifs medi­
caux 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre et preambule 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Obschon Ihre 
Kommission zuerst einige Zweifel daran hatte, ob Artikel 1 
entgegen dem Entwurf des Bundesrates derart umfassend 
ausgebaut werden sollte, hat sie sich nach längerer Diskus­
sion doch entschieden, sich der Fassung des Nationalrates 
anzuschliessen. 
Dies aus folgenden Gründen: Mit den ausgebauten Absät­
zen 2 und 3 von Artikel 1 kann weitgehend den Wünschen 
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entsprochen werden, welche in der Volksinitiative «für eine 
sichere und gesundheitsfördernde Arzneimittel-Versorgung» 
formuliert werden. Wir werden diese Initiative gleich an­
schliessend an das vorliegende Geschäft behandeln. 
Anlässlich ihres Hearings mit den Initianten ist Ihre Kommis­
sion zum Schluss gelangt, dass das Heilmittelgesetz einen 
tragbaren indirekten Gegenentwurf zur erwähnten Volksini­
tiative darstellt. Die Initiative kann daher ohne weiteres zur 
Ablehnung empfohlen werden. 
Demgegenüber sind die nutzbringenden Elemente der Initia­
tive in das vorliegende Gesetz eingebaut worden. Bei den 
vom Nationalrat in den Absätzen 2 und 3 von Artikel 1 aufge­
nommenen Anliegen handelt es sich um die sinnvollen und 
umsetzungswürdigen Teile der Initiative. 

Angenommen - Adopte 

Art. 2-4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 5 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Studer Jean, Schmid Carlo) 
Abs.1 
Eine Bewilligung des Kantons braucht, wer .... 
Abs.2 

a ..... einer Meldepflicht unterstellen; 

Art. 5 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(Studer Jean, Schmid Ca rio) 
AI. 1 
.... delivree par le canton quiconque: 

AI. 2 

a. soumettre a I'obligation d'annoncer .... 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Ihre Kommis­
sion hat der Frage der Aufgabenteilung zwischen Bund und 
Kantonen im Bereich der Bewilligungserteilung und der 
Durchführung von Inspektionen grosse Bedeutung zuge­
messen. An ihrer Sitzung vom 15. Mai hat sie mit Vertretern 
der Sanitätsdirektorenkonferenz und der Kantonsapotheker 
Hearings durChgeführt und anschliessend zur gesamten 
Frage von der Verwaltung eine Studie erarbeiten lassen. 
Nach längerer Diskussion ist Ihre Kommissionsmehrheit 
zum Schluss gelangt, Ihnen bei der Erteilung von Bewilligun­
gen für die Herstellung für den Grosshandel mit Arzneimit­
teln gleich wie der Bundesrat und der Nationalrat eine beim 
Heilmittelinstitut angesiedelte Kompetenz vorzuschlagen. 
Bei den Inspektionen soll jedoch das neue Gesetz die heu­
tige differenzierte Kompetenzaufteilung zwischen Inspekto­
raten des BAG und der IKS einerseits und der Kantone und 
regionalen Fachstellen andererseits widerspiegeln. 
Die Normen über die Inspektion sind in den Artikeln 6, 19, 
28 und 59 verankert. Ich werde sie Ihnen nachfolgend bei 
Artikel 6 darlegen. 
Zur Erteilung von Bewilligungen für die Herstellung, die in 
Artikel 5 geregelt ist: Ein ausschlaggebender Aspekt bei der 

michael.tellenbach
Textfeld



99.020 Conseil des Etats 592 27 septembre 2000 

Neuregelung dieser Kompetenzen ist die Auswirkung auf die 
Zusammenarbeit mit anderen Staaten, da der Export von 
Heilmitteln für die Schweiz von grösster wirtschaftlicher Be­
deutung ist. Wesentlich ist nach der Harmonisierung von 
Vorschriften und Normen die Möglichkeit, mit anderen Staa­
ten Abkommen über gegenseitige Anerkennung abzu­
schliessen. Das neue Heilmittelgesetz wird dafür eine viel 
bessere Voraussetzung bilden als das bisherige System. Es 
Wird bei gewissen Staaten, namentlich den USA, sogar die 
Voraussetzung sine qua non darstellen. 
Die Kommissionsmehrheit bittet Sie daher, im Interesse der 
Schweizer Pharmaindustrie und gerade auch der kleinen 
und mittleren Unternehmungen, die dringend auf Export­
möglichkeiten ins Ausland angewiesen sind, im Bereich der 
Bewilligung der Herstellung eine beim Schweizerischen 
Heilmittelinstitut angesiedelte Bundeskompetenz zu veran­
kern und demzufolge den Antrag der Minderheit Studer Jean 
abzulehnen. 
Ihre Kommission wird Ihnen bei den Inspektionen eine den 
Anliegen der Kantone entgegenkommende, differenzierte 
Lösung vorschlagen. 
Bei Artikel 5 Absatz 2 ist die Kommissionsmehrheit zur Lö­
sung des Bundesrates zurückgekehrt. Hier wird festgehal­
ten, dass im Bereich der Magistralrezepturen und Haus­
spezialitäten eine kantonale Bewilligungspflicht gegeben ist. 
Der Nationalrat wollte hier auch einzig eine Meldepflicht ge­
nügen lassen. Da aber gerade diese Präparate keine Zulas­
sung brauchen, ist es wichtig, dass die Hersteller vom 
Kanton gut kontrolliert werden. 

Studer Jean (S, NE): Je crois que je suis autorise, devant la 
Chambre des cantons, a essayer de defendre le maintien 
d'une competence cantonale. Je ne suis pas un adepte ab­
solu de la centralisation. J'estime que lorsque les choses 
fonctionnent bien en eta nt decentralisees, iI n'y a pas de rai­
son de modifier un systeme. 
Le principal argument developpe a I'appui de la centralisa­
tion de I'autorisation de fabrication se rapporte aux negocia­
tions que nous sommes amenes a avoir avec differents pays 
pour favoriser les exportations et, singulierement, avec les 
Etats-Unis, pays federal qui a dans ce domaine-Ia, contraire­
ment a d'autres, un systeme centralise de contrale. 
Si je prends en consideration les resultats de nos exporta­
tions dans ce domaine, force est de constater que le sys­
teme actuel ne semble pas poser de gros problemes. Les 
exportations de produits pharmaceutiques sont en constante 
croissance. Ces exportations representent, Mme Beerli nous 
I'a dit, 17 pour cent de toutes les exportations suisses. L.:ex­
cedent d'exportations est tres favorable a la Suisse qui est 
tres largement en tate par rapport aux autres pays euro­
peens. Lorsqu'on examine ces chiffres d'exportations que 
«Pharma Information» vient encore de nous communiquer, a 
travers la petite brochure que chacun d'entre nous a, je 
pense, rec;:ue, on constate que le deuxieme pays qui degage 
un excedent d'exportations est l'Aliemagne. La Grande-Bre­
tagne, la France, les autres pays europeens viennent tres 
loin derriere. Or, la particularite, c'est que l'Aliemagne a 
aussi, comme nous, un systeme decentralise dans I'octroi 
des autorisations de fabrication. C'est aussi, en Allemagne, 
les Länder qui sont competents dans ce domaine. Sous le 
plan donc de nos relations avec I'etranger, le systeme de­
centralise que nous connaissons ici, le mame systeme que 
connait notre voisin au nord, ne porte donc pas prejudice a 
I'industrie pharmaceutique. 
En outre, il nous parait que la decentralisation actuelle ap­
porte d'autres avantages. La proximite entre I'autorite de de­
cision et les entreprises concernees permet d'etablir des 
relations de confiance, permet aussi d'etablir la discussion 
avec un seul interlocuteur car souvent, pas toujours mais 
souvent, il faut une autorisation de fabrication pour acquerir 
d'autres autorisations, en particulier sur le plan d'un permis 
de construire ou sur le plan d'une nouvelle installation dont il 
convient d'apprecier la compatibilite avec les exigences en 
matiere d'environnement. 

Pour un producteur, disposer d'un seul guichet est sans 
aucun doute plus favorable que suivre une procedure admi­
nistrative a differents echelons. 
Enfln, cette competence cantonale actuelle permet aux can­
tons de conserver leur marge de manoeuvre dans le secteur 
de la promotion economique, plus precisement en matiere 
de soutien a I'industrie pharmaceutique. 
Tous ces elements m'amenent a considerer que, le systeme 
actuel ne presentant aucun desavantage et n'etant d'ailleurs 
pas soumis a critique par l'Office federal de la sante pUbli­
que puisque les cantons se sont dotes de competences re­
connues dans ce domaine, il n'y a pas de raison de le 
modifier. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Nous avons principale­
ment evoque dans le message quatre raisons pour ce trans­
fert de competences: 
1. En ce qui concerne I'exigence relative aux bonnes prati­
ques de fabrication qui doivent atre appliquees de fac;:on uni­
forme dans I'ensemble du pays et selon les mames 
baremes, il s'agit d'une condition necessaire du point de vue 
de I'evolution internationale. Cela seul creera les bases re­
quises pour assurer la reconnaissance mutuelle des contra­
les de fabrication avec d'autres Etats ou communautes 
d'Etats. 
2. Nous pensons a la securite. Certains cantons n'ont que 
tres peu d'entreprises pharmaceutiques et n'ont donc pas pu 
accumuler I'experience et les connaissances necessaires en 
cas de demande. L.:argument de M. Studer disant que la pro­
motion economique des cantons doit pouvoir jouer dans ce 
domaine me parait extremement dangereux. S'il y a un ele­
ment sur lequel la concurrence des cantons ne doit pas 
jouer, c'est bien sur la securite de la fabrication des medica­
ments. Dans ce sens-la, je dirais que cet argument me fait 
plutöt dresser I'oreille et me fait dire: «Mon Dieu, s'il devait y 
avoir concurrence sur ce terrain-la, nous aurions effective­
ment toutes les raisons de ne pas le souhaiter.» 
3. La troisieme raison se rapporte plutat au fonctionnement 
administratif, mais elle a aussi son importance. liest bon 
que le lien entre I'institut et I'entreprise se noue des le debut, 
c'est-a-dire que, des le debut, un dossier doit etre constitue. 
Les systemes de fabrication doivent etre connus et contra­
les. Cela facilitera par la suite I'enregistrement des medica­
ments de cette entreprise. Au fond, on constitue d'emblee un 
dossier et c'est sur la base de ce dossier, de cette connais­
sance et de cette relation etablie que pourra se faire ensuite 
I'autorisation des produits eux-memes, pour le marche 
suisse notamment. 
4. Le quatrieme element me parait aussi contredire les argu­
ments de M. Studer. Ce dernier dit que nous avons un sys­
teme qui a bien fonctionne jusqu'a maintenant, mais ce n'est 
pas du tout un systeme qui donne toutes les competences 
aux cantons, puisque dans un certain nombre de domaines 
particulierement delicats - les produits immunologiques, le 
sang et les produits sanguins -, nous avons deja une com­
petence federale qui repose sur des risques tout a fait reels 
pour la sante de la population, non seulement pour les pa­
tients, mais me me pour la population dans son ensemble. La 
proposition de minorite Studer Jean, dans ce sens-la, nous 
ferait revenir en arriere dans un federalisme qui serait, je 
crois, mal compris par la population qui, apres le probleme 
des transfusions sanguines notamment, est inquiete en rai­
son de toute une serie de problemes qui peuvent se poser 
dans le domaine immunologique et qui considere que c'est 
une unite de doctrine et d'application qui doit prevaloir dans 
le pays. 
La question de savoir qui fait I'inspection est une autre ques­
tion. Votre commission a trouve une bonne solution, un bon 
equilibre entre I'autorisation, qui doit etre centralisee, et la 
possibilite de developper des structures d'inspection qui ne 
sont pas seulement forcement cantonales, mais qui peuvent 
etre regionales et auxquelles nous aimerions deleguer plus 
de taches que cela n'apparaissait dans notre projet. 
Je vous prie de vous rallier a la majorite de votre commis­
sion. 
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Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 29 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 3 Stimmen 

Art. 6 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.2 
Die zuständige Behörde prüft in .... 

Art. 6 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 2 
L.:autorite competente verifie .... 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Bei Artikel 6 
möchte ich Ihnen die differenzierte Aufteilung der Kompe­
tenzen zwischen Institut und Kantonen darlegen, wie sie 
Ihre Kommission, nach Anhörung der kantonalen Sanitätsdi­
rektoren und der Kantonsapotheker, durch die Verwaltung 
erarbeiten liess. Dieses System betrifft die Artikel 6, 19, 28 
und 59. Wenn Sie der Änderung in Artikel 6 zustimmen, 
gehe ich davon aus, dass das System generell genehmigt ist 
und demzufolge die entsprechenden Änderungen in den Ar­
tikeln 19, 28 und 59 ebenfalls akzeptiert wurden. 
Ihre Kommission beantragt Ihnen, bei der Inspektionskom­
petenz nur jene Artikel zu ändern, bei denen es heute eine 
geteilte Kompetenz gibt. Dies betrifft die Herstellung, Arti­
kel 6, den Grosshandel, Artikel 28, und neu auch Einfuhr, 
Ausfuhr und Handel im Ausland, Artikel 19. In Absatz 3 wird 
die Formel «Das Institut überprüft in einer Inspektion» durch 
die Formel «Die zuständige Behörde prüft in einer Inspek­
tion» ersetzt. 
In Artikel 59, Zuständigkeit zur Durchführung von Inspektio­
nen, werden dann die Zuständigkeiten definiert. In Absatz 1 
der Fassung unserer Kommission wird die Verantwortung 
des Instituts für das Inspektionswesen in der Schweiz fest­
gehalten. Diese Zuständigkeit betrifft die Arzneimittel und 
die Medizinprodukte. Ausdrücklich ausgenommen sind nur 
jene Bereiche, die in der Zuständigkeit der Kantone liegen: 
Detailhandel, einschliesslich Versandhandel, und Lagern 
von Blut und Blutprodukten. Damit ist das Institut für die Ko­
ordination des Inspektionswesens in der Schweiz verant­
wortlich. Es muss Doppelspurigkeiten wenn immer möglich 
vermeiden. 
In Absatz 2 wird festgehalten, welche Betriebsinspektionen 
im Bereich der Arzneimittel das Institut selbst durchführt. Es 
sind diejenigen in den Bereichen Blut und immunbiologische 
Arzneimittel. Gleiches gilt in Zukunft für neue und selten ein­
gesetzte Verfahren, die hoch spezifisches Fachwissen erfor­
dern, z. B. Gentherapie. Hier wird zumindest am Anfang der 
Entwicklung eine gut ausgebildete Inspektorin oder ein gut 
ausgebildeter Inspektor des Instituts für die gesamte 
Schweiz genügen. Wird das Verfahren später öfter ange­
wendet, werden sich in der Folge auch die kantonalen oder 
regionalen Inspektorate einzeln oder gemeinsam die nötige 
Fachkompetenz aneignen. Wo sich ein Inspektorat über die 
entsprechende Fachkompetenz ausweist, wird das Institut 
dann auch diese Inspektionen delegieren. 
Absatz 3 nennt jene Betriebsinspektionen im Bereich der 
Arzneimittel, die das Institut an die kantonalen Inspektorate 
überträgt. Dabei muss das Institut vor einer Delegation prü­
fen, ob das entsprechende Inspektorat die Anforderungen 
des regionalen und internationalen Rechtes erfüllt. 
Absatz 4 betrifft sowohl Arzneimittel als auch Medizinpro­
dukte. Es wird vorgesehen, dass das Institut die Inspekto­
rate der Kantone auch dann beiziehen und mit der Inspek­
tion direkt beauftragen kann, wenn solche Inspektionen in 
seinen Kompetenzbereich fallen, wie z. B. bei produktespe­
zifischen Inspektionen oder Inspektionen auf Verlangen ei­
nes ausländischen Staates. Damit sollen Doppelspurigkei­
ten vermieden werden. 
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Absatz 5 enthält schliesslich den Passus, dass die Kantone 
regionale oder andere kantonale Inspektorate mit den In­
spektionen beauftragen können, wie dies schon heute der 
Fall ist. Damit ist nicht jeder Kanton verpflichtet, ein eigenes 
Inspektorat aufzubauen. Die Kantone können, wie dies 
heute schon in einigen Fällen geschieht, auch das Institut 
mit Inspektionen in ihrem Kompetenzbereich beauftragen 
oder es beiziehen. 
Ich bitte Sie, diesem austarierten System zuzustimmen, in­
dem Sie die von Ihrer Kommission beantragten Änderungen 
in Artikel 6 Absatz 2, Artikel 19 Absatz 3, Artikel 28 Absatz 4 
und Artikel 59 zustimmen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: La presidente de la 
commission a explique quel etait le lien entre les differents 
articles. J'aimerais simplement confirmer en une seule 
phrase que notre intention est bien de pouvoir deleguer a 
des organes cantonaux ou regionaux d'inspection le travail 
qu'ils peuvent faire. L.:autorite competente doit verifier que 
les conditions so nt remplies. Mais cette autorite peut etre 
designee par delegation ailleurs qu'a I'institut. C'est notre in­
tention. 
Comme le disait M. Studer tout a I'heure, il n'y a pas de rai­
son de changer les choses qui fonctionnent bien. Nous vou­
Ions nous en tenir a ce principe. 
Nous vous appelons donc a accepter cette modification pro­
posee par la commission. 

Angenommen - Adopte 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Sie haben damit auch 
Artikel 19 Absatz 3, Artikel 28 Absatz 4 und Artikel 59 be­
schlossen. 

Art. 7, 8 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 9 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Verwendungsfertige Arzneimittel und Tierarzneimittel, die 
zur Herstellung von Fütterungsarzneimitteln bestimmt sind 
(Arzneimittelvormischungen), dürfen nur in Verkehr gebracht 
werden, wenn sie vom Institut zugelassen sind. Vorbehalten 

Abs.2 

b ..... oder Formulariums in kleinen Mengen zubereitet wer­
den und die .... 
c ..... einer eigenen Formel in kleinen Mengen zubereitet 
werden und für die .... 

Abs. 3, 4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 9 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Les medicaments prets a I'emploi et les medicaments a 
usage veterinaire destines a la fabrication d'aliments medi­
camenteux (premelanges pour aliments medicamenteux) 
doivent avoir ete autorises .... 
AI. 2 

b ..... prepares en petites quantites par une officine publique 

c. les medicaments qui so nt prepares en petites quantites 
par une officine publique .... 
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AI. 3, 4 
Adherer a la decision du Conseil national 

Abs. 1 -AI. 1 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Zu Artikel 9 
Absatz 1: Hier möchte Ihre Kommission die Präzisierung 
einbringen, dass bei den Tierarzneimitteln auch die zur Her­
stellung von Fütterungsarzneimitteln bestimmten Arzneimit­
telvormischungen der Zulassung durch das Institut be­
dürfen. 
Diese Bestimmung scham nichts Neues, sondern verhindert, 
dass Arzneimittelvormischungen ohne Zulassung mit dem 
Argument in Verkehr gebracht werden könnten, sie seien 
nicht verwendun.9sfertig. In der EU sind die Arzneimittelvor­
mischungen im Ubrigen ebenfalls zulassungspflichtig. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: J'aimerais profiter de 
I'occasion de la discussion de I'article 9 alinea 1 er, en faisant 
allusion a I'alinea 4 de ce meme article - j'espere que cela 
ne creera pas de confusion -, pour preeiser un peu la re­
ponse que j'ai apportee tout a I'heure a M. Wicki. M. Wicki 
craignalt qu'il puisse y avoir penurie a cause des obligations 
de contröle. Nous abordons ici ce point, puisque c'est le pre­
mier point qui a ete modifie apres les discussions sur les 
melanges ou les medicaments a usage veterinaire qui en­
trent, dans ce cas, dans des fabrications d'aliments medica­
menteux. Acette occasion, j'aimerais dire que I'article 9 
alinea 4 donne la possibilite a I'institut d'«autoriser, pour une 
duree limitee, la distribution ou la remise de medicaments 
contre des maladies mortelles qui ne sont pas autorises a 
etre mis sur le marche si une teile autorisation est compati­
ble avec la protection de la sante, si on peut attendre une 
grande utilite therapeutique de I'administration de ces medi­
caments et s'il n'existe pas de medicament equivalent». 
Nous avons donc une clause qui permet de toute fa<;:on de 
prevoir qu'en cas de rarete ou d'inexistence d'un medica­
ment autorise, I'institut peut intervenir, et cela vaut, bien sOr, 
aussi pour des medicaments veterinaires. Donc, la crainte 
en tout cas d'une penurie en cas d'epizootie et de maladie 
grave ne devrait pas etre un probleme reel. 11 s'agit bien sOr 
de questions concernant les maladies rares, et non pas les 
maladies courantes. 

Angenommen - Adopte 

Abs. 2 -AI. 2 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Der Bundes­
rat sieht in Artikel 9 Absatz 2 vor, Arzneimittel von der Zu las­
sungspflicht durch das Heilmittelinstitut zu befreien, wenn 
diese Arzneimittel nur von Fall zu Fall hergestellt werden 
und für die unmittelbare Abgabe an die eigene Kundschaft 
bestimmt sind. In Artikel 14 Absatz 1 Buchstaben c und d 
unterstellt er die in Artikel 9 Absatz 2 Buchstaben bund c er­
wähnten Arzneimittel dann einem vereinfachten Zulassungs­
verfahren, wenn sie auf Vorrat hergestellt werden. Damit 
sollte verhindert werden, dass die Zulassungspflicht bei 
grösseren Herstellungschargen unterlaufen werden kann. 
Der Nationalrat hat folgende Änderung vorgenommen: Die 
Magistralrezepturen - von einem Arzt für einen bestimmten 
Patienten speziell rezeptierte Zubereitungen - werden auch 
noch als solche betrachtet, wenn sie an mehreren Patienten 
angewendet werden. Zudem sollen sie nicht zwingend in ei­
ner Apotheke hergestellt werden, sondern auch im Auftrag 
eines Apothekers in einem anderen Betrieb mit Herstel­
lungsbewilligung produziert werden können. 
Mit der Streichung von «unmittelbar» in Artikel 9 Absatz 2 
Buchstaben bund c durch den Nationalrat sind nun auch in 
einer grösseren Serie hergestellte Arzneimittel der entspre­
chenden Kategorien von einer Institutszulassung befreit. Um 
die Gefahr der Umgehung der Zulassungspflicht zu verrin­
gern, die durch diese Öffnung entstanden ist, muss der Bun­
desrat in den Ausführungsbestimmungen eine mengen-

mässige Abgrenzung vorschreiben können. Dies erweist 
sich auch deshalb als erforderlich, damit es im Vergleich zu 
Artikel 14 Absatz 1 - Unterstellung unter ein vereinfachtes 
Zulassungsverfahren - nicht zu Widersprüchen kommt. Wie 
schon von Frau Bundesrätin Dreifuss an lässlich der Bera­
tung des Heilmittelgesetzes am 8. März 2000 im Plenum des 
Nationalrates präzisiert wurde, soll eine Abgabestelle - Apo­
theke oder Drogerie - ein Arzneimittel in Kleinmengen von 
100 Stück pro Charge bis zu einer Menge von 1000 Stück 
pro Jahr herstellen können, ohne dass das betreffende Arz­
neimittel durch das Institut zugelassen werden muss. Der 
Bundesrat als Verordnungsgeber wird zwischen den Arti­
keln 9 und 14 Absatz 1 eine zahlenmässige Abgrenzung 
vornehmen müssen. Um dies unmissverständlich zu ver­
deutlichen, beantragt Ihnen Ihre Kommission, in Artikel 9 Ab­
satz 2 Buchstaben bund c den Begriff «in kleinen Mengen» 
aufzunehmen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: J'aimerais confirmer, 
aussi pour I'interpretation future, que nous sommes tout a 
fait satisfaits de la proposition de votre commission, qu'elle 
correspond a nos intentions et que nous avons I'intention de 
fixer par voie d'ordonnance les limites quantitatives et I'inter­
pretation de I'expression «en petites quantites» que votre 
commission propose d'ajouter. 
Ces limites quantitatives seront differeneiees selon le lieu de 
fabrication, la possibilite de surveillance et la clientele. Nous 
confirmons iei que notre intention est bien, pour les pharma­
cies publiques, drogueries et autres etablissements titulaires 
d'une autorisation de fabrication - y compris fabrication par 
un autre etablissement sur mandat du detenteur de la for­
mule magistrale -, un nombre maximal d'unites de remise 
par lot de 100, et par annee de 1000. Pour la pharmacie 
d'höpital, nous passons en fait a 1000 productions par lot, et 
a 10 000 par annee. 
Ce qui est important, c'est que ces medicaments ne sont ja­
mais remis directement et tout simplement aux patients, 
mais qu'ils sont utilises sous I'etroite surveillance du mede­
cin ou du pharmacien d'höpital. IIs font donc partie d'un con­
tröle ininterrompu de la fabrication jusqu'a I'utilisation, ce qui 
permet d'identlfier immediatement les interactions et les ef­
fets secondaires graves. II est clair que cette delimitation 
quantitative, que nous fixerons par ordonnance, entraine si­
multanement la repartition des competences et des respon­
sabilites entre I'institut et les autorites cantonales. 
Dans tous les cas OU le nombre de medicaments fabriques 
est inferieur a la limite fixee, le contröle de leur securite re­
leve non seulement de la competence mais aussi de la res­
ponsabilite exclusive des cantons. L.:institut n'assumera cette 
tache qu'a partir des nombres que je viens de eiter ou, lors­
que I'autorite cantonale lui deleguera cette tache, en des­
sous de cette limite, par exemple en obligeant une 
pharmaeie d'höpital a soumettre une preparation fabriquee 
depuis longtemps a I'autorisation de I'institut. Toutefois, pour 
des raisons de police sanitaire, cette solution ne se justifie 
que si les cantons assument leur mandat et garantissent ef­
fectivement la securite des medicaments par leur contröle. 
Nous sommes persuades que les cantons auront a coeur de 
le faire et nous vous prions donc de confirmer la proposition 
de votre commission. 

Angenommen - Adopte 

Abs. 3, 4 - AI. 3, 4 
Angenommen - Adopte 

Art. 10 
Antrag der Kommission 
Abs.1 

b. über eine Herstellungs-, Elnfuhr- oder GrosshandeIsbewil­
ligung verfügen; 

Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Art. 10 
Proposition de la commission 
AI. 1 

b ..... le commerce de gros; 

AI. 2 
Adherer a la decision du Conseil national 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Im Zusammen­
hang mit der Überprüfung der oben erwähnten Thematik 
wurde festgestellt, dass in Artikel 10 eine Anpassung an Ar­
tikel 5 in der neuen Fassung des Nationalrates notwendig 
ist. In dieser Fassung wurde auch die Herstellung gemäss 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe c der Ausnahmeregelung für 
die Bewilligungspflicht unterstellt. Gemäss dieser Regelung 
kann der Bundesrat «die Herstellung von Arzneimitteln nach 
Formula magistralis, nach Formula officinalis, nach eigener 
Formel, nach der Pharmakopöe oder nach einem anderen 
vom Institut anerkannten Arzneibuch oder Formularium .... 
einer kantonalen Bewilligungs- oder Meldepflicht» - anstelle 
einer Bewilligung des Instituts - «unterstellen". 
Im Entwurf des Bundesrates war diese kantonale Herstel­
lungsbewilligung nur für die Herstellung derjenigen Arznei­
mittel vorgesehen, die keiner Zulassung des Instituts bedür­
fen. Die Präparate nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe c 
sind aber zulassungspflichtig. Dennoch reicht eine kanto­
nale Herstellungsbewilligung. Darum muss unter den Zu las­
sungsvoraussetzungen in Artikel 1 0 der Ausdruck «des Insti­
tuts» gestrichen werden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 12 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Die Festlegung 
der Schutzdauer ist eine Frage von wesentlicher wirtschaft­
licher Bedeutung. Da die Schutzdauer in praktisch allen EU­
Ländern zehn Jahre beträgt, hat der Nationalrat diese Dauer 
auch im Gesetz verankert (Art. 12 Abs. 2). 
Ihre Kommission schliesst sich diesem Entscheid an. 

Angenommen - Adopte 

Art. 13 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 14 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.2 
.... für ein in der Schweiz bereits zugelassenes Arzneimittel 
ein vereinfachtes Zulassungsverfahren vor, wenn: 
a. das Arzneimittel den gleichen Anforderungen genügt wie 
ein in der Schweiz bereits zugelassenes Arzneimittel, insbe­
sondere denjenigen an die Kennzeichnung und Arzneimittel­
information nach Artikel 11; 
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b. dieser weitere Inverkehrbringer fortwährend sicherstellen 
kann, dass er für die von ihm vertriebenen zugelassenen 
Arzneimittel die gleichen Sicherheits- und Qualitätsanforde­
rungen erfüllt wie der Erstanmelder. 
c. Streichen 
d. Streichen 
Abs.3 
Ein Arzneimittel darf nach Absatz 2 so lange nicht zugelas­
sen werden, als das für den Erstanmelder zugelassene Arz­
neimittel (Originalpräparat) unter dem Schutz nach Artikel 
12 steht oder patentgeschützt ist. Das Bestehen eines sol­
chen Schutzes muss vom Erstanmelder bzw. vom Patent­
inhaber geltend gemacht werden. Die Regeln des Immate­
rialgüterrechtes bleiben im Übrigen vorbehalten. 
Abs.4 
Streichen 

Art. 14 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 2 
.... d'un medicament qui fait deja I'objet d'une autorisation de 
mise sur le marche en Suisse: 
a. si ce medicament repond aux exigences posees pour les 
medicaments qui font deja I'objet d'une autorisation de mise 
sur le marche en Suisse, notamment les exigences con­
cernant I'etiquetage et I'information mentionnees a I'arti­
cle 11; 
b. si cet autre responsable de la mise sur le marche d'un 
medicament est en mesure de garantir de fac;:on durable que 
les medicaments dont il assure la distribution et pour les­
quels il a obtenu une autorisation de mise sur le marche 
remplissent les memes exigences de securite et de qualite 
que le premier requerant. 
c. Biffer 
d. Biffer 
AI. 3 
Un medicament ne peut etre autorise au sens de I'alinea 2 
tant que le medicament qui fait I'objet d'une autorisation 
pour le premier requerant (preparation originale) est protege 
au sens de I'article 12 ou par un brevet. Le premier re­
querant, respectivement le detenteur du brevet, doit faire va­
loir I'existence d'une teile protection. Pour le surplus, les 
regles du droit de la propriete intellectuelle so nt reservees. 
AI. 4 
Biffer 

Abs. 1-AI. 1 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Ihre Kommis­
sion hat sich an zwei Sitzungen ausführlich mit Artikel 14 be­
schäftigt. Sie hat den Bericht des Bundesrates vom 8. Mai 
2000 an die WAK-NR betreffend Parallelimporte und Patent­
recht zur Kenntnis genommen und hat beim Seco Erkundi­
gungen betreffend die Verankerung einer Gegenrechts­
klausel eingeholt. 
Zu Artikel 14 Absatz 1 ergeben sich keine weiteren Bemer­
kungen. 

Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Hier geht es 
um eine gesundheitspolizeiliche Regelung, indem eine er­
leichterte Zulassung bewilligt wird, wenn es um ein Medika­
ment geht, das in einem anderen Land bereits geprüft und 
zugelassen worden ist. Es handelt sich demzufolge um eine 
gesundheitspolizeiliche Anerkennung für Einzelprodukte. 
Ihre Kommission formuliert im neu gestalteten Absatz 2 die 
Zulassungsvoraussetzungen etwas präziser und detaillier­
ter, als dies der vom Nationalrat genehmigte Entwurf des 
Bundesrates tat. Da die in den Literae c und d des bundes-
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rätlichen Entwurfes genannten Voraussetzungen in den Lite­
rae a und b des Kommissionsantrages enthalten sind, sind 
die Literae c und d nicht mehr nötig. 
Auf die ursprünglich beabSichtigte Verankerung der Gewäh­
rung des Gegenrechtes durch den ausländischen Staat wird 
verzichtet, da die Stipulierung einer solchen Voraussetzung 
nicht mit dem WTO-Recht vereinbar ist. 

Angenommen - Adopte 

Abs. 3 -AI. 3 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Herr David beantragt, 
bei den Absätzen 3 und 4 den Beschluss des Nationalrates 
zu übernehmen. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Absatz 3 han­
delt von den Parallelimporten im engeren Sinn, das heisst 
von Parallelimporten von Gütern, bei denen ein Patent­
schutz besteht. Solange ein Patentschutz besteht oder die 
Schutzfrist nach Artikel 12 dieses Gesetzes noch läuft, sol­
len klar keine Parallelimporte zugelassen werden. Zudem 
hat Ihre Kommission auch präzisiert, dass die Regeln des 
Immaterialgüterrechtes generell vorbehalten bleiben. Das 
heisst zum Beispiel, dass beim Umpacken von Medikamen­
ten oder beim Umschreiben von Beipackzetteln Marken­
schutz und Urheberrecht gewährleistet sein müssen. 
Der Antrag Ihrer Kommission deckt sich inhaltlich weitestge­
hend mit dem Entwurf des Bundesrates, sagt jedoch etwas 
ausführlicher, worum es geht. Namentlich hält er fest, dass 
bereits das Institut die Zulassung für patentgeSChützte Medi­
kamente nicht erteilen darf. 
Es versteht sich von selbst, dass das Bestehen eines Pa­
tentschutzes vom Erstanmelder bzw. Patentinhaber beim 
Institut geltend gemacht werden muss. Ist dies jedoch 
geschehen, kann das Institut das Vorhandensein des Pa­
tentstatus ohne weiteres überprüfen und ist bei dessen Vor­
handensein gehalten, die Zulassung nicht zu erteilen. 
Ich bitte Sie, Absatz 3 in der Fassung Ihrer Kommission zu 
genehmigen. 

David Eugen (C, SG): Ich gehe davon aus, dass Sie sicher 
alle wissen, dass ich als Präsident einer Krankenversiche­
rung Mitverantwortung für die Krankenversicherungsprä­
mien in diesem Land trage, und aus diesem Grund muss ich 
mich auch melden. 
Ich muss Sie darauf aufmerksam machen, dass das Heilmit­
telgesetz und insbesondere auch die heutigen Beschlüsse in 
diesem Rat in hohem Ausmass prämienwirksam sind. Wir 
werden in diesem Herbst in der Schweiz eine Prämienerhö­
hung von 5 bis 6 Prozent haben, teilweise mehr. Die Halfte 
davon, also 3 Prozent, geht zurück auf die Kostensteigerung 
bei den Medikamenten. Allein in den letzten zwölf Monaten 
sind die Medikamentenkosten in der Schweiz um 15 Prozent 
gestiegen; die Steigerungsraten liegen also weit über den 
allgemeinen Preissteigerungsraten und insbesondere auch 
über den LOhnsteigerungsraten. 
Die Preisentwicklung bei den Medikamenten beeinflusst die 
Prämien deswegen erheblich, weil die Medikamente einen 
erheblichen Teil der Kosten des Gesundheitswesens aus­
machen, nämlich einen Fünftel. 20 Prozent der Grundversi­
cherungskosten sind Medikamentenkosten. Wenn also in 
einem Jahr eine Kostensteigerung von 15 Prozent eintritt, 
wirken sich 3 Prozent davon unmittelbar auf die Prämie aus. 
Die Versicherten, unsere Bevölkerung, werden also in die­
sem Herbst die Hälfte dieser Prämiensteigerung deswegen 
zahlen müssen, weil die Medikamentenkosten steigen. 
Diese EntWicklung ist nur möglich, weil auf dem Schweizer 
Pharmamarkt kein Wettbewerb besteht. Wettbewerb senkt 
tendenziell die Preise, wie wir alle wissen. Auf dem Pharma­
markt Schweiz haben wir keinen Wettbewerb. Der Kontrahie­
rungszwang verstärkt diese Tendenz noch: Es müssen alle 
Preise bezahlt werden, und die Preise werden amtlich fixiert. 
Der Bundesrat oder die Vorsteherin des EDI hat - das 

möchte ich unterstreichen, das war sehr positiv - auf den 
Medikamentenmarkt Einfluss genommen und versucht, die 
Preise einiger Medikamente gruppenweise zu senken. Wir 
haben das als sehr positive Intervention wahrgenommen. 
Ich muss Ihnen aber sagen, dass der Effekt leider gleich null 
war, und zwar aus folgendem Grund: Die Pharmaindustrie 
hat diese Medikamente sofort vom Markt genommen und 
durch neue Medikamente ersetzt, die höhere Preise hatten 
als die alten. Diese Herabsetzung der alten Preise wirkt also 
überhaupt nicht, weil die Medikamente ersetzt werden und 
neue auf den Markt kommen, die mit entsprechenden Mar­
ketingmassnahmen beworben werden. 
Ein typisches Beispiel ist im Bereich Rheuma in diesem Jahr 
festzustellen: Ein gut eingeführtes Rheuma-Medikament, 
das sehr gute Dienste leistete, ist durch zwei neue, viel teu­
rere Rheuma-Medikamente ersetzt worden, die im Prinzip 
dieselbe Wirkung haben. Das alte Medikament ist innert drei 
Monaten praktisch vom Markt verschwunden. 
Wenn wir diese Entwicklung weiter so laufen lassen, dann 
werden die Prämien - das muss ich Ihnen sagen - auch in 
den kommenden Jahren im gleichen Umfang oder unter Um­
ständen noch mehr steigen. Ich bin der Meinung, wir müss­
ten mehr Wettbewerbselemente in den Pharmamarkt brin­
gen, um diese Entwicklung mindestens zu bremsen. 
Die fast einzige Möglichkeit, etwas Wettbewerb in den 
Schweizer Pharmamarkt zu bringen, ist die Zulassung von 
Parallelimporten. Dies bedeutet, dass ein Schweizer Medi­
kamenteneinkäufer das Recht hat, in Deutschland oder 
Frankreich Medikamente einzukaufen, in die Schweiz zu 
bringen und hier zu verkaufen. Dieses Recht sollte ihm ein­
geräumt werden. Er sollte dies deswegen tun können, weil in 
den übrigen europäischen Märkten die gleichen Medika­
mente, wie sie in der Schweiz verkauft werden, viel billiger 
sind. Vor allem störend ist, dass es sich zum Teil um Medika­
mente handelt, die in der Schweiz produziert werden und im 
EU-Raum viel billiger verkauft werden als in der Schweiz. 
Daher müsste mit der Ermöglichung des Parallel importes 
der Wettbewerb etwas verstärkt werden. 
Die Anträge, welche jetzt von der Kommission kommen, lau­
fen leider in die genau gegenteilige Richtung; der Wettbe­
werb für den Schweizer Pharmamarkt wird noch mehr 
abgebaut, die Hürden werden eigentlich noch höher gesetzt. 
Es wird auf dem Schweizer Markt keine Wettbewerbssitua­
tion eintreten. 
Der Nationalrat hat mit den Absätzen 3 und 4 versucht, in 
ganz gelindem Ausmass etwas Gegensteuer zu geben und 
etwas mehr Wettbewerb in diesen Markt hineinzubringen. 
Ich finde, dass das im Interesse unserer Bevölkerung not­
wendig ist, damit sie nicht jedes Jahr dermassen von Prämi­
enaufschlägen betroffen ist. 
Ich beantrage Ihnen deswegen, bei den Absätzen 3 und 4 
dem Nationalrat zu folgen. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Ich glaube 
nicht, dass wir an dieser Stelle eine Diskussion über die an­
steigenden Krankenkassenprämien führen können. Der Ent­
scheid zwischen der Fassung des Bundesrates und der 
Fassung Ihrer Kommission, der hier getroffen werden kann, 
ist nicht in der Art kostenrelevant, wie das von Herrn David 
ausgeführt worden ist. 
Die Fassung des Bundesrates und die Fassung des Natio­
nalrates sind der Fassung, die Ihre Kommission beantragt, 
sehr ähnlich. Ihre Kommission hat einzig den ganzen Artikel 
etwas klarer gefasst, sich etwas klarer ausgedrückt, hat 
auch die heute geltende bundesgerichtliche Rechtspre­
chung aufgenommen und hat versucht, folgende Gratwan­
derung zu gehen: erstens Sicherheit des Medikamenten­
marktes - das ist das Kriterium, das immer an oberster 
Stelle steht -, zweitens Kosten des Gesundheitswesens und 
drittens natürlich auch - ich habe das bereits bei meinem 
Eintretensreferat gesagt - volkswirtschaftliche Bedeutung 
der Pharmaindustrie in der Schweiz mit 30 000 Beschäftig­
ten. 
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Ich glaube, wir haben hier diese Gratwanderung gut absol­
viert. Der Antrag, den Ihnen die Kommission unterbreitet, ist 
eine Öffnung mit gewissen Leitplanken, also eben ein Mittel­
weg, bei dem die Interessen gegeneinander abgewogen 
werden. 
Ich bitte Sie, der Fassung Ihrer Kommission zu folgen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Permettez-moi d'expri­
mer les reserves du Conseil federal quant a la proposition 
de votre commission en ce qui concerne I'alinea 3. Sans en­
trer dans une discussion generale sur la position du Conseil 
federal en ce qui concerne les importations paralleles qui a 
rencontre un large appui en commission, nous pensons en 
effet qu'iI faut proteger de I'importation parallele les medica­
ments qui sont encore sous brevet, mais que nous devons 
avoir la possibilite d'ouvrir la frontiere lorsque cette protec­
ti on tombe. 
A ce propos, j'aimerais souligner que notre analyse sur les 
prix des medicaments est la me me que celle de M. David. 
Nous assistons a ce «shadow boxing» qui peut faire mal et 
qui consiste a ag ir sur le prix des medicaments dans de lon­
gues negociations et ensuite a voir les medicaments dont 
nous avons reussi a baisser les prix dispara1tre du marche, 
ales voir remplaces par des medicaments plus coOteux. 
Dans ce domaine, nous esperons que la remuneration des 
pharmaciens, I'interet qu'ils peuvent avoir, peut aider a faire 
prescrire ou a faire vendre des medicaments meilleur mar­
che. Nous esperons que le recours aux generiques puisse 
etre encourage et que, de temps en temps, une importation 
d'un pays ou cette production se fait a meilleur coOt puisse 
aider dans cette relation difficile qui est une relation de nego­
ciation, puisqu'il ne s'agit pas de prix reellement libres sur 
notre marche, et puisse utilement la completer. J'entends 
par la que notre position de negociation peut etre utilement 
renforcee par la possibilite d'importations paralleles. C'est 
d'ailleurs ainsi que mes collegues de l'Union europeenne 
pratiquent et utilisent la possibilite qui leur est donnee par 
I'epuisement des capacites au niveau regional qui fait qu'ils 
peuvent importer d'autres pays europeens. Je connais un 
cas ou une entreprise pharmaceutique, qui souhaitait vrai­
ment continuer a utiliser un lIot de prix eleves pour I'un de 
ses produits, a ete ramenee a de meilleurs sentiments par 
I'importation du meme produit de la meme entreprise prove­
nant d'une autre fabrique europeenne. Je souhaite donc 
avoir cet instrument, mais pour la periode posterieure a la 
duree de protection par le brevet. 
Nous sommes donc largement d'accord et iI s'agit, d'un 
cöte, d'une formulation et, de I'autre, d'un probleme pratique 
que j'aimerais soulever ici. 
La premiere phrase de I'alinea 3, teile que votre commission 
la propose, ne nous pose pas reellement de probleme. Elle 
est peut-etre plus precise, mais je crois qU'elle recouvre en 
fait exactement la meme realite que la version du Conseil 
national a I'alinea 3, dans la mesure ou elle reserve, ou elle 
ne veut pas de reglementation particuliere dans ce domaine, 
en dehors de ce qui est prevu a I'alinea 2. Ce qui nous pose 
probleme, c'est la deuxieme phrase. 
Lorsque I'on dit: «Le premier requerant, respectivement le 
detenteur du brevet, doit faire valoir I'existence d'une teile 
protection», on laisse entendre iCI, et je crois que c'est la 
seule interpretation posslble, que c'est a I'institut de recevoir 
cette annonce, voire de la contröler. Donc, on demande a 
I'institut de remplir une täche qui releve des tribunaux civils. 
C'est devant les tribunaux que le proprietaire d'un droit im­
materiel doit faire valoir ce droit, et non pas devant une ins­
tance qui, elle, doit pouvoir donner I'autorisation. C'est dans 
ce sens-la que le Conseil federal ne peut pas suivre votre 
commission pour cette deuxieme phrase. Comme il y aura, 
si vous suivez votre commission, une divergence avec le 
Conseil national, j'aimerais annoncer ici, par besoin de 
loyaute, que je ne defendrai pas la position de votre Conseil, 
mais que je m'efforcerai de trouver une solution entre les 
deux Conseils, qui ne donne pas a I'institut une täche qu'il 
ne pourrait pas remplir. 
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Cottier Anton (C, FR): Je comprends I'observation de Mme 
Dreifuss, conseillere federale, concernant le fait de faire 
valoir le droit de protection de la marque d'un produit, d'un 
medicament. J'approuve aussi sa declaration qu'il n'in-com­
berait pas au nouvel institut federal de contröler ce fait. En 
effet, il s'agit-Ia de pretentions civiles qui ne peuvent pas 
etre jugees par I'office federal. De ce fait, si nous suivons 
maintenant la proposition de la commission, et Je vous invite 
a le faire, 9a permettra au Conseil national d'examiner 
encore cette question bien precise et bien limitee. 
Sur le reste, je soutiens la proposition de la commission et je 
ne peux qu'abonder dans le sens exprime par Mme Beerli. 
En effet, la grande difference entre la version du Conseil na­
tional et celle du Conseil des Etats consiste en ceci, c'est 
que nous voulons, au Conseil des Etats, faire beneficier d'un 
regime approprie les produits qui sont proteges par les mar­
ques. Si on suit la version du Conseil national, on vide en 
somme le contenu des droits de marque. Et surtout, pour 
notre pays qui est un grand producteur de medicaments, qui 
fait aussi de grandes depenses et de grands efforts pour la 
recherche, nous avons tout interet a faire beneficier nos pro­
ducteurs, nos fabricants aussi des effets de la protection des 
marques. 
Ainsi, je vous invite a suivre la proposition de la commission. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Ich möchte 
nur noch einmal klar darlegen, was sich die Kommission bei 
ihrem Antrag gedacht hat. Ich glaube auch, dass darüber al­
lenfalls bei der Bereinigung der Differenzen noch eine Dis­
kussion entstehen wird. 
Die Kommission ging in der Tat - wie es Frau Bundesrätin 
Dreifuss sehr richtig gesagt hat - davon aus, dass der Er­
stanmelder sein Patent beim Institut deponiert und das Insti­
tut somit Kenntnis davon hat. Wenn dann ein Zweitanmelder 
kommt, hat dieser den Zivilprozess einzuleiten und den zivil­
rechtlichen Weg zu gehen. Das ist ein vertiefter Schutz des 
Erstanmelders, das ist in der Tat so. Wir wollten den Erstan­
melder nicht auf den Rechtsweg verweisen, weil in der Zwi­
schenzeit die Zulassung für den Parallelimport schon 
gegeben sein kann, das Ganze schon in die Wege geleitet 
ist und schlussendlich das Ganze auch nicht mehr aufgehal­
ten werden kann. 
Wir sind der Ansicht, dass es ohne weiteres machbar ist, 
einmal vorsorglich eine Zulassung zu stoppen, bis der 
Zweitanmelder seine Rechte geltend gemacht hat; wir mei­
nen, das sei besser machbar, als wenn man die Zulassu.ng 
erteilt und den Erstanmelder auf den Rechtsweg verweist. 
Das war der klare Wille der Kommission. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 31 Stimmen 
Für den Antrag David .... 7 Stimmen 

Abs. 4-A/. 4 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Ihre Kommis­
sion bittet Sie, diesen Absatz zu streichen. Er ist nicht mehr 
nötig und insoweit auch untauglich, als es kein Land gibt, in 
dem die Arzneimittelpreise subventioniert werden. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Herr David ist damit 
einverstanden. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte se/on /a proposition de /a commission 

Art. 15-18 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 
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Art. 19 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.3 
Die zuständige Behörde prüft in einer Inspektion .... 

Art. 19 
Proposition de la commission 
AI. 1,2 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 3 
L.:autorite competente verifie .... 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Die Änderung 
in Artikel 19 Absatz 3 ist bereits unter Artikel 6 begründet 
und angenommen worden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 20 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2,4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.3 
Er kann: 
a. vorschreiben, dass die Einfuhr von bestimmten Arzneimit­
teln, die zum Schutz der Gesundheit einer besonderen Kon­
trolle bedürfen, im Einzelfall durch das lnstritut bewilligt 
werden muss; 
b. die Einfuhr von bestimmten Arzneimitteln beschränken 
oder verbieten, wenn aus den Umständen erkennbar ist, 
dass sie für widerrechtliche Zwecke oder missbräuchliche 
Verwendung bestimmt sein könnten. 

Art. 20 
Proposition de la commission 
AI. 1,2,4 
Adh8rer a la decision du Conseil national 
AI. 3 
11 peut: 
a. prescrire que I'importation de medicaments necessitant 
un contröle particulier pour la protection de la sante, doit etre 
autorisee dans les cas d'espece par I'institut; 
b. restreindre ou interdire I'importation de medicaments si 
les circonstances font apparaitre qu'ils pourraient etre desti­
nes ades fins illegales ou a un usage abusif. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Ihre Kommis­
sion hat Absatz 3 etwas umformuliert, damit ganz klar wird, 
dass der Bundesrat keine Einzelfallbewilligungen erteilt. Der 
Bundesrat wird vielmehr in einer Rahmenverordnung festle­
gen, welche Kriterien für Einfuhrbewilligungen bzw. -be­
schränkungen erfüllt sein müssen. Im Einzelfall wird das 
Institut die Bewilligung erteilen und die Liste der Arzneimittel 
erstellen, die einer Einfuhrbeschränkung oder einem Ein­
fuhrverbot unterliegen sollen. Das Institut erlässt im Einzel­
fall eine Verfügung, die auf dem ordentlichen Rechtsweg 
weitergezogen werden kann. 

Angenommen - Adopte 

Art. 21 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,3,4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.2 
Der Bundesrat kann vorschreiben, dass die Ausfuhr von Arz­
neimitteln, die in der Schweiz oder im Zielland nicht zugelas­
sen sind, im Einzelfall vom Institut verboten oder einer 
Beschränkung unterstellt wird. 

Art. 21 
Proposition de la commission 
AI. 1,3,4 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 2 
Le Conseil federal peut prescrire que I'exportation des medi­
caments, dont la mise sur le marche n'est pas autorisee en 
Suisse ou dans le pays de destination, soit, dans les cas 
d'espece, interdite par I'institut ou sou mise a restrictions. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Es handelt sich 
grundsätzlich um dieselbe Problematik wie bei Artikel 20 Ab­
satz 3. Ihre Kommission präzisiert, dass der Bundesrat eine 
Rahmenverordnung erlässt und dass das Institut im Einzel­
fall eine Verfügung erlässt, was wiederum den ordentlichen 
Rechtsweg eröffnet. 

Angenommen - Adopte 

Art. 22-24 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decislon du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 25 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1-3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.4 
Die Kantone können eidgenössisch diplomierte Drogistinnen 
und Drogisten zur Abgabe aller nicht verschreibungspflichti­
gen Arzneimittel berechtigen, sofern eine flächendeckende 
Versorgung des Kantons mit solchen Arzneimitteln nicht ge­
währleistet ist. 
Abs.5 
Die Kantone können, vorbehältlich der Absätze 2 und 3, Per­
sonen, die über eine kantonal anerkannte Ausbildung ver­
fügen, zur Abgabe bestimmter Arzneimittelgruppen wie 
komplementärmedizinischer Arzneimittel zulassen. Das In­
stitut ist zu informieren. 

Minderheit 
(Schmid Samuel, Beerli, Brunner Christiane, Saudan, Stu­
der Jean) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 25 
Proposition de la commission 
Majorite 
AI. 1-3 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 4 
Les cantons peuvent accorder aux droguistes titulaires du 
diplöme federalle droit de remettre tous les medicaments 
non soumis a ordonnance dans la mesure OU un approvi­
sionnement en medicaments de ce genre n'est pas garanti 
dans I'ensemble du territoire cantonal. 
AI. 5 
Sous reserve des alineas 2 et 3, les cantons peuvent accor­
der ades personnes ayant une formation reconnue sur le 
plan cantonal le droit de remettre certains groupes de medi­
caments, tels que les medicaments de la medecine comple­
mentaire. L.:institut doit en etre informe. 

Minorite 
(Schmid Samuel, Beerli, Brunner Christiane, Saudan, Stu­
der Jean) 
Adherer a la decision du Conseil national 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Die Mehrheit 
Ihrer Kommission beantragt Ihnen, einen neuen Absatz eln-
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zufügen, wodurch Absatz 4 gemäss Nationalrat zu Absatz 5 
wird. 
Der neu eingefügte Absatz 4 soll es den Drogisten in Kanto­
nen, in denen die Versorgung nicht flächendeckend gewähr­
leistet ist, ermöglichen, alle nicht verschreibungspflichtigen 
Arzneimittel - das sind Präparate der Liste C - abzugeben. 
Bis anhin war das lediglich in den Kantonen Solothurn und 
Appenzell Ausserrhoden möglich. Zudem liessen vier wei­
tere Kantone gewisse Ausnahmeregelungen zu. 

Schmid Samuel (V, BE): Die Kommissionspräsidentin hat 
bereits darauf hingewiesen, dass es nur um die Fassung 
des Nationalrates in Absatz 4 geht. Der Streichungsantrag 
der Minderheit in Absatz 5 wird insoweit obsolet - wenn Sie 
der Fassung der Minderheit zustimmen -, als sich die Fas­
sung der Mehrheit in Absatz 5 mit der Fassung des National­
rates und der Minderheit in Absatz 4 deckt. 
Wir haben bei den Zielsetzungen des Gesetzes davon ge­
sprochen, dass das neue Heilmittelgesetz das Recht zur Ab­
gabe von Heilmitteln von einer gewissen Berufsausbildung 
abhängig machen will. Das war und ist unbestritten. Dass 
man hier eine gewisse Grosszügigkeit walten lassen will, hat 
uns der Bundesrat in der Kommission erklärt und wird auch 
im Gesetz deutlich: beispielsweise in Artikel 25 Absatz 2 und 
insbesondere auch bei den Übergangsbestimmungen in Ar­
tikel94. 
Eine zweite Vorbemerkung: Die Erweiterung der Abgabe­
kompetenzen im Bereich der Naturheilmittel ist in Artikel 25 
Absatz 2 geregelt, ist also bei Absatz 4 nicht betroffen. 
Damit zum eigentlichen Streitgegenstand, der neuen Fas­
sung der Mehrheit in Absatz 4: 
Dieser neue Absatz betrifft die Diskussion über die Liste C. 
Wie erwähnt, ermächtigen noch zwei Kantone - Appenzell 
Ausserrhoden und Solothurn - ihre Drogerien, alle Produkte 
dieser Liste zu führen. Sie durchbrechen mit dieser generel­
len Regelung eigentlich eine unserer Zielsetzungen, nämlich 
die Abgabe von Heilmitteln nur bei adäquatem Ausbildungs­
stand zuzulassen. Es stellen sich damit u. a. Probleme in 
Bezug auf den Konsumentenschutz. Ich sage und unterstrei­
che nochmals: Die Abgabe von Naturheilmitteln ist damit 
nicht tangiert. 
Nun ist wesentlich - und für die Minderheit entscheidend -, 
dass Fachkommissionen der Drogisten und Apotheker unter 
der Leitung der Interkantonalen KontrollsteIle für Heilmittel 
die Liste C bereinigt und die Abgabeberechtigung für Drogis­
ten um etwa einen Drittel erweitert haben. Die Liste C ist 
also zusammengeschrumpft, macht aber - wie wir uns 
glaubwürdig haben versichern lassen - nach wie vor Sinn, 
weil es Präparate gibt, die Interaktionen mit rezeptpflichtigen 
Arzneimitteln auslösen können. Das ist durchaus plausibel. 
Mit der Regelung der Kommissionsminderheit und des Na­
tionalrates verlieren die beiden Kantone, welche die Abga­
beberechtigung für Drogerien kennen, ein wenig von ihrer 
Kompetenz, alle anderen Kantone gewinnen aber. 
Schliesslich leistet die Fassung der Mehrheit der Regelung, 
die von den Betroffenen selbst gutgeheissen wurde, keinen 
guten Dienst; denn die Landesverbände hatten sich in die­
ser Frage geeinigt und waren damit zufrieden, dass wir 
keine Ausnahme haben, sondern eine Regelung, in der wir 
die Abgabe von Medikamenten mit der Ausbildung verknüp­
fen wollen. Insgesamt bricht hier die Fassung der Mehrheit 
etwas aus dem System des Gesetzes aus, insgesamt stört 
sie die gute und auch sinnvolle Regelung, wie sie von den 
Betroffenen selbst beschlossen wurde. 
Ich bitte Sie deshalb, der Minderheit zu folgen. 

Brunner Christiane (S, GE): J'appartiens egalement a la 
minorite qui vous propose d'en revenir a la version du Con­
seil national en n'oubliant pas, comme M. Schmid Samuell'a 
dit, que I'alinea 4 actuel du Conseil national reste dans le de­
pliant, le depliant n'etant pas tres clair a cet egard. 
Actuellement, l'Office intercantonal de contröle des medica­
ments (OICM) definit trois types de medicaments vendus 
sans ordonnance: 
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- la liste C dite d'automedication renforcee, qui necessite la 
possibilite d'un conseil d'une pharmacienne ou d'un phar­
macien car ces medicaments posent des problemes, dans 
certaines situations de la vie, en association avec d'autres 
medicaments ou lors d'un usage inapproprie; 
- la liste 0 dite d'automedication facilitee, qui est vendue en 
pharmacie ou en droguerie car les conseils d'un ou d'une 
pharmacienne ou d'un droguiste sont necessaires a I'utilisa­
tion correcte du medicament par les consommateurs ou 
consommatrices; 
- la liste E, en vente dans tous les commerces, qui ne ne­
cessite pas de conseils particuliers. 
Le nouvel alinea 4 propose par la majorite de notre commis­
sion signifie en clair que si, dans un canton, il existe un seul 
endroit ou se trouve une droguerie mais aucune pharmacie, 
le canton peut alors autoriser I'ensemble des drogueries du 
canton a vendre la totalite des medicaments de la liste C. 
Avec ce nouvel alinea, les criteres de delimitation de l'OICM 
et du futur institut, bases sur la securite des usagers, se­
raient ainsi ignores et contournes dans les cantons. L.:egalite 
des chan ces et du droit entre detenteurs du meme diplöme 
de droguiste ne serait pas non plus respectee d'un canton a 
I'autre, car il ne s'agit plus d'une mesure d'exception lorsque 
tous les droguistes d'un canton se voient attnbuer la compe­
tence de vendre les medicaments de la liste C. 
La question de I'approvisionnement en medicaments de lis­
te C dans les endroits ou il n'y aurait que des drogueries ne 
se pose pas. En effet, la liste 0 s'est fortement etendue au 
detriment de la liste C, suite a une revision consensuelle des 
criteres de delimitation entre la Societe suisse des phar­
maciens et l'Association suisse des droguistes, en 1997. 
Actuellement, les droguistes disposent, avec la liste 0, de 
medicaments surs et efficaces pour toutes les situations 
pouvant etre soulagees par de I'automedication. Dans les 
autres situations, il ne faut pas retarder un diagnostic medi­
cal necessaire ou creer un nouveau probleme par I'usage 
inadequat d'un medicament de la liste C, faute du conseil 
d'un membre des professions medicales - pharmacien ou 
medecin. 
La liste C est un domaine de I'automedication ou I'on teste, 
d'abord timidement, si un medicament auparavant soumis a 
prescription du medecin peut etre remis au public sans or­
donnance medicale. 11 s'agit donc soit de substances qui pre­
sentent des risques dans certaines situations que le 
pharmacien ou la pharmacienne peut eluder, soit de domai­
nes d'indication proches de la necessite d'un diagnostic me­
dical. Si la liste C n'est pas respectee dans le canton, I'institut 
Msitera a liberer de nouveaux medicaments de la contrainte 
de la prescription medicale, ce qui fait perdre des chances de 
diminuer la charge sociale des couts de la sante. 
Nous avons voulu une loi federale sur les produits therapeu­
tiques pour corriger certaines incoherences du systeme fe­
deraliste en matiere de medicaments. On peut toujours 
discuter des criteres de delimitation entre les categories de 
medicaments, mais une fois ces criteres etayes sur des ba­
ses objectives reconnues, ils doivent s'appliquer sur tout le 
territoire suisse. 
En 1997, les dirigeants de la Societe suisse des pharma­
ciens et de I' Association suisse des droguistes ont decide de 
revoir les criteres de delimitation en eradiquant toute prero­
gative corporatiste lors de leur interpretation, en se limitant 
au seul critere de la securite des usagers. L.:Office intercan­
tonal de contröle des medicaments a reconnu ces criteres et 
les a appliques, ce qui a conduit au transfert de 300 medica­
ments de liste C en liste 0, ce tOilettage devant mettre un 
terme a la justification de toute exception cantonale. 
Le but etait de realiser un consensus en vue de la future loi 
dont nous traitons aujourd'hui. Nous devons donc etre fer­
mes et favoriser les solutions de consensus nationaux eta­
blis et nous ne pouvons pas donner maintenant la priorite, 
dans une loi federale, ades interets locaux, apres que les 
societes faitieres des deux professions ont etabli, a grand 
peine sans doute, mais etabli, un consensus national. 
Je vous invite donc a rejeter la proposition de la majorite de 
la commission et a accepter la proposition de la minorite. 
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Leuenberger Ernst (S, SO): Erlauben Sie mir, hier der Gen­
fer Abgeordneten zu widersprechen und Ihnen aus solothur­
nischer und vielleicht ein klein wenig aus ausserrhodischer 
Sicht einen kleinen Erfahrungsbericht vorzustellen. 
Im Kommissionsreferat sind diese beiden Kantone als 
«weisse Raben» oder als was auch immer bezeichnet wor­
den, jedenfalls als Ausnahmefälle. Das kommt vor. Auch 
Gotthelf, wenn er über die Radikalen geschimpft hat, hat ne­
ben den Baselbietern immer die Ausserrhodner und die So­
lothurner besonders beschimpft, was aus konservativer 
Sicht damals durchaus seine Berechtigung gehabt haben 
mochte. 
Ich will Ihnen einen Erfahrungsbericht geben, den mir solo­
thurnische Drogisten vorgetragen haben und der nicht ohne 
Eindruck auf mich geblieben ist. Solothurnische Drogisten 
haben mir Heilmittel auf den Tisch gestellt und mich gefragt, 
ob ich Neo-Citran kenne. Ich habe gesagt: Natürlich kenne 
ich dieses Medikament, das kaufe ich ja bei Ihnen. Dann 
sagte mir ein Drogist: Sehen Sie, mit dem neuen Gesetz -
wenn das so geht, wie es beispielsweise die Minderheit 
will- können Sie das nicht mehr bei mir kaufen, Sie müssen 
es dann eben in der Apotheke kaufen. 
Als gedienter Gewerkschafter - die Apotheker und Drogis­
ten sind nun mal Gewerbler, wenn die miteinander streiten, 
dann habe ich mich herauszuhalten - habe ich dann weiter 
zugehört, und sie haben mir einen Nasenspray vorgeführt, 
der heisst Vibrocil. Es kommt vor, dass ich da ein bisschen 
verstopft bin - rein physisch. Dann spraye ich mir diesen 
Nasenspray in die Nase, den ich bei meinem Drogisten 
kaufe, und die Sache ist innert kurzer Zeit behoben. Mein 
Drogist sagt mir: Sehen Sie, das können Sie dann nach dem 
neuen Gesetz höchstwahrscheinlich bei mir nicht mehr kau­
fen. 
Ich gebe nur Eindrücke wieder. Ich hatte den Eindruck, dass 
diese Ausnahmeregelung im löblichen Stand Ausserrhoden 
und im löblichen Stand Solothurn bisher zu keinen hör- und 
sichtbaren Klagen, Schwierigkeiten und Schäden geführt 
hat, die nun zwingend behoben werden müssten. Es scheint 
mir, dass man mit der Formulierung der Mehrheit diesem 
Anliegen solothurnischer Drogisten ein klein wenig entge­
genkommen könnte. 
Darum möchte ich dafür plädieren, dass man hierin heute 
der Mehrheit der Kommission zustimmt. 

Hess Hans (R, OW): Ich bitte Sie ebenfalls, dem Antrag der 
Mehrheit zuzustimmen, und zwar aus ähnlichen Überlegun­
gen heraus, wie sie Kollege Leuenberger Ernst vorgetragen 
hat. 
Im Sarneraatal in unserem Kanton haben wir lediglich eine 
Apotheke; dafür haben wir in allen Gemeinden gut funktio­
nierende Drogerien. Die Versorgung der Bevölkerung mit 
Arzneimitteln, wie sie jetzt auch Kollege Leuenberger ge­
schildert hat, gehört meines Erachtens zur Grundversorgung 
und trägt zur Wohnattraktivität bei. Besonders in ländlichen 
Verhältnissen sind wir darauf angewiesen, dass diese At­
traktivität nicht laufend abgebaut wird. 
Wenn wir im Sinne der Minderheit legiferieren, verärgern wir 
unnötigerweise einen Grossteil unserer Bevölkerung, und 
das ist meines Erachtens nicht nötig. 
Deshalb bitte ich Sie, dem Antrag der Mehrheit zuzustim­
men. 

Schmid Samuel (V, BE): Die blumige Schilderung von Kol­
lege Leuenberger könnte mich dazu verleiten, den Gedan­
ken zu äussern, die falsche Medikation sei bereits hörbar, 
aber ich verzichte selbstverständlich darauf. 
Was will ich sagen? Ich bin Präsident des Kantonalberni­
schen Gewerbeverbandes, insofern habe ich beide Seiten in 
meiner Klientel. Was ich auch tue, mache ich Fehler. Sie 
können das jetzt als Zeichen der Neutralität werten, ich 
überlasse das Ihnen. 
Ich habe etwas Mühe, wenn wir ad hoc praktisch zu «Kur­
pfuschern» werden, indem wir den Fachleuten dreinreden 
und jetzt selbst eine Medikamentenliste zusammenstellen. 

Ich für mich bin selbstverständlich auch der Meinung, dass 
alles, was irgendwie möglich ist, in Drogerien verkauft wer­
den soll. Diese Meinung teile ich durchaus. Aber wie nun 
offenbar die Fachleute einhellig feststellen, und zwar mit 
Zustimmung der Drogisten, das ist die Vereinbarung zwi­
schen den Betroffenen, gibt es eben auch bei derartigen Me­
dikamenten - ob es gerade die Medikamente sind, die Sie 
erwähnt haben, Herr Leuenberger, weiss ich nicht - Interak­
tionen, die jetzt möglicherweise dazu führen, dass nicht das 
Medikament selber, aber vielleicht doch Verbindungen mit 
diesem Medikament für den Patienten negative Folgen ha­
ben könnte. Wie dem auch sei, ich anerkenne, dass wir die 
Sache selbstverständlich politisch zu entscheiden haben. 
Aber ich habe etwas Mühe, die Fachkompetenz dieser Leute 
einfach auf die Seite zu schieben und jetzt gesamtschweize­
risch eine neue Regelung durchzusetzen. Ich bitte Sie, doch 
den Betroffenen selbst - es gibt negativ wie positiv Betrof­
fene - Glauben zu schenken und ihren Antrag gutzuheissen. 
Ein Letztes noch: Wenn ich davon ausgehe, dass alles, was 
irgendwie möglich und vernünftig ist und auch problemlos 
abgegeben werden kann, über die Drogerien abgegeben 
wird, dann habe ich auch da zustimmend zur Kenntnis ge­
nommen, dass die Liste C, die den Apotheken vorbehalten 
war, wesentlich gekürzt wurde, und zwar zugunsten der 
Liste D, der Liste der Drogerien. Hier wurde also offenbar ein 
Schritt getan. Das alles sage ich selbstverständlich auch in 
Kenntnis davon, dass auch die Drogistinnen und Drogisten 
eine gute und seriöse Ausbildung haben, aber dass es offen­
bar dennoch Unterschiede gibt, die diese Listen rechtfer­
tigen. 
Ich bitte Sie deshalb trotz allem, hier der - ich wage es zu 
sagen - Vernunft zu folgen und der Minderheit zuzustim­
men. 

Merz Hans-Rudolf (R, AR): Im Zentrum unserer Beratungen 
von heute Morgen stehen die Heilmittel. Ich glaube, es ist 
das Anliegen des ganzen Gesetzes, dass wir den Umgang 
mit Heilmitteln in unserem Land, aber auch im Vergleich mit 
dem Ausland, also international, regeln. 
Es lässt sich aber nicht vermeiden, dass um diese Heilmittel 
herum Kreise bestehen. Den ersten Kreis bilden die Berufe; 
das sind die Berufe des Arztes, des Apothekers, des Drogis­
ten, des Heilmittelherstellers, aber auch des Naturarztes. Ich 
habe mit Befriedigung zur Kenntnis genommen - ich würde 
das gerne von Frau Bundesrätin noch bestätigt hören-, 
dass unter diesen Berufen auch die Naturärzte ihren Stand­
ort in Bezug auf die Heilmittel behalten können. 
Viele Leute verbinden den Begriff Naturarzt mit einem Ni­
schenprodukt ausserrhodischer Herkunft - nicht nur den 
Erzliberalismus, wie Herr Kollega Leuenberger zu Recht 
sagt. Aber man übersieht natürlich, dass es heute in zwölf 
Kantonen unseres Landes viele tausend Heiltätige gibt, die 
als Naturärzte wirken. Sie arbeiten in der Regel übrigens 
ohne den Rückhalt von Krankenkassen. Die meisten dieser 
4000 bis 5000 Naturärzte, nämlich 700, arbeiten im Kanton 
Zürich und nicht bei uns in Ausserrhoden; das mag Sie über­
raschen. An zweiter Stelle, Herr Schmid Samuel, folgt der 
Kanton Bern. Dann kommen die Kantone Aargau, Luzern 
und St. Gallen, und auf dem sechsten Platz ist Ausserrho­
den mit 160 Naturärzten. Sie staunen jetzt wahrscheinlich, 
wie viele Naturärzte in Ihren Kantonen tätig sind. 
Ich bin deshalb sehr froh, dass man hier nicht den Versuch 
gemacht hat, dieser Berufsgattung den Riegel vorzuschie­
ben; ich höre dann nachher gerne noch eine entsprechende 
Bestätigung. 
Ausserhalb des Kreises dieser Berufe, die - wie die Dro­
gisten und die Apotheker - natürlich auch ihre standes­
politischen Probleme untereinander haben, sind wir als 
Konsumenten in einem weiteren Kreis. Jetzt spreche ich aus 
ihrer Sicht, als Konsument, wie dies Herr Leuenberger und 
Herr Hess Hans auch getan haben. Es ist mir eigentlich 
egal - ich sage das jetzt etwas salopp und übertrieben -, 
was die Apotheker und Drogisten untereinander abmachen. 
Es darf nicht sein, dass die Versorgungssicherheit in unse-
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ren Gebieten, in unseren Kantonen unter solchen Abma­
chungen leidet. Es muss ein anderer Weg beschritten 
werden. Wir müssen ein Gesetz machen, und dann müssen 
sich die Standesorganisationen arrangieren und nicht umge­
kehrt. Ich fühle mich nicht verpflichtet, eine wie auch immer 
zustande gekommene Verständigung in dieses Gesetz zu In­
tegrieren. Aber ich stelle fest, dass in den Kantonen Solo­
thurn, Appenzell Innerrhoden und Appenzell Ausserrhoden 
heute eine Drogeriefreiheit besteht, dass in den Kantonen 
Glarus, Schwyz und Luzern auch entweder keine oder nur 
vereinzelte Produkteregelungen bestehen, dass also auch 
hier Regelungsbedarf besteht. Ich höre das gleiche jetzt 
auch vom Kanton Obwalden; das ist für mich noch ein neues 
Element. 
Deshalb schlage ich Ihnen vor: Schliessen Sie sich der 
Mehrheit an, um diese Sache gesetzgeberisch zu regeln, 
und dann sollen die Standesorganisationen - im Verbund 
mit dem Heilmittelinstitut - ihre Dinge regeln. Aber ich als 
Konsument möchte, dass die Grundversorgung mit Heilmit­
teln in allen Regionen unseres Landes gewährleistet ist. 

Berger Micheie (R, NE): Je m'etais pourtant promise de ne 
pas intervenir dans cette discussion, pour ne pas avoir a 
donner I'impression que je preche pour ma paroisse. Mais, 
justement, les exemples qui viennent d'etre donnes par les 
representants des cantons qui ont des drogueries et qui dis­
tribuent la liste C m'obligent a revenir sur ce probleme. 
Les exemples que vient de donner M. Leuenberger touchent 
a I'emotion; je crois que nous ne devons pas aujourd'hui dire 
simplement: "Voila, vous connaissez ces medicaments: le 
Neo-Citran, le Vibrocil, etc.», mais que nous devons, au con­
traire, traiter une loi qui assure la securite du medicament, 
sa distribution serieuse et surtout la protection du consom­
mateur. 
Prenons I'exemple du Neo-Citran lui-meme: 10rsqu'iI y a la 
reclame a la television, iI n'est plus un medicament anodin, il 
peut par exemple potentialiser I'effet d'un anticoagulant. 11 
est donc necessaire de proteger le consommateur, de lui po­
ser des questions, avant de le lui delivrer. Le Vibrocil aussi: il 
n'est pas simplement un spray pour le nez; on sait que ce 
produit supprime les cils vibratiles de la muqueuse nasale et 
qu'il est important de conseiller et de proteger le consomma­
teur par rapport a un usage trop prolonge du medicament. 
Je donne un autre exemple: Millepertuis, qui est aussi un 
medicament d'origine naturelle, qui est vendu contre les de­
pressions, ou I'humeur. Nous venons de recevoir des infor­
mations selon lesquelles ce medicament n'est pas anodin 
du tout, car iI intervient notamment sur des personnes qui 
prennent des medicaments immunodepresseurs, utilises 
dans les greffes d'organes, ou qu'il agit aussi sur des per­
sonnes qui suivent des traitements avec des medicaments 
pour le coeur. 
Je crois donc qu'iI est important de considerer, comme I'a dit 
Mme Brunner, le fait qu'un contrat a ete etabli en 1997 avec 
les droguistes, et qu'il a permis que 300 medicaments pas­
sent de la liste C en liste D. 
Je serais d'accord aussi de soutenir la proposition Merz de­
mandant que les droguistes qui ne sont pas des diplömes, 
mais qui avec cette nouvelle loi devraient au bout de sept 
ans terminer leur mandat, puissent le voir prolonge, car on 
ne va pas accorder de nouvelles autorisations. II me semble 
que, humainement, nous devons considerer cette proposi­
tion et I'accepter. C'est dans ce sens que je vous demande 
de soutenir la proposition de minorite et de refuser celle de 
la majorite. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Nous vous recomman­
dons de suivre la minorite. Nous pensons qu'il est important, 
dans ce domaine ou la protection de la sante est au premier 
plan, que, a formation egale, la possibilite d'exercer la pro­
fession soit la meme dans I'ensemble de la Suisse. En ce 
qui concerne la formation de pharmacien, j'aimerais vous 
rappeier qu'il s'agit d'une formation universitaire reconnue 
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sur le plan national avec les garanties de libre circulation en­
tre les cantons; 9a a ete une des premieres victoires du mar­
che interieur suisse a la fin du siecle dernier. 11 est normal 
que ces personnes aient la responsabilite - nous voulons 
meme accroTtre encore ceUe responsabilite - de veiller avec 
les autres professions medicales a la protection de la sante 
de la population. 
Les droguistes, eux, n'ont pas une formation qui est recon­
nue de la meme fa90n sur le plan national, mais ils ont fait 
d'enormes efforts sur la formation. IIs ont pour leur branche 
un systeme qui leur garantit aussi, au niveau de I'ensemble 
du pays, le meme niveau de competence. Alors, il est aussi 
normal qu'avec ce meme niveau de competence, ils aient 
les memes activites partout, et non pas que la commodite ou 
les traditions d'un canton accordent aux droguistes dans un 
lieu - ce n'est pas la grande majorite ou une grande masse 
de population, comme le disait M. Hess, il s'agit de deux 
cantons qui n'ont pas rejoint la regle generale -, tout d'un 
coup, d'autres competences. 
II ne serait pas tres comprehensible non plus pour les clients 
et pour les patients que, selon les cantons, ils trouvent des 
choses dans les drogueries qu'ils ne trouvent ailleurs que 
dans les pharmacies. 
En ce qui concerne le probleme de la couverture des be­
soins dans des cantons ruraux, puisque c'est le seul argu­
ment de sante auquel nous devons certainement preter 
attention, j'aimerais vous rappeier que nous avons la possi­
bilite dans ces cantons d'introduire la propharmacie. Je crois 
meme qu'elle I'est dans les cantons concernes et que c'est 
alors a un niveau de profession universitaire medicale que 
revient la competence de remettre ces medicaments. Nous 
n'avons pas le sentiment que la question de la disponibilite 
des medicaments est le moins du monde mise en cause si 
I'on se rallie a la proposition de minorite et a la decision du 
Conseil national. 
Je considere qu'il est tres important que I'on continue a agir 
selon les listes, que ces listes soient periodiquement revues 
et que nous ayons ainsi la possibilite d'etendre pour les dro­
guistes la possibilite de remettre des medicaments, dans la 
mesure ou ces medicaments ont fait I'objet de suffisamment 
d'experiences et que I'on sait qu'ils ne demandent pas un 
conseil particulier, pas un entretien particulier entre le phar­
macien et le patient pour pouvoir etre pris sans danger. 
En ce qui concerne les remarques qui ont ete soulevees par 
Mme Berger sur la medecine et les medicaments de mede­
cine complementaire, en particulier la medecine des plantes 
lorsqu'elle ne presente pas de dangers - et ils sont tout a fait 
patents pour certaines plantes -, j'aimerais dire que nous 
avons I'alinea 4 qui, dans la version du Conseil federal, pre­
cise bien que les cantons peuvent designer des personnes, 
en dehors de celles qui sont prevues a I'alinea 3, habilitees a 
remettre des groupes de medicaments particuliers, tels que 
ceux de la medecine complementaire. C'est donc bien ceux 
auxquels faisait allusion M. Merz et ceux auxquels nous 
pensons ici. Mais nous avons besoin d'un contröle central 
pour eviter que I'on puisse remettre des mSdicaments dan­
gereux qui echapperaient au contröle par la regle: "Linstitut 
doit en etre informe lorsqu'il y a donc designation d'un 
groupe particulier de personnes.» Nous avons, a I'alinea 2, 
la competence du Conseil federal de determiner les catego­
ries de personnes qui entrent en ligne de compte. Je peux 
donc rassurer M. Merz: nous avons envisage le cas ou des 
medecins naturopathes continueraient a remettre leur pro­
pre medication sur la base d'une reglementation cantonale. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 21 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 19 Stimmen 

Art. 26 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.3 
Streichen 
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Art. 26 
Proposition de la commission 
AI. 1,2 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 3 
Biffer 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Ihre Kommis­
sion beantragt Ihnen einstimmig, den vom Nationalrat neu 
eingeführten Absatz 3 zu streichen. Die Bestimmung ist libri­
gens im Nationalrat nur sehr knapp, mit 72 zu 71 Stimmen, 
angenommen worden. Er betrifft gemäss Überzeugung Ihrer 
Kommission einen Sachverhalt, der im Krankenversiche­
rungsgesetz geregelt ist. Es kann nicht angehen, im Heilmit­
telgesetz in die Therapiefreiheit der Ärztinnen und Ärzte 
einzugreifen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 27 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Der Versandhandel mit Arzneimitteln ist grundsätzlich unter­
sagt. 

Abs.2 
Mehrheit 
Eine Bewilligung wird nur erteilt, wenn: 

Minderheit 
(Brunner Christiane, Cottier, Saudan, Studer Jean) 
Eine Bewilligung wird nur erteilt, wenn: 

e. die erbrachten Leistungen denjenigen einer nach kanto­
nalem Recht zugelassenen Apotheke gleichwertig sind. 

Abs.3 
Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. 
Abs.4 
Die Kantone erteilen die Bewilligung. 

Antrag Cornu 
Abs.2 

a. für das betreffende Arzneimittel eine ärztliche Verschrei­
bung vorliegt, und der Patient darf selber entscheiden, d. h. 
ohne direkten oder indirekten Einfluss der verschreibenden 
Person, in welcher Apotheke er die Verordnung, die er per­
sönlich übermittelt, ausführen lässt; 

Art. 27 
Proposition de la commission 
AI. 1 
La vente par correspondance de medicaments est en prin­
cipe interdite. 

AI. 2 
Majorite 
~autorisation est delivree seulement si: 
a. le medicament fait I'objet d'une ordonnance medicale; 
b. aucune exigence en matiere de securite ne s'y oppose; 
c. les conseils so nt fournis dans les regles de I'art; 
d. une surveillance medicale suffisante de I'action du medi­
cament est garantie. 
Minorite 
(Brunner Christiane, Cottier, Saudan, Studer Jean) 
~autorisation est delivree seulement si: 
a. le medicament fait I'objet d'une ordonnance medicale; 
b. aucune exigence en matiere de securite ne s'y oppose; 
c. les conseils sont fournis dans les regles de I'art; 
d. une surveillance medicale suffisante de I'action du medi­
cament est garantie; 
e. les prestations fournies sont equivalentes a celles d'une 
pharmacie autorisee d'apres le droit cantonal. 

AI. 3 
Le Conseil federal regle les modalites. 
AI. 4 
Les cantons delivrent I'autorisation. 

Proposition Cornu 
AI. 2 

a. le medicament fait I'objet d'une ordonnance medicale et le 
patient peut decider lui-meme de la faire honorer par la phar­
macie de son choix et I'envoie lui-meme, sans influence di­
recte ou indirecte du prescripteur; 

Abs. 1-AI. 1 

Beerli Christine (R, BE), flir die Kommission: Ihre Kommis­
sion hält daran fest, dass in Absatz 1 ein grundsätzliches 
Verbot des Versandhandels stipUliert wird. Dies vor allem 
darum, um gegen den vollkommen unerwünschten, jedoch 
immer stärker aufkommenden Internethandel eine Hand­
habe zu haben und um intervenieren zu können. Das Wort 
«verwendungsfertig» wird in Absatz 1 gestrichen, weil der 
Versandhandel mit jeglicher Art von Arzneimitteln - ob ver­
wendungsfertig oder nicht - grundsätzlich untersagt ist. 

Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: In Absatz 2 
wird sodann festgehalten, dass der Versandhandel unter be­
stimmten Voraussetzungen dennoch gestattet wird. Er ist je­
doch bewilligungspflichtig, und es werden die Voraus­
setzungen genannt, unter welchen diese Bewilligung erteilt 
wird. Gemäss Absatz 3 - wenn ich diese beiden Absätze 
gleich miteinander begründen darf - obliegt es dem Bundes­
rat, die einzelnen Voraussetzungen von Artikel 27 Absatz 2 
auf dem Verordnungsweg näher zu umschreiben. Entspre­
chend sind die Kantone nicht befugt, materielle Bestimmun­
gen zum Versandhandel zu erlassen, was der von Ihrer 
Kommission neu vorgeschlagene Absatz 3 verdeutlicht. Die 
Einräumung einer ausschliesslichen Rechtsetzungskompe­
tenz des Bundes in einem bestimmten Bereich des Detail­
handels begründet sich einerseits durch die besonderen 
Risiken für die Arzneimittelsicherheit, die im Rahmen des 
Versandhandels mit Arzneimitteln auftreten, und anderseits 
durch das Bedürfnis, einen Bereich, der Wirkung in der ge­
samten Schweiz zeitigt, auch gesamtschweizerisch einheit­
lich zu regeln. 
Absatz 4 schliesslich hält fest, dass die Kantone - und zwar 
der jeweilige Standortkanton - die BeWilligung erteilen. 
Schon weil der Versandhandel nichts anderes als eine be­
sondere Form der Abgabe im Detailhandel darstellt und die 
Kantone ohnehin für die Erteilung einer Detailhandelsbewilli­
gung zuständig sind, ist es folgerichtig, dass die kantonale 
Behörde des Standortkantons die Bewilligungen für den Ver­
sandhandel erteilt. Im Unterschied zur allgemeinen Detail­
handelsbewilligung gemäss Artikel 30 legt indessen im 
Bereich des Versandhandels der Bund in Artikel 27 Absatz 2 
die materiellen Voraussetzungen für die Erteilung der Bewil­
ligung abschliessend fest. 

Cornu Jean-Claude (R, FR): Si j'interviens sur cet objet a 
ce stade des deliberations plutöt que lors de I'entree en ma­
tiere, c'est parce que je n'avais pas de reserve fondamen­
tale par rapport acette loi dans son ensemble. Si j'interviens 
a ce stade donc, c'est parce que c'est precisement par rap­
port au chapitre que nous venons d'aborder que les interets 
directs et immediats des uns et des autres deviennent tres 
sensibles. On vient d'en avoir une demonstration avec le 
vote que nous avons eu en rapport avec I'article 25. C'est 
par rapport aux dispositions relatives a la distribution, a la 
prescription, a la remise des medicaments, par rapport a la 
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pUblicite aussi que les interets immediats des uns et des 
autres vont se manifester. C'est donc a ce stade aussi que 
I'on va essayer de jouer plus ou moins finement les interets 
des uns contre les autres, quitte a en oublier les principes de 
base qui ont preside a I'elaboration de cette loi et aux nego­
ciatlons qui s'en sont suivies. Aussi, pour eviter toute interro­
gation, je tiens d'abord a declarer mes interets par rapport a 
cet objet: je suis president du Reseau Sante de la Gläne, 
une association de communes qui regroupe toutes les com­
munes de mon district et qui gere un höpital de district, un 
home medicalise, un service de soins et d'aides familiales a 
domicile, Spitex, ainsi que divers services annexes. Mon 
beau-frere exploite une pharmacie a Romont. II a ete un des 
piliers de la formation continue des pharmaciens. II a ete a 
I'origine des cercles de qualite dont j'aurai I'occasion de re­
parier a I'instant. 11 a ete assez longtemps membre de la 
SSPH et il vient d'etre nomme vice-president mondial de la 
Federation internationale de pharmacie. Autant dire qu'iI 
nous arrive parfois, avec lui et ses amis, de pari er distribu­
tion de medicaments et problemes de sante publique. Quant 
a moi, apart ma fonction publique precisement, je n'ai pas 
d'autre interet direct ou indirect dans cette affaire. 
Venons-en maintenant a I'article 27 alinea 2 et plus precise­
ment a ma proposition. Helas, le combat contre la vente par 
correspondance de medicaments est perdu ou depasse. 
J'en veux pour preuve que, meme si la vente par correspon­
dance de medicaments est en principe interdite, on vient 
d'en decider, cela n'empeche pas les annonces de fleurir sur 
Internet. Je viens de trouver sur un des postes au Parlement 
federal la reclame d'une societe Kwickmed pour le Viagra: 
«Welcome. You've found the easiest and most discreet way 
to end impotence: Viagra, right over the Internet.» Magnifi­
que! Xenical: «The new wonder slimming drug!» Et voila ce 
que I'on trouve pratiquement, maintenant, sur nombre de si­
tes qui distribuent, par ce biais-Ia, des medicaments. J'ose 
esperer que ces canaux de distribution resteront neanmoins 
longtemps marginaux, car je doute de I'efficacite de la lutte 
contre ces pratiques pas tres rassurantes en termes de 
sante publique, meme si elles ne coOtent, dans un premier 
temps, rien aux caisses-maladie, puisque les medicaments 
que j'ai evoques ne sont pas rembourses. 
Le probleme qui nous occupe plus concretement est, par 
contre, important, car il y va de la distribution systematique 
et autorisee de medicaments a charge des assureurs-mala­
die. Comme indique apres cet intermede Internet, mes re­
flexions ne visent pas a remettre en cause la remise de 
medicaments par correspondance, meme si je suis per­
suade que I'on fait a cet egard fausse route dans une pers­
pective a moyen et a long terme. Par contre, les reserves 
emises dans mon canton a cet egard, dans le cadre d'une loi 
recente sur la sante publique et au terme de longs debats, 
m'obligent adenoncer les derapages que la loi que nous al­
Ions voter autorise ou semble deja autoriser aux yeux de 
certains. Je m'explique. Quelle est la situation dans le can­
ton de Fribourg, en Romandie et dans quelques autres can­
tons? 
Si je me permets de mettre en exergue des cantons ro­
mands et du reste aussi la pratique dans plusieurs cantons 
alemaniques, c'est bien parce que, dans un autre sens, 
nous respectons les specificites de chaque region. J'en veux 
pour preuve les concessions faites en matiere de prophar­
macie, soit de dispensation des medicaments par les mede­
cins eux-memes. J'en veux pour preuve le respect des 
specificites cantonales en matiere de droguerie. Comme le 
federalisme n'est pas une notion a sens unique, j'en appelle 
donc a la responsabilite de chacun par rapport a la tradition 
des cantons romands et de plusieurs cantons alemaniques 
par rapport a la place qu'occupent les pharmacies d'officine 
dans nos cantons. 
Fribourg appartient aux cantons ou les medecins et les phar­
maciens font chacun leur metier. Le resultat est une densite 
suffisante de pharmaciens pour assurer un service d'appro­
visionnement et de conseil de proximite a peu pres partout. 
Dans mon canton, medecins et pharmaciens ont decide 
avec courage non seulement de ne pas se combattre, mais 
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de collaborer pour diminuer les coOts. Ils ont brillamment ga­
gne leur pari. Les cercles de qualite, auxquels j'ai deja fait 
allusion, ont apporte des economies demontrees, et me me 
les caisses-maladie, si j'ose dlre, soutiennent desormais offi­
ciellement et financierement ce chemin exemplaire. 
Notre Grand Conseil fribourgeois a revise sa loi sanitaire I'an 
passe et a approuve massivement le principe que les medi­
caments sont remis en pharmacie ou en droguerie. Toute 
autre forme de vente - postale par exemple - est interdite 
dans le cadre de cette loi. Cette loi interdit egalement, et 
c'est un autre point essentiel, tous les accords de nature fi­
nanciere entre professionnels de la sante faisant fi de I'inte­
ret des patients Chez nous, nous appelons cela du 
comperage. Toutes les lois cantonales romandes prevoient 
de proteger les patients contre de teiles ententes entre pro­
fessions de la sante. 
Enfin, nos lois romandes interdisent toutes la dispensation 
medicale, appelee a contresens la propharmacie, sauf 
lorsqu'il n'y a pas de pharmacie a proximite bien entendu, 
conformement a I'article 37 alinea 3 LAMal. 
Au-dela des bonnes dispositions d'un legislatif cantonal, 
d'autres regles cependant prevalent, pour I'instant notam­
ment celles qui sont dictees par la loi sur le marche interieur. 
Cette regle a pour consequence que le canton le plus laxiste 
dicte sa methode aux autres. t.:annee passee a ete rlche 
d'enseignements pour les responsables de la sante publique 
dans les cantons romands. En effet, dans le recours de Me­
diservice SA aupres du Tribunal federal contre le canton de 
Vaud qui voulait interdire I'envoi postal de medicaments sur 
son territoire, car iI n'y avait aucune clause du besoin, vu 
la densite des pharmacies, le Tribunal federal a tranche le 
1 er octobre 1999. 
Je ne citerai que deux extraits choisis de ses conclusions: 
1. En I'absence d'autres legislations tederales, c'est la loi sur 
le commerce interieur qui s'applique. Ce que Soleure auto­
rise est autorise dans toute la Suisse, sauf si le canton cible 
prouve que cela represente un danger pour ses citoyens. 
2. Le Tribunal federal considere que la limitation de I'envoi 
postal aux seuls medicaments faisant I'objet d'une prescrip­
tion medicale devrait permettre de diminuer le risque de con­
sommation abusive ou erronee. 
Mon propos, je I'ai deja dit, ne vise pas a revenir en arriere et 
a fermer des socletes teile que Mediservice SA. 
Le Conseil national en a debattu longuement. Le resultat qui 
nous est soumis est un choix politique et n'est plus I'applica­
tion par defaut de la loi sur le marche interieur. La, il y a 
changement et probablement progres. Je le respecte donc, 
meme si je ne I'apprecie pas vraiment. J'aimerais cependant 
exprimer mes vives inquietudes justement sur ces deux cri­
teres du Tribunal federal dans une situation particuliere. 
Mes collegues de Suisse alemanique ont sans doute lu 
«Cash» du vendredi 22 septembre. On y dresse un tableau 
prometteur d'economies, gräce a I'envoi postal de medica­
ments; economies qui ne se verifient pourtant jamais. Deux 
points m'ont frappe dans cet article. On y mentionne des 
medecins qui faxent directement leurs ordonnances a la 
pharmacie Medical Line. 11 n'est pas dit ce qu'ils reyoivent en 
echange. Mais plus loin dans I'article, tout devient cl air avec 
la Apotheke zur Rose AG dont les actions appartiennent aux 
medecins et dont la mission est de fournir les medecins dis­
pensant. 91 millions de francs de chiffre d'affaire avec mille 
medecins en 1999, ce n'est pas rien. Cette maison offre un 
terminal a ses clients medecins pour faciliter la transmission 
des ordonnances du medecin par Internet a la Apotheke zur 
Rose bien entendu. Le but avoue est de partir en guerre 
contre les pharmacies des autres cantons. Avec ce systeme, 
tout va bien pour le ou les medecins. IIs gagnent de I'argent 
de quatre fayons avec les medicaments: par les cadeaux 
qu'ils reyoivent des industries pharmaceutiques, par la 
marge sur la vente des medicaments aux cabinets, par la 
ristourne probablement offerte par la Apotheke zur Rose AG 
aux medecins et par le rendement des actions de I'entre­
prise puisqu'ils en so nt les actionnaires. 
Conclusion de I'analyse: avec plusieurs autres conseillers 
aux Etats je me permets de poser deux questions. Ce com-
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perage flagrant double des interets cumules de la prescrip­
tion et de la vente me sera-t-iI impose a Fribourg par le 
Tribunal federal en invoquant la loi sur le marche interieur? 
Ou la LPT actuelle, dans la version qui est celle de notre 
commission, suffit-elle pour proteger mes citoyens contre de 
teiles deviances? 
Le Tribunal federal a sans doute raison de dire que I'exi­
gence d'une prescription medicale permet d'eviter que le pa­
tient puisse consommer de maniere abusive et totalement 
erronee, ce qu'il ferait en cas d'ouverture d'un self-service 
du medicament sur Internet. Mais il n'a pas pense aux situa­
tions ou le medecin ferait un usage abusif, ades fins lucrati­
ves, de son monopole de la prescription etendu a celUi de 
permettre I'envoi postal, par I'article 27 LPT. Je crois que 
I'exemple de la Apotheke zur Rose AG et les canaux qui 
so nt mis en place, je dirais ces temps, suffisent a le demon­
trer. 
Nous avons donc tente de trouver une solution pour que la 
loi sur les produits therapeutiques fournisse un cadre legal 
permettant d'eviter la generalisation de tels developpements 
indesirables sous I'effet de la loi sur le marche interieur, soit 
parce que la loi sur les produits therapeutiques ne serait pas 
assez precise a ce sujet. Cette solution reside dans le com­
plement que je pro pose d'adjoindre a I'article 27 alinea 2 let­
tre a, a savoir qu'il revient au patient de decider lui-meme de 
faire honorer son ordonnance medicale par la pharmacie de 
son choix, de I'envoyer lui-meme, sans influence directe ou 
indirecte du prescripteur. 11 faut donc interdire que le pres­
cripteur puisse directement, lui, par Internet, devant son 
client ou apres son depart, passer la commande a la phar­
macie a laquelle il est lui-meme interesse. 
Cette solution reside, je crois, dans le complement que je 
viens d'evoquer. Ainsi, le medecin qui prescrit n'aura, a 
priori, pas d'autre tentation que de s'occuper de la therapie 
de son patient. 
Pour d'autres motifs, il s'agira aussi de soutenir la proposi­
tion de la minorite a I'alinea 2 lettre e de ce mame article, 
mais a cela d'autres y reviendront. 

Saudan Frant;:oise (R, GE): J'avoue que j'ai un profond ma­
laise face a I'article 27 dans son ensemble. Je ne reprendrai 
pas les pro pos de M. Cornu qui vient d'ajouter encore une 
inquietude supplementaire acette impression que j'ai que 
nous jouons aux apprentis sorciers dans ce domaine. 
Je suis parfaitement consciente que nous ne pouvons pas 
remettre en cause la distribution de medicaments par envoi 
postal. C'est un fait, c'est acquis. II reste neanmoins toute 
une serie d'interrogations que je me pose. En particulier, je 
me pose des interrogations face a la politique menee par 
une grande caisse-maladie, Helsana, a travers sa filiale Me­
diservice, et je tiens a parler clair aujourd'hui. J'ai des docu­
ments qui m'ont ete remis. Je constate que I'information qui 
est donnee par Helsana n'est pas mauvaise, mais c'est une 
information biaisee. Dans les pUblications d'Helsana, on 
parle tres clairement d'une filiale Mediservice. On en parle 
absolument d'une maniere tres claire. Par contre, dans 
d'autres pUblications, on voit que Mediservice serait en fait 
une creation de plusieurs caisses-maladie. Helsana, dans le 
cadre de la publicite qu'elle fait a ses assures, propose en 
effet ce service, mais dit egalement qu'elle rembourse 
50 francs a chaque assure qui passera par Mediservice. 
Dans ce domaine, je trouve que ces procedes, pour moi, 
sont a la limite de I'acceptable, d'autant plus que Mediser­
vice, theoriquement, devrait distribuer tous les medica­
ments, y compris le paquet d'aspirine, alors qu'on sait que 
I'envoi des medicaments revient au moins a 15 francs. 
A l'Universite de Geneve, le groupe de medicometrie a fait 
une etude sur les impacts socio-economiques de la vente di­
recte de medicaments. Cette etude met clairement en evi­
dence que la vente par correspondance n'est rentable qu'a 
partir d'un certain seuil. Donc, on s'adresse ades personnes 
en general ägees, atteintes de maladies chroniques ou de 
graves maladies. 11 y a la, par ce genre de publicite biaisee, 
une forme de pression sur le patient qui me semble inaccep-
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table en termes de concurrence, en termes de liberte de 
choix. 
Et je m'interroge dans deux domaines egalement - je ne 
sais si Mme Dreifuss, conseillere federale, pourra me repon­
dre aujourd'hui. Je lui en saurais gre, mais si elle ne peut 
pas le faire, j'attendrai volontiers sa reponse, parce que je 
crois que c'est une question que j'aurais dO creuser en com­
mission. Malheureusement, c'est en preparant cette seance 
que j'ai ressenti toute cette serie d'inquietudes et que les in­
formations me so nt parvenues. 
La premiere question que je me pose, c'est sur la legitimite 
de mettre a disposition de Mediservice un catalogue d'assu­
res. Ce la me gene enormement. Les informations que j'ai pu 
avoir demontrent systematiquement en fait que c'est en 
grande majorite les assures de Helsana qui ont recours a 
Mediservice. Ensuite, comment peut-on apprehender la 
pression qui peut s'exercer sur certains patients, sur cer­
tains assures qUi, justement, de par leur etat de sante, coo­
tent cher a I'assurance-maladie et a la collectivite? A la 
limite, je ne vois pas tres bien comment peut fonctlonner le 
secret medical. Teiles sont les inquietudes que j'ai au niveau 
de la concentration verticale que I'on voit dans le domaine 
des assurances. Si je reprends les remarques faites par 
M. Cornu, il suffit maintenant d'avoir un accord entre les 
compagnies d'assurance et les medecins pour que tout le 
systeme de sante soit integre verticalement et mis sous le 
contröle des assurances-maladie. Pour moi, c'est une de­
marche que je vois se mettre en place et qui est inaccep­
table. 
La deuxieme question, Madame la Conseillere federale, 
porte vraiment sur la protection des donnees, sur la confi­
dentialite des fichiers des assurances-maladie. 
La troisieme question porte sur le secret medical. Est-ce que 
dans ce domaine-Ia les inquietudes que j'ai ne sont pas fon­
dees, ou est-ce qu'il y aurait encore quelque chose a faire? 

Stähelin Philipp (C, TG): Ich habe grundsätzlich Verständ­
nis für den Antrag Cornu, für das Missbehagen dem Ver­
sandhandel gegenüber. Dieses Missbehagen ist auch im 
Votum von Frau Saudan, das wir gerade gehört haben, zum 
Ausdruck gekommen. Das teile ich auch. Der Thurgau ge­
hörte - ich war damals noch Sanitätsdirektor - zu den letz­
ten Kantonen, welche überhaupt die Bewilligung zum 
Versandhandel erteilten, aufgrund der Rechtslage, aufgrund 
dann auch der bundesgerichtlichen Rechtsprechung. 
Aber ich meine, wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass sich 
die Verkaufsmodalitäten, die Verkaufsarten, ändern, und wir 
können uns nicht einfach dagegensteIlen. Es geht doch für 
uns darum, dass wir gesundheitspolizeilich die notwendigen 
Vorschriften erlassen und vor allem aus gesundheitspolizeili­
cher Optik dafür sorgen, dass dieser Versandhandel auch 
die nötigen Anforderungen erfüllt. Dass hier der Schutz des 
Patienten im Vordergrund steht, ist an sich richtig, aber mir 
scheint, dass der Antrag Cornu über das Ziel hinaus­
schiesst. An sich darf der Patient so oder so selber entschei­
den, wo er ein Rezept ausführen lässt, welche Apotheke er 
besucht. Den direkten oder indirekten Einfluss des Arztes 
muss man nach Möglichkeit ausschliessen, aber wir sind be­
züglich Versandhandel nicht in einer anderen Situation, als 
wir sie von jenen Kantonen her kennen, welche die Selbst­
dispensation kennen. Auch dort muss sich der selbst dispen­
sierende Arzt die nötige Zurückhaltung auferlegen, und in 
Kantonen wie beispielsweise dem Thurgau gibt es hier Re­
gelungen zwischen den beiden Ständen - es geht auch um 
Standesinteressen zwischen den Apothekern und den Ärz­
ten -, welche vorschreiben, dass der Arzt selbst, freiwillig im 
Übrigen, die Patienten auf die Versorgung durch die Apothe­
ken hinweist, dass er die Patienten darauf hinweist, wo Apo­
theken in der Umgebung zu finden sind. Mir scheint dies der 
richtige Weg zu sein. 
Wir können hier nicht weiter gehen, als der Vorschlag der 
Mehrheit es vorsieht. Wir haben die gleiche Situation wie bei 
der Apotheke zur Rose AG. Dass Ärzte Aktionäre sind, das 
gibt es auch in anderen Bereichen, das können wir nicht ver-
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bieten. Ärzte sind ohne Zweifel auch Aktionäre in Pharmafir­
men. 
Im Grossen und Ganzen nimmt kein Mensch Kenntnis da­
von. Ich glaube, die Ärzte nehmen ihre Verantwortung wahr. 
Wenn wir hier nun sogar so weit gehen, dass die Person das 
Rezept persönlich zu übermitteln hat, dann bevormunden 
wir sie weit über das Notwendige hinaus. Dem Patienten 
leisten wir keinen Dienst, wenn er sich hier selbst einen Fax 
anschaffen muss - noch nicht alle Leute haben einen sol­
chen - oder wenn er einen geschriebenen Brief zu verfas­
sen hat; das ist nun auch wieder nicht patientenfreundlich, 
so glaube ich. 
Im Antrag der Mehrheit der Kommission ist die gesundheIts­
polizeiliche Vorschrift enthalten: Es geht darum, dass eine 
ärztliche Verschreibung vorliegt. Wie diese übermittelt wird, 
dies kann nicht die Kernfrage sein. 
Ich bitte Sie, den Antrag Cornu abzulehnen. 

Büttiker Rolf (R, SO): Ich bitte Sie auch, den Antrag Cornu 
abzulehnen. Wir haben mit Artikel 27 in der Fassung der 
Mehrheit bereits jetzt eine sehr rigide Formulierung. Mir 
wäre es eigentlich lieber gewesen, wenn wir Bundesrat und 
Nationalrat gefolgt wären. Aber man kann mit der Fassung 
der Mehrheit bei Artikel 27 leben, wenn man den Antrag der 
Minderheit Brunner Christiane in Absatz 2 Buchstabe e ab­
lehnt. 
Zum Antrag Cornu: Herr Stähelin hat es gesagt: Wir können 
40 000 Patientinnen und Patienten, die z. B. mit dem Me­
diservice in Zuchwil verkehren, nicht vorschreiben, wie sie 
mit dieser Firma zusammenarbeiten und wie sie die Medika­
mente, die ärztlich verschrieben worden sind - diese Be­
stimmung bleibt ja in Absatz 2 Buchstabe a -, beziehen 
sollen. Ich kann das Votum von Herrn Stähelin nur unterstüt­
zen. 
Im Übrigen ist der Antrag Cornu sehr verwirrend formuliert. 
Ich kann ihn kaum verstehen und habe nur aufgrund der Be­
gründung, die Herr Cornu hier abgegeben hat, nachvollzie­
hen können, worum es eigentlich geht. 
Ein letzter Punkt: Frau Saudan, Sie haben gesagt, dass die 
Helsana und Mediservice miteinander verbunden seien. 
Wenn Sie es so ausdrücken, wie Sie es ausgedrückt haben, 
stimmt es nicht. Sie müssen sich vielleicht erkundigen - der 
Herr Direktor sitzt auf der Tribüne -, wie die neuen Besitz­
verhältnisse von Mediservice in Zuchwil sind. So, wie Sie es 
geschildert haben, stimmt es nicht; das kann ich Ihnen sa­
gen. Sie sind nicht auf dem neuesten Stand der Dinge. 
Wenn Sie es in diesem Rat so formulieren, dann muss ich 
Ihnen sagen, dass Sie sich erkundigen müssen, wie jetzt die 
Besitzverhältnisse von Mediservice in Zuchwil sind. Im Übri­
gen werde ich beim Minderheitsantrag Brunner Christiane 
noch etwas in diesem Zusammenhang sagen. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Es ist für die 
Kommissionssprecherin etwas schwierig, weil man die Ein­
führung wahrscheinlich noch nicht so spannend findet und 
sich die Diskussion erst an den Minderheitsanträgen entzün­
det. Ich habe an sich versucht, Ihnen einleitend das Konzept 
mit dem klaren Verbot am Anfang des Artikels darzulegen. 
Dieses Verbot soll vor allem in Bezug auf den Internethandel 
eine Handhabe bieten und - Herr Cornu hat es gesagt - die 
Problematik in Bezug auf Angebote aus dem Ausland ange­
hen. Das ist ja eine der grossen Schwierigkeiten, denen wir 
begegnen. Wenn die Angebote aus dem Inland kommen, ist 
es ganz klar, dass alle Voraussetzungen erfüllt sein müssen, 
die in Absatz 2 umschrieben sind, damit sie zulässig sind. 
Das gilt namentlich auch für die Voraussetzung in Bezug auf 
die Verschreibungspflicht. 
Ich weiss nicht, ob Sie gesehen haben, dass man hier we­
sentlich weiter geht und mehr verlangt als bei den üblichen 
Apotheken. Es wird nur auf eine Verschreibung des Arztes 
hin ausgeliefert, auch wenn es sich nicht um ein nicht ver­
schreibungspflichtiges Medikament handelt. Hier wird dem 
Begehren nachgekommen, dass in der Tat ein Kontakt, eine 
Beratung stattfinden muss, dass man also keine Medika-
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mente bestellen soll, ohne vorher den Bedarf abgeklärt zu 
haben. Im Versandhandel kann also nur auf eine Verschrei­
bung hin geliefert werden; ohne Verschreibung ist eine Be­
stellung nicht möglich. 
Das Anliegen des Antrages Cornu ist an sich verständlich, 
aber vom Gesetz abgedeckt. Jeder Patient hat natürlicher­
weise das Recht, seine Medikamente dort zu beziehen, wo 
er will. Er kann sie beziehen, indem er mit seiner Verschrei­
bung zur Apotheke an der nächsten Ecke geht, oder indem 
er die Verschreibung einschickt und die Medikamente über 
den Versandhandel bezieht. Oder er kann sie auch bezie­
hen - das ist unbestritten -, indem er dem Arzt die Möglich­
keit gibt, die Verschreibung direkt einzusenden. Das können 
wir In der Tat nicht verhindern. 
Es ist ganz wichtig, in diesem Zusammenhang noch einmal 
festzulegen, was wir mit diesem Gesetz wollen: Wir wollen 
beim Vertrieb von Heilmitteln ganz klar Sicherheit garantie­
ren. Die Versorgung muss sicher sein. Anderseits wollen wir 
die Kosten nicht ins Unermessliche steigen lassen. Wenn 
hier mehr Konkurrenz generiert wird, bringt das nicht mehr 
Kosten, sondern allenfalls eher das Gegenteil. Die Rahmen­
bedingungen sind also in diesem Artikel gesetzt. Wir sehen 
die Problematik, die der Versandhandel mit sich bringt, aber 
wir sehen anderseits auch, dass es noch so etwas wie Wirt­
schaftsfreiheit gibt. Aus Gründen, die nicht gesundheitspoli­
tisch motiviert sind, können wir hier kein totales Verbot 
stipulieren. Das Anliegen des Antrages Cornu ist in der Ver­
sion der Kommissionsmehrheit berücksichtigt. 
Da auch der Antrag der Minderheit Brunner Christiane noch 
im Raum steht, erlaube ich mir anzufügen, dass wir Sie bit­
ten, auch diesen Antrag abzulehnen. Er ist noch nicht be­
gründet worden, aber er hat einen ähnlichen Hintergrund wie 
der Antrag Cornu. Wir sind der Ansicht, dass es in diesem 
sensiblen Bereich klar eine schweizweite Rahmenordnung 
braucht. Wir wollen, dass diese einerseits im Gesetz veran­
kert ist, anderseits aber vom Bundesrat in einer Verordnung 
noch verfeinert und detaillierter ausgearbeitet wird. Wir 
möchten ganz klar nicht, dass die Kantone in diesem Be­
reich noch zusätzliche Bestimmungen erlassen. Die Bewilli­
gung des Standortkantons soll aufgrund der Bundes­
regelung erteilt werden. 

Cornu Jean-Claude (R, FR): M. Stähelin dit que ma propo­
sition va au-dela du but poursuivi et il donne comme exem­
pie la propharmacie, soit les medecins qui dispensent eux­
memes les medicaments. Je crois que s'il n'y a pas plus 
mauvais exemple, c'est bien celui-Ia. Independamment du 
fait que, dans certains cantons, on autorise les medecins 
dispensants, s'il y a bien une heresie contre laquelle il fau­
drait lutter et qui nous permettrait peut-etre d'envisager les 
economies globales en mauere de sante publique, c'est bien 
celle du medecin dispensant, meme si dans la loi sur les 
produits tMrapeutiques, compte tenu, encore une fois, de la 
tradition qui existe en la matiere dans certains cantons, on a 
accepte de maintenir cette possibilite. 
En tout cas, I'exemple est tres mauvais en ce qui concerne 
I'autre aspect qui est celui de la vente par correspondance. 
On dit que les medecins sont aussi actionnaires dans 
d'autres domaines. Bien evidemment, les medecins sont 
des citoyens comme les autres. Le probleme est qu'ici, c'est 
leur seule societe et qu'ils so nt les seuls actionnaires. Qu'ils 
aient des actions de Novartis ou autres, a titre prive, peut­
etre! Mais la, ils mettent en place un canal de distribution 
dont ils tiennent les renes du debut a la fin. La aussi, il y a 
quand me me une nuance par rapport a I'interet que, autre­
ment, les medecins peuvent avoir a acquerir et a posseder 
des actions. 
Le probleme de tout cela, c'est qu'il faut bien voir les conse­
quences que cela aura sur une grande partie du paysage, je 
dirais medical, en Suisse, en Suisse romande et dans les 
cantons, je I'ai dit, attaches acette tradition de pharmacle de 
proximite. Ne tombons pas dans I'angelisme. Les societes 
qui font de la distribution par correspondance de medica­
ments ne s'interessent qu'a un public tres cible. On I'a dit, 
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les frais d'envoi sont tellement eleves qu'on ne peut pas s'in­
teresser Ei vendre une boite d'aspirine ou de Saridon par 
correspondance. On sait aussi que le 20 pour cent des pa­
tients genere le 80 pour cent des couts en matiere de medi­
caments, entre autres, et c'est bien Ei ce pUblic-IEi qu'on 
s'interesse, donc le public qui est, je dirais, le plus interes­
sant sur le plan economique. L.:autre, on s'en desinteresse. 
Quelles consequences cela aura-t-il? Cela aura pour conse­
quence d'enlever aux pharmacies de proximite ce potentiel 
dont elles ont besoin pour vivre et survivre. Souvent, ces 
derniers jours, dans ces debats, on a tenu compte quand 
meme du fait qu'il y a, au-delEi des problemes purement de 
sante, des problemes economiques, et le risque existe 
qu'une quantite de petites officines pharmaceutiques dispa­
raissent, parce qu'on autorise et qu'on laisse ce genre de 
derapage se mettre en place. La couverture sanitaire dans 
les cantons ne sera alors plus assuree. Je crois qu'on peut 
le dire et je crois qu'on peut le craindre. 
Apropos de I'exemple d'lnternet que je vous ai donne avant, 
vous verrez que, bientöt, en Suisse, le me me genre de so­
cietes se mettront Ei disposition. Le patient n'aura meme plus 
besoin d'aller voir son medecin, illui suffira de lui telephoner 
ou de remplir un formulaire par correspondance et le mede­
ein pourra ensuite, directement, delivrer I'ordonnance et, 
dans le meme bureau ou dans le bureau d'Ei cöte, envoyer le 
medicament. Je crois que si on pretend que la loi off re dejEi 
cette protection, pourquoi alors ne pas accepter ma proposi­
tion et le marquer encore plus explicitement dans la lettre a 
de I'alinea 2. 
Je m'excuse si le texte n'etait pas clair. Peut-etre que si je 
I'avais redige en anglais, tout le monde I'aurait compris. (Hi­
farife) 

Saudan Fran<;:oise (R, GE): M. Büttiker, je n'aurai pas I'im­
pertinence de penser que vous defendez avec tellement de 
foi Mediservice parce que vous etes actionnaire de cette so­
ciete. Je pense que vous defendez les interets d'une societe 
qui est etablie dans votre canton, ce que nous faisons tous, 
ainsi que les interets generaux de votre canton. 
Je vais etre tres claire, puisque vous avez eu I'obligeance de 
me signaler que le directeur de Mediservice etait Ei la tri­
bune. Je confirme que j'ai ete I'objet d'un lobbying qui etait, 
pour moi, Ei la limite de I'acceptable dans ce domaine, sur­
tout dans un domaine aussi sensible que celui de la sante 
publique. 
Je repete les inquietudes que j'ai, qui touchent Ei la liberte de 
la concurrence et au libre choix des patients. J'aimerais 
avoir des reponses sur les questions precises. 
J'ajouterai, pour avoir encore consulte I'etude Ei laquelle je 
faisais allusion, que je pense - et Mme Dreifuss, conseillere 
federale, pourra peut-etre me repondre sur ce sujet -
qu'avec le nouveau modele de remuneration de la distribu­
tion des medicaments, Mediservice risque d'avoir quelques 
problemes. Alors, pour etre tout Ei fait claire, je tenais Ei ap­
porter ces precisions. 

Brunner Christiane (S, GE): La proposition de minorite Ei 
I'alinea 2 lettre e ne va pas aussi loin que la proposition 
Cornu. 
L.:article 27 alinea 1 er presente une interdiction de principe 
de I'envoi postal de medicaments et I'alinea 2 ouvre la porte 
Ei la remise de medicaments prescrits par le medecin, sans 
contact avec le pharmacien. Les defenseurs de cette liberali­
sation mentionnent surtout le confort des patients chroni­
ques pour qui ce systeme elargit finalement la palette de 
services Ei leur disposition. 
Or, nous avons tous souhaite un peu plus de concurrence 
entre les pharmacies afin d'exercer une pression sur les 
prix, mais nous n'avons pas souhaite necessairement le de­
mantelement du service public de proximite qu'elles offrent Ei 
la population. Le but de cette proposition de minorite n'est 
donc pas d'assurer une protection des pharmaeies, mais de 
leur permettre d'offrir toute la palette de services repondant 
aux attentes de la population, sans etre penalisees par rap-

port Ei d'autres concurrents. Nous devons eviter une concur­
rence qui se limite aux aspects rentables des pharmacies. 
Pour cela, il faut imposer les memes eXlgences Ei tous les 
concurrents afin d'assurer un service complet. 
Je prends I'exemple genevois, que je connais. La loi gene­
voise sur I'exercice des professions de la sante, des etablis­
sements medicaux et des diverses entreprises du domaine 
medical exige des pharmaeiens de participer aux services 
de nuit et d'urgences, les oblige Ei fournir le conseil et, pour 
cela, Ei etre presents ou dOment remplaces; elle impose de 
restreindre la remise de certains medicaments, voire de la 
refuser en certaines circonstances. 11 y ades normes canto­
nales surtout sur la tenue obligatoire d'un stock de medica­
ments en cas de crises, d'un jeu d'antidotes, d'un equipe­
ment d'urgence pour appliquer de I'oxygene, etc. 
Notre proposition de minorite cherche dans le fond et uni­
quement Ei garantir que les ordonnances d'application, les 
dispositions d'application seront formulees en respect de 
I'article 1 er alinea 3 lettre c que nous venons d'approuver, 
afin d'eviter que la concurrence se fasse au detriment de la 
securite et de la qualite. Nous associons Ei la notion de qua­
lite le fait que toute la palette des services des pharmacies 
imposee dans les legislations cantonales puisse egalement 
etre exigee. A cet egard, la position du Conseil federal sur la 
mise en place de I'application de I'article 1 er alinea 3 lettre c 
m'interesse au plus haut point. 

Beerli Christine (R, BE), für die KommiSSion: Nur eine Be­
merkung; ich habe mich ja grundsätzlich schon dazu geäus­
sert. Die Mehrheit Ihrer Kommission ist ganz klar der 
Meinung, dass das Grundanliegen des Antrages der Minder­
heit Brunner Christiane in der Mehrheitslcisung enthalten ist. 
Die Voraussetzungen, die vom Standortkanton verlangt wer­
den, sind zu erfüllen. Das ist in der Fassung der Mehrheit 
enthalten. 
Was wir nicht möchten, ist, dass noch weitere kantonale Vor­
aussetzungen zu erfüllen sind, dass man so dann praktisch 
den Voraussetzungen aller Kantone nachkommen muss. 
Weil es ein sensibler Sachverhalt ist und weil er schlussend­
lich alle Kantone betrifft, denn der Versandhandel erfolgt ja 
über alle Kantone hinweg, sind wir klar der Meinung, dass er 
vom Bund her geregelt werden muss. Der Bund soll grund­
sätzlich und alleine die Voraussetzungen schaffen können, 
aber der Standortkanton erteilt die Bewilligung. 

Berger Micheie (R, NE): J'appuie tout ce qui a ete dit par 
les representants de la minorit9 tout Ei I'heure, notamment 
les propos de M. Cornu et de Mme Saudan. J'aimerais dire 
qu'il y a une inegalite de traitement puisque I'envoi postal fait 
par la maison Mediservice ne concerne qu'une certaine ca­
tegorie de medicaments, ceux qui sont chers pour des mala­
dies chroniques et sur lesquels la marge est plus grande que 
pour ceux qui so nt meilleur marche. II y a surtout inegalite 
de traitement par rapport aux autres distributeurs de medi­
caments. 
Je crois que nous devons insister sur cette inegalite de trai­
tement. On veut bien la concurrence, mais pour autant que 
I'autre distributeur ait les memes contraintes. Je pense spe­
cialement au service de garde, Ei tout ce qu'on doit assurer Ei 
la population de par les exigences legales. Je ne vais pas al­
longer. 
Je vous demande egalement de soutenir la minorite. 

Büttiker Rolf (R, SO): Ich möchte Sie bitten, den Antrag der 
Minderheit Brunner Christiane abzulehnen. 
1. Ich bin der festen Überzeugung, dass dieser Antrag ge­
gen das Binnenmarktgesetz verstösst, Frau Brunner. Wenn 
die Interpretation, so wie sie Frau Beerli im Sinne der Mehr­
heit vorgetragen hat, richtig ist, muss der Antrag der Minder­
heit gegen das Binnenmarktgesetz verstossen. 
2. Es ist zur Kenntnis zu nehmen - auch im Sinne der Wirt­
schaftsfreiheit -, dass der Versandhandel in der Schweiz 
eine neue Betriebsform ist. Wir haben 40 000 Patientinnen 
und Patienten allein bei der Firma Mediservice. Daraus kön-
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nen Sie ersehen, dass es ein Bedürfnis von vielen Patientin­
nen und Patienten ist, auf diese Art ihre Medikamente -
nach strengen Regeln, da sind wir einverstanden - zu bezie­
hen. 
Es geht darum - das ist für mich der entscheidende Punkt -, 
dass sich Versandhandelsapotheken neben und in Ergän­
zung zu den herkömmlichen Apotheken etablieren. Beide 
Betriebsformen haben ihre Berechtigung: die herkömmliche 
Apotheke eher im kommunalen und regionalen Bereich und 
die grosse Versandhandelsapotheke eher im nationalen Be­
reich. 
Deshalb ist es wichtig, dass der Bund hier legiferiert, dass 
der Bund hier das Sagen hat und die Kompetenz nicht - wie 
es der Antrag der Minderheit will - auf die Kantone verscho­
ben wird. 
Es ist ganz klar, dass sich der Antrag der Minderheit Brun­
ner, so wie er formuliert ist, gegen diesen Versandhandel 
richtet und vor allem gegen diese Versandhandelsapotheke, 
die wir in Zuchwil bereits haben. 
Dazu muss ich Ihnen noch Folgendes sagen: Diese Ver­
sandhandelsapotheke hat immerhin 85 Arbeitsplätze, Frau 
Brunner, ich muss Ihnen das nicht zweimal sagen. Der 
Standort Zuchwil ist durch die Vorfälle bei Sulzer stark belas­
tet, und es wäre für diesen Kanton und diese Region uner­
träglich, wenn jetzt auch hier noch Probleme entstünden. 
Dieser Antrag der Minderheit macht dieser Firma und den 
Arbeitsplätzen Probleme. 
Es ist auch richtig: Wenn eine solche Versandhandelsapo­
theke vom Standortkanton die Bewilligung einer öffentlichen 
Apotheke hat, ist diese dazu berechtigt, in der ganzen 
Schweiz tätig zu sein. Im Übrigen ist es auch so, dass diese 
Firma nach internationalen Qualitätsnormen zertifiziert ist. 
Es gibt im Zusammenhang mit der Tätigkeit dieser Firma 
auch einen Bundesgerichtsentscheid. Wenn Sie dem Antrag 
der Minderheit Christiane Brunner zustimmen, gehen Sie 
hinter diesen Bundesgerichtsentscheid zurück. 
Im Übrigen bin ich froh, dass die Kommissionspräsidentin zu 
Absatz 4 ausgedeutscht hat, dass es darum geht, dass der 
Standortkanton die Bewilligung erteilt und dann die Berechti­
gung entsteht, in der ganzen Schweiz tätig zu werden. So, 
wie Artikel 27 Absatz 4 hier steht, könnte man meinen, dass 
in allen Kantonen eine solche Bewilligung eingeholt werden 
muss. Dem ist nicht so, und die Kommissionspräsidentin hat 
das auch zuhanden der Materialien richtig gestellt. 
Aus all diesen Gründen möchte ich Ihnen beliebt machen, 
der Mehrheit zuzustimmen und dem Antrag der Minderheit 
Brunner Christiane nicht zu folgen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Avec la discussion que 
nous avons eue sur les importations paralleles, c'est certai­
nement I'un des points centraux de cette reforme; nous en 
aurons encore un ou deux. 11 vaut la peine de s'y arreter. 
Beaucoup de choses ont ete dites, d'ailleurs tres justes, sur 
I'ensemble du probleme, sur la concurrence qUI risque d'en­
lever une clientele necessaire au maintien d'un reseau de 
pharmacies de proximite dont nous avons le sentiment que 
nous avons non pas un besoin diminue, mais accru. Nous 
attendons des pharmaciens qu'ils puissent jouer un röle de 
sante publique, et non pas un röle de vendeurs de medica­
ments seulement. 
Je reprends certaines des remarques generales qui ont ete 
faites pour essayer de montrer qu'iI y a des problemes qui 
peuvent etre regles dans le cadre de cette loi et d'autres 
non. Pour ceux-ci, nous devons recourir a d'autres lois pour 
essayer d'eviter des derives dangereuses pour la sante de la 
population. 
Le premier point que nous ne pouvons pas regler dans cette 
loi concerne Internet. M. Cornu I'a bien evoque. Dans la me­
sure ou iI s'agit d'un marche virtuel qui echappe aux regle­
mentations nationales en ta nt que lieu OU les choses se 
passent, iI est clair que nous n'avons pas la possibilite d'in­
tervenir a travers une loi sur les medicaments pour limiter 
I'existence meme de ce reseau. Mais nous avons la possibi­
lite de combattre les "providers» et ceux qui utilisent Internet 
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pour des offres qui ne sont pas correctes. Nous savons que 
le principal danger d'lnternet, en dehors de celUi de la sur­
consommation medicale - qui est un danger tout a fait reel -, 
est de recevoir des medicaments qui sont des copies qui ne 
correspondent pas a ce que la marque promet. La nous 
avons la possibilite d'attaquer tres directement les vendeurs 
quant a I'usage delictueux de marques ou de droits qui sont 
acquis ades producteurs. 
Nous avons le sentiment que les choses vont evoluer dans 
ce domaine. M. Zeltner, directeur de l'Office federal de la 
sante publique, vient de me dire qu'on assiste a une cu­
rieuse evolution. t.:offre de medicaments par Internet aux 
Etats-Unis memes est en train de se reduire, mais des entre­
prises americaines les offrent ailleurs dans le monde. Pour­
quoi? Parce que les possibilites d'essayer de faire condam­
ner celui qui offre indOment un produit de mauvaise qualite 
so nt meilleures aux Etats-Unis que chez nous. C'est par 
cette voie-Ia qu'iI va falloir agir, et non pas dans le cadre de 
cette loi qui a un caractere territorial et qui ne peut pas reel­
lement regler un probleme de ce genre. 
La deuxieme remarque que j'aimerais faire - la aussi, c'est 
M. Cornu avec sa presentation tres approfondie qui m'y fait 
penser - est que nous avons besoin de reglementer de fa­
~on explicite ce secteur de la vente par correspondance. 
Nous ne pouvons pas laisser la chose en I'etat et attendre 
des juges, et sur la base de legislations teiles que celle vi­
sant uniquement le commerce dans notre pays, qu'ils re­
gient ce probleme. Je crois que c'est un progres que cette loi 
nous permet de regler de fa~on explicite trois choses. La 
premiere, c'est le principe de I'interdiction; la deuxieme, c'est 
les criteres qui doivent etre realises et la competence pour le 
Conseil federal de regler les modalites; la troisieme, I'ins­
tance qui donne I'autorisation. Je ne crois pas que nous 
puissions veritablement aller au-dela; j'y reviendrai apropos 
des deux propositions que nous avons sur la table. Je crois 
que nous faisons oeuvre utile en reglementant cela ici. 
Les problemes qui ont ete souleves appartiennent a diffe­
rents cercles de preoccupations. 
Les premiers sont ceux lies a la protection du patient, a la 
protection de sa sante; la, nous pensons que les regles que 
nous avons edictees a I'alinea 2 doivent suffire. D'autres 
so nt lies a la protection en terme de secret medical: la, nous 
sommes persuades que les memes regles doivent valoir 
pour ces pharmacies et qu'il faut veiller - nous esperons 
pouvoir le faire par voie d' ordonnance - a bien garantir qu'il 
y ades coupe-circuits; que les informations qui so nt neces­
saires pour le pharmacien ne sont pas automatiquement li­
vrees, et sans que le patient I'accepte, a la caisse-maladie 
par exemple ou a d'autres partenaires de ce systeme extre­
mement complexe. 
La question posee par Mme Sau dan de savoir si la nouvelle 
reglementation de remuneration des pharmaciens pourrait 
etre un instrument pour favoriser la pharmacie de proximite 
par opposition a la pharmacie par correspondance, est une 
question difficile. Je ne crois pas pouvoir y repondre ici de 
fa~on tout a fait precise, dans la mesure ou on demande jus­
tement a la vente par correspondance d'accorder les aides 
en conseils, les possibilites de remplacement de medica­
ments, etc. comme une pharmacie. C'est a ~a que vous fai­
siez allusion, je pense, Madame Saudan? Quant a la 
possibilite de remunerer directement les prestations des 
pharmaciens, si on peut partir de I'idee qu'elles ne seraient 
pas accordees aux pharmacies qui vendent par correspon­
dan ce, puisque ce service doit etre rendu, laissons cela pour 
le moment a la negociation entre les partenaires. C'est eux 
qui doivent etablir le tarif et le Conseil federal aura I'occa­
sion, au moment ou iI donnera son feu vert a ce tarif, de voir 
si I'egalite de traitement est effectivement assuree et si le 
service est effectivement rendu pour lequel une prestation 
peut etre prevue selon la revision de la LAMal. 
Restent alors les questions liees a I'autorisation, d'un cöte, 
et aux risques d'abus, de I'autre. 
En ce qui concerne I'autorisation, la lettre e, que la minorite 
Brunner Christiane souhaite ajouter a I'alinea 2, nous paraT! 
inutile, dans la mesure ou c'est par voie d'ordonnance que 
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nous voulons regler, mais dans I'esprit de la minorite, les 
exigences qui doivent etre realisees pour qu'une autorisa­
tion puisse etre donnee. Dans I'esprit qui est celui de la mi­
norite, c'est-a-dire qu'i1 n'est pas acceptable que les 
pharmacies qui vendraient par correspondance puissent 
tout simplement prelever la creme, si I'on peut dire, du mar­
che pharmaceutique, sans autre obligation que de vendre a 
une clientele plus ou moins captive - je reviendrai tout a 
I'heure sur cette expression de captive - des medicaments 
particulierement lucratifs. Des exigences doivent etre po­
sees, mais elles doivent etre posees au niveau de la Confe­
deration, et non pas du canton qui donne I'autorisation. Ce la 
est un point faible de la proposition de minorite Brunner 
Christiane, puisqu'i1 pourrait y avoir, dans le pire des cas, 
une sous-enchere entre les cantons pour donner cette auto­
risation en disant: "Chez nous, vous pouvez avoir I'autorisa­
tion parce que nous sommes moins exigeants envers nos 
pharmacies de proximite.» C'est la Confederation qui doit 
fixer cela. 
Alors, peut-etre que certaines regles seront me me differen­
tes de celles de la pharmacie de proximite. Je connais trop 
peu ces regles cantonales pour savoir s'il est sense, par 
exemple, qu'une pharmacie vendant par correspondance ait 
de I'oxygene a disposition pour reanimer des patients qUI ne 
viendraient pas dans cette pharmacie, de toute fac;:on et par 
nature. Mais nous pouvons au contraire exiger, et je le dis 
maintenant un peu de fac;:on peut-etre legere, imaginer que 
la gestion des stocks doive etre reglee d'une teile fac;:on, et 
ce la coOte aussi, que I'approvisionnement de la population 
soit de tout temps garanti et que - encore une fois, je me 
rends compte que je m'avance un peu - la pharmacie par 
correspondance ait une fonction et une mission particulieres 
dans la garantie de I'approvisionnement sans lacune du 
pays, comme contrepartie des obligations qu'elle n'a pas a 
remplir en tant que pharmacie de proximite. 
Vous voyez donc, Madame Brunner, que c'est bien le Con­
seil federal qui doit regler ces modalites et qu'il a I'intention 
de le faire de fac;:on a garantir que la concurrence entre ces 
deux types de pharmacie ne soit pas biaisee en faveur de la 
pharmacie par correspondance et, surtout, en defaveur de la 
pharmacie de proximite dont je repete que nous avons be­
soin comme d'un reseau de soutien a la protection de la po­
pulation de notre pays. 
En ce qui concerne la proposition Cornu et les nombreuses 
remarques surgies dans la discussion au sujet du risque 
qu'une population de consommateurs captifs soit creee par 
ce systeme et que les regles memes de la loi federale sur 
I'assurance-maladie sociale soient tournees par I'article 27 
de la loi tederale sur les medicaments et les dispositifs medi­
caux ou par cette ouverture, sous conditions, qu'i1 permet, je 
dois dire que les problemes souleves ne peuvent pas, sans 
doute, etre regles dans le cadre de cette loi. La question de 
savoir a qui appartient une entreprise ne peut pas etre re­
glee ici, et si le risque existe effectivement que certains liens 
puissent conduire ades abus, ceci doit etre alors regle - a 
mon avis - principalement dans le cadre de la LAMal, par 
les regles qui obligent toute reduction de prix d'etre imme­
diatement mise au benefice de I'ensemble de la commu­
naute des assures. Ceci revient aussi a surveiller que, par 
exemple, le pharmacien qui rec;:oit des medicaments gratui­
tement ne puisse pas les revendre: c'est a ce niveau-la qu'il 
s'agit clairement d'abus et c'est donc dans le cadre de la 
LAMal que de teiles situations doivent etre reglees. 
J'aimerais attirer votre attention sur le fait que la pression 
envers le patient est plus grande dans le systeme de pro­
pharmacie. En tant que Romande, j'ai d'ailleurs peu de sym­
pathie pour ce systeme qui n'existe pas dans notre partie du 
pays et qui effectivement met le patient plus ou moins a la 
disposition de la volonte du medecin. Nous avons ici un pre­
suppose: la liberte du choix doit etre donnee. La formulation 
est evidente, elle I'est aussi grace a la LAMal. La formulation 
de M. Cornu doit etre, a notre avis, rejetee parce qu'elle sur­
reglemente ce secteur; en particulier, I'obligation faite au pa­
tient de renvoyer lui-meme I'ordonnance du medicament par 
correspondance signifie au fond que I'aspect pratique dans 

le domaine de ce service serait annule. C'est effectivement 
par la commande directe par le medecin aupres de la phar­
macie de vente par correspondance que I'on rend certaine­
ment service a ce type de clientele, qui d'ailleurs sera 
particulierement interessee par cet aspecl. 
En d'autres termes, les problemes ont ete bien mis en evi­
dence; les solutions elles-memes n'apparaissent pas 
comme praticables ou utiles, et c'est dans ce sens-la que le 
Conseil federal vous prie de sUlvre la proposition de la majo­
rite de la commission et de rejeter egalement la proposition 
Cornu. Comme il y aura une divergence, je pense que nous 
avons encore une chance d'approfondir certains des points 
qui ont ete souleves ici, lorsque la discussion retournera au 
Conseil national. 

Brunner Christiane (S, GE): Au vu des explications fournies 
par Mme Drelfuss, conseillere federale, je me rallie d'une 
part a I'idee que c'est bien le Conseil federal qui doit regler 
ces modalites, ceci d'autant plus que Mme Dreifuss a donne 
les assurances que le Conseil federal tiendra compte des 
preoccupations exprimees par la minorite, dans sa regle­
mentation. 
Par consequent, je retire la proposition de minorite a I'ali­
nea 2 lettre e. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Der Antrag der Min­
derheit Brunner Christiane zu Absatz 2 Buchstabe e ist zu­
rückgezogen worden. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 27 Stimmen 
Für den Antrag Cornu .... 11 Stimmen 

Abs. 3, 4 - AI. 3, 4 
Angenommen - Adopte 

Art. 28 
Antrag der Kommission 
Abs.1-3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.4 
Die zuständige Behörde prüft in einer Inspektion .... 

Art. 28 
Proposition de la commission 
AI. 1-3 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 4 
t.:autorite competente verifie .... 

Präsident (Schmid Carlo, Prasident): Über Absatz 4 ist mit 
Artikel 6 bereits entschieden worden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 29, 30 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 31 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Grundsätzlich zulässig sind allgemeine medizinisch-thera­
peutische Informationen des Publikums über Arzneimittel 
sowie Werbung für Arzneimittel. 
Abs.2 
Der Bundesrat kann: 
a. zum Schutz der öffentlichen Gesundheit und zum Schutz 
vor Täuschung die Publikumswerbung für bestimmte Arznei-
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mittel, Arzneimittelgruppen oder -kategorien beschränken 
oder verbieten; 
b. für die grenzüberschreitende Werbung Bestimmungen er­
lassen. 
Abs.3 
Er berücksichtigt dabei international anerkannte Richtlinien 
und Normen. 

Minderheit 
(Studer Jean, Beerli, Brunner Christiane) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 31 
Proposition de la commission 
Majorite 
AI. 1 
Sont licites les informations generales de therapie medicale 
destinees au public sur des medicaments ainsi que la publi­
cite sur les medicaments. 
AI. 2 
Le Conseil tederal peut: 
a. pour proteger la sante et empEicher la tromperie, rest­
reindre ou interdire la publicite de certains medicaments ou 
groupes de medicaments; 
b. edicter des prescriptions concernant la publlcite transfron­
tiere. 
AI. 3 
11 tient compte des directives et normes internationales. 

Minorite 
(Studer Jean, Beerli, Brunner Christiane) 
Adherer a la decision du Conseil national 

Art. 32 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.2 

a. Streichen 

c. Streichen 

Minderheit 
(Studer Jean, Beerli, Brunner Christiane) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 32 
Proposition de la commission 
Majorite 
AI. 1 
AdMrer a la decision du Conseil national 
AI. 2 

a. Biffer 

c. Biffer 

Minorite 
(Studer Jean, Beerli, Brunner Christiane) 
AdMrer a la decision du Conseil national 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Bei den Arti­
keln 31 und 32 hat Ihre Kommission eine Diskussion über 
die Zulässigkeit der Werbung im Bereich des Arzneimittel­
verkaufs geführt. Das Konzept von Bundesrat und National­
rat besagt, dass Publikumswerbung ausschliesslich für nicht 
verschreibungspflichtige Arzneimittel gemacht werden darf. 
Gemäss diesem Konzept verläuft die Trennlinie zwischen 
verschreibungspflichtigen und nicht verschreibungspflichti­
gen Heilmitteln. 
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Die Mehrheit Ihrer Kommission kam zum Schluss, dass sie 
diese Trennung als nicht sinnvoll erachtet. Sie ging davon 
aus, dass Werbung im Bereich der verschreibungspflichtigen 
Arzneimittel nicht zu einem Kostenschub führen könne, da 
für den Kauf und den Konsum des Arzneimittels ja immer 
noch eine ärztliche Verschreibung vorliegen müsse. In der 
Verordnung zum KVG ist zudem festgehalten, dass rezept­
pflichtige Medikamente, die von der Krankenkasse bezahlt 
werden, nicht beworben werden dürfen. Diese Regelung 
schiebt der Mengenausweitung einen deutlichen Riegel vor. 
Im Sinne einer Liberalisierung beantragt Ihnen daher die 
Mehrheit Ihrer Kommission, in Artikel 31 Absatz 1 die Wer­
bung für Arzneimittel grundsätzlich als zulässig zu erklären. 
In Absatz 2 wird dann dem Bundesrat die Kompetenz erteilt, 
zum Schutz der öffentlichen Gesundheit und zum Schutz vor 
Täuschungen die Publikumswerbung für bestimmte Arznei­
mittel zu beschranken oder zu verbieten. Er hat sich beim 
Erlass seiner Verordnung - dies wird in Absatz 3 verankert -
an international anerkannte Richtlinien und Normen zu hal­
ten. Bei Artikel 32 Absatz 2 beantragt Ihnen die Mehrheit als 
Konsequenz des Entscheides bei Artikel 31, die Buchstaben 
a und c zu streichen. 

Studer Jean (S, NE): C'est I'une des questions principales 
de ce projet de loi que de savoir quelles sont les modalites 
qu'elle prevoira s'agissant de la publicite pour les medica­
ments. La question n'est pas forcement si simple, parce qu'il 
y a deux cadres qui doivent Eitre consideres. D'une part, le 
cadre de la loi, qui prevoit, dans la version du Conseil federal 
et du Conseil national, que la publicite a I'attention du public 
n'est pas autorisee pour les medicaments soumis a ordon­
nance. D'autre part, le cadre de I'ordonnance sur I'assu­
rance-maladie, qui prevoit que les medicaments qui sont pris 
en charge par I'assurance-maladie, soit ceux qui figurent 
dans la liste speciale, ne peuvent pas non plus Eitre I'objet de 
publicite. 
On est ici au stade de la loi, on est aussi au stade de la base 
legale au sens formel, et je crois qu'il faut s'attacher d'abord 
a ce que I'on veut dans la loi, au sens justement formel du 
terme. 
Ce petit livre jaune - auquel je me refere pour la seconde 
fois -, qui emane de l'Association des producteurs pharma­
ceutiques, qui regroupe en particulier les trois grands pro­
ducteurs Serono, Roche et Novartis, releve que du fait de 
leur action et des risques «qu'ils presentent, les medica­
ments ne so nt pas des biens de consommation ordinaires». 
C'est en raison de cette specificite, qui ne permet pas d'assi­
miler les medicaments a n'importe quel bonbon ou a n'im­
porte quel shampooing, qu'on estime qu'il est opportun de 
restreindre la publicite, dans la mesure OU elle s'adresse au 
public. 11 n'y a pas de restrictions s'agissant du personnel 
medical competent, mais des restrictions concernant le pu­
blic. 
Je vous rappelle qu'en 1999 ont ete vendus dans notre pays 
plus de 75 millions d'emballages de medicaments soumis a 
ordonnance. Ceci a genere, toujours en Suisse, un chiffre 
d'affaires de plus de 2 milliards de francs pour ces medica­
ments soumis a ordonnance. De I'avis de I'industrie pharma­
ceutique, il n'y a en tout cas pas d'urgence a favoriser 
encore plus la vente de ces medicaments-Ia a travers une li­
beralisation de la publicite. 
Les pharmaciens n'ont pas un autre avis: ils I'ont dit devant 
la commission, ils I'ont repete dans une de leurs dernieres 
publications «Dosis» en disant qu'a leurs yeux, la liberalisa­
tion de la pUblicite pour les medicaments soumis a ordon­
nance conduirait a une banalisation de tous les medica­
ments soumis a la prescription, ce qui aneantirait les efforts 
de la LAMal en vue de contenir I'evolution de la consomma­
tion et donc des coOts dans le domaine de I'assurance so­
ciale. 
II n'y a donc pas de demandes pressantes de la part de I'in­
dustrie pharmaceutique. 11 y a une opposition de la part des 
pharmaciens et en fait, I'ensemble des Etats qui nous en­
tourent, I'ensemble des Etats europeens considerent, eux 
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aussi, que des restrictions doivent etre imposees dans le do­
maine des medicaments soumis a ordonnance. t..:ensemble 
des Etats europeens ont adopte en ce sens une directive qui 
limite la prescription des medicaments soumis a ordon­
nance, comme I'a decide le Conseil national, comme le pre­
voient le Conseil federal et la minorite de votre commission. 
C'est la directive 92/28 CE du 31 mars 1992. 
On voit bien que, dans ce domaine-Ia, une certaine unani­
mite se fait entre les principaux interesses, entre les autori­
tes publiques. La proposition qui nous est faite aujourd'hui 
viserait surtout les interets des communicateurs et des 
agences de publicite, puisqu'elle n'est pas souhaitee par les 
professionnels de la sante. Ces communicateurs nous di­
sent en gros: «Ecoutez, la restriction que vous souhaitez, 
vous minorite, on I'assure deja a travers I'ordonnance sur la 
loi sur I'assurance-maladie» - que je citais tout a I'heure -
«puisque la caisse-maladie ne peut prendre a sa charge que 
les medicaments, pour autant que ceux-ci ne soient pas 
soumis a la publicite.» Je ne vous cacherai pas que j'ai quel­
ques doutes sur la validite de la base formelle qui permet au 
Conseil federal, dans le cadre d'une ordonnance, d'imposer 
une teile interdiction. J'ai un peu regarde dans la LAMal si je 
trouvais quelque chose d'assez solide mais, apart les regles 
d'execution que I'on confie au Conseil federal, il ne me sem­
ble pas qu'une intervention aussi nette dans la liberte du 
commerce et de I'industrie trouve une base legale dans la 
LAMal aussi stricte que semble I'exiger le Tribunal federal. 
Je ne suis donc pas certain que I'ordonnance tienne force­
ment toujours la route face au controle de sa legalite et de 
sa constitutionnalite. Ensuite, on sait qu'il est plus facile de 
changer une ordonnance, fOt-ce sur une recommandation 
ou une motion du Parlement que sur une base legale. 
Mais surtout, independamment de ces aspects un peu juridi­
ques, s'appuyer uniquement sur I'ordonnance semble mani­
fester une meconnaissance du marche des medicaments. Si 
vous avez de la pUblicite qui est faite, I'experience montre -
I'experience dont on beneficie n'est bien sOr pas en Europe; 
elle est aux Etats-Unis parce que la-bas la publicite est tota­
lement libre - que tres rapidement ce n'est plus le medecin 
qui decide ce qui est bon ou pas pour son patient, mais que 
c'est son patient, en fonction de la publicite qu'iI voit regulie­
rement, en fonction peut-etre des douleurs qui persistent, 
qui presse son medecin de lui prescrire le medicament dont 
la pUblicite lui a vante toutes les vertus. Eh bien, a ce mo­
ment-la, le medecin est un peu pris dans un conflit de cons­
cience: soit il s'en tient a sa position initiale, et le risque est 
grand que ce patient le quitte, soit il donne satisfaction a son 
patient. 
Et s'il donne satisfaction, iI prescrira le medicament que le 
patient lui recommande, ce d'autant plus qu'on sait que 
lorsqu'un patient adhere au traitement, il y a souvent un bon 
bout du traitement qui est deja fait. A force de voir les mede­
cins prescrire les medicaments, tot ou tard, ceux-ci viennent 
charger les comptes de I'assurance-maladie. C'est dange­
reux dans la mesure ou, ces dernieres annees, on constate 
la multiplication de ce qu'on appelle les medicaments du 
bien-etre. On a parle du Viagra, on a parle du Xenical. A 
terme, si vous liberalisez la publicite pour tous les medica­
ments, que ce soit les medicaments soumis a ordonnance 
comme le Viagra ou comme le Xenical, forcement, ce seront 
la des medicaments, vu la demande generale du pUblic, la 
pression qui sera exercee par les patients, qui risqueront de 
devoir etre pris en charge par I'assurance-maladie. 
Permettez-moi encore une remarque qui tient a la proposi­
tion de la majorite de la commission a I'alinea 3. Elle nous 
demande de tenir compte des directives et des normes inter­
nationales. Je vous I'ai dit, dans ce domaine, les directives et 
les normes internationales les plus proches sont celles de 
l'Union europeenne qui interdisent la publicite pour les medi­
caments soumis a prescription. On voit mal, des lors, com­
ment le Conseil federal pourra tenir compte de ces directives 
et de ces normes. 
En consequence, en tant que conscience juridique de l'As­
semblee federale, en tant que conscience juridique qui a 
I'obligation de veiller a la conformite de notre droit national, 

au droit communautaire, ce qu'on nous rappelle chaque fois 
au terme des messages du Conseil federal, je vous invite a 
vous en tenir aux normes europeennes teiles qu'elles sont 
representees par la proposition de la minorite. 

Frick Bruno (C, SZ): Auch nach dem Votum von Herrn Stu­
der scheint eine gewisse Unsicherheit zu bestehen, wie sich 
die Werbemöglichkeit nach der Fassung der Kommissions­
mehrheit tatsächlich auswirkt. Herr Studer befürchtet eine 
Zunahme des Medikamentenkonsums sowie Druck auf den 
Bundesrat, eine restriktive, bestehende Verordnung abzulö­
sen. 
Ich möchte kurz zusammenfassen, welches tatsächlich die 
Auswirkungen sind, wenn wir der Mehrheit folgen; sie sind 
weit geringer, als man auf den ersten Blick befürchten 
könnte 
Wir möchten in Artikel 32 Absatz 2 Literae a und c streichen, 
das heisst, Werbung ist auch für rezeptpflichtige Arzneimittel 
gestattet. Das ist liberaler als das, was uns die Fassung 
des Bundesrates vorschlägt, aber im Ergebnis noch immer 
restriktiv. Wo Grundrechte beschränkt werden, muss der 
Grundsatz der Verhältnismässigkeit gewahrt sein. Ich frage: 
Welches sind die Rechtsgüter, die wir schützen, und wie 
werden sie tatsächlich geschützt? 
Zur öffentlichen Gesundheit: Rezeptpflichtige Medikamente 
durfen ohne Gefahr für die offentliche Gesundheit beworben 
werden. Aber ein Rezept des Arztes braucht es immer. 
Ohne Rezept des Arztes darf nichts gekauft werden. Es darf 
aber - das wird in Litera d ganz klar gesagt - nicht geworben 
werden für Medikamente, welche zu Gewöhnung und Ab­
hängigkeit führen können. Damit ist bereits eine massive 
Einschränkung vorhanden. 
Zu den Kosten für die Krankenversicherung: Ich verstehe die 
Angst durchaus, dass eine uneingeschränkte Werbung für 
rezeptpflichtige Arzneimittel eine weitere kostentreibende 
Wirkung haben kann. Doch das ist nicht der Fall. Heute dür­
fen alle rezeptpflichtigen Arzneimittel, wenn sie kassen­
pflichtig sind, nicht beworben werden. Sobald die Kranken­
kasse ein Arzneimittel bezahlen muss, ist Werbung 
ausgeschlossen. Das ist in der entsprechenden Verordnung 
zum KVG so geregelt, und es besteht überhaupt kein An­
lass, dass der Bundesrat diese Restriktion zurücknimmt. 
Darum bewirkt eben diese Freigabe der Werbung für rezept­
pflichtige Medikamente im Effekt recht wenig. 
Die Werbung ist grundsätzlich zulässig, aber sie ist dort un­
tersagt, wo die Krankenkassen die Medikamente bezahlen 
und wo eine Gewöhnung oder Abhängigkeit von einem Arz­
neimittel die Folge sein kann. Darum ist eben der Spielraum, 
das «Werbespielfeld», relativ klein. Sie haben die Befürch­
tung geäussert, Kollege Studer, dass die Patienten in die­
sem Bereich die Ärzte unter Druck setzen. Dies befürchte 
ich weniger. Ich sehe eher dort einen Druck auf den Arzt ent­
stehen, wo Patienten kassenpflichtige Medikamente erhal­
ten möchten, als dort, wo sie diese ja selber bezahlen 
müssen. Nur jene Medikamente, welche der Patient selber 
bezahlen muss, dürften beworben werden, und nur, sofern 
sie nicht zu Suchtverhalten führen. Darum ist eben die Lo­
ckerung massvoll, bescheiden. Sie entspricht unserer libera­
len Ordnung. 
Wir können hier ohne Gefahr für das Gesundheitswesen und 
für die Kosten der Krankenversicherung zustimmen. 

Schmid Samuel (V, BE): Ich habe etwas Mühe, mir vorzu­
stellen, dass ein Medikament, das rezeptpflichtig, aber nicht 
kassenpflichtig ist, frei der Werbung unterliegen soll. Wenn 
es rezeptpflichtig ist. dann, gehe ich davon aus, dass es von 
einer gewissen «Gefährlichkeit» ist bzw. gesundheitliche 
Konsequenzen haben kann, wenn seine Einnahme nicht be­
gleitet und es eben ohne ärztliche Verordnung eingenom­
men wird. Wenn es nicht kassenpflichtig ist, dann gehört es 
möglicherweise in eine Kategorie, die eben nicht unbedingt 
zur Grundversorgung gehört, um die Gesundheit sicherzu­
stellen oder die Krankheit zu besiegen oder abzuwenden. 
Es ist eben rezeptpflichtig, weil es gesundheitsgefährdend 
sein kann. Da habe ich etwas Mühe, hier eine Ausnahme zu 
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sehen und zu sagen: Ja gut, das kann frei beworben wer­
den. 
Durch die Werbung werden doch Bedürfnisse geschaffen -
das ist ja das Ziel, das legitime Ziel der Werbung, das be­
streite ich ja gar nicht -, in einem Bereich, der offenbar ge­
sundheitsgefährdend sein kann. Man kann durchaus sagen, 
das Medikament sei selber zu bezahlen, einverstanden, 
aber: Die Konsequenz daraus und auch die Konsultation für 
den Erhalt des Rezeptes ist nicht selber zu tragen, das geht 
dann zweifellos über die Kasse. 
Hier habe ich Zweifel. Ich bin aus diesem Grunde bisher 
nicht überzeugt von der Argumentation der Mehrheit, re­
spektive für mich fehlt es an der inneren Logik, warum aus­
gerechnet hier eine Ausnahme gemacht werden soll. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Nous sommes au troi­
sieme point tres important en termes de realisation des ob­
jectifs de cette loi. 11 est evident que le Conseil federal est 
heureux du soutien de la minorite Studer Jean et il vous prie 
vraiment de suivre sa proposition et de revenir a la version 
initiale du Conseil federal. Je remercie M. Studer pour la 
clarte de I'expose des motifs qui ont anime cette minorite. 
J'aimerais faire un certain nombre de remarques et je peux 
emprunter, au fond, la classification des questions teile que 
I'a faite M. Frick, en disant quels sont les biens superieurs 
qu'il convient de proteger ou de mettre en balance avec la 
proposition de la majorite qui nous paraT! malvenue. 
La protection de la sante: vous dites qu'il n'y a pas de pro­
bleme dans le domaine de la protection de la sante, parce 
que le mecanisme qui permet, finalement, de passer par la 
prescription medicale et la limitation de la publicite pour les 
produits engendrant la dependance suffirait. Mais je crois 
qu'un des plus grands risques que nous avons actuellement 
pour la sante de la population, c'est la surconsommation 
medicale. C'est un risque absolument reel et nous sommes, 
je crois d'ailleurs, parmi les champions du monde dans ce 
domaine. 11 faut donc vraiment veiller a ne pas inciter acette 
surconsommation. J'attire aussi votre attention sur le fait 
que la fameuse initiative des pharmaciens, si on peut dire, 
I'initiative populaire «pour un approvisionnement en medica­
ments sur et axe sur la promotion de la sante», prevoit bien 
dans ses principes generaux qu'il est important que la Con­
tederation previenne et interdise en particulier toute incita­
tion a une consommation inappropriee, excessive et abusive 
des medicaments. Nous enlevons a la loi dont nous discu­
tons actuellement son caractere de contre-projet a I'initia­
tive, qui pourrait d'ailleurs inciter ses auteurs a la retirer, si 
nous ouvrons au contraire la porte justement acette incita­
tion. 
t.:argumentation qui voudrait que, puisque quelque chose 
est regle dans une ordonnance, on n'a pas besoin de le re­
gler dans la loi qui convient pour cela, ne me paraT! pas non 
plus tres convaincante. 11 est clair que c'est le choix politique 
qui doit etre fait par le Parlement dont iI s'agit maintenant, et 
cela doit etre aussi un signal et une volonte de proteger la 
sante de la population et non pas de prendre en considera­
tion des interets limites et des interets financiers particuliers. 
La, je dois repondre a la question de M. Schmid: dans quels 
cas peut-il y avoir obligation de prescription, mais non-ins­
cription sur la liste des specialites? Eh bien, c'est dans tout 
le domaine des medicaments «lifestyle», qui sont autorises 
dans le pays. 
IIs sont soumis a prescription, parce que vous connaissez 
bien les dangers de ces medicaments; ils sont loin d'etre in­
nocents. t.:introduction du Viagra a ete accompagnee de 
toute une serie de cas de deces de personnes malades du 
coeur, pour lesquelles il y a une claire contre-indication. Ima­
ginez le lancement de tels produits a coups de publicite. 
Nous ne pourrions pas, dans ce cas, obliger a mettre dans la 
publicite la liste des contre-indications, comme nous som­
mes en mesure de le faire dans la notice qui accompagne le 
medicament lui-meme. Nous pourrions avoir de veritables 
matraquages de la population pour lancer ce type de pro­
duits, quitte ensuite a assumer les degäts de la sante et la 
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prise en charge des personnes qui auraient ainsi joue avec 
leur sante. 
Encore une fois, le Xenical, en dehors des descriptions ex­
tremement severes que nous faisons pour sa prise en 
charge dans la liste des speclalites - vous savez que ce 
n'est que dans le cas OU on peut eviter une operation extre­
mement lourde consistant a reduire la capacite de I'estomac, 
que le Xenical peut etre prescrit, toutes les autres utilisations 
en dessous d'une obesite particulierement pathologique 
sont soumises a ordonnance -, et le Viagra peuvent etre 
achetes en Suisse lorsqu'ils sont prescrits. C'est justement 
ce type de medicament qui fait courir le plus grand risque a 
la sante de la population et c'est la ou la surconsommation 
menace. 
La question des couts des medicaments. Si I'on part de 
I'idee qu'une ordonnance suffit a mettre un verrou - je ne le 
crois pas, je crois qu'il nous faut un acte politique et une de­
cision du Parlement - si I'on part de I'idee que nous pouvons 
maintenir une interdiction de publicite pour des medlca­
ments rembourses par I'assurance-maladie, j'aimerais rap­
peler ce que M. David a dit tout a I'heure: la bataille pour 
chasser les medicaments bon marche et, au contraire, faire 
prescrire des medicaments chers, cette bataille est en cours. 
Nous devons tout faire pour que ce ne soit pas les medica­
ments chers qui gagnent, mais pour que I'on puisse garder 
un approvisionnement de la population avec des generi­
ques, avec des medicaments qui ont fait leurs preuves; ils ne 
sont peut-etre pas a la derniere pointe de la recherche, mais 
pourquoi tirer avec un canon sur des moineaux s'iI suffit de 
les attraper d'une fac;:on beaucoup plus elegante et plus ap­
propriee? Cette bataille-la, nous risquons de la perdre, si 
I'on peut commencer, au moment du lancement par exemple 
d'un medicament, a faire une publicite d'enfer pour que ce 
soit «ce» medicament qui apparaisse aux yeux du public 
comme le seul capable de faire face a un etat de maladie et 
capable,dans ce sens-la, de devaloriser dans I'esprit de la 
population, les medicaments qui ont fait leurs preuves. 
Puis, M. Frick a oublie un troisieme objectif qui est en contra­
diction avec la proposition de la majorite de la commission, 
c'est celui de la compatibilite internationale de ces regles. 
C'est quelque chose qui joue un role important. Toute cette 
legislation, je I'ai dit au moment de I'entree en matiere, a 
aussi pour but de permettre a notre industrie de se confor­
mer ades regles internationales et d'avoir ainsi plus facile­
ment acces au march€! international. En contrepartie, nous 
devons aussi developper une legislation suisse qui soit com­
patible avec le monde qui nous entoure. Or, ce que nous 
vous proposons est en absolue harmonie, M. Studer I'a dit, 
avec les regles de l'Union europeenne et en particulier la di­
rective 92/28 CE. 11 n'y a pas de raison que la Suisse, ici, se 
donne une legislation particuliere. 
La seule exception la plus notable acette volonte de contro­
ler la pUblicite ou de I'interdire, lorsqu'il s'agit de medica­
ments sous prescription, ce sont les Etats-Unis, et je dirai 
que ce pays a certainement a lutter contre I'abus de medica­
ments, comme nous aurions a le faire si nous ouvrions ici la 
possibilite a la publicite. Dans ce sens-la, le Conseil federal -
M. Studer I'a dit, mais je peux le repeter a la suite d'une 
conversation que j'ai eue avec les representants d'lnter­
pharma -, fort du soutien de I'industrie pharmaceutique 
suisse, vous dit que la regle actuelle eurocompatible, celle 
que nous vous proposons, correspond aux trois exigences: 
protection de la sante, contröle des couts, compatibilite inter­
nationale. Ce sont les trois principes au nom desquels cette 
loi a ete faite, en fait en dehors des interets peut-etre de la 
branche publicitaire. C'est I'une ou I'autre entreprise phar­
maceutique americaine, qui prevoit sans doute de penetrer 
sur le marche suisse, qui est a I'origine de cette proposition 
qui, helas, a seduit la majorite de la commission. 
J'espere vivement que le plenum soutiendra la proposition 
du Conseil federal et donc de la minorite Studer Jean. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 18 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 14 Stimmen 
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Art. 33 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Ihre Kommis­
sion hat sich ausführlich mit den vom Nationalrat neu einge­
führten Absätzen 2 und 3 von Artikel 33 befasst. Sie liess 
namentlich von der Verwaltung abklären, was unter «geld­
werten Vorteilen von bescheidenem Wert» zu verstehen ist. 
Artikel 33 entspricht dem bisherigen Recht der IKS, welches 
mit den Bestimmungen des europäischen Rechtes kompatI­
bel ist. Ziel der Norm ist es, dass die zur Verschreibung und 
Abgabe berechtigten Personen ihre Aufgabe absolut objektiv 
erfüllen können. Sie dürfen keinen direkten oder indirekten 
finanziellen Anreizen ausgesetzt sein. Wie viel im Einzelfall 
als bescheiden im Sinne von Absatz 3 Litera a gewertet wer­
den kann, ist schwer in absoluten Zahlen auszudrücken und 
muss anhand der konkreten Umstände entschieden werden. 
Soweit nötig, kann Absatz 3 durch den Bundesrat im Ausfüh­
rungsrecht konkretisiert werden. In Anlehnung an die straf­
rechtliche Praxis des Bundesgerichtes, wonach geringfü­
gige Vermögensdelikte solche mit einem Deliktbetrag bis 
300 Franken sind, kann davon ausgegangen werden, dass 
bei der Gratisabgabe von Waren in der Regel dann nicht 
mehr von einem bescheidenen Wert gesprochen werden 
kann, wenn deren Wert den Betrag von 300 Franken pro 
Firma und pro Arzt pro Jahr Übersteigt. Nicht anwendbar ist 
diese Analogie für die Einladung zu Kongressen. Es wird in 
diesem Fall zu prüfen sein, inwieweit der Aufwand für die 
Gastfreundschaft vertretbar und dem Hauptzweck unterge­
ordnet ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 34-37 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 38 
Antrag der Kommission 
Abs.1-3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.4 
Streichen 

Art. 38 
Proposition de la commission 
AI. 1-3 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 4 
Biffer 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Absatz 4 kann 
gestrichen werden, da die neuesten technischen Entwick­
lungen dazu geführt haben, dass die massgeblichen Tests 
von einer Konformitätsbewertungsstelle geprüft werden, de­
ren Zeugnisse dann europaweit gelten. 

Angenommen - Adopte 

Art. 39-41 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 42 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.3 
Der Bundesrat kann die Verschreibung und Abgabe von Arz­
neimitteln, die nach Formula magistralis (Art. 9 Abs. 2 Bst. a) 
hergestellt wurden, für Nutztiere verbieten. 

Art. 42 
Proposition de la commission 
AI. 1,2 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 3 
Le Conseil federal peut interdire la prescription et la remise 
des medicaments qui sont prepares d'apres une formule 
magistrale (art. 9 al. 2 let. a) pour les animaux de rente. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Ihre Kommis­
sion beantragt, bei Artikel 42 einen neuen Absatz 3 einzufü­
gen. Dieser Antrag erfolgt nach eingehender Diskussion mit 
der Verwaltung und den Experten aus Landwirtschaft und 
Tiermedizin. Magistralrezepturen sind nicht zulassungs­
pflichtig; damit entfällt die Prüfung des toxikologischen Po­
tenzials möglicher Arzneimittelrückstände in Lebensmitteln, 
die von behandelten Tieren gewonnen werden. 
Mit aufwändigen UnterSUChungen muss gezeigt werden, 
dass die Höchstkonzentrationen der entsprechenden Sub­
stanz in den Lebensmitteln nicht erreicht werden. 
Gestützt auf die Lebensmittelgesetzgebung kann die Ver­
wendung bestimmter Tierarzneimittel für Nutztiere schon 
heute verboten werden. Bei Magistralrezepturen mit nicht 
verbotenen Stoffen kann das Rückstandverhalten höchstens 
grob geschätzt werden. Durch Magistralrezepturen kann 
auch die Zulassungspflicht umgangen werden, was in der 
Vergangenheit oft zu Missbräuchen führte. 
Ihre Kommission beantragt Ihnen daher, dem Bundesrat die 
Kompetenz zu geben, Magistralrezepturen für Nutztiere 
wenn nötig generell zu verbieten. Er kann jedoch auch weni­
ger einschneidende Massnahmen treffen und zum Beispiel 
nur Magistralrezepturen mit bedenklichen Stoffen verbieten. 

Angenommen - Adopte 

Art. 43 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 43a 
Antrag der Kommission 
Titel 
Vereinheitlichung und Koordination des Vollzuges 
Wortlaut 
Der Bundesrat kann den Kantonen Massnahmen für einen 
einheitlichen Vollzug vorschreiben und sie verpflichten, die 
zuständigen Bundesstellen über Vollzugsmassnahmen und 
Untersuchungsergebnisse zu informieren. 

Art. 43a 
Proposition de la commission 
Titre 
Uniformisation et coordination de I'execution 
Texte 
Le Conseil federal peut prescrire aux cantons des mesures 
visant a uniformlser I'execution et les obliger a informer les 
services tederaux competents des mesures d'execution pri­
ses et des resultats d'analyses. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Die Kommis­
sion beantragt, einen neuen Artikel 43a aufzunehmen, der 
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im Bereich der Tierarzneimittel eine Vereinheitlichung und 
Koordination des Vollzuges stipuliert. Sowohl die Landwirte 
als auch die Tierärzte und letztendlich auch die Konsumen­
tinnen und Konsumenten haben ein Interesse daran, dass 
ein gesamtschweizerisch einheitlicher Vollzug in Bezug auf 
Verschreibung und Abgabe von Tierarzneimitteln realisiert 
werden kann. 
Um diesen berechtigten Wünschen nachzukommen, schlägt 
Ihnen die Kommission vor, diesen neuen Artikel43a ins Ge­
setz aufzunehmen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 44 
Antrag der Kommission 
Abs. 1-3,5 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.4 
.... Abweichungen bedürfen der Zustimmung des Staats­
sekretariates für Wirtschaft. 

Art. 44 
Proposition de la commission 
AI. 1-3,5 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 4 
.... etre approuvee par le Secretariat d'Etat a I'economie. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Bei Artikel 44 
gelangen wir zur Regelung der Medizinprodukte. Ihre Kom­
mission hat hier eine Grundsatzfrage besprochen, die ich 
gerne zu Beginn des 3. Kapitels erwähnen möchte, obwohl 
sie auch die Artikel 57 und 64 betrifft und schliesslich einzig 
bei Artikel 64 zu zwei Änderungen geführt hat. Diese er­
scheinen unscheinbar, sind jedoch von Bedeutung. Ich bitte 
Sie also, Artikel 64 gleichzeitig mit Artikel 44 zu behandeln. 
Im Gegensatz zu den Heilmitteln benötigen die Medizinpro­
dukte vor ihrer Inverkehrbringung keine Bewilligung. Sie un­
terstehen jedoch wie die Heilmittel einer Marktüberwachung. 
Die Medizinprodukte unterstehen im Übrigen dem normalen 
Mehrwertsteuersatz, während die Heilmittel mit einem gerin­
geren Sondersatz besteuert werden. Diese Verschiedenhei­
ten haben die Frage aufkommen lassen, ob zur Marktüber­
wachung bei den Medizinprodukten auch das Heilmittelinsti­
tut zuständig sein soll oder ob die Zuständigkeit beim BAG 
verbleiben soll. Als Zweites stellte sich die Frage der Belas­
tung der Medizinprodukte mit Gebühren gemäss Artikel 64 
dieses Gesetzes. Unter den heutigen Regelungen werden 
die Medizinprodukte nicht mit solchen Gebühren belastet. 
Ihre Kommission hat sich nach vertiefter Diskussion für eine 
differenzierte Lösung entschieden. Sie ist der Überzeugung, 
dass es sich rechtfertigen lässt und sogar sinnvoll ist, dass 
das neue Institut auch die Marktüberwachung bei den Medi­
zinprodukten übernimmt. Eine fachgerechte und der Bedeu­
tung der Branche gerecht werdende Betreuung kann so si­
chergestellt werden. Eine Abänderung von Artikel 57 drangt 
sich demzufolge nicht auf. Andererseits hat Ihre Kommission 
entschieden - dies betrifft die Abänderungen in Artikel 64 
Absätze 1 und 3 -, dass für die Marktüberwachung im Be­
reich der Medizinprodukte keine Gebühren zu entrichten 
Sind. Der Bund wird dem Institut einen Leistungsauftrag er­
teilen und diesen aus dem Budget abzugelten haben. Für 
Medizinprodukte werden also künftig nur Gebühren erhoben 
werden können, wenn z. B. die Industrie nach den europäi­
schen Normen dem Institut für gewisse Produkte Meldung 
machen muss, wenn strittig ist, zu welcher Klasse ein Medi­
zinprodukt gehört, oder wenn aufgrund einer «Vigilance» 
(Alarmmeldung) eine Überprüfung eines Produktes oder ei­
ner Firma vorgenommen werden muss. Es handelt sich um 
geringfügige Kanzleigebühren, die gesamthaft gesehen nur 
einen Bruchteil der Gebühren für Arzneimittel betragen. Dies 
bedeutet, dass die heute geltende Regelung im neuen Ge­
setz verankert wird. 
Der Änderungsantrag in Artikel 44 Absatz 4 ist rein redaktio­
neller Natur; der Bundesrat verwendet noch den Ausdruck 
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«Bundesamt für Aussenwirtschaft», der im Antrag der Kom­
mission durch den aktuellen Ausdruck «Staatssekretariat für 
Wirtschaft» ersetzt wird. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Das gilt auch für Arti­
ke164. 

Angenommen - Adopte 

Art. 45 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Es ist festzu­
halten, dass es sich hier um eine Kann-Bestimmung handelt 
und dass nicht beabsichtigt ist, die Wiederaufbereitung von 
Medizinprodukten generell zu erschweren. Es geht jedoch 
darum, die Sicherheit zu gewährleisten. Es wird die Konfor­
mität der Wiederaufbereitungsanlage bzw. des Prozesses zu 
überprüfen sein, und es wird nicht jedes einzelne Produkt 
kontrolliert werden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 46-55 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 56 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.3 
Der Bundesrat erlässt zusätzliche Vorschriften über die 
Ethikkommissionen. Er umschreibt insbesondere das Ver­
fahren für die Ernennung der Mitglieder dieser Kommissio­
nen und regelt deren Zusammensetzung, Aufgaben, Arbeits­
weise, Finanzierung sowie das Aufsichtsverfahren. (Rest 
des Absatzes streichen) 
Abs.4 
Die Kantone ernennen die nach Artikel 53 Absatz 1 Buch­
stabe c zuständigen Ethikkommissionen und überwacht de­
ren Tätigkeit. 
Abs.5 
Das Institut veröffentlicht ein Verzeichnis der von den Kanto­
nen bezeichneten Ethikkommissionen. 

Art. 56 
Proposition de la commission 
AI. 1,2 
AdMrer a la decision du Conseil national 
AI. 3 
.... de surveillance. (Biffer le reste de I'alinea) 
AI. 4 
Les cantons nomment les commissions d'ethique competen­
tes mentionnees a I'article 53 alinea 1 er lettre c et surveillent 
leurs activites. 
AI. 5 
L.:institut publie une liste des commissions d'ethique desig­
nees par les cantons. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Hier schlägt 
Ihnen Ihre Kommission eine klarere Gliederung und Auftei­
lung der Kompetenzen vor. 
In Absatz 3 wird bestimmt, dass der Bundesrat einheitliche 
Bestimmungen betreffend das Ernennungsverfahren der 
Mitglieder der Ethikkommission, die Zusammensetzung, die 
Aufgaben, die Arbeitsweise und die Finanzierung erlässt. 
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In Absatz 4 wird festgehalten, dass die Kantone die Ethik­
kommissionen ernennen und deren Tätigkeit überwachen. 
Absatz 5 dient der Transparenz und besagt, dass ein Ver­
zeichnis der von den Kantonen bezeichneten Ethikkommis­
sionen zu veröffentlichen ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 57, 58 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 59 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Das Institut ist unter Vorbehalt der Artikel 30 und 34 Absatz 4 
für das Inspektionswesen in der Schweiz verantwortlich. 
Abs.2 
Es Ist zuständig für Inspektionen nach den Artikeln 6, 19 und 
28 in folgenden Bereichen: 
a. immunbiologische Erzeugnisse; 
b. Blut und Blutprodukte; 
c. selten eingesetzte Verfahren, die hochspezifisches Fach­
wissen erfordern. 
Abs.3 
Es Überträgt Inspektionen nach den Artikeln 6, 19 und 28 in 
den anderen Bereichen den Inspektoraten der Kantone, 
wenn diese die Anforderungen des nationalen und des für 
die Schweiz massgebenden internationalen Rechtes erfül­
len. 
Abs.4 
Es kann die Inspektorate der Kantone zu Inspektionen in 
seinem Kompetenzbereich beiziehen oder damit beauftra­
gen. 
Abs.5 
Die Kantone können regionale oder andere kantonale In­
spektorate oder das Institut zu Inspektionen nach Absatz 3 
beiziehen oder mit solchen Inspektionen beauftragen. 

Art. 59 
Proposition de la commission 
AI. 1 
t.:institut est responsable des inspections effectuees en 
Suisse sous reserve des articles 30 et 34 alinea 4. 
AI. 2 
11 est competent pour les inspections vi sees aux articles 6, 
19 et 28 dans les domaines suivants: 
a. produits immunologiques; 
b. sang et produits sanguins; 
c. procedes rarement utilises, qui requierent des connais­
sances tres specifiques. 
AI. 3 
11 delegue aux services cantonaux les inspections vi sees 
aux articles 6, 19 et 28 dans les autres domaines, pour au­
tant qu'ils satisfassent aux exigences du droit federal et du 
droit international applicable en Suisse. 
AI. 4 
11 peut associer les services cantonaux d'inspection aux in­
spections relevant de sa competence ou les charger de teI­
les inspections. 
AI. 5 
Les cantons peuvent associer des services regionaux d'in­
spection ou d'autres services cantonaux d'inspection ou 
I'institut aux inspections visees a I'alinea 3, ou les charger 
de teiles inspections. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Diese Bestimmung ist 
bei Artikel 6 behandelt worden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 60-63 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 64 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... Dienstleistungen Gebühren. Das Institut kann zudem Ge­
bühren erheben für die Entgegennahme von Meldungen. 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.3 
Der Bundesrat kann das Institut ermächtigen, eine jährliche 
Gebühr für das Aufrechterhalten von Bewilligungen zu erhe­
ben. 
Abs.4-6 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 64 
Proposition de la commission 
AI. 1 
.... fournissent. En outre, I'institut peut percevoir des emolu­
ments pour la reception des annonces. 
AI. 2 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 3 
Le Conseil federal peut autoriser I'institut a percevoir un 
emolument annuel pour le maintien des autorisations. 
AI. 4-6 
Adherer a la decision du Conseil national 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Diese Bestimmung ist 
gemeinsam mit Artikel 44 behandelt worden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 65 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 66 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
.... aus dem Bereich Heilmittel, insbesondere über Zulas­
sungs- und Widerrufsentscheide sowie Änderungen von 
Fach- und Patienteninformationen über Arzneimittel. 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 66 
Proposition de la commission 
AI. 1 
.... les declsions d'autorisation de mise sur le marche et de 
revocation ainsi que les modifications d'informations specia­
lisees et destinees aux patients. 
AI. 2 
Adherer a la decision du Conseil national 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Hier ist Ihre 
Kommission mit der Ergänzung des Nationalrates einver­
standen, formuliert jedoch etwas klarer, indem sie nicht von 
«Rückzugsentscheiden», sondern von «Widerrufsentschei­
den» spricht. Auch wurde von Ihrer Kommission die wichtig 
erscheinende Patienteninformation aufgenommen. 

Angenommen - Adopte 
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Art. 67--69 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 70 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Ihre KommIs­
sion ist mit dem Bundesrat der Meinung, dass im Gesetz 
nicht einzig der Leistungsauftrag, sondern auch die Leis­
tungsvereinbarung zu verankern ist. Die Leistungsverein­
barung umfasst den Auftrag des EDI an das Institut für ein 
Jahr und ist direkt bUdgetrelevant. 

Angenommen - Adopte 

Art. 71-83 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 84 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag Cornu 
Abs.3 
Der Gesuchsteller kann dem Institut die Wiedererwägung 
der abgelehnten Zulassung eines Arzneimittels beantragen, 
wenn er die festgestellten Beanstandungen behoben hat 
oder wenn sich wegen neuer Tatsachen ein Zurückkommen 
auf die Verfügung des Instituts rechtfertigt. 

Art. 84 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Proposition Cornu 
AI. 3 
Lorsqu'un produit tMrapeutique est rejete, le requerant peut 
demander a I'institut de reprendre en consideration sa re­
quate s'iI a remedie aux defauts ayant motive le refus du 
produit ou si des faits nouveaux justifient le reexamen de la 
decision de I'institut. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Wenn ich zu­
erst die Haltung der Kommission begründen könnte, würde 
der Antrag Cornu vielleicht überflüssig. 
Im Bereich des Verfahrens und des Rechtsschutzes galt bis 
anhin IKS-Recht. Nach der neuen Regelung gilt das Verwal­
tungsverfahrensgesetz des Bundes. 
Dies bedeutet, dass Wiedererwägungen einer rechtskräfti­
gen Verfügung und auch Revisionen eines Beschwerdeent­
scheides möglich sind. Wenn die Umstände sich seither we­
sentlich verändert haben oder neue erhebliche Tatsachen 
respektive Beweismittel aUfgetaucht sind, die in früheren 
Verfahren nicht bekannt oder verfügbar waren, besteht so­
gar ein Anspruch auf Wiedererwägung einer Verfügung. Der 
Rechtsmittelschutz wird für die Betroffenen ausgebaut. Ent­
scheide der Rekurskommission Heilmittel können mit Ver­
waltungsgerichtsbeschwerde an das Bundesgericht weiter­
gezogen werden. 

Cornu Jean-Claude (R, FR): Comment voulez-vous qu'apres 
la brillante demonstration que vient de nous faire la presi-
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dente je maintienne ma proposition? Donc, je la retire sim­
plement en disant que j'ai ete contacte par les milieux 
concernes, qui s'inquietaient de ne pas voir figurer expres­
sement dans la loi cette procedure de reclamation qui est si 
pratique et si utile. Ils se so nt manifestement adresses a la 
mauvaise personne, puisque n'etant pas membre de la com­
mission, je ne savais pas qu'on avait deja deduit cette possi­
bilite des regles generales du droit. Je m'en excuse. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Herr Cornu zieht sei­
nen Antrag zurück 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art. 85, 86 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 87 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mit Haft oder Busse bis zu 50 000 Franken .... 

c. Streichen 

Abs. 1bis 
Handelt die Täterin oder der Täter in den Fällen nach Ab­
satz 1 Buchstaben a, b, f oder g gewerbsmässig, so ist die 
Strafe Gefängnis bis zu sechs Monaten und Busse bis zu 
100 000 Franken. 
Abs.2-4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.5 
In besonders leichten Fällen kann auf .... 

Art. 87 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Est passible des arrats ou de I'amende jusqu'a 50 000 
francs .... 

c. Biffer 

AI. 1 bis 
Si I'auteur agit par metier, dans les cas prevus par I'ali­
nea 1 er lettres a, b, f ou g, la peine est I'emprisonnement de 
six mois au plus et I'amende de 100000 francs au plus. 
AI. 2-4 
AdMrer a la decision du Conseil national 
AI. 5 
Dans les cas de tres peu de gravite, on peut renoncer a la 
poursuite penale et a la condamnation. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Artikel 87 Ab­
satz 1 Litera c sollte gestrichen werden, da Verstösse gegen 
Vorschriften über den Umgang mit Tierarzneimitteln bereits 
von den Tatbeständen in Artikel 86 Absatz 1 Literae abis c 
und von der Auffangbestimmung in Artikel 87 Absatz 1 li­
tera g erfasst werden. Eine separate Erwähnung in Litera c 
ist unnötig, ja missverständlich, weil der Eindruck entstehen 
könnte, mit Tierarzneimitteln seien keine Vergehen möglich. 
Zu Absatz 1 bis: In Artikel 67 wurde bereits vom Nationalrat 
Absatz 1 gestrichen und damit beschlossen, dass gewerbs­
mässig gegen dieses Gesetz verstossende Unternehmun­
gen mit höheren Geldstrafen belastet werden können. 
Dieser Entscheid zieht das Einfügen einer Bestimmung in 
Artikel 87 nach sich, die ermöglicht, dass der handelnde Ein­
zelne bei Gewerbsmässigkeit schärfer belangt werden kann. 
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In Absatz 5 ist noch eine redaktionelle Anpassung an bereits 
gefällte Entscheide vorzunehmen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 88-91 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 92 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.2 
.... gemäss Artikel 72 Buchstabe h spätestens 18 Monate 
nach Betriebsaufnahme des Instituts zu bestätigen. 
Abs.3 
.... Personals werden auf den Zeitpunkt der Betriebsauf­
nahme des Instituts dem Personalrecht des Instituts unter­
stellt. 

Art. 92 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 2 
.... I'article 72 lettre h, dans un delai de 18 mois au plus tard 
apres que I'institut aura commence son activite. 
AI. 3 
.... statut du personnel de I'institut des lors que I'institut com­
mencera son activite. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Zu Absatz 3: 
Die zeitlichen Anpassungen im Gesetz müssen vorgenom­
men werden, da der vom Bundesrat noch vorgesehene Ter­
min vom 1. Januar 2001 nicht mehr einzuhalten ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 93 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 93a 
Antrag der Kommission 
Titel 
Hängige Verfahren 
Abs.1 
Verfahren, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset­
zes vor dem Bundesamt für Gesundheit, dem Bundesamt für 
Veterinärwesen, der Interkantonalen KontrollsteIle für Heil­
mittel, den Organen der Interkantonalen Vereinigung für die 
Kontrolle der Heilmittel sowie vor den erstinstanzlichen kan­
tonalen Verwaltungsbehörden hängig sind, werden nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes und von den nach diesem 
Gesetz zuständigen Behörden abgeschlossen. 
Abs.2 
Verfahrensverhandlungen, die von den bisher zuständigen 
Behörden in diesen Verfahren vorgenommen wurden, blei­
ben gültig, sofern sie nicht im Widerspruch zu den materiel­
len Bestimmungen dieses Gesetzes stehen. 

Art. 93a 
Proposition de la commission 
Titre 
Procedures pendantes 

AI. 1 
Les procedures qUi, a I'entree en vigueur de la presente loi, 
sont pendantes devant l'Office federal de la sante publique, 
I'Office veterinaire federal, l'Office intercantonal de contröle 
des medicaments, les organes de l'Union intercantonale de 
contröle des medicaments ainsi que devant les autorites 
cantonales administratives de premiere instance sont me­
nees a chef conformement aux dispositions de la presente 
loi et par les autorites competentes qu'elle designe. 
AI. 2 
Les actes de procedure des autorites qui etaient competen­
tes avant I'entree en vigueur de la presente loi restent vala­
bles pour autant qu'ils ne soient pas contraires aux 
dispositions materielles de celle-ci. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Die Vorlage 
hat bis anhin keine Bestimmung betreffend das intertempo­
rale Recht enthalten. Es besteht ganz eindeutig ein Klä­
rungsbedarf. 
Ihre Kommission hat den Inhalt der Bestimmung lange mit 
der Verwaltung diskutiert und bittet Sie, die nunmehr be­
schlossene Fassung zu genehmigen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 94 
Antrag der Kommission 
Abs. 1-3, 5-7 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.4 
.... Recht noch bis zum 7. Dezember 2003 in Verkehr ge­
bracht werden .... 

Antrag Merz 
Abs.6 
.... nach Inkrafttreten dieses Gesetzes einstellen. Der Bun­
desrat kann bei Nachweis einer genügenden Aus- und Wei­
terbildung eine Ausnahme von diesem Grundsatz vorsehen. 

Art. 94 
Proposition de la commission 
AI. 1-3,5-7 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 4 
.... conformement a I'ancien droit jusqu'au 7 decembre 2003. 
Les autorisations .... 

Proposition Merz 
AI. 6 
.... de I'entree en vigueur de la presente loi. Le Conseil 
tederal peut cependant prevoir une derogation au present 
alinea pour les personnes qui apportent la preuve qu'elles 
possedent une formation appropriee suffisante. 

Abs. 1-3,5,7 -AI. 1-3,5,7 
Angenommen - Adopte 

Abs. 4-AI. 4 

Beerli Christlne (R, BE), für die Kommission: Es geht hier 
um die Neufestsetzung einer zeitlichen Limite. Die EU hat 
beschlossen, dass die altrechtlichen In-vitro-Diagnostika nur 
bis zum 7. Dezember 2003 in Verkehr gebracht werden kön­
nen. Übernehmen wir nicht die gleiche Bestimmung, so ris­
kiert die Schweiz, dass Gegenstände, die in der EU aus 
Qualitätsgründen nicht mehr zugelassen sind, weiterhin in 
die Schweiz exportiert werden. 
Ihre Kommission bittet Sie, die Anpassung der Frist an die 
EU-Norm zu genehmigen. 

Angenommen - Adopte 
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Abs. 6-AI. 6 

Merz Hans-Rudolf (R, AR): Es geht hier einzig um Drogis­
tinnen und Drogisten, welche vor 1980 mit einem Zertifikat 
die Drogistenfachschule in Neuchätel abgeschlossen haben. 
Seit 1980, also seit gut zwanzig Jahren, gibt es nur noch das 
eidgenössische Diplom. Dieses Diplom erwirbt man - nach 
vierjähriger Lehre und einigen Jahren Praxis - durch Absol­
vierung der Höheren Fachschule für Drogisten und Drogis­
tinnen in Neuchätel. 
Bei entsprechenden Gesetzesrevisionen in den Kantonen 
hat man den eingangs erwähnten Drogistinnen und Drogis­
ten bisher stets eine Art Besitzstandwahrung zugestanden. 
Wenn wir nun der Ergänzung zu Artikel 94 Absatz 6 nicht zu­
stimmen, würde diese Besitzstandwahrung fallen. Die Dro­
gisten anerkennen grundsätzlich, dass mit diesem neuen 
Gesetz künftig die Bedingung eines eidgenössischen Diplo­
mes an die Führung einer Drogerie geknüpft werden kann. 
Das ist nicht bestritten. Aber mit dem neuen Gesetz fallen in 
ger ganzen Schweiz etwa 70 bis 80 Drogerien unter diese 
Ubergangsregelung. Das entspricht etwa 10 Prozent aller 
Drogerien in der Schweiz. Allein im Kanton Waadt sind es 
30 Drogerien; auch im Kanton Wallis sind Drogerien davon 
betroffen. Es geht also nicht bloss um ein Problem des Kan­
tons Appenzell Ausserrhoden, sondern wir haben dieses 
Problem in allen Kantonen. 
Diese Drogerien müssten gemäss Übergangsrecht entwe­
der nach sieben Jahren ihren Laden dichtmachen, jeman­
den anstellen, der die neue eidgenössische Prüfung 
absolviert hat, oder diese Prüfung selber nachholen. Die Ab­
gänger der Schule nach altem Regime sind aber heute alle 
etwa 50 Jahre alt, zum Teil auch älter. Wenn man diese 
Übergangsordnung einführen würde, entstünden somit aus­
gesprochene Härtefälle - erst noch in einer Branche, die so­
wieso mit Problemen zu kämpfen hat. 
Dem erwähnten gelben Büchlein, Herr Studer, kann man 
entnehmen, dass die Zahl der Drogerien in wenigen Jahren 
von 1000 auf 800 gesunken ist, also um etwa 20 Prozent ab­
genommen hat. In keinem anderen Bereich des Gesund­
heitswesens hat eine solche Strukturbereinigung stattgefun­
den. Es gibt keine Gründe, weshalb man diese noch 
beschleunigen sollte. Es gibt im Gegenteil drei faire Gründe 
für eine Bestandeswahrung: 
1. Wenn diese Diplome in Artikel 94 Absatz 6 nicht berück­
sichtigt würden, so wäre das unverhältnismässig. Ich bin 
überzeugt, dass der jetzige Artikel 94 bei diesen Berufsleu­
ten - alles Inhaber von KMU - auf Unverständnis stösst. Sie 
empfinden diese Art der Gesetzgebung als einen Verstoss 
gegen Treu und Glauben. Natürlich muss heute jedermann 
damit rechnen, dass sich das Berufsbild und die Anforderun­
gen an den Beruf mit der Zeit ändern. Aber es ist problema­
tisch, wenn mit der Veränderung des Berufsbildes auch 
gleich die Voraussetzung zur Führung eines Geschäftes ver­
ändert wird. 
Was sollen diese Leute tun? Man sagt überall, wenn man 
einmal 50 oder 55 Jahre alt sei, habe man praktisch keine 
Chancen mehr, sich beruflich neu zu positionieren. 
2. Es gibt den Grundsatz der Nicht-Rückwirkung von Ge­
setzgebungen, und dieser gilt als Rechtssatz allgemein. Die 
Rückwirkung von Erlassen steht im Widerspruch zu dem in 
unserer Bundesverfassung verankerten Grundsatz der Vor­
aussehbarkeit staatlicher Massnahmen. Nach der Recht­
sprechung des Bundesgerichtes liegt eine echte Rückwir­
kung dann vor, wenn bei der Anwendung des neuen 
Rechtes an ein Ereignis angeknüpft wird, das in der Vergan­
genheit liegt und vor dem Erlass des neuen Gesetzes abge­
schlossen worden ist. Das ist hier nicht gegeben. Wenn 
diese Gesetzgebung diesen Berufsleuten die Berufsaus­
übung verbietet, verstösst sie also meines Erachtens gegen 
den Grundsatz der Nicht-Rückwirkung. 
3. Man kann sich fragen, ob nicht ein unverhältnismässiger 
Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit vorliegt. Auch dazu gibt es 
Bundesgerichtsurteile, die in diese Richtung weisen, denn 
diese Berufsleute haben zwanzig Jahre lang ihren Beruf 
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klaglos ausgeübt, und es gibt keinen Grund, weshalb man 
ihnen das mittels einer Ubergangsbestimmung verbieten 
sollte. Das ist die rechtliche Seite. 
Es gibt aber auch eine gewerbepolitische Seite: Ich finde, 
die Regelung wäre eine unnötige Schikane. Es gibt keinen 
Grund, weshalb man diesen Leuten, die heute als Kleinun­
ternehmer tätig sind, den wirtschaftlichen Boden entziehen 
soll. Wenn eine solche Bestimmung den Beruf verbieten 
wurde, hätte sie Irgendwo auch wirtschafts- und gewerbe­
feindlichen Charakter. Ich nehme an, Frau Bundesrätin, man 
habe vergessen, das zu regeln; ich hoffe es auf jeden Fall. 
Ich bitte Sie, meinem Antrag auf Ergänzung von Absatz 6 
zuzustimmen. 

Eseher Rolf (C, VS): Ich möchte den Antrag Merz unterstüt­
zen. Dabei will ich seine Ausführungen nicht wiederholen, 
ich teile seine Auffassung. Ich erlaube mir aber, Ihnen in die­
ser Frage die Situation in meinem Kanton kurz darzulegen. 
Im Wallis bestehen zwei Drogeriemärkte, die mit diesem 
Artikel sowieso keine Probleme haben. Aber es gibt daselbst 
noch 22 - ich darf sagen: normale - Drogerien. Von diesen 
22 Drogisten besitzen nur die jüngsten drei das eidgenössi­
sche Diplom. 19 besitzen die während Jahrzehnten vom 
Kanton verlangte Drogistenausbildung. Das sind also 
85 Prozent der Drogisten in diesem Kanton. Diesen würde 
aber die Existenzgrundlage entzogen, wenn Sie den Antrag 
Merz nicht akzeptieren, und zwar ohne dass geprüft würde, 
ob sie die geforderten Befähigungen besitzen. Das ist unver­
hältnismässig, das kann nicht der Sinn der Gesetzgebung 
sein; das Widerspricht auch der politischen Fairness. 
Darum bitte ich Sie, den Antrag Merz zu unterstützen. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Der Antrag lag 
in dieser Art in der Kommission nicht vor. Die Frage ist je­
doch aufgeworfen und diskutiert worden, sie ist aber in der 
Vielzahl der anderen Probleme etwas untergegangen. Da­
her kann ich Ihnen keine Meinung der Kommission mitge­
ben. 
Ich kann Ihnen aber sagen, dass ich den Antrag persönlich 
unterstütze. Ich bitte Sie, das auch zu tun. Wenn ich die 
Stimmung in der Kommission richtig interpretiere, war man 
diesem Anliegen gegenüber sehr aufgeschlossen. 

Wieki Franz (C, LU): Nachdem die Frau KommissionspräsI­
dentin erklärt hat, dass sie persönlich diesen Antrag unter­
stütze, kann ich mich kurz fassen. Ich möchte nur einen Satz 
sagen: Jedes Gesetz und jede Gesetzesbestimmung sollte 
einen Sinn mac~en, aber diese Gesetzesbestimmung macht 
so, wie sie als Ubergangsbestimmung formuliert ist, keinen 
Sinn. 
Ich sehe nicht ein, warum man Drogistinnen und Drogisten, 
die ihr Geschäft bis heute verantwortungsbewusst und ohne 
Beanstandung geführt haben, nun die Existenzgrundlage 
entziehen soll. Ich sehe schon ein, dass man diese Voraus­
setzungen für das Führen einer Drogerie später einführen 
will. Aber ich glaube, dass es sehr falsch wäre, jenen Perso­
nen, bei denen es bis heute geklappt hat, die Existenzgrund­
lage zu entziehen. 
Daher bitte ich Sie, den Antrag Merz zu unterstützen. 

Berger Micheie (R, NE): Je suis d'accord avec le Conseil 
federal quand il demande qu'il y ait des formations et qu'il y 
ait certaines competences de la part des personnes concer­
nees, pour etre proprietaire d'une droguerie. Cependant, je 
souhaite que le Conseil federal tienne compte, dans les or­
donnances d'application, de cette exigence, aussi de I'äge 
et des annees d'activite qui pourraient egalement etre consi­
derees comme eta nt une experience professionnelle digne 
d'interet. 
Dans cet esprit-la, j'accepte I'amendement de M. Merz tel 
qu'ill'a presente. 

Langenberger Christiane (R, VD): Un mot a tous ceux qui 
soutiennent les droguistes, puisque, comme I'a dit M. Merz, 
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nous en avons trente qui concernent uniquement le canton 
de Vaud. Juste une petite remarque pour que vous soyez 
tout a fait sQrs de ce que vous faites: le canton de Vaud n'a 
plus autorise d'exceptions depuis 1986 deja. C'est veritable­
ment donc I'ancienne generation que cela concerne. Des 
lors, nous vous demandons d'etre tolerants par rapport a 
ces anciens droguistes qui n'ont pas fait d'erreur jusqu'a 
present. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Le Conseil federal peut 
aussi se rallier acette proposition, eta nt entendu que c'est 
par voie d'ordonnance que des exceptions peuvent etre pre­
vues. II ne s'agit donc pas de permettre a la libre disposition 
des cantons des exceptions personnelles. 11 s'agit de fixer 
les regles qui permettent de tenir compte, comme vous le di­
siez, Madame Berger, de I'experience et des efforts qui sont 
faits pour se tenir au courant de I'evolution de cette profes­
sion. 
J'aimerais me defendre contre I'idee que nous n'aurions pas 
reflechi a la question et que nous n'aurions pas prevu ce 
cas. Le delai que nous avons vu est un delai qui doit permet­
tre aux personnes de se mettre a jour et de completer leur 
formation. L.:Office federal de la justice nous a meme fait re­
marquer que si nous etions disposes a accepter la proposi­
tion Merz, la limite de cinq ou de sept ans ne fait en elle­
meme plus de sens, parce que c'est justement I'une ou 
I'autre de ces dispositions qui devront faire partie de I'ordon­
nance. Ce la ne fait rien, je crois qu'on peut garder la regle 
generale teile qu'elle est et donner la competence au Con­
seil federal, d'une fa<;:on nationale et generale, de trouver 
une reglementation qui permette ades personnes experi­
mentees de continuer a poursuivre leur metier. 
Je tiens a attirer I'attention de votre Commission de redac­
tion sur le fait que la traduction fran<;:aise de la proposition 
Merz ne signifie pas exactement la meme chose que le texte 
allemand. M. Merz parle d'exception ou de derogation faite a 
un principe; <;:a me parait un peu exagere de pari er d'un prin­
cipe alors qu'il ne s'agit que d'un delai. La formulation fran­
<;:aise qui dit qu'il s'agit d'«une derogation au present alinea» 
est peut-etre une bonne traduction, mais elle ne recouvre 
pas le texte allemand; de meme, traduire simplement par 
«formation» les expressions «Aus- und Weiterbildung» est 
sans doute insuffisant. Je pense qu'iI y a encore un travail 
d'ajustement de la version fran<;:aise et de la version alle­
mande qui doit etre fait. 

Angenommen gemäss Antrag Merz 
Adopte seJon Ja proposition Merz 

Art. 95 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
AdMrer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts 
Abrogation et modification du droit en vigueur 

Ziff.1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Ziff.2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag Büttiker 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, an geeigneter Stelle eine Strafnorm zu 
schaffen, die auch Sportlerinnen und Sportler bestraft, die 
selber Mittel zu Dopingzwecken einnehmen oder Methoden 
zu Dopingzwecken anwenden. 

Antrag Hess Hans 
Art. 11b Abs. 1; 11d Abs. 2,3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.2 
Proposition de Ja commission 
AdMrer a la decision du Conseil national 

Proposition Büttiker 
Renvoi au Conseil federal 
avec mandat d'introduire dans le texte de loi une norme 
penale prevoyant de sanctionner egale me nt les sportifs qui 
prennent eux-memes des substances de dopage ou appli­
quent des methodes ayant pour effet le dopage. 

Proposition Hess Hans 
Art. 11 b aJ. 1; 11 d aJ. 2, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Büttiker Rolf (R, SO): Ich möchte Ziffer 2 betreffend das 
Bundesgesetz über die Förderung von Turnen und Sport zur 
Überarbeitung an den Bundesrat zurückweisen, und ich 
werde Ihnen auch sagen, warum: 
1. Vorab möchte ich einmal mehr meiner Enttäuschung dar­
über Ausdruck verleihen, dass wir es in der Schweiz bisher 
nicht geschafft haben, mit einer Norm im Strafgesetzbuch 
ein klares Bekenntnis zur Dopingbekämpfung abzugeben. 
Andere Umder um uns herum - Frankreich, Italien - haben 
das getan. Die Entwicklung im Sport zeigt uns permanent, 
wie Wichtig es wäre, auch den dopenden Athleten strafrecht­
lich zu erfassen. Wir beschränken uns auf eine Kriminalisie­
rung des Umfeldes des Sportlers und überlassen die 
Dopingbekämpfung beim Athleten den privaten Sportorgani­
sationen. Ich gebe zu: Die Sportverbände können vieles tun, 
sie tun vieles, sie machen viel für die Jugend. Aber in Bezug 
auf die Dopingbekämpfung klappt es nicht - das zeigt die 
Praxis, und das zeigt die Erfahrung der letzten zehn, zwa~­
zig Jahre; oder schauen Sie jetzt nach Sydney und lesen Sie 
über die Vorkommnisse in diesem Bereich. 
2. Ganz einfach: Wie wollen wir unseren Leuten, den Inter­
essierten erklären, dass wir alle im Umfeld bestrafen wollen, 
die mit Dopingmitteln handeln, die Dopingmittel verabrei­
chen, die den Athleten überreden, dass aber derjenige, der 
Dopingmittel einnimmt, nach diesem Gesetz nicht bestraft 
wird? Da habe ich grosse Mühe; das kann fast niemand ver­
stehen. 
Immer wieder wird uns aber auch wieder vor Augen geführt, 
wie dilettantisch, wie unharmonisch und wie rechtsungleich 
private Organisationen das Doping bekämpfen. Im Fall Zülle 
zum Beispiel konnte das ganze Volk zuschauen, wie der 
Mann vor laufender Kamera unter Tränen zugab, dass er ge­
dopt habe. Dann kam der Verband, bestrafte ihn, und im 
ersten Rennen im nächsten Frühling startete er wieder. Ich 
meine, das habe mit Glaubwürdigkeit auch in der Sport­
szene nichts zu tun. 
Ich sage das auch, weil der Sport ein Wirtschaftsfaktor ist. 
Es geht um 6,5 Milliarden Franken Umsatz, 200 Millionen 
Franken fliessen in die Sportwerbung; wir befassen uns 
auch mit Vorlagen für den Bau von Stadien, mit Ju­
gend+Sport usw. Deshalb hat das Ganze eben auch einen 
politischen Anstrich. 
Erschwerend kommt das globalisierende Element dazu. Sie 
konnten es anlässllch der Olympischen Spiele in Sydney 
wieder erleben. Der deutsche Leichtathlet Dieter Baumann -
das ist so ein Beispiel - wird von seinem nationalen Verband 
freigesprochen, wobei klar ist, warum: Für den Verba~d ist 
es wichtig, dass ein Athlet starten kann. Er wurde vom Inter-
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nationalen Verband aber nach mehrtägigen Verhandlungen 
wahrend der Olympischen Spiele doch wieder gesperrt, weil 
der internationale Verband für sich die globale Entschei­
dungsbefugnis in Anspruch nimmt. Das ist ein neues Ele­
ment, das dann noch dazukommt. Das wiederum akzeptiert 
der deutsche Verband nicht, kurzum: Die nationalen und in­
ternationalen Verbände sind derart uneins und agieren ab­
solut widersprüchlich, so dass ihnen derzeit ein glaubwürdi­
ger Kampf gegen das Doping nicht zugetraut werden kann. 
Es gibt dann noch weitere Fälle. Auch die 1999 ins Leben 
gerufene Welt-Anti-Doping-Agentur hat bisher noch kaum 
Akzente gesetzt. Man darf von dieser Organisation, die sich 
stark an das Internationale Olympische Komitee anlehnt, 
auch nicht zu viel erwarten. Es ist deshalb sinnvoller und 
ehrlicher, wenn einzelne Staaten, wie das von verschiede­
nen Ländern Europas vorgezeigt wird, Dopingdelinquenten 
konsequent unter Strafe stellen. 
Die Schweiz will diesbezüglich abseits stehen und das Do­
pingumfeld über die Nebenstrafgesetzgebung sanktionieren, 
wie wir das heute tun. Wer den bundesrätlichen Entwurf be­
trachtet, kann Folgendes feststellen: 
1. Jetzt wird das Umfeld bestraft - wie bereits gesagt -, aber 
der eigentliche Dopingsünder, derjenige, der Dopingmittel 
nimmt, wird nicht bestraft. Dies wird dem Volk schwer zu er­
klären sein. 
2. Der Bund - er macht das jetzt schon - soll finanzielle Bei­
träge an private Sportträger leisten. Falls diese nicht oder zu 
wenig gegen das Doping unternehmen, laufen sie Gefahr, 
die Beiträge wieder zu verlieren. Konkret soll nach Arti­
kel 11 d des Bundesgesetzes über die Förderung von Tur­
nen und Sport der zuständige Dachverband bei der Durch­
führung von Dopingkontrollen finanziell unterstützt werden. 
Gemeint ist dabei wahrscheinlich - wahrscheinlich - der 
Schweizerische Olympische Verband (SOV). Falls nur die­
ser in Frage kommen soll, muss das auch im Gesetz so ge­
schrieben werden. Grundsätzlich ist aber nicht einzusehen, 
weshalb der Bund private Organisationen bei der Dopingbe­
kämpfung überhaupt finanziell unterstützen soll, wenn doch 
diese Organisationen kommen und sagen, sie bräuchten 
keine Strafnorm, sie würden das selbst machen. Es ist dann 
eben nicht richtig, wenn sie auf der anderen Seite Steuergel­
der in Anspruch nehmen wollen. Man muss dazu noch sa­
gen, dass die internationalen Verbände und das lOK dank 
der Vermarktung von Rechten über derart immense finanzi­
elle Mittel verfügen, dass Bundesbeiträge an den SOV für 
die Dopingbekämpfung obsolet werden. 
Problematisch erscheint mir gemäss Artikel 11 b zusätzlich, 
Dopinglisten in der vorgeschlagenen Form zu führen. Die 
Entwicklungen in der Dopingbekämpfung haben die unge­
heure Dynamik in diesem Bereich aufgezeigt. Die Fachver­
bände modifizieren ihre Dopinglisten permanent. Schlies­
slich ist die Dopingbekämpfung ein Wettkampf zwischen 
Dopingdelinquenten und Dopingbekämpfern. Deshalb ist es 
schlicht ein Anachronismus, die Mittel und Methoden, deren 
Verwendung in bestimmten Sportarten als Doping gilt, per 
Verordnung auflisten zu wollen. Da hinken Sie immer hinter­
her, da wird der Täter dem Kontrolleur immer ein Stück weit 
voraus sein, und das zementieren Sie natürlich mit Verord­
nungen. 
Auch in der Nebengesetzgebung muss - wenn Doping zu 
Bestrafung führen soll - eine einwandfreie, stets aktuali­
sierte Rechtsgrundlage bestehen, die aussagt, welche Mittel 
und Methoden zu einer Bestrafung führen können. 
Von den Fassungen des Bundesrates und des Nationalrates 
ist jene des Nationalrates noch die sinnvollere und richti­
gere. Man darf mit Fug die Prognose wagen, dass es auf­
grund der bundesrätlichen Fassung wohl nie zu einer 
Bestrafung kommen wird - diese Prognose stelle ich hier 
und heute -, falls die Mittel und Methoden nicht aUfgelistet 
werden. Zusammenfassend: 
1. Es kann nicht angehen, dass wir das Umfeld bestrafen, 
den eigentlichen Dopingsünder aber straffrei ausgehen las­
sen. 
2. Im Gesetz muss klar und unmissverständlich festgehalten 
werden, welche privaten Rechtsträger finanziell unterstützt 
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werden sollen. Eventuell muss man von einer finanziellen 
Unterstützung sogar ganz absehen. 
3. Das Problem der Dopinglisten sollte unter dem Aspekt der 
ausreichenden gesetzliChen Grundlage nochmals überprüft 
werden. 
Ich sehe auf der anderen Seite ein, dass eine Rückweisung 
in Bezug auf die Zeit bei der Beratung dieses Gesetzes zu 
einem Problem führt. Das möchte ich nicht, weil die Wirt­
schaft dieses Gesetz möchte. Zudem sind wir - der Präsi­
dent hat es gesagt - zeitlich bereits im Verzug, und weiter 
muss ich zugeben, dass nun wenigstens etwas gemacht 
wird. Für mich ist es zwar eindeutig zu wenig. Ich werde des­
halb den Kampf gegen Doping weiterführen. Ich möchte, 
dass wir schliesslich eine Strafnorm haben, die die eigentli­
chen Dopingsünder bestraft, d. h. jene, die Doping betrei­
ben. 
Ich sehe ein, dass ich keine Chance habe. Vor nicht allzu 
langer Zeit hat der Ständerat beschlossen, einer von mir ein­
gereichten Parlamentarischen Initiative in Bezug auf eine 
Strafnorm (98.433) keine Folge zu geben. Deshalb ziehe ich 
den Rückweisungsantrag zurück. 

Hess Hans (R, OW): Ich stelle Ihnen einen Antrag zu den 
Artikeln 11 bund 11 d. Ich habe im Amtlichen Bulletin des Na­
tionalrates vergeblich gesucht, weshalb hier eine Abwei­
<?,hung zum Entwurf des Bundesrates geschaffen wurde. 
Uber diese Bestimmung wurde im Nationalrat nicht disku­
tiert. 
Im Protokoll der nationalrätlichen Kommission vom 29. Okto­
ber 1999 auf Seite 35 - um vollständig zu sein - lassen sich 
die Hinweise finden: 
Bei Artikel 11 b Absatz 1 wurde die Kann-Formulierung als 
zu schwach empfunden. Man wollte das Departement dazu 
anhalten, dass in einer Verordnung aUfgelistet wird, welches 
die Mittel und Methoden des Dopings sind, damit es allen, 
die mit Fragen des Dopings zu tun haben, ermöglicht wird, 
den Überblick zu haben. Mit der Muss-Formulierung erreicht 
man aber lediglich, dass das Departement in einer Verord­
nung das abschreiben muss, was die nationalen und inter­
nationalen Verbände in den Listen führen und was laufend 
den aktuellen Gegebenheiten angepasst wird. Wenn nun die 
Verordnung zwingend wird, bedeutet das nichts anderes, als 
dass auch die Verordnung laufend anzupassen ist, was le­
diglich mit einem unnützen administrativen Aufwand verbun­
den ist. Man darf ohne weiteres davon ausgehen, dass jene, 
die sich mit Dopingbekämpfung befassen, wissen, wo sie 
nachschauen müssen. Diese brauchen dazu keine Bundes­
verordnung, die dann möglicherweise noch veraltet ist. 
Zu Artikel 11 d Absatz 2 wurde in der Kommission darauf hin­
gewiesen, dass es nicht angebracht sei - wie das jetzt auch 
Herr Büttiker gemacht hat -, dass der Bund Dopingkontrol­
len finanziere und der Bund ausgerechnet den Sportverbän­
den dafür noch Geld geben müsse. Bei dieser Argumenta­
tion wird völlig übersehen, dass sich der Bund mit der 
Unterzeichnung der Europäischen Konvention vom 16. No­
vember 1989 gegen Doping dazu verpflichtet hat, finan­
zielle Leistungen zu erbringen. Mit Bundesbeschluss vom 
22. September 1992 wurde diese Konvention genehmigt und 
der Bundesrat ermächtigt, diese auch zu ratifizieren. Auf 
Seite 117 der Botschaft (Ziff. 22.11.02) wird dieser Sachver­
halt im Detail dargestellt. Es ist also falsch, wenn man heute 
glaubt, mit der Kann-Formulierung erreiche man, dass es 
dem Bund offen gelassen werde, ob er die Leistungen er­
bringen wolle oder nicht. Diese Verpflichtung ist bereits mit 
dem besagten Bundesbeschluss gegeben. 
Zu Artikel 11 d Absatz 3 wurde überhaupt nichts ausgeführt 
und gesagt. Dieser wurde offenbar ohne Kommentar in das 
allgemeine Umformulierungspaket mit einbezogen. Aber 
auch hier gilt, dass die rechtlichen Grundlagen für diese Min­
destanforderungen in der besagten Konvention geregelt 
sind, so dass sich eine «Muss-Doppelspurigkeit» auf Bun­
desebene erübrigt. 
Ich ersuche Sie, aufgrund meiner Ausführungen meinem 
Antrag zuzustimmen. 
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Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Jetzt hätte ich 
Ihnen so gerne ein Plädoyer gegen den Antrag von Herrn 
Buttiker gehalten. Ich habe mich gestern Abend wirklich 
über das Doping ins Bild gesetzt, und nun zieht er den An­
trag zurück! 
Zum Antrag Hess Hans: Hier möchte ich Sie bitten, doch 
dem Nationalrat zu folgen, wie das auch Ihre Kommission 
getan hat. Wir sind der Überzeugung, dass diese Umkehr 
mit der Kann-Formel bei den finanziellen Regelungen und 
mit der Muss-Formel bei den Mindestanforderungen richtig 
ist, dass es auch einen genügenden Spielraum gibt und 
dass wir das so im Gesetz verankern sollten. 

Reimann Maximilian (V, AG): Wir haben uns in der Parla­
mentarischen Gruppe Sport, die zu präsidieren ich die Ehre 
habe, schon verschiedentlich mit dem Thema Doping im 
Sport und dessen Bekämpfung durch Staat und Gesellschaft 
befasst. Sie wissen, die Gruppe Sport ist ein überparteili­
ches Gremium wie alle anderen parlamentarischen Gruppen 
auch. Bezogen auf diese Vorlage sind wir im Vorstand der 
Gruppe grossmehrheitlich der Meinung, dass der Bundesrat 
sich auf dem richtigen Weg befindet. Diese neuen Bestim­
mungen im Bundesgesetz über die Förderung von Turnen 
und Sport genügen. Mehr und anderer Handlungsbedarf be­
steht nicht. Ich bin deshalb in erster Linie froh, dass Herr 
Büttiker seinen Rückweisungsantrag zurückgezogen hat, 
und im Übrigen bitte ich Sie, den Antrag Hess Hans zu un­
terstützen und der etwas unverbindlicheren Linie des Bun­
desrates zu folgen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: En ce qui concerne 
I'article 11 b, nous partons de I'idee qU'11 vaudrait mieux gar­
der la formulation du Conseil national en ce sens que la liste 
des produits de dopage est vraiment la base sur laquelle on 
peut definir ce qui est condamnable comme action en terme 
de prescription, importation, fabrication, vente, etc. Nous ne 
voyons pas tres bien comment nous pourrions eviter de le 
faire. Vous pouvez bien me dire que I'expression «peut dres­
ser la liste» est une expression qui nous permet de le faire. 
Mais puisque I'ettort a ete fait au sein du Parlement de cher­
cher si c'est une obligation quasiment du Conseil federal de 
le faire ou un automatisme, je dois annoncer que pour I'ar­
ticle 11 b, nous devons le faire. 
En ce qui concerne I'article 11 d alinea 2, je dirai que, d'apres 
mon appreciation, peu importe dans ce cas s'il y a une for­
mule d'obligation ou une formule potestative. Nous avons le 
sentiment que nous devons collaborer etroitement avec 
I'instance de contröle de I'organisation sportive et que, de ce 
fait, nous le ferons egalement, mame si vous decidiez de 
suivre la proposition Hess Hans. 
En ce qui concerne I'alinea 3, nous pensons que nous pou­
vons suivre la proposition Hess et garder I'expression initiale 
«Ie Conseil federal peut fixer les exigences minimales». 
Dans ce domaine, seuls quelques Etats ont choisi leur pro­
pre reglementation. Ce qui nous interesse, c'est vraiment de 
trouver des regles internationales, en particulier en ce qui 
concerne la reconnaissance des certifications. Nous voulons 
nous associer aces ettorts internationaux. Nous avons deja 
eu des discussions, dans la commission, sur la lutte contre 
le doping. La, au fond, nous avons le sentiment que si nous 
etions obliges de fixer des exigences minimales, elles se­
raient tres vite depassees par la realite et par I'evolution in­
ternationale. 
Ce qui me parait refleter vraiment le desir de I'administration 
et du Conseil federal, c'est qu'en ce qui concerne I'ar­
ticle 11 d - ce la me parait le plus important -, on garde la for­
mule potestative et pas une formule d'obligation. Pour les 
deux autres points, la question est moins importante dans la 
mesure ou nous avons de toute fac;:on I'intention de faire ce 
que le Conseil national nous demande de faire. 
Pour I'article 11 d alinea 3, nous vous demandons de revenir 
a la formulation du Conseil federal. 

Präsident (Schmid Carlo, Präsident): Herr Buttiker hat sei­
nen Antrag zurückgezogen. 

Art. 11bAbs. 1 -Art. 11b al. 1 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 16 Stimmen 
Für den Antrag Hess Hans .... 15 Stimmen 

Art. 11d Abs. 2 - Art. 11d al. 2 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 19 Stimmen 
Für den Antrag Hess Hans .... 13 Stimmen 

Art. 11 d Abs. 3 - Art. 11 d al. 3 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 16 Stimmen 
Für den Antrag Hess Hans .... 16 Stimmen 

Mit Stichentscheid des Präsidenten 
wird der Antrag der Kommission angenommen 
Avec la voix preponderante du president 
la proposition de la commission est adoptee 

Art. 1; 11 a; 11 b Abs. 2; 11 c; 11 d Abs. 1; 11 e 
Art. 1; 11a; 11b al. 2; 11c; 11d al. 1; 11e 
Angenommen - Adopte 

Ziff.3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch.3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Ziff.4 
Antrag der Kommission 
Ersatz eines Begriffes; Art. 2 Abs. 1bis; 31 Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Art. 4 Abs. 1 
Firmen und Personen, die Pflanzen zur Gewinnung von Be­
täubungsmitteln anbauen oder Betäubungsmittel herstellen, 
verarbeiten oder damit Handel treiben, bedürfen einer Bewil­
ligung des Schweizerischen Heilmittelinstituts. Vorbehalten 
beibt Artikel 8. 

Ch.4 
Proposition de la commission 
Remplacement d'un terme; art. 2 al. 1 bis; 31 al. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
Art. 4 al. 1 
Les maisons et les personnes qui cultivent des plantes en 
vue d'en extraire des stupefiants ou qui fabriquent, prepa­
rent des stupefiants ou en font le commerce, doivent y atre 
autorisees par I'institut suisse des produits therapeutiques. 
t.:article 8 est reserve. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Die Änderung, 
die Ihnen Ihre Kommission in Artikel 4 Absatz 1 vorschlägt, 
ist eine Folge der Kompetenzabgrenzung zwischen Bund 
und Kantonen, wie wir sie in Artikel 6 des Heilmittelgesetzes 
beschlossen haben. Die Bewilligung für die Herstellung und 
den Grosshandel ist beim Bund einzuholen. Die Inspektion 
obliegt den Kantonen. 

Angenommen - Adopte 

Ziff.5-8 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Ch.5-8 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Ziff.9 
Antrag der Kommission 
Art. 52 Abs. 1 Bst. b 
Streichen 
Art. 52 Abs. 1 bis; 83 Abs. 2; 90 Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Art. 92 

d. Vergünstigungen nach Artikel 56 Absatz 3 nicht weiter­
gibt. 
Art. 93 

d. Streichen 

Ch.9 
Proposition de la commission 
Art. 52 al. 1 let. b 
Biffer 
Art. 52 al. 1 bis; 83 al. 2; 90 al. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
Art. 92 

d. ne repercutera pas les avantages au sens de I'article 56 
alinea 3. 

621 

Art. 93 

d. Biffer 

Beerli Christi ne (R, BE), für die Kommission: Eine Bemer­
kung zu Artikel 52 Absatz 1 Litera b: Ihre Kommission ist der 
Ansicht, dass man im Sinne einer klaren Kompetenzvertei­
lung zwischen Bundesamt und Institut bei der Lösung des 
Bundesrates bleiben soll und die Lösung des Nationalrates 
nicht unterstützen kann. Die Aufgabenbereiche von Bundes­
amt und Institut sind verschieden. Das BSV beurteilt, ob ein 
Heilmittel zulasten der Krankenversicherung abgegeben 
werden kann, darf und soll; das Heilmittelinstitut hingegen 
hat vorgängig zu prüfen, ob ein Heilmittel zugelassen wer­
den soll. 
Ihre Kommission beantragt in diesem Punkt, auf die Version 
des Bundesrates zurückzugehen. 
Zu Artikel 92: Im KVG soll verankert werden, dass sich straf­
bar macht, wer die Weitergabe von Vergünstigungen unter­
lässt. Der Nationalrat hat diesen Punkt bereits aufgegriffen 
und in Artikel 93 Litera d verankert. Auf Anraten der Verwal­
tung möchte Ihre Kommission den Gedanken systematisch 
besser in Artikel 92 Litera d verankern und hat zudem noch 
einen etwas klareren Wortlaut gewählt. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 10 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch.10 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 11 
Antrag der Kommission 
Art. 2 Abs. 5 
Vorbehalten bleibt die Kennzeichnungspflicht nach anderen 
Bundesvorschriften. 
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Ch.11 
Proposition de la commission 
Art. 2al. 5 

Ständerat 

L.:obligation de fournir des indications qui decoulent d'autres 
dispositions federales est reservee. 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Da die Infor­
mation der Konsumentinnen und Konsumenten neu eine 
Bundesvorschrift ist, muss in Artikel 2 Absatz 5 des Konsu­
menteninformationsgesetzes ein entsprechender Vorbehalt 
aufgenommen werden. 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur I'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 33 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil tederal 
Classer les interventions parlementaires 
selon leltre aux Chambres federales 

Angenommen - Adopte 
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Heilmittelgesetz 
Loi sur les produits therapeutiques 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 01 0399 (BB11999 3453) 
Message du Conseil federal 010399 (FF 1999 3151) 

Nationalrat/Conseil national 08 03 00 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 08 03 00 (Fortsetzung - SUite) 

NatIOnalrat/Conseil natIOnal 130300 (Fortsetzung - SUite) 

StanderatiConsell des Etats 27 09 00 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 

Nationalrat/Conseil natIOnal 30 11 00 (Differenzen - Dlvergences) 

Standerat/Consell des Etats 0712.00 (Differenzen - Dlvergences) 

Nationalrat/Conseil national 15 1200 (Schlussabstnnmung - Vote fillal) 

StanderatiConsel1 des Etats 15 1200 (Sehlussabstlmmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2000 6115) 
Texte de I acte leglslatlf (FF 2000 5689) 

Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte 
Loi federale sur les medicaments et les dispositifs medio 
caux 

Art. 5 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 5 al. 2 
Proposition de la commlsslon 
Malntenir 

Suter Mare F. (R, BE), für die Kommission. Die erste Diffe­
renz, die wir zu behandeln haben, betnfft Artikel 5 Absatz 2. 
Es geht dort um die Regelung der Ausnahmen von der Be­
wllhgungspflicht und der Meldepflicht 
Zwischen dem Standerat und dem Nationalrat besteht ei­
gentlich keine Differenz; das war jedenfalls die Schlussfolge­
rung in der Beratung der Kommission. Moglicherwelse gibt 
es ein kleines Missverständnis zwischen den belden Raten, 
aber es lasst Sich aus dem standeratlichen Protokoll nicht 
definitiv ableiten, ob der Standerat hier tatsachlich eine Dif­
ferenz schaffen wollte 
Die KommiSSion beantragt, an der Formulierung festzuhal­
ten, die unser Rat seinerzeit als Erstrat beschlossen hat, 
weil es In der Tat unklar ISt, ob uberhaupt eine Differenz be­
steht Wenn Sie das ständeräthche Protokoll zur Hand neh­
men, sehen Sie, dass die Benchterstatterin, Frau 8eerli, 
damals ein anderes Problem abgehandelt hat, das die Fol­
geartikel betnfft. Diese Differenz haben wir ausgeräumt, 

Wichtig ist aber. dass sich dann die Diskussion im Plenum 
des Ständerates überhaupt nicht mehr mit dieser Differenz 
bei Artikel 5 Absatz 2 befasst hat. 
Wir Sind der Meinung, dass die etwas offenere Formulierung 
des Nationalrates, was die Umschreibung der Ausnahmetat­
bestande anbelangt, richtig ist und dass bezüglich der Un­
terstellung unter eine Bewilligungs- oder Meldepflicht auch 
bei letzterer eine sachgerechte Lösung vorgeschlagen wird. 
Aufgrund dieser Überlegungen Sind wir der Meinung, dass 
keine materielle Differenz vorliegt, und wir wurden das offen 
lassen, weil das Geschäft mutmassllch ohnehin zurück an 
den Ständerat geht. Er muss sich Ja - Sie sehen das bei Ar­
tikel 14, wo ein einstimmig beschlossener Antrag Ihrer Kom­
mission vorliegt - zur Frage der vereinfachten Zulassung 
aussern Sollte hier also doch eine Inhaltliche Differenz vor­
liegen, wird der Ständerat dazu anlässlich seiner nächsten 
Beratung Stellung nehmen können 

Angenommen - Adopte 

Art. 6 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 6 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Maury Pasquier Lillane (S, GE), pour la commission: Le 
Conseil des Etats a souhaite trouver une solution qui laisse 
a l'lnstitut la competence en matiere d'autorisations pour la 
fabncation et le commerce de gros des medlcaments, mais 
qui reflete la deiimitalion actuelle des competences entre les 
services federaux, d'une part, et celles des cantons et des 
bureaux reglonaux, d'autre part. La modificaliOn adoptee par 
le Conseil des Etats concerne ainsi non seulement, comme 
le presldent vous I'a annonce, I'artlcle 6, mais egalement les 
artlcles 19,28 et 59 qui sont Inclus dans la meme loglque. Si 
notre Conseil, ce que nous vous proposons, se rallie a la de­
cis ion du Conseil des Etats, cela concernera egalement ces 
articles. 
En quelques mots, on peut dlre que la decision du Conseil 
des Etats repond aux craintes et au sentiment d'insecurite 
ressenti par les cantons, tout en permettant d'assurer la ca­
paclte de concurrence de notre industne pharmaceutique 
par une centrallsation moderee. II s'agit d'une solution con­
sensuelle entre les autontes federales et les cantons qui se 
resume de la fac;:on sUivante, 
1 l:instltut est generalement declare competent en matiere 
d'autorisations, mais les cantons le sont pour le commerce 
de detail, la vente par correspondance de medicaments et le 
stockage du sang et des produits sanguins. 
2. l:institut est competent pour les Inspectlons importantes, 
en particulier pour les activltes du commerce de gros, les 
cantons I'etant, la aussi, pour le commerce de detail, la 
vente par correspondance et le stockage du sang et des pro­
duits sangulns. 
3 La surveillance du marche est de la competence des deux 
autorltes. 
Je I'ai dit, cette solution a rec;:u la benediction des cantons et 
egalement celle de votre commission qui vous pro pose donc 
de I'adopter 

Präsident (Hess Peter, Präsident)· Der Entscheid uber Arti­
kel 6 gilt gleichzeitig auch fur die Artikel 19, 28 und 59. 

Angenommen - Adople 

Art. 9 Abs. 1, 2 
Antrag der KommiSSIOn 
Zustimmung zum Beschluss des Standerates 

Art. 9 al. 1, 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
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Suter Marc F (R, BE), fur die Kommission Bel Artikel 9 
schllesst sich Ihre Kommission dem Standerat an, mit ande­
ren Worten: Wir können auch hier die Differenz ausraumen. 
Worum geht es? Der Standerat hat zu Recht die Tierarznei­
mittel ebenfalls dem Heilmittelgesetz unterstellt. Das bedeu­
tet, dass Zulassung, Bewilligung, Prüfung, Strafbestimmun­
gen usw ebenfalls dem Instrumentarium des Heilmittelge­
setzes unterstellt werden. Gerade die Diskussion und auch 
die grossen Unsicherheiten, die im Zusammenhang mit der 
BSE-Seuche beim Rindfleischgebrauch aufgetreten sind, 
zeigen auf, wie senSibel die Öffentlichkeit ist, wenn es um 
die Sicherheit bei Lebensmitteln geht, wenn es auch um die 
öffentliche Gesundheit geht, die eben vom Veterinarbereich 
betroffen ist Es kommt auch zu NotstandssItuationen, in de­
nen der Bundesrat einschreiten muss. Wir möchten mit dem 
Ständerat zusammen, dass eine möglichst hohe Sicherheit 
in diesem Bereich geschaffen wird, und das hangt eben da­
von ab, dass das HeilmitteIinstitut auch die Tierarzneimittel 
pruft, zulasst und soweit möglich die gleichen Regeln zur 
Anwendung bringt wie im Bereich der Humanmedizin 
Diese Änderung oder Erganzung durch Unterstellung der 
TIerarzneimittel hat dann auch Konsequenzen fur andere Ar­
tikel, beispielsweise fur Artikel 42, bei dem Kollege Leu noch 
einen Antrag zur Pri:lZlsierung gestellt hat Wir haben den 
Antrag in der Kommission nicht behandeln konnen, aber ich 
nehme an, dass wir dann bei der Behandlung von Artikel 42 
noch darauf zuruckkommen 
Zusammenfassend: Ihre KommiSSion beantragt Ihnen, Sich 
dem Beschluss des Standerates anzuschhessen, die Tier­
arzneimittel damit dem Heilmittelgesetz zu unterstellen und 
damit auch die Differenz, die hier bestanden hat, auszurau­
men 

Leu Josef (C, LU). Ich möchte dem Kommissionssprecher 
bzw. Frau Bundesrätin Drelfuss eine Frage stellen: In Arti­
kel 9 Absatz 2 Buchstabe b und in Artikel 14 Absatz 1 Buch­
stabe c Wird u. a ein Formularium erwähnt. Kann Ich davon 
ausgehen, dass auch fur den Vetennärbereich, wo bekannt­
lich ein solches fehlt, ein spezielles Formularium, also ein 
Vetennarformularium, geschaffen wird, um die vorhin eben­
falls erwahnten Engpasse im Bereich der Tierarzneimittel zu 
verhindern? 

Suter Marc F (R, BE), fur die Kommission' Herr Leu, über 
diese Frage haben wir In der KommiSSion nicht beraten - da­
mals haben Sie den Antrag ja auch noch nicht stellen kön­
nen Hier geht es um eine Frage des Vollzuges, zu der die 
Verwaltung bzw Frau Bundesratin Dreifuss Stellung neh­
men sollte und Wird Nach unserem Dafürhalten Wird es Sich 
Im Bereich der Veterlnarmedlzln aber analog zum Bereich 
der HumanmediZin verhalten mussen - das ist Ja Sinn und 
Zweck der Unterstellung dieses ganzen Bereiches unter die 
Regeln des Heilmittelgesetzes. 

Dreifuss Ruth, conseiliere tederale: La pnncipale remar­
que vlent d'etre falte par le porte-parole de la commlSSlon, a 
savoir que I'on appliquera les memes instruments en mede­
cine veterinaire qu'en medecine humaine Dans le cas par­
ticuller, si j'ai bien compris la chose, II y a en falt trolS 
posslbllites de prescrire dans les regles. La premiere, c'est 
tout simplement celle du vetennaire, la plus Simple' c'est IUI 
qui peut tres librement dlre quelles sont les substances acti­
ves qUI dOlvent etre apphquees. La deuxleme, c'est celle qUi 
IIltrodult le formulaire, et II est clair que I'on peut atout 
moment etablir un tel formulalre et le soumettre a la benedlc­
tion - si vous me permettez I'expression - de !'institut. Le 
trolsieme IIlstrument, Je dOls I'avouer, m'echappe pour le 
moment, c'est celul qui conslste a IIltervenJr a un niveau 
d'autorite encore plus haut Donc, les trois IlIveaux sont bien 
preserves et, en cas de necesslte, on peut atout moment 
etablir au niveau des professionnels un tel formulaire et le 
soumettre ensuite pour ratificatlon a I'institut Cette demar­
che est bien sür aussi une demarche administrative sou mise 
a emolument et les fraiS de preparation d'un tel instrument 
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sont a la charge de ceux qui en fant la demande. Mais en­
core une fOIS, on a, a taus les niveaux, la possibillte de pres­
crire et, de ce fait, il n'y a pas de nsque de pElilurie dans le 
traitement d'un anima!. 

Angenommen - Adopte 

Art, 10 Abs. 1 6st. b 
Antrag der KommiSSion 
b. ... Grosshandelsbewilligung der zustandlgen Behörde 
verfügen; 

Art. 10 al. 1 let. b 
Proposition de la commission 
b. ... le commerce de gros delivree par I'autonte compe­
tente; 

Angenommen - Adopt!'! 

Art. 14 
Antrag der KommiSSion 
Mehrheit 
Abs 2 
... zugelassenes, aus einem Land mit einem gleichwertigen 

Zulassungssystem eillgefuhrtes Arzneimittel .... 
a ... wie das in der SchweiZ bereits zugelassene Arzneimit­
tel .. 
b. . dass er für alle von Ihm 
c. Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
d Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.3 

.. zugelassene Arzneimittel (Originalpräparat) patentge­
schützt ist. Der Bundesrat regelt das Verfahren fur die Gel­
tendmachung des Patentschutzes. Die Regeln .... 
Abs.4 
Zustimmung zum Beschluss des Standerates 

Mmderheit 
(Grass Jost, Baumann Stephanie, Dormann, Genner, GolI, 
Maury Pasquier, Rechsteiner Paul, Rechsteiner Rudolf, Rob­
bianl, ROSSInI) 
Abs.2-4 
Festhalten 

Art. 14 
Proposition de la commlssion 
Majorite 
AI. 2 
.... d'un medlcament deJa autorise en Suisse et importe d'un 
pays ayant instltue un systeme equivalent d'autorisatlon de 
mise sur le marche. 
a... pour le medicament qUi falt deja .. 
b . que taus les medicaments ... 
c. Adherer a la decision du Conseil des Etats 
d. Adherer a la declsion du Conseil des Etats 
AI. 3 
.... est protege par un brevet. Le Conseil federal regle la 
procedure vlsant a faire valair J'existence d'une teile protec­
tion Les regles . 
AI4 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Mmorite 
(Gross Jost, Baumann Stephanle, Dormann, Genner, GolI, 
Maury Pasquier, Rechsteiner Paul, Rechsteiner Rudolf, Rob­
biani, Rossini) 
AI. 2-4 
Maintellir 

Gross Jost (S, TG): Es geht hier um Artikel 14, einen der 
Schicksalsartikel des Heilmittelgesetzes. Ich gestatte mir, 
ganz kurz die Fassungen, die jetzt zur DiskUSSion stehen, 
aus der Sicht der Minderheit zu vergleichen. 
Der Bundesrat hat in seinem Entwurf fur die Zulassung der 
Parallelimporte ein gleichwertiges Zulassungssystem und 
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dafur ein vereinfachtes Zulassungs verfahren ermöglicht, hat 
aber ausdrücklich den Vorbehalt des Immaterlalguterrechtes 
und damit auch des Patentrechtes angebracht Der Natio­
nalrat hat auch den Vorbehalt des Immaterialguterrechtes 
als Schranke gesetzt und hat gleichzeitig das Patentrecht In 
der MInderheitsfassung ausdrücklich erwahnt. Schliessllch 
wurde auf Antrag Meier-Schatz noch beigefügt, dass kein 
Parallelimport aus Landern mit subventionierten Preisen er­
folgen darf. Diese Formulierung war an sich gut gemeint. Es 
geht aber hier nicht um subventionierte Preise, die wir nir­
gends im EU-Raum feststellen, sondern es geht um staat­
lich geSChlitzte Preise. Deshalb hat Absatz 4, den Frau 
Meier-Schatz hier eingebracht hat, in diesem Zusammen­
hang keine praktische Wirkung, vor allem keine Schranken­
WIrkung. 
Nun hat aber der Ständerat in seiner Fassung etwas Zusätz­
liches aufgenommen, das, wenn man die Kommissionspro­
tokolle und auch das Amtliche Bulletin betrachtet, heichst 
problematisch Ist Er hat namlich zum Patentschutz noch zu­
sätzlich den Erstanmelderschutz vorbehalten. Das wurde 
beispielsweise heissen, dass jemand, der als Erstanmelder 
schon Im Genusse des Patentschutzes war, vor Ablauf der 
Patentschutzdauer als Zweitanmelder beispielsweise mit 
einem ganz leicht veränderten Medikament wieder den Erst­
anmelderschutz mit einer langeren Schutzdauer in Anspruch 
nehmen könnte. Das wäre eine Kumulierung der Schutzwir­
kung, die ganz eindeutig innovationshemmend Wirken 
wurde. 
In diesem Zusammenhang hat der Kompromissvorschlag 
Suter, ergänzt dann durch einen Antrag Gutzwiller, der ein 
Element der Verwaltung aufgenommen hat, zu einer neuen 
Mehrheit und damit zu einer notwendigen Differenz zur stan­
deratlichen Fassung gefuhrt Damit soll zunachst einmal er­
reicht werden, dass kein doppelter Schutz, namlich eine 
Kumulierung von Patentschutz und Erstanmelder- oder 
Zweltanmelderschutz, entsteht. Weiter wurde In der Kom­
miSSion ausdrucklich klargestellt, dass Sich der Hinweis auf 
den Patentschutz auf das jeweils geltende Patentrecht in der 
jeweiligen heichstnchterlichen Auslegung bezieht. Hier gibt 
es Ja das aus unserer Sicht sehr problematische Kodak-Ur­
tell Es wurde aber ausdrLickllch klargestellt, dass das nicht 
eine Zementierung des Patentschutzes Im Heilmittelgesetz 
Ist, sondern dass das Heilmittelrecht In Bezug auf die Ausle­
gung des Patentschutzes eben selbstverständlich der je­
weils geltenden Fassung des Patentrechtes In der Jeweiligen 
Anwendung des Bundesgerichtes folgt 
Das patentreChtliche Problem können wir Im Rahmen dieser 
DIfferenzbereinigung Im Heilmittelgesetz nicht leisen. Hier 
wäre aus unserer Sicht Sicher das PrinzIp der regionalen 
Erschöpfung im Rahmen einer staatsvertraglichen Rege­
lung mit der EU anzustreben All jenen aber, die mit der Den­
ner-Arznelmittel-Initlatlve liebäugeln, muss ich sagen: Auch 
diese Initiative hat ja keine Antwort auf das Problem des Pa­
tentschutzes und kann auch das Patentrecht im Heilmittel­
gesetz nicht eliminieren 
Unsere Fraktion erachtet die Kompromisslösung in diesem 
Bereich deshalb als einen tauglichen indirekten Gegenvor­
schlag zur Denner-Initlative. In diesem Bereich wollen wir 
keine totale Deregullerung, mussen vielmehr eine Balance 
zwischen Gesundheits- und Patientenschutz einerseits und 
einer grösseren Preiselastizitat durch den Abbau karteilisti­
scher Absprachen marktmachtiger Unternehmen anderer­
seits finden. Die Schweiz darf nicht langer ellle HochpreIs­
Insel Im Arzneimittelmarkt sein, zumal bel der sehr Besorg­
nis erregenden Kostenentwicklung im Gesundheitswesen 
die Medikamentenkosten einer der Kosten treibenden Fakto­
ren waren. 
Aus unserer Sicht stellen wir fest: In diesem Punkt hat sich -
Ich sage es jetzt einmal ein wenig frivol - die Pharmaindu­
strie ein blsschen bewegt, und mit Ihr die Kommissions­
mehrheit 
Das erlaubt mir und der SP-Fraktlon den Rückzug des ge­
stellten Minderheitsantrages. Wir stellen uns also hinter die 
durch diese Kompromisslösung Gutzwiller/Suter hergestellte 
Mehrheitsfassung . 

Gutzwiller Fellx (R, ZH)' Ich kann mich nach dem Votum 
von Kollege Gross kurz fassen. Wir sind im Differenzbereini­
gungsverfahren, aber weil der Artikel doch neue Formulie­
rungen enthalt, ISt es, glaube ich, sinnvoll, diese kurz zu 
kommentieren. Sie haben es gehört, es geht hier um drei 
zentrale Themen 
1 Gemass dem vorliegenden Antrag entfallt der kumulierte 
Schutz fLir Erstanmelder und Patent, wie er noch vom Stän­
derat vorgesehen war Dass dieser kumulierte Schutz ent­
fallt, ISt eine klar wettbewerbs-, eine innovatIonsfreund­
lichere Lösung Sie nimmt auch Rucksicht auf die 
Kostenproblematik im Gesundheitswesen und ist deshalb 
aus unserer Sicht in der Tat geeignet, in Bezug auf die Ab­
stimmung uber die Arzneimittel-Initiative ein klares Signal zu 
setzen. 
2. Es geht bei der Formulierung, wonach aus einem Land 
mit einem «gleichwertigen Zulassungssystem» Arzneimittel 
eingefLihrt werden können, um die Landerbeschränkung. 
Auch hier haben wir uns intensIv mit der Frage beschäftigt, 
In welchem Bereich WTO-Probleme wegen der Meistbe­
günstigungsklausel auftreten könnten Die Abklärungen der 
Verwaltung haben gezeigt, dass dies mit dieser Formulie­
rung nicht der Fall 1St. dass diese Formulierung also WTO­
konform ist. 
3. Dieser Artikel enthält neu - auch das haben Sie festge­
stellt - die Regelung der Frage der Geltendmachung des 
Patentschutzes Auch das war in beiden Kommissionen ein 
Thema Dieser Patentschutz und seine Regelung sollen nun 
Im Text festgelegt werden. Damit wird zwar eine verfahrens­
technische Materie angesprochen, aber wir sind der Mei­
nung, dass es der Transparenz und der Rechtssicherheit 
dient, wenn schon Im Gesetz erkennbar Ist, dass entspre­
chende Regelungen auf Verordnungsstufe erlassen werden 
müssen 
Wir möchten Sie also bitten, diesem Antrag, der unserer 
Meinung nach auch im Standerat eine Chance haben sollte, 
zuzustimmen 

Meyer Therese (C. FR)' Le groupe democrate-chretien sou­
tlent la propOSition de maJorite qui, en commission, a reyu un 
appui presque unanime, pUlsqu'une seule abstentlon a ete 
enreglstree. La propOSition de minonte ressort d'une dlscus­
sion anten eure au sujet de la decision du Conseil des Etats, 
M Gross a evoque celte situation 
Cet article apporte une bonne solution. 11 permet des impor­
tations paralleles dans des condltions de securite et de qua­
lite bien detinies, ce qui devralt generer quelques economies 
sans faire courir de nsque aux deslinataires. Pourvu que ces 
economies aboutissent dans les bonnes poch es, c'est-a-dire 
celles du patient ou celles de la caisse-maladie. 
Cette nouvelle mouture est plus sou pie que celle du Conseil 
des Etats, mais elle ne per met pas d'lmportations paralleles 
pour le medicament protege par un brevet. Plusieurs milliers 
de places de travail sont generees dans ce secteur economi­
que, dans notre pays, et la commlssion en a tenu compte. 
Alors, OUI a la propOSition de maJorite 

Stahl Jurg (V ZH): Artikel 14 ist in der Tat ein Schicksalsar­
tikel gewesen. Heute sind wir an einem Punkt angelangt, wo 
Wir, so glaube Ich, den geeigneten Kompromiss gefunden 
haben Die SVP-Fraktlon steht hinter der Mehrh8lt, also hin­
ter diesem Kompromissvorschlag In Anbetracht dessen, 
dass mein Kollege Jost Gross nicht nur frische Luft ge­
schnappt hat, sondern auch einen Schritt hin zu diesem 
Kompromiss gemacht hat, kann ich mich kurz fassen. 
Der neu formulierte Artikel 14 ist eine faire Lösung - keine 
Kumulation von Patentschutz und Anmelderschutz; aber 
trotzdem sind die Karten für einen unserer wichtigsten Wirt­
schaftszweige, für die Pharmaindustrie, nach wie vor gut. 
Die SVP-Fraktion unterstLitzt den Antrag der Mehrheit: ich 
danke Ihnen, wenn Sie das auch tun. 

Präsident (Hess Peter, Prasident) Die liberale Fraktion lässt 
mitteilen, dass sie die Mehrheit unterstützt 
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Genner Ruth (G, ZH) Für die grüne Fraktion Ist es zentral. 
dass in Artikel 14 die Regelungen so formuliert werden, 
dass die vereinfachte Zulassung für Parallelimporte im Medi­
kamentenbereich Im Sinne des Bundesrates mbgllch wird. 
Sie haben es verschiedentlich schon gehbrt: Einer der we­
sentlichsten Kosten treibenden Faktoren im Bereich des Ge­
sundheitswesens sind die Medikamente mit erstens einer 
überproportionalen KostenentwIcklung und zweitens einer 
zunehmenden MengenentwIcklung. 
Die Fassung des Standerates Ist für uns unannehmbar 
Wenn wir heute den vorliegenden Kompromiss ausschlles­
sen, dann, denke Ich, muss Sich der Ständerat In Richtung 
Nationalrat bewegen, weil mit den kumulierten Schutzbe­
stimmungen - Patentschutz und Erstanmelderschutz - ver­
hindert Wird, dass Parallelimporte praktisch mogllch werden 
Der Patentschutz Ist aus unserer Sicht unbestritten, Sie ha­
ben es auch von Herrn Gross geh ort. Wir meinen nicht, dass 
wir In diesem Gesetz patentrechtliche Probleme losen konn­
ten 
Wir sind für die Regelung der Mehrheit, die in der letzten 
KommissIonssitzung gefunden werden konnte, und wir bitten 
Sie, dieser zuzustimmen 

Suter Marc F (R, BE), für die Kommission' Es ist schon, 
dass heute in unserem Rat bezüglich der Fassung, die Ihnen 
die KommiSSion einstimmig beantragt, eine solche Einmütig­
keit besteht Es war nicht ganz einfach, zu dieser Lösung 
zu gelangen. Aber man kann im Wesentlichen sagen, dass 
hier eine Version «Ständerat light» vorgelegt wird. Warum 
«light»? Die Kommission ist zum Schluss gekommen, dass 
die Regelung gemass Ständerat zwar eine Uberregullerung 
darstellt. Die Kumulation von Patentschutz und Erstanmel­
derschutz hätte in der Praxis dazu geführt, dass ohne weite­
res und mit kleinem Aufwand die vereinfachte Zulassung von 
Arzneimitteln aus dem Ausland hätte verhindert werden kbn­
nen, also ein Importverbot Im Sinne eines absoluten HeImat­
schutzes hatte eingeführt werden konnen. 
Wir haben diese Kumulation aufgebrochen und das festge­
halten. was eigentlich auch im Standerat vbllig unbestritten 
war, nämlich dass der Vorbehalt des Immaterialgüterrechtes 
eben Im Kern bedeutet, dass der Patentschutz vorbehalten 
Wird Der PatentInhaber, der dann auch Erstanmelder ISt, 
soll fur die ganze Dauer des Patentes geschützt sein Heute 
Sind das gemass Patentrecht zwanzig Jahre. Aber weiter 
soll dieser zeitliche Schutz nicht gehen. Eine weiter gehende 
Regulierung ware Innovationshemmend und würde Neue­
rungen, auch Verbilligungen verhindern Es kann ja nicht der 
Sinn und Zweck sein, dass wir im Heilmittelgesetz der 
Schweiz eine abweichende Regelung treffen würden - in ei­
nem Gesetz, das sich ja auch an den Grundsätzen des inter­
nationalen Handels, insbesondere nach Massgabe der WTO 
und des dortigen Trips-Abkommens, orientiert 
Herr Gross hat eigentlich die Beweggründe und die Uberle­
gungen der KommiSSion VOllständig und richtig Wiedergege­
ben. Als Sprecher der Minderheit hat er hier «offene Türen 
zu Kleinholz eingeSChlagen», wenn man so sagen darf. Wir 
Sind aber froh, dass er bei diesem Turenelnschlagen zum 
Schluss gekommen ISt, dass der Antrag der Minderheit zu­
rückgezogen werden soll. 
Aus der Sicht der Kommission ist es wichtig, dass Sie Sich 
über die Begrlfflichkeit auch im Klaren sind. 
Wenn das Patentrecht vorbehalten wird, dann bedeutet das 
nicht - Ich unterstreiche dies -, dass jetzt im Arzneimittel­
recht ein neues Patentrecht offen gehalten würde oder et­
was anderes normiert werden sollte. Das ist nicht der Fall, 
es geht nicht um eine Lex speclalis, es ist ein Vorbehalt des 
Patentrechtes, und zwar des jeweils gültigen Patentrechtes, 
wie es von den Gerichten, insbesondere vom Bundesge­
richt, ausgelegt und angewendet Wird. Das lasst offen, dass 
auch im Arzneimittelrecht Anderungen des Patentrechtes 
nachvollzogen werden konnen und so ebenfalls In diesem 
Spezialbereich zum Tragen kommen, Je nachdem, wie sich 
das Patentrecht weiterentwickelt. Sollte beispielsweise die 
Patentschutzfrist fur einzelne patentgeschützte Güter abge-
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ändert werden und sich dies auch auf die Arzneimittel aus­
wirken, dann galte das naturllch auch im Heilmittelbereich. 
Noch eine Bemerkung zur Einfuhr aus Landern mit gleich­
wertigem Zulassungssystem: Hier Ist die Auffassung der 
KommiSSion nicht etwa, dass man eine neue Hurde errich­
ten Will, um Heimatschutz zu betreiben. Wir gehen davon 
aus, dass die europäischen Länder, die USA, Kanada, Ja­
pan, auch Austrahen und Neuseeland über gleichwertige Zu­
lassungssysteme verfügen und deshalb die erleichterte Zu­
lassung für dort geprüfte Medikamente am Platze 1St. Man 
mochte aber vermelden, dass über diese Ausnahmeregel In 
Artikel 14 aus Landern, die nicht über dieses Instrumenta­
rium verfugen, wie wir es uns gewohnt Sind - Stichworte: 
Sicherheit, gesundheitspolizeiliche Aspekte usw -, miss­
brauchlich Arzneimittel eingeführt und zugelassen werden 
konnten 
Zusammenfassend: Wir haben, so scheint es uns, einen 
tauglichen Kompromiss gefunden, der uns auch befähigt, 
mit glaubwürdigen Argumenten gegen die Denner-Initiative 
anzutreten. Der Standerat hat derweil über das Ziel hinaus­
geschossen. Wir haben das korrigiert und eine Überregulie­
rung vermieden. 
Ich bitte Sie, hier der Kommissionsmehrheit zu folgen und 
diesen neuen Wortlaut anzunehmen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Je crois que la solution 
est trouvee. Elle est en falt celle que le Conseil federal vous 
avait recommandee. Bien sur, iI y avait encore des questions 
de formulation a trouver, c'est-a-dlre de ne pas regler iCI la 
question generale des importations paralleles et de repous­
ser cette discussion a une eventuelle revision generale de la 
loi sur la propriete intellectuelle. 11 faut veiller ICI, en premier 
lieu, a la securite, car c'est quand meme le but de cette loi, 
ne I'oublions pas. Alnsi, II faut veiller, SI /'on importe des pro­
duits, a s'appuyer de toute fayon sur des systemes de con­
tröle qUi sOlent satisfaisants a nos yeux, c'est-a-dire qui 
correspondent au moins au me me niveau que ceux fixes 
pour la SUlsse. 
La deuxieme question qUI nous Importalt etait celle de rap­
peler ICI que la protectlon, et c'est la position du Conseil fe­
deral, du brevet compte dans un domaine lourd en mallere 
de recherches. MaiS j'almerais iCI nuancer un tout petit peu 
ce que la reallte apporte a la loi Un exemple: on dlt que la 
protectlon du brevet dure vingt ans et qu'on ne veut pas aller 
au-dela; dans la pratlque, cette protectlon est laglquement 
beaucoup plus courte. Le brevet en effet est demande bien 
en de<;:a de I'entree sur le marche. Le brevet est depose des 
que la recherche a ete couronnee de succes et que I'on 
commence, en fait, les recherches cllniques. Danc, dans la 
pratique, cette periode de protecllon est une periode de huit 
a dlx ans, selon les medicaments. Pendant cette periode, il 
est aussi tout a falt normal que ce monopole qu'instltue le 
brevet pUlsse continuer a etre applique. En fait, c'est ce que 
nous faisons par ce renvoi ici. Les debats futurs que vous 
pourriez mener sur des regles en mallere de brevets restent 
bien sur reserves. A ce moment-la, je suis persuadee que le 
Parlement voudra reexammer ce qu'jJ souhalte faire en ma­
tiere de medlcaments. 
Enfln, iI est clair qu'il ne s'agit pas iCI d'importations paralle­
les au sens strict du terme 11 s'agit de pouvoir accorder a 
une autre entreprise la possibilite d'etre presente sur le mar­
che avec un produit qui a, par aiJleurs, deja fait /'objet d'une 
autorisation de mise sur le marche en Suisse a certaines 
conditions d'etiquetage, d'lnformation au patient et au mede­
Cln, ete. 
Nous avons reussl a formuler, tous ensemble et par le jeu de 
la navette entre les deux Conseils, un projet traduisant tres 
exactement cette volonte. Yose esperer que le Conseil des 
Etats s'y railiera et que notre travail clarifie effectivement la 
situation. 11 faut garantlr la secunte et permettre, a un mo­
ment donne, d'lmporter des produits, deja presents sur le 
marche, afin d'exercer aussl une douce pression sur les priX 
lorsque le differentIeI des prix en SUisse et a I'etranger est 
trop eleve. 
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Je suis tres heureuse de I'unanimite qUI semble se degager 
aUJourd'hul sur la proposition de la majorite de la commls­
slon 

Präsident (Hess Peter, Prasldent): Die Minderheit Gross 
Jost hat ihren Antrag zurLickgezogen 

Angenommen gemass Antrag der Mehrheit 
Adopte se/on /a proposition de /a majorite 

Art. 19 Abs. 3 
Antrag der KommIssion 
Zustimmung zum Beschluss des Standerates 

Art. 19 al. 3 
Proposition de la commisslOn 
Adherer a la dedsion du Conseil des Etats 

Prasident (Hess Peter, Präsident): Diese Bestimmung Ist im 
Zusammenhang mit Artikel 6 bereinigt worden 

Angenommen - Adopte 

Art. 20 Abs. 3; 21 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Standerates 

Art. 20 al. 3; 21 al. 2 
Proposition de /a commisslOn 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 25 Abs. 3bis 
Antrag der Kommission 
... gewahrleistet ist. Der Bundesrat legt die Bedingungen 
fest. 

Art. 25 al. 3bis 
ProposItion de /a commisslOn 

terntoire cantonal. Le Conseil federal determlne les con­
dltlons dans lesquelles ce droit est accorde. 

Maury Pasquier Lillane (S, GE), pour la commlssion: Avec 
l'artlcJe 25, nous nous retrouvons au centre d'un autre pro­
bleme relatlvement Important de la loi, celui de la formation 
des personnes qUI dispensent des medicaments Des le de­
but de nos dellberations, en effet. deux conceptlons se sont 
affrontees: celle de lalsser, d'une part, les pharmaciens et 
les pharmaciennes vendre les medicaments de la liste C, 
dite d'automedlcation renforcee, et les droguistes, les medl­
caments de la liste 0, dite d'automedicatJon facilitee et, 
d'autre part, celle de laisser les cantons decider qUI delivre 
quoi en cette matiere, notamment pour permettre aux deux 
cantons qUI acceptent a I'heure actuelle que les droguistes 
dispensent les medlcaments de la liste C de contlnuer a le 
faire. 
La solution qUI vous est proposee aUJourd'hUl dans le cadre 
de I'elimlnatlon des dlvergences tente de conciher ces deux 
VISions, d'une part, en soumettant a la conditlon d'un appro­
vlsionnement cantonal insuffisant la possibillte de dellvrance 
de medlcaments de la liste C par les drogulstes, comme le 
propose le Conseil des Etats, et, d'autre part, en lalssant au 
Conseil federal la responsabillte de determiner les condl­
tions auxquelles ce drolt est accorde Nous repondons ainsi 
a la fOls a la volonte d'unlfication que nous avons touJours 
poursuivle dans le cadre de cette loi et a la fois aux eXlgen­
ces federallstes, d'un cäte, mais aussi au sou ci de I'approvi­
slonnement suffisant de la population en medicaments. 
Cest un peu comme dans une recette de CUISlne on va 
prendre une pincee de federallsme, une plncee de SOUCI des 
consommatrices et des consommateurs et pUlS her le tout 
avec une volonte d'untfication 

Cest la raison pour laquelle votre commlssion vous propose 
de faire un pas en directlon du Conseil des Etats, tout en 
ajoutant la dernlere phrase du nouvel alinea 3bis. 

Dormann Rosmarie (C, LU): Langst wissen wir, dass rund 
die Halfte aller abgegebenen Medikamente nie eingenom­
men wird, sondern Im Abfalleimer landet. Dieser Tatsache 
wollte ich In Artikel 26 Absatz 3 Rechnung tragen. Ich hatte 
gerne erreicht, dass das neue Institut die Kompetenz 
bekommt, Empfehlungen und Weisungen betreffend Pa­
ckungsgrbssen abgeben zu können: denn dort, wo nur 
20 Pillen zur Heilung nötig sind, braucht es keine Hunder­
terschachteln. Leider hat der Standerat diesen Absatz 3 ge­
strichen 
Ich verweise nun auf Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b, wo es 
heisst, das Gesetz solle «dazu beitragen, dass die in Ver­
kehr gebrachten Heilmittel ihrem Zweck entsprechend und 
massvoll verwendet werden». 
Ich gehe davon aus, dass meinem Anliegen mit Artikel 25 
Absatz 3bis Rechnung getragen und nachgekommen wird 
Deshalb verzichte Ich darauf, bei Artikel 26 Absatz 3 elllen 
Antrag auf Festhalten zu stellen. 

Dreifuss Ruth, consell/ere federale: Pour l'articJe 25, le pro­
bleme est celui de I'autortsatlon des droguistes titulaires du 
dlpl6me federal de pratlquer comme des pharmaclens Bien 
sOr, nous sommes 121 dans une situation, dans notre bel Etat 
fMeraliste, un peu dlfflclle, etant donne qu'un nombre, 
d'ailleurs tres restreint, de cantons autorlsent les droguistes. 
IIs soulignent le caractere de service 21 la population, dans 
des regions ou les pharmacles seraient rares. Mais il est 
clair que, pour le Conseil federal, la situatton 21 la longue 
n'est pas acceptable. Le fait d'avoir des titres qUi deflnissent 
tres clalrement les professions de droguiste et de pharma­
clen - en particulier la profession de pharmaclen - et en­
sUite, au niveau de I'exerclce de la profeSSion, de semer de 
nouveau la confuslon quant a ce que I'un et I'autre peuvent 
faire est problematique Lobjectlf du Conseil federal est bien 
de deftnir clairement quelle est la formation du pharmacien 
et quelles sont les activites que le seul pharmacien peut 
exercer Mais comme toujours, iI faut tenlr compte aussi de 
la realite vecue. Oe ce fait, nous avons propose que les can­
tons puissent continuer 21 accorder aux droguistes certaines 
possibllites d'exercer comme pharmaciens, mais 21 des con­
ditlons preclses determinees par le Conseil federal. Nous 
avons ainsi une tache qui va etre difficile a exercer. J'aime­
rais dire ici tres clairement que nous n'avons pas I'intention 
de I'exercer dans le sens d'une confusion entre ces deux 
professions, mais au contraire dans le sens d'une clartfica­
!ion. La possibillte de prevoir des exceptlons, compte tenu 
de la rarete par exemple des pOints de conseils pharmaceu­
tlques, dOll subslster Ce que nous voulions ici, par oppOSi­
tion a la formulation du Conseil des Etats, c'est pouvoir 
donner un coup de fretn et ne pas encourager des cantons, 
dans lesquels un drogUiste ne peut pas jouer le role du phar­
maden, 21 sUlvre cette vOle sur la base de cette loi. Au con­
tralre, nous voulons tout simplement tenir compte de la 
realite sans encourager une confusion de räles entre ces 
deux profeSSions. 
Cest cela que je tenais a dire pour qu'on ne se fasse quand 
meme pas d'lliuslons sur le fail que le Conseil federal, en de­
terminant les condltions dans lesquelles ce droit serait ac­
corde, le feralt d'une fayon a encourager, dans des cantons 
qui ne le connaissent pas aujourd'hui, la confusion du role 
des droguistes et des pharmaciens 

Angenommen - Adopte 

Art. 26 Abs. 3 
Antrag der KommiSSIon 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Art. 26 al. 3 
Proposition de la commisslOn 
Adherer 8 la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 27 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Standerates 

Mmderhelt 
(Meyer Therese, Guisan, Robbianl, Stahl, Widrig) 
Abs 1,2 
Zustimmung zum Beschluss des Standerates 
Abs.3 
.. , Einzelheiten und erteilt die Bewilligung 

Abs 4 
Streichen 

Art. 27 
Proposition de la commisslOn 
Majorite 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

Mmorite 
(Meyer Therese, GUisan, Robbiani, Stahl, Widrig) 
AI 1,2 
Adherer 8 la decision du Conseil des Etats 
AI. 3 
... les modalltes et delivre I'autorlsation. 
AI4 
Blffer 

Meyer Therese (C, FR) Nous amvons a la deriliere diver­
gence de la 101 La proposition de minonte n'est pas tres dif­
ferente de celle de la majorIte de la commisslon, mais elle 
demande que ce SOlt le Conseil federal qUi delivre I'autorisa­
tlon, et non les cantons. Elle reJolnt en cela la diSPOSition ini­
tiale du Conseil federal 
Lors du premier examen de cet article, vous vous en souve­
nez, j'avais soumis une proposition plus restrlctive que la 
version du Conseil federal. Une bonne minorite d'entre vous 
I'avait soutenue. AUjourd'hui, nous avons toujours des reti­
cences dues surtout au fait que le eontaet direct n'existe 
pas Le double contröle ou le contact visuel et une prise de 
renseignements orale sont necessaires, I'evaluatlon de la 
prise de medlcaments dans son ensemble, et surtout le con­
seil personnel et specialise ne peuvent s'effectuer que difflci­
lement ou pas du tout lors de la vente par correspondance 
Nous I'avons dit et redlt, la securite est la seule garante 
d'economies 8 lang terme. L.:artlcle 27 stipule toujours que la 
vente de medlcaments par eorrespondance est IIlterdite et je 
m'en rejouls Le Parlement, sUivant le Conseil federal, a ce­
pendant pns I'option d'ouvnr la porte 8 celte pratique, 
moyennant une serie de condltions Le Conseil des Etats a 
modifie legerement I'article 27. 11 convient 8 la commlssion 
du Conseil national dans sa nouvelle mouture, et nous pen­
sons tous qu'il est necessaire que le Conseil lederal regle 
les modalites, sous reserve de I'autorisalion qui serait deli­
vree par IUI-meme 
Je suis personnellement interessee par ces modalites qUI 
doivent empecher les denves qui contournent la 101. Nous en 
voyons poindre une ou le comperage peut se developper car 
les preseripteurs peuvent Influencer les cholx de leurs pa­
tlents pour la pharmacle de vente par correspondance La 
colluslon d'lIlterets, a la longue, n'apporte pas d'economles 
C'est pourtant dans ce but que le legislateur veut donner un 
peu de souplesse a la delivrance des medicaments par cor­
respondance. Si le conseil est mOlns performant et que les 
economles ne sont pas 18, nous aurons perdu de la qualite 
C'est pourtant aussl un des buts premiers de la loi. 
Autre point interessant: le nouveau mode de remuneration 
des pharmaciens va etre applique Seront remuneres juste-
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ment le contröle et le conseil. SI ce dernier n'est pn§sent 
qu'aleatoirement, comment celte nouvelle remuneration va­
t-elle etre appliquee? Toutes ces questions sensibles plai­
dent pour une autorisation delivree par la meme autorite. Le 
Conseil federal pourra aillsi Imposer les memes conditions 
aux candldats potentieis, s'assurer de la qualite, de la secu­
rite et avolr une vue d'ensemble de I'evolution de la situation 
sur ce pOint dans toute la SUlsse La situation est quand 
meme bien differente d'une exploitation d'une pharmacie 
tradltlonnelle, ou c'est logiquement le canton qUI delivre 
I'autorlsatlon. La pharmacle de vente par eorrespondance 
qui beneficiera d'une autOrisation pourra eouvnr tout le pays, 
nous le savons par expenence. Le canton subit, nous le sa­
vons aUSSI, plus de pressIons economiques en cas de solli­
citation d'autorisatlon ou d'eventuel retralt SI les conditions 
ne so nt pas ou plus reunies. 
Pour la quallte et la secunte, je vous demande de soutenir 
ma proposition de minonte. 

Stahl Jürg (V, ZH): In den vergangenen sechs Monaten hat 
sich rund um den Versandhandel - dabei geht es III diesem 
Artikel - doch eilliges verandert. Lassen Sie mich einige 
Punkte in Ennnerung rufen: 
Wir haben Artikel 27 Absatz 2 ausschllesslich als «Lex 
Mediserviee» Ins Leben gerufen. Man ISt unter dem Aspekt, 
dass man das Preiskartell der Apotheken zerschlagen 
möchte, auf diese Lösung gekommen. Inzwischen weiss 
man, dass das Konkordat der Schweizerischen Krankenver­
sIcherer mit den Apothekern eillen Vertrag - beinhaltend die 
3 Prozent KostenstabilisIerungsbeitrag - abgeschlossen hat 
Seit April dieses Jahres sind in diesem Sektor bereits 38 Mil­
lionen Franken eillgespart worden, mit steigender Tendenz 
ab nachstem Jahr. 
Ich beobachte, dass diese Öffnung, die wir mit Artikel 27 vor­
genommen haben, zu Missbrauch verleitet und dass IIlsbe­
sondere auch die Idee und das Pnnzip von Artikel 24 Ab­
satz 1 Buchstabe b, aber auch von Artikel 33 und auch das 
PrinZIp im KVG unterwandert werden. Sie entspricht nicht 
dem Willen unseres Parlamentes. 
Die ganze Geschichte verstarkt auch das harteste Kartell: 
Wenn wir diese Trennung zwischen dem verschreibenden 
Arzt bzw der verschreibenden Ärztin und der Rezeptpflicht 
nicht mehr haben, wird das ein hartes Kartell bleiben. 
Der Versandhandel - das ist die nächste Beobachtung - ist 
Im ganzen europaischen Raum, mit Ausnahme von Holland, 
verboten. Da stellt sich grundsätzlich nochmals die Frage, 
ob man den Versandhandel zulassen möchte. Ich habe ein 
Obergenchtsurtell von Frankfurt am Main, und da steht doch 
Interessantes drin; ich möchte das nicht Im Einzelnen zitie­
ren, dafür reicht mir die Zeit nicht. Es ist aber schon merk­
würdig, dass bel uns das Binnenmarktgesetz vorgezogen 
wird, während gerade im EU-Staat Deutschland der Schutz 
der Bevölkerung, des Patienten, vorgezogen wird. Es steht 
z. B. drin. «Zum einen kann ein Apotheker allein schon aus 
dem Alter, der Körperstatur und sonstigen ausseren Merk­
malen des vor ihm stehenden Kunden Rückschlüsse auf die 
Geeignetheit und Verträglichk8lt bestimmter Medikamente 
gerade für diesen Kunden ziehen, was bel einer telefoni­
schen oder schriftlichen Beratung naturgemäss nicht der Fall 
ISt » 
Sie haben mit den Auflagenlll Artikel 27 Absatz 2 - es muss 
eine ärztliche Verschreibung vorliegen. es durfen keine Si­
cherheitsanforderungen entgegenstehen, und die saehge­
masse Beratung muss Sichergestellt sein - dem Versand­
handel Tur und Tor geöffnet. Eigentlich müsste man jetzt 
nochmals eine Grundsatzdiskussion führen, aber Ich ver­
zichte darauf, hier nochmals einen Antrag zu stellen. 
Ich bitte Sie aber eillgehend, bei Absatz 3 der Minderheit zu 
folgen. Wenn nämlich der Bundesrat fur eine Versandapo­
theke, die national tatlg ist, sowohl die Bedingungen festlegt 
als auch die Bewilligungen erteilt, verhilldern wird eillen 
Missbrauch, der zu einem Chaos führen wurde. 
Mein Fazit: Die Lust nach Versandhandel nimmt laufend ab 
und wird weiter abnehmen. Der Versandhandel soll eille 
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Ausnahme bleiben, und es soll eben keine Lösung sein, die 
missbraucht werden kann, um einen Massenmarkt zu er­
möglichen. 
Ich bitte Sie Im Namen der SVP-Fraktion, der Minderheit 
Meyer Therese zu folgen 

Widrig Hans Werner (C, SG): Herr Stahl hat vorhin etwas 
zur Aufgabenteilung zWischen Ärzten und Apotheken ge­
sagt: Ich sage etwas zur Aufgabenteilung zwischen Bund 
und Kantonen in diesem Lande: Die BetriebsbewIlligung fur 
eine Apotheke oder auch eine Drogerie ist klar in der Kom­
petenz der Kantone, beim Versandhandel hingegen geht es 
um ein nationales Geschaft. Deshalb ist hier eine Bewilli­
gung durch den Bundesrat richtig. Es ist erwahnt worden' 
In allen europaischen Staaten - es gibt die Ausnahme Hol­
land - eXistiert ein absolutes Versandhandelsverbot. Das 
silld nationale Fragen. gerade kurzlich hat ein deutsches 
Genchtsurteil festgehalten, dass hollandische Apotheken In 
Deutschland nichts zu suchen haben. 
Wir sind Ja nun beim DIfferenzbereinigungsverfahren, und da 
Ist schon sehr viel gesagt worden Eines aber Ist absehbar 
Wenn wir Entwicklungstendenzen erleben, nach denen der 
Versandhandel so genutzt wird, dass wir und dann beson­
ders der Patient /licht mehr wissen, aus welcher «Plilenfutte­
rungsquelle» ihm die Medikamente unaufgefordert zugeteilt 
oder zugestellt werden, dann versuchen wir hier doch we­
nigstens eine Ordnungsschiene zu legen: diese Ordnungs­
schiene helsst Bundesrecht. 
Die Mehrheit der CVP-Fraktlon ISt aus diesem Grund fur den 
Antrag der Minderheit Meyer Therese. Damit können wir auf 
Bundesebene einheitliche Kriterien fur national aktiv wer­
dende Apotheken aufstellen und Bewilligungen erteilen Si­
cher' Die Lösung des Ständerates geht auch: In diesem Fall 
kommt der Bundesrat aber nicht darum herum, mit Verord­
nungsrecht recht ausführlich zu steuern. Geben wir dem 
Bund doch direkt die Kompetenz, denn dies entspricht einer 
klaren Abgrenzung der Aufgabenteilung zwischen Bund und 
Kantonen. 
Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag der Millderheit Meyer 
Therese zuzustimmen 

Egerszegi-Obrist Christille (R, AG): Die FDP-Fraktion bit­
tet Sie, die Mehrheit zu unterstutzen Wir halten Folgendes 
fest· Nach Artikel 27 Absatz 1 ist der Versandhandel grund­
sätzlich untersagt. Wann die Bewilligungen erteilt werden, 
wird genau definiert und muss auf dem Verordnungsweg 
noch detaillierter ausformuliert werden. wie dies Herr Widrig 
gesagt hat. Bewilligungen werden nur unter der Bedillgung 
erteilt, dass Beratung und ArzneimittelsIcherheit wirklich ge­
wahrleistet silld. 
Wir sehen den Versandhandel als eille besondere Form der 
Abgabe Im Detailhandel an - es geht hier nicht um den 
Grosshandel, sondern um den DetaUhandel -, und eille sol­
che Bewilligung ISt doch einfach Sache der Kantone. Die 
Voraussetzungen dafur zu formulieren - die Voraussetzung, 
unter welchen Bedingungen Bewilligungen zu erteilen sind -, 
das ist Bundessache. Wir sehen diese Formulierung nicht 
als Massnahme gegen die Apotheker oder die Drogisten -
das sind dieJenigen, die diesen Antrag unterstutzen. Wir se­
hen diese Formulierung genau so wie Jene bei der Locke­
rung der Parallelimporte nicht als gegen Jemanden geflchtet, 
sondern als Massnahme fur die Erhaltung eilles zahlbaren 
Gesundheitssystems. Im Gesundheitswesen werden sich 
alle Anbieter und alle Lelstungsempfanger im Markt bewe­
gen mussen: diese Veränderungen mltzugestalten, das 
wäre der Aufruf der FDP an alle! 
Ich danke Ihnen dafür, dass Sie die Mehrheit unterstutzen 

Suter Marc F. (R, BE), für die Kommission: Wir sind hier in 
der Differenzbereinigung und haben uber eine Zuständig­
keitsfrage zu entscheiden, die noch als Differenz verblieben 
Ist, nicht aber über die Berechtigung oder Nichtberechtigung 
des Versandhandels an sich. Herr Stahl hat keinen entspre­
chenden Antrag gestellt. hat sich aber eigentlich zu dieser 

Grundfrage geaussert, die indessen nicht mehr Gegenstand 
der DIfferenzbereinigung 1St. 
Die Millderheit Meyer Therese verlangt, dass die Zulassung 
zum Versandhandel nicht mehr - wie das bisher der Fall 
war - durch die Kantone, sondern inskunftig durch den Bun­
desrat im Eillzeifall beWilligt werden soll. Wie das Gesetz be­
sagt, regelt der Bundesrat bereits die «Einzelheiten», unter 
denen der Versandhandel uberhaupt zugelassen werden 
soll. Der Bundesrat wird diese Einzelheiten, die Vorausset­
zung für die Zulassung sind, auf dem Verordnungswege 
festlegen. Mit anderen Worten. Die Richtlinien, die zum Tra­
gen kommen und die Geltung beanspruchen, werden durch 
den Bundesrat umschrieben. Er hat hier freie Hand, dies im 
vorgegebenen Gesetzesrahmen zu tun. Er kann auf dem 
Verordnungsweg sehr welt gehen. wenn er eine detaillierte 
Regelung fur erforderlich hält. 
Die Frage aber, ob er nicht nur diese Einzelheiten in der Ver­
ordnung festlegen soll, sondern daruber hillaus - anders, 
als dies heute der Fall Ist - auch noch gerade die Bewilli­
gung Im Einzelfall erteilen soll, hat Ihre Kommission, dem 
Ständerat folgend, anders entschieden Wir sind der Mei­
nung - und sie hat eigentlich für das ganze Gesetz Gültig­
keit -, dass bel der bisherigen Zuständigkeitsordnung, bei 
den Verantwortungen, wie sie bereits nach geltendem Recht 
bestehen, keine Änderungen vorgenommen werden sollten. 
Es gibt keinen zwingenden Grund, dem Standortkanton, in 
dem ein Gesuch um BeWilligung des Versandhandels ein­
geht, die Kompetenz wegzunehmen, Bundesrecht anzuwen­
den, wie es für den Versandhandel auch In der Verordnung 
durch den Bundesrat ganz konkret festgelegt werden wird. 
Die Kantone sind durchaus befahigt, Bundesrecht korrekt 
anzuwenden. Dieses plötzliche Misstrauen gegenüber den 
Kantonen ist nicht berechtigt. Es kann auch nicht aus dem 
Solothurner Fall hergeleitet werden, der heute zur Sprache 
gekommen 1St. 
Wenn es um den Eillzeifallentscheid der Zulassung geht, 
besteht Ja die oberste Kontrolle durch das Bundesgericht, 
das uber die Einhaltung und die richtige Anwendung von 
Bundesrecht wacht Mit anderen Worten: Wir glauben nicht, 
dass der einheitliche Standard für die Zulassung des Ver­
sandhandels - dieser Ist und bleibt eine Ausnahme - gefahr­
det wird, wenn die Kantone, die Standortkantone, die die 
Verhaltnisse im Einzelnen auch besser kennen als der Bun­
desrat, in Ihren Verfahren Bundesrecht anwenden - das hier 
ja die Rahmenbedingungen der Zulassung auf dem Verord­
nungsweg detailliert festhält und diese Einheitlichkeit eben 
gewährleistet 
Wenn der Standortkanton die BeWilligung erteilt hat und 
diese rechtsgultig ist, dann gilt diese fur das ganze Territo­
rium der SchweiZ Es wäre dann nicht etwa so, dass Im So­
lothurner Fall beispielsweise der Kanton Genf oder der 
Kanton Waadt ein neues BeWIlligungsverfahren eröffnen und 
neu oder anders entscheiden konnten, als der Standortkan­
ton rechtskräftig entschieden hat Damit ISt auch sicherge­
stellt, dass der kantonale Entscheid gesamtschweizensch 
Geltung beansprucht. 
Noch ein Letztes: Es ist wohl nicht sehr angebracht, wenn 
wir im Differenzbereinigungsverfahren zu einer Verfahrens­
frage anders Stellung beziehen als der Standerat, der, dem 
bisherigen Recht folgend, Wirklich mit tauglichen, zutreffen­
den Argumenten eine Lösung verabschiedet hat, die wir 
auch annehmen kannen 
Ich pladiere daher aus all diesen Gründen dafür, hier dem 
Ständerat zu folgen, um damit eine unnötige Differenz aus­
zuräumen und in diesem Punkt auch die weiteren Differenz­
bereinigungsverhandlungen abzukürzen. 
Ich bitte Sie, Ihrer Kommissionsmehrheit bzw. dem Wortlaut 
des Ständerates zu folgen. 

Dreifuss Ruth, conseillere tederale' D'abord, merci au Par­
lement. La aUSSI, la navette entre les Chambres a certaine­
ment permis de clarifler le texte inltialement propose par le 
Conseil federal. Celul-cl, en effet, ne disait pas clairement 
qui donnait I'autoflsation, mais stlpulait slmplement que, sur 
la base d'une Interdlctlon generale, des autorisations d'ex-
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ception pouvaient etre accordees La structure du nouvel ar­
tlcle 27 est beaucoup plus clalre; elle montre bien que des 
condltlons pour I'autorisatlon doivent etre respectees. Ces 
condltlons sont plus preclses que celles de I'alinea 2 et c'est 
de toute fayon au Conseil federal d'en fixer les modalites 
Ce sont des questions, par exemple, quant a I'offre qUI dOlt 
etre mise a disposition, de fayon a eviter qu'une possibilite 
de vente par correspondance permette d'ecremer le marche 
en ne gardant que quelques medicaments. Un pharmaclen 
doit avolr toute la palette de medlcaments a disposition, 
alors qu'une maison de vente par correspondance peut n'of­
fm que les plus lucratifs 
Ce sont des questions de ce genre-la qUi devront etre en­
core reglees sur le plan des modalites J'ajouterai que le 
systeme meme du fonctlOnnement d'une pharmacie vendant 
par correspondance dOlt naturellement, cela va sans dire, 
correspondre aux regles de cette loi, mais aussl de la LA­
Mal II ne peut pas y avOif des systemes d'incltation a I'aug­
mentatlon de la prescriptlon par un systeme de ce genre-la. 
II ne peut pas y avoir de rabais - et j'insiste la-dessus parce 
que c'est un point tres Important - accordes aux prescrip­
teurs qui ne beneflcleraient pas a la calsse-maladle, et donc 
a I'ensemble des assures. Cela serait contraire a la LAMa!. 
Oe meme que sont contraires a la LAMal, a mes yeux, les 
rabals qui so nt accordes par des pharmaclens et qui n'en­
trent pas non plus dans le systeme de financement de la 
calsse-maladle. 
Donc, vous voyez bien que, sur le fonclionnement meme de 
ces pharmacles par correspondance, I'autoflsation dOlt pre­
clser encore un grand nombre de choses qUI vont au-dela de 
ce qUi est enonce a I'alinea 2 II est clalr que cela doit etre 
regle et clanfie par le Conseil federal 
Par exemple, qUi doit donner I'autorlsatlon sur la base de ce 
systeme bien reglemente? Notre premiere verSion, juste­
ment, ne le preclsalt pas 
Nous nous sommes ensuite informes sur la base des pre­
mieres experiences faltes. Le Conseil federal a confiance 
dans les cantons Dans le cas en partlculier de la premiere 
grande pharmacie par correspondance, nous avons pu voir 
que le pharmacien cantonal etalt tout a fait en mesure d'ap­
pliquer les regles Nous pouvons tres bien vlvre avec la posi­
tion de la majOrlte qui dlt. «Cette pharmacle est aussi une 
pharmacle de vente au detail Elle est soumise aux memes 
regles d'autorlsation que toutes les pharmacles de detail, 
donc a la competence cantonale.» 
Je ne SUIS pas totalement IIlsensible a la proposition de mi­
norite, parce que son effet est national. C'est un canton qui 
decide, et celte declslon de ce canton vaut ensUite pour tou­
tes les personnes qUi reyoivent des medlcaments de celte 
pharmacle. Cependant, Je ne crols pas qU'11 y ait la un venta­
ble risque d'atteinte a la souverainete cantonale dans le cas 
d'une autorisation donnee par un autre canton. J'aimerals 
quand meme vous rappeier que toute la loi que nous som­
mes en train de mettre en place n'est que le relais d'un sys­
teme qUI a ete intercantonal et arepose sur la confiance 
reclproque entre les cantons, sur la base d'un concordat. 
Dans ce sens-la, le Conseil federal ne s'oppose pas a la pro­
position de la majorite, a savoir que les modalites soient 
fixees par lui-meme Je vous al dlt dans quel sens II entend 
le faire Une fOls le systeme bien en place, I'autorisatlon elle­
meme, l'lnspectlon et tout le travail courant qUI est fait pour 
loutes les pharmacles est entrepns par le meme pharma­
cien, c'est-a-dlre celui du canton OU I'etabllssement a son 
siege 

Heim Alex (C, SO). Frau Bundesratin, wir haben vorhin wie­
der kritische Stimmen zum Versandhandel gehbrt - nicht 
von Ihnen, sondern von Kollegen aus dem Rat. Ich möchte 
Sie einfach um die Beantwortung folgender Frage bitten: Hat 
man mit der Firma Medlservlce, die erstmals so etwas unter­
nommen hat - sie ISt im Kanton Solothurn ansassig -, 
schlechte Erfahrungen gemacht? Klappte etwas nicht? Be­
stehen da gewisse Gefahren, oder hat man irgendetwas 
nicht im Griff? Ich mochte Sie bitten, dass Sie zu dieser 
Frage einmal auch offentlich Stellung nehmen. 
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Dreifuss Ruth. Bundesratin Ich muss sagen, dass wir un­
bedingt ein Verbot brauchen, sonst sind wir beispielsweise 
bel «wIldeIl» Versandfirmen Im Internet oder angesichts der 
Internationalisierung handlungsunfähig. Wir brauchen die­
ses Verbot auf alle Fälle. und wir mussen auf die Gefahren 
In diesem Bereich wirklich aufmerksam machen. Wir müs­
sen In diesem Sinn die Sache wirklich im Griff behalten. und 
wir behalten sie so Im Griff, wie es hier vorgesehen 1St. «Im 
Griff behalteIl» betrifft sicher auch die Erfahrung, auf die Sie 
hingewiesen haben. Es besteht kein Grund, zu sagen, dass 
wir hier eine wilde oder eine gefährliche Praxis hätten. 

Abstimmung - Vote 
Fur den Antrag der Mehrheit" .. 82 Stimmen 
Fur den Antrag der Minderheit " .. 81 Stimmen 

Art. 28 Abs. 4; 38 Abs. 4 
Antrag der KommissIOn 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 28 al. 4; 38 al. 4 
Proposition de la commisslOn 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Präsident (Hess Peter, Prasident): Diese Bestimmung ist 
bereits mit Artikel 6 bereilligt worden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 42 Abs. 3 
Antrag der KommissIOn 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Leu 
Arzneimittel fur Nutztiere, welche nach Formula maglstralis 
(Art. 9 Abs. 2 Bst a) hergestellt werden, dürfen verschrieben 
oder abgegeben werden, wenn die Bedingungen des Veteri­
narformulanums eingehalten sind. 

Art. 42 al. 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Proposition Leu 
Les medlcaments pour animaux de rente, qUi sont produits 
d'apres une formule magistrale (art. 9 al. 2 let. a) peuvent 
etre prescrits ou remis si les conditions du formulaire veteri­
naire sont remplies. 

Leu Josef (C, LU): Melll Kollege Ehrler und ich haben in der 
letzten Debatte im Nationalrat zu diesem Geschäft Antrage 
bezüglich Missbrauchsbekämpfung, einheitlichem Vollzug 
und Verhinderung eilles Arzneimittelnotstandes bel einigen 
Tierarten eingereicht Eill Ruckzug erfolgte damals, gestutzt 
auf Ihre Zusage, Frau Bundesrätin, dass der Ständerat die 
Problematik nochmals aufrollen werde Ich kann heute mit 
Befnedigung feststellen, dass der Standerat die Lucken Im 
Gesetz erkannt hat. Der Standerat hat die Anliegen aufge­
nommen und Verbesserungen Im Bereich der MIssbrauchs­
verhütung und des Vollzugs angebracht. Dafur danke ich 
dem Standerat. Insbesondere Standerat Franz Wickl, aber 
auch Frau Bundesrätlll Dreifuss und Ihrem Stab sowie der 
natIonalratlichen KommiSSion. 
Trotzdem scheinen mir aktuelle Mangel 111 der TIerarzneimit­
telversorgung und Im Bereich Gefahr fur weitere Notstande 
im Heilmittelgesetz noch nicht gänzlich behoben. Der Geset­
zestext ermbglicht es je nach Interpretation mcht oder nur in 
geringem Masse, etwas gegen den Arzneimittelnotstand und 
die damit verbundenen Folgeprobleme zu unternehmen. Als 
Folge sehen wir eine ungenugende Versorgung der betroffe­
nen Tiere oder illegale Praktiken. 
Mit meillem Antrag schlage ich ausdrücklich die Schaffung 
eilles veterinarmedizinischen Formulariums vor, nach wei­
chem auch fur Nutztiere rezeptiert werden kann. Statt Magi-
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stralrezepturen für Nutztiere unter Umstanden zu verbieten, 
wie dies der Ständerat in Artikel 42 Absatz 3 vorsieht, könnte 
man eben eine flexiblere Lösung In Erwagung ziehen, ncim­
lich eine positive Formulierung, wie Ich sie vorschlage, die 
auch In etwa der EU-Regelung entsprechen würde. 
Die vom Ständerat beschlossene Regelung wurde nämlich 
über kurz oder lang zu einem unnötigen Verbot führen. Ohne 
die Anforderungen an die LebensmittelsIcherheit einschran­
ken zu wollen. Es braucht für diese belegbare und an sich 
unbestrittene Situation unbedingt praktikable Losungen. 
Denn sonst tritt ein Versorgungsnotstand ein; der Not gehor­
chend, werden illegale Anwendungen zur Norm, oder Tiere 
können nicht korrekt behandelt werden - ich erinnere an den 
Tierschutz -, was Ja nicht im Sinne dieses neuen Gesetzes 
sein kann 
Je nachdem, wie Ihre Antwort ausfallen wird, Frau Bundes­
ratin, bin Ich allenfalls auch bereit, meinen Antrag zuruckzu­
ziehen. Ich mochte Sie auch einladen, sich in Bezug auf die 
zeitlichen Verhältnisse zur Verordnung zu äussern. Wenn 
Sie sagen könnten, ob die Verordnung raschestmögllch in 
die Vernehmlassung geschickt wird, wäre ich Ihnen sehr 
dankbar 

Suter Marc F. (R, BE), für die KommiSSIOn Wir haben be­
reits bel Artikel 9 darauf hingewiesen, dass das HeIlmIttelge­
setz nun auch den Bereich der TIerarzneimittel umfasst 
Herr Leu hat bel Artikel 42, wo diese Zulassung und die Art 
und Weise der Verschreibung im Tierarzneimittelbereich nä­
her geregelt werden, noch eine neue Formulierung zu Ab­
satz 3 beantragt. 
Wir haben diesen Antrag In der Kommission nicht behandelt; 
wir waren auch einhellig der Auffassung, dass Artikel 42 mit 
dem zusatzllch vom Standerat beschlossenen Absatz 3 eine 
hinreichende Grundlage bietet, um den Anliegen der Sicher­
heit, des Gesundheitsschutzes und des Lebensmittelschut­
zes Genüge zu tun. Insbesondere waren wir der Auffassung, 
dass es dem Bundesrat obliegen sollte, die Verantwortung 
zu übernehmen, wenn ein Verbot zur Abgabe von Tierarz­
neimitteln ausgesprochen werden muss. Dieses Verbot soll 
rasch erlassen werden können, und dies wird sicher nach 
tauglichen und korrekten Kriterien vonstatten gehen, wenn 
der Bundesrat es fur nötig befindet, die Notbremse zu zie­
hen. Wir denken, dass mit dieser Formulierung, die ja eine 
Kann-Bestimmung ist und die Kompetenz des Bunderates 
verankert. gewahrleistet wird, dass in Ausnahmesituationen 
die nötigen Verbote ausgesprochen werden können Der 
Bundesrat wird sicher nicht ohne Not ein Verbot ausspre­
chen, sondern nur wenn diese Sicherheitskriterien zum Tra­
gen kommen müssen Deshalb denken wir, dass die sehr Ins 
Einzelne gehende Umschreibung und weitere Konkretlsie­
rung der Verschreibungsart, wie sie Herr Leu beantragt, 
über das Ziel hinausschiesst. Eine solche Regulierung ist al­
lenfalls auf Verordnungsebene vorzunehmen. 
Ich bin gespannt, ob Herr Leu, vielleicht auch gestützt auf 
die Antwort von Frau Bundesrätin Drelfuss, seinen Antrag 
zuruckzieht. Was den Inhalt betrifft - er hat es gesagt -, be­
steht namlich im Wesentlichen kein Unterschied ZWischen 
seinem Antrag und der standeratlichen Fassung von Arti­
kel 42 Absatz 3, der sich unsere KommiSSion angeschlossen 
hat 

Dreifuss Ruth, conseiliere federale Je commence par la 
derniere question que m'a adressee M. Leu qui etait de sa­
voir quand on pouvait esperer avolr I'ordonnance. Pour une 
loi aussi complexe que celle-Ia et qui, pour la Confederatlon, 
est un nouveau domalne, pUlsque juSqu'3 present il etait en­
tierement entre les mains des cantons, le nombre d'ordon­
nances a revlser mais aussi 3 redlger, est bien sür tres 
grand. Nous allons nous concentrer d'abord, avec mes col­
laborateurs et collaboratnces, sur les ordonnances de mise 
en vlgueur de la 101 - ce que nous appelons, entre nous, le 
paquet 1 La mise en vlgueur aura donc la priorIte absolue, 
pUlsque nous esperons que la loi pourra entrer en vlgueur le 
1er Juillet 2001 Ceci est tres Important pour pouvolr mettre 
en place le nouvellnstltut 

Tout ceci implique evidemment un paquet 2, ou il sera ques­
ti on de reprendre chacun des points pour lesquels vous 
avez accepte de deleguer des responsabilltes au Conseil fe­
deral. L:artlcle 42 fera donc partie du paquet 2, et non du 1. 
Le deuxieme paquet necessitera vraisemblablement deux 
ans, peut-elre meme davantage, pour eire Integralement 
mls en pi ace. En cas de besoin et en dlscutant avec nos par­
tenaires nous pourrions eventuellement anticiper I'un ou 
I'autre de ces elements, dans la mesure ou il y a urgence. 
Je ne dirais pas que, dans le domaine souleve, iI y alt effec­
tlvement ce caractere d'urgence ou que, au contraire, ce ca­
ractere soit enleve Mais ce travail sera fait seulement 
lorsque la loi sera acceptee, II s'agira alors de savolr dans 
quels domaines nous devons deja, parallelement a la mise 
en oeuvre de la 101, mettre en place les reglements par voie 
d'ordonnance 
Je ne peux donc pas vous donner d'assurance Au plus töt, 
cela pourralt etre dans une annee, au plus tard dans un hori­
zon de trols ans 
C'est la raison pour laquelle Je vous recommande effective­
ment de vous tenlr fermement a votre proposition Si je com­
prends bien les choses, II vaut beaucoup mieux pour eviter 
justement tout risque de penurie ou de blocage therapeu­
tlque - SI vous me permettez cette expression -, ne pas 
poser ICI les condltlons du formulaire. Car celui-ci aussi de­
mandera du temps pour etre operationnel. 11 vaut beaucoup 
mleux, au contraire, s'appuyer sur les possibilites donnees 
par une procedure simpliMe d'autorisation, selon I'arti­
cle 14. dont nous avons discute tout 3 I'heure, afin d'aglr et 
de reglementer les choses de fayon sou pie, pour tenir 
compte des besoills. 
Nous pensons egalement que I'admlnistratlon de medlca­
ments aux animaux de rente peut avolr un effet sur la chaine 
alimentaire, d'ou le lien avec d'autres legislations, par exem­
pie celle sur les denrees alimentaires. Nous n'aimenons pas 
qu'un animal soit traite d'une far;;on certes adequate pour lui 
dans le traitement de la maladie X, mais dont les effets en­
sUite sur la chalne alimentaire seraient prejudiclables 3 
I'homme. C'est ce probleme-la que nous essayons de pren­
dre en cOllsideration ICI afin de garantir la securite. Nous 
sommes peut-etre un peu trop centres sur nous-memes et 
pas assez sur le reste de la nature. Pourtant, notre respon­
sabillte est bien la: eviter que I'homme pUlsse etre touche 
par le traltement que I'animal aura subi au premier chef. 
Cest donc en liaison avec la securite des denrees alimen­
tal res que nous aurons certainement a aglr tres rapidement 
pour donner une certaln nombre d'indlcations 13 ou nous 
souh8llons qu'une Interdiction prevue pUlsse etre appliquee. 
L.:idee, c'est vraiment securite humaine au premier chef. Tout 
le reste peut etre mls en place selon les regles generales de 
la 101. 
Dans ce sens-la, Je craindrals presque que votre proposition 
ne ralentisse encore, dans le cas precis, I'application d'un 
traltement 

Leu Josef (C, LU): Frau Bundesrätin, besten Dank für Ihre 
Ausführungen Sie veranlassen mich nun, meinen Antrag 
zurückzuziehen. 

Polla Barbara (L, GE): Madame la Conseillere federale, j'ai 
bien entendu vos arguments. Est-ce que la formulation de 
I'alinea 3 teile que decidee par le Conseil des Etats, a la lu­
miere des explicatlons que vous nous avez donnees, ne de­
vrait pas etre <d'autorlte competente» plut6t que «Ie Conseil 
federal peut Interdlre la prescriptlonl>? 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: J'ai le sentiment que, 
Justement, le lien avec la loi sur les denrees alimentalres jus­
tlfie que ce soit la meme unite politlque qui prenne les deci­
sions Car, dans ce domallle, c'est blell la Confederatlon qui 
agit La loi sur les denrees alimentaires est une loi federale 
et. dans ce sens-la, je trouve justifie que ce soit le Conseil 
federal, c'est-a-dlre la meme unite, qUI puisse Interdire la 
prescriptlon et la remise des medicaments egalement pour 
les animaux de rente. SI j'al bien compris votre question, 
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c'est en tout cas la premiere justificatlon qui me vlent a I'es­
Prlt. SI vous m'en laissez le temps, j'en trouveral peut-etre 
d'autres, ou alors trouveriez-vous des arguments contraires 

Präsident (Hess Peter, Prasldent): Herr Leu hat seinen An­
trag zu Artikel 42 Absatz 3 zuruckgezogen 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commlssion 

Art. 43a; 44 Abs. 4 
Antrag der KommIssion 
Zustimmung zum Beschluss des Standerates 

Art. 43a; 44 al. 4 
Proposition de la commiss/On 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 56 Abs. 3-5 
Antrag der KommIssion 
Zustimmung zum Beschluss des Standerates 

Art. 56 al. 3-5 
ProPOSItIOll de la commiss/On 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Maury Pasquier Lillane (S, GE), pour la commlssion: Le 
Conseil des Etats vous propose dans cet artlcle une formu­
latlon clalre pour dlre, dans le domalne des commlssions 
d'ethique, ce qUI est de la competence de la Confederation 
et ce qUI est de la competence des cantons. 
Notre commlsslon y est apriori favorable; elle a toutefols 
discute notamment sur l'insecurite qui pourralt resulter d'une 
declslon d'une commlsslon d'ethique locale qUI ne serait pas 
celle de commisslons d'autres cantons Mais ayant reyu I'as­
surance que le Conseil federal definirait, dans ses condl­
tions-cadres, une commission d'ethique preponderante dont 
les decisions dOlvent, en regle generale, etre suivies par les 
autres commlssions, notre commission vous propose d'ad­
herer a la decislon du Conseil des Etats. 

Angenommen - Adopte 

Art. 59 
Antrag der KommissIOll 
Zustimmung zum Beschluss des Standerates 
ProposItion de la commisslOn 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 64 Abs. 1, 3 
Antrag der KommIssIon 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 64 al. 1, 3 
ProposItion de la commisslOn 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Suter Marc F. (R, BE), fur die Kommission: Namens der Kom­
mission möchte ich hier eine Präzisierung anbringen, die fur 
die Praxis doch von Wichtigkeit Ist· 
In Artikel 64 Wird geregelt, dass das Institut fur Dienstleistun­
gen, die es zu erbringen hat, auch das Recht hat, Gebuhren 
zu erheben Diese Kosten soll es also auf die Nachsucher 
von Bewiliigungen abwalzen können Das ist bel Arzneimit­
teln richtig, das wird auch gepruft. Es kostet etwas, und die 
entsprechenden Anmelder sollen das auch bezahlen. 
Etwas anders verhält es sich aber mit den MedizInproduk­
ten, die Im Gegensatz zu den Arzneimitteln keiner BewIlli­
gungspflicht, sondern nur einer allgemeinen Überwachungs­
pflicht unterstehen Dort rechtfertigt es sich nicht, Gebühren 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

zu erheben, soweit nicht ein Medizinprodukt, bei dem Män­
gel festgestellt worden sind, aus dem Verkehr gezogen wer­
den muss. Nur dann Ist es für Medizinprodukte richtig, wenn 
entsprechend Gebuhren erhoben werden. 
Wenn es aber um die allgemeine Zulassung von Medizinpro­
dukten auf dem Markt geht, deren Voraussetzungen ja In Ar­
tikel 4 Absatz 1 Litera b des Gesetzes umschrieben sind, 
rechtfertigt Sich eine allgemeine Gebuhrenpflicht nicht, das 
wäre übertrieben. Ich nehme ein Beispiel: Wenn ein Roll­
stuhl - ein Medizinprodukt - auf den Markt kommt, muss 
nicht speZiell geprüft werden, ob dessen Pneus oder der 
Rollstuhl als Ganzes sIcherheitstauglich sind. Wenn dort 
also keine Abklarung vorgenommen werden muss, soll die­
ses Produkt respektive der Vertreiber dieses Produktes auch 
nicht mit Gebuhren belastet werden Dies soll nach Meinung 
der Kommission nur dann der Fall sein, wenn in diesem spe­
Ziellen Fall Mangel festgestellt wurden und ein Verfahren 
durchgefuhrt werden musste, das dann entsprechende Kos­
ten auslöste Nur in diesem Fall würde es Sich rechtfertigen, 
Gebühren zu erheben. Die Gebuhrenpflicht soll hier aber 
nicht zur allgemeinen Regel werden, ganz im Gegensatz zu 
den Arzneimitteln, wo die Gebuhrenpflicht Immer ausgelost 
Wird, wenn ein Verfahren durchgeführt werden musste. 

Angenommen - Adopte 

Art. 66 Abs. 1; 70; 87 Abs. 1 Bst. C, 1bis, 5; 92 Abs. 2, 3; 
93a; 94 Abs. 4, 6 
Antrag der KommiSSIon 
Zustimmung zum Beschluss des Standerates 

Art. 66 al. 1; 70; 87 al. 1 let. c, 1bis, 5; 92 al. 2, 3; 93a; 
94 al. 4, 6 
PropositIOll de la commission 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts 
Abrogation et modification du droit en vigueur 

Ziff. 4 Art. 4 Abs. 1; Ziff. 9 Art. 52 Abs. 1 Bst. b, 
Art. 92 Bst. d, Art. 93 Bst. d; Ziff. 11 Art. 2 Abs. 5 
Antrag der KommiSSIon 
Zustimmung zum Beschluss des Standerates 

eh. 4 art. 4 al. 1; ch. 9 art. 52 al. 1 let. b, 
art. 92 let. d, art. 93 let. d; eh. 11 art. 2 al. 5 
Propositioll de la commission 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 
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Heilmittelgesetz 
Loi sur les produits therapeutiques 

Differenzen - Divergences 

Botschaft des Bundesrates 01 03 99 (BBI 1999 3453) 
Message du Conseil tederal 01 03 99 (FF 1999 3151 ) 

Nationalrat/Conseil national 08 03 00 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 08 03 00 (Fortse1zung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 13 03 00 (Fortsetzung - SUite) 

Standerat/Consell des Etats 27 09 00 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 30 11 00 (Differenzen - Dlvergences) 

Stimderat/Consell des Etats 07 12 00 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 15 12 00 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Standerat/Consell des Etats 15 1200 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BB12000 6115) 
Texte de I'acte leglslatif (FF 2000 5689) 

Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte 
Loi federale sur les medicaments et les dispositifs medi­
caux 

Art. 5 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 5 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Beerli Christine (R, BE), fur die Kommission: Auch bel die­
sem Geschäft beantragt Ihnen die Kommission überall, sich 
dem Nationalrat anzuschliessen. 
Ich kann zu Artikel 5 ausführen - das ist die erste Diffe­
renz -, dass es sich hier um einen Fehler auf der Fahne han­
delt. An und für sich haben wir schon das letzte Mal wie der 
Nationalrat entschieden, aber es wurde auf der Fahne falsch 
festgehalten, so dass wir jetzt formell, damit alles in Ordnung 
geht, diesen Entscheid noch einmal fällen und uns dem Na­
tionalrat anschliessen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 10 Abs. 1 Bst. b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 10 al. 1 let. b 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Beerli Chnstine (R, BE), für die Kommission: Auch bei Arti­
kel 10 bitten wir Sie, sich dem Nationalrat anzuschilessen. 
Es wird einzig ein kleiner Zusatz beigefügt, den wir auch im­
mer befürwortet haben, dass nämlich die Grosshandelsbe­
wililgung von «der zuständigen Behörde» zu verfügen seI. 

Angenommen - Adopte 

Art. 14 Abs. 2, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 14 al. 2, 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Es handelt sich 
um den Artikel, der wohl bei der Beratung dieses Gesetzes 
am meisten zu diskutieren gegeben hat. Ihre Kommission 
und Ihr Rat haben anlässlich der letzten Beratung den Weg 
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vorgespurt. Der Rat hat sich für ein Konzept entschieden, 
das in weiten Teilen «verhält» und vom Nationalrat in den 
weitesten Teilen übernommen worden ist. Der Nationalrat 
hat in einigen wenigen Punkten noch Änderungen angefügt, 
die wir Sie bitten zu übernehmen. 
Wir bitten Sie, bei Artikel 14 integral der Fassung des Natio­
nalrates zu folgen. Der Nationalrat hat namentlich noch ein­
mal die Frage des Verhältnisses des Schutzes des Erst­
anmelders zum Patentschutz diskutiert; er hat eine Doppel­
spurigkeit festgestellt und sich darauf geeinigt, einzig den 
Patentschutz zu verankern. Wir sind mit dieser Änderung 
einverstanden. 
Zusätzlich hat der Nationalrat festgehalten, dass die Einzel­
heiten vom Bundesrat zu regeln sein werden. Die Einzelhei­
ten der Geltendmachung des Patentschutzes sind vom 
Bundesrat in einer Verordnung zu regeln. Wir sind auch mit 
diesem Zusatz einverstanden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 25 Abs. 3bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 25 al. 3bis 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Beerli Christine (R, BE), für die Kommission: Hier handelt 
es sich auch einzig um eine kleine Ergänzung, mit der wir 
ebenfalls einverstanden sind. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Dans ce cas, j'aimerais 
ajouter un mot po ur que I'on comprenne bien. La tache qui 
incombera au Conseil federal est de determiner dans quelle 
mesure des droguistes titulaires du diplome tederal peuvent 
remettre tous les medicaments non soumis a ordonnance. 
t.:intention du Conseil federal est de ne pas encourager le 
risque de confusion entre la profession de pharmacien et la 
formation de droguiste. Sa ferme intention est de veiller a ce 
que dans les cantons, en general plutot campagnards, qui 
ont institue ce type de derogation - car la prescription de 
medicaments par le medecin est frequente et le nombre de 
pharmacies bas -, cette pratique traditionnelle suisse se 
poursuivre. Et dans des condltions analogues, mais tres 
strictement definies, cela pourrait iHre egale me nt le cas 
dans d'autres cantons. Mais I'intention du Conseil federal 
n'est pas, en determinant les conditions dans lesquelles ce 
droit est accorde, d'aller dans le sens d'un elargissement de 
la confusion des roles entre droguistes et pharmaciens. 

Angenommen - Adopte 
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__ htJ~enber.ger • CLU 

Maillard = S VD 
Maltre + , C GE 
Martetan I + ' C VS 

----, - ----
Martl Werner ._~ = .~,~: 
Maspoll • , - TI 

Mathys 1

" 

V ,AG 
Maurer • V ZH 

Maury Pasquler . __ 1= ~~~ 
Meier-Schatz , = , C SG! 

__ ~enetrey Savarl' = . G VD 
Messmer + R TG: 
Meyer Th~rese + C FR 

Morgelt 1 + _~~ 
.~ugny, G GE 

Müller Ertch + R ZH ---------
Muller·Hemml S ZH 
Nabholz .- --:;:-:RZH' 
~c:.k.._.--~"CVo 

Oehrlt + V BE' 
-Pe-dnna = S TI' 
Pelll+ IR TI ----
Pfister Theophll + I V SG 
Polla T":;: L GE 
Raggenbass - - -+t-ciTG 

-=-R~~9~gger + -Ff:ss 
Rechsteiner Paul = S SG 

-Rechstelner-Basel = S iss 
Rennwald = S, IU 
Rlklln - ----i-+i-O;C-+Z:O;H-;l 

Robblanl -. ';;' rcr:n 
Rosslnl ~:S'vS 
..B~_. __ . I' ! L vB' 

Sandoz Marcel : + R VD, ------ -- .. ---~---;-;-tn;::: 
Schenk + ~ V. B~ 

""§c:,herer Marcel + : V ZG 
SChE)_ur,erRemy .• , L N EI 
Schl,lJ,er._ I + 1 V ZHj 

~·~S~c~hm~ld~O~d~IIO~--~;~IC-~~ 
Schmied Walter. : -1:;_'( ;~E 
Schneider ,+ R BE' 

T--~- --, 
l-Sc:hw.<la_~_ .. __ . __ . ,= S VD 
I Seiler Hanspeter' '-1 Ji"v BE 

Siegnst i~-;-v G 
Slmoneschl·Cortesl t :;:Tc 111 
Sommaruga - ~-'~-s BE 
Speck _"- '11.,_ G 
Spielmann = - ,GE 

--tv~ 
Spuhler .• , V TG 
Stahl f+'V IZH, 

, Stamm Luzi j -+- . R Ä'G: 

...§!elneJLg~.':. ___ -_J±_h~ @ 
Stelner . + I R SO 

~:~~~er-'-' 'T~t] 1~ 
. Stump i = . S . G 
~"S-uter I + -R BE 

Teuscher j =-.$BE 
i Thanel - , SjZH' 

~~I~:~ns_,' :++_'m~r]~R~,v~L'~~-~ 
~.J':.rtPO~3 ;--__ _ 
, Tschappat 
, Tschuppert '::;:-1'1 LU 

Vallender ! ';:-'-R~ARi 
~--- '---,--
l Vaudroz Jean-ClaUde-+:'-'~i1'~ 
I Vaudroz Rene _ ._._ 1-+:._B VD 

~~~I:~~-----~---~~i~ @ 
vVaj)er--ChrlSt~-:;:TO BEI 

Walker Fellx .. '1"c: 1s~ 
Walter Hansjörg + V 11"G 
~fluh _.--_ ~+r'Z l~[O 
! Wasserfallen • : R BE 
Welgelt---· :;:~ SG 

Weyeneth + ! V"BE 
, Wldmer = S 'CUI 
'Wldrtg *-c $Gi 
Wlederkehr*U ZH 
Wltt8llWller-----.;:--R SG 

W'iss Ursula = S BE. 
Zäch.-J:.....f Gi 
Zanettl = S SOl 

~·6;~~en.~~~_ ~ 
I Zlsyadls . ". .. - [v.oi 

ZUPPlger + V ZH, 
. Zwygart - : = . D -BE" 

+ ja / OUI I si 
nein / non / no 

• entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen! n'ont pas vote / non ha votato 

o enth. / abst. / ast # Der Prasldent stimmt nicht! Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
IGe-samt ; Cömpi~te/TL;ttol 
! ja / OUI! SI 11061 l nein / non / no I 65 i 

I 
~nth. ii:lbs'-/<lSt_~ ____ .L..Jl.....J 
L entSChuldigt / excuse / s(;usato I 28 I 

Fraktlon/ Groupe I Gruppo 
Ja/oul! si 
nein / non / no 
enth ! abst / ast 

f-------- .-
, entschuldlgt/ exc~se I scusato 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de ou!' Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein I Slgnlflcatlon de non' Antrag der Minderheit (Goli) 

--
C D 
28 0 

-~ -"-

3 0 
0 0 
4 0 

'-, 
F, G LI R S iCTCV= 
0 0 4 37_.Cl I 1 35 1 
0 9 0 0 48! 3 0 21 

o , 0 0 0 0
'

0 0 0 ' -0 i1 2 6 4 1 8 2 ---
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Ref.0241 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesgesetz uber Arzneimittel und Medizinprodukte (HeIlmittelgesetz, HMG) 
Objet: Loi federale sur les medicaments et les dlsposltlfs medicaux (Loi sur les produits therapeutiques, LF'T) 

Gegenstand: Art. 2, Abs. 1, Bst. c 
Objet du vote: 

Abstimmung vom I Vote du: 08.03.2000 12:30.16 

._~ePtJII...Wartll1ann_J_++~ ~ -~!-~~~~~~:JUrg ----f~~ Kofmel . -~ * R sa 
.K .u_.n ... z_ = , V wJ 1~t::~01td Odilo ___ "±.S~VS-

Aeschbacher * U ~ I Schmied Walter = V BE 
Antilie-- ~~~~-~-I*- R VSi 

- ~i~~~~fv;r~ar - --.: ~ ~~, 
: Banga + S so 
i-Sangerter - ----- = R BE 

" Baumann Alexander ~- -v1'"<3" 
Baumann Ruedl * G BE 
Baumann Stephanle + S BE 
Beck + L VD' 
Berberat + S NE 
Bernasconl + R GE' 

~.- ---_. - ~--- --~- --------
I Bezzola = R GR 
i Bigger = V SG 

Bignasca * - TI 
Binder = V ZH 
Blocher '* V ZH, 
Borer = V SO 
Bortoluzzi = V ZHi 

-Bosshard~ + R ZHl 
. ··~·.c..c·-.cc-~----t--+-;-;-I~ 
, Brunner Tonl = V SG 
Bugnon_;= V VD 
BLihlmann + G LU 
Buhrer -----~*R SH 

Cavalli + S TI. 
Cha.pPWs------~~_j+ S FR: 

~~;------I-~ ~ ~~ 
Chnsten I = R VD 
Clna * C VS 
Cuche .. -' G NE 

----
de J2"rdel I * S GE. 
Decurtlns : + C GR 
Dormann Rosemane + C LU 

.- DOfmonci-Marlyse- + S VD 
Dunant - . --- + V Bs 
~-.~~Pia_z-- * R GE 

Durrer + C .VI 
Eberhard C SZ 

EgerSzegI--- --- ---- + -R AG 
EJ~gly . + L GE 
Ehrler T+ C AG 

Engelberger R -"" 
Estermann ;-+- C LU 
~n--- T+ L BS 

Fasel ! + G FR' 
Fassler . I + S S(3~ 
Fatteb~___ • * \f \f~ 
Favre I * R VDj 

Fehr Jacquellne . + S ZHI 
Feh! l,1§~et~ ___ . + V ZHI 
Fehr Mano + S ZHI 
Fetz * S iBS' 

..flschE!r .. §,E'engen 
Fohn 
Freund 
Frey Claude 
Frey Walter 
Gadlent 
Galll 

+' R AG 
~. V SZ 

= V AR 
* ,R :NE 

= C BEI 
Garbant + S NE 
Gendottt = . R TI 
Genner + G ZH 
Glezendanner *-r V'iAGi 

-_~~~C"~-,~~s_-o _~n~~-.-~-__ --4L'"C~'-'~ ~; 

Gonseth + G .§.L, 
Grobet S GE 
Gross Andreas- i * , S 'ZH 
Gross Jost + S TG 
Gutsan___ .+_. R VD 
Günter + i S BEI 

. Gutzwilier I + R ZH 
------

_Gysln Hans Rudolf R BL 
GYStn Remo i + S BS 

+isizi:f H 
H 
H 
H 
H 

----_. 

aenng BlndE;r 
aller 
ammerle 
assler 
eberlein ---- --
egetschwetler H 

H 
H 
H 

elm 
ess Berhard 
ess Peter 

. --

.. -
---:;-. V BE 

~-- ~ 

:r..S GR 
=i,.'{ßR 
+IR ZH, 

,= R ZH +- SO ' + C 
= "BE 
+ C ZG ---_. ------ "c SG' ess Walter + H 

H ofmann Urs 
II Ho e stein 

Hubmann 

: + I~ 
I 
~ 

! * G SG 
+. S ZH 

n 

------, 
Imhof + C BL 
Janta--'k _____ +--+~;S BL 
Joder = , V:BE 

---t-~ 

, Jossen + SI'/S 
Jutzet , + i S IFR, 
Kaufmann ' = ~v-rZHI 
Keller Robert. =-V t81 
Koch L.+ ~'~Ijj 

------,- -- - --
Kurrus + R BL 

----- ---- -.---r--cr-u Lachat ' + 
Lallve d'Epln~Y_ + R SZ~ 
Laubacher -- V:LU' 

Lauper 
-- c-.:;;- e FR 

Leu + C LU 
------ - -4 

_ Leutenegg.er HaJo '+ R ZG 
_l",eutenegger_ Susanne+ S BL 

Leuthard 
Loepf~_. __ 
Lustenberger 
Matllard 
Mattre 

+ C V\G 
, --I C AI 

* C LU 
+S;VD 
+ C GE 

Manetan * 1 C VS 
Mart'":l W~e-rn-e-r--------i-'-+-S~G~L 

.. M._as_~po_.I.1 * , - TI 
Mathys * V AG, 
Maurer I * V ,ZH 

------r-+~== 
_ Maury Pasquler + S GE 
Meier-Schatz + C ,SG 

~M~e~n~et~r~e~~s~~~va-r-y-~+~- G'VO 

Messm_~e~r~~ ___ ~,_=_'~R~~~IG~ 
Meyer Therese ; + C FR 

_ Morg~. _______ -*_'--c-;-;-V~tY;;-H;=I 
.Jv1.u.g rlY'-~-----f-' +-+~G~.G==E' 

Müller Ench * R ZH 
Muller-Hemmt + S ZH 
Nabholz = R 'ZH 

. Nelrynck . :-;--iCVo 
_~~oc·::e·~hLr-,,-l'-'t_:::":_:"'_-~_-_-_-_~.-_ .:...=--_-=--V f% 

Pednna + S TI! 
Pellt -. =' R'TT 

-P-f-ls-te-r-T-he0tJh;:-,---. =--+: -;-V±S~G 
Pol la- : *'La-E 

--'CCR"'aCCgg=-e-n-cb-a-s-,,---· --'-"ci-ffi 
Randeg_ger + R .BS 
Rechstetn'-e--r-cP:-a-uC"1 -+--:::-*+':S:-'::;S=G

' 
Rechstetner-Basel + Itts 
Rennwald + S IU 

+ C tzH 
-R-o-b~ant-----~+-+~C~~T~I, 
--''''Rcco-=-ss-=-l'''nC-'1 '-------t.;:·,·SVS 
-:::'R-'-ueC.y~--.-_ --.--- r *LVo 

Rlkltn 

Sandoz Marcel = R VOi 
Schenk' ~ v BE' 
~herer M~~"-fB: = ! ~ 

Scheur.erRemy -----*--L N.E 
Schluer = V ZH 

+ Ja / OUI / si 
nein / non! no 

* entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / ab se nt / assente 
hat ntcht tetlgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

o enth. / abst / ast # Der Prasldent sttmmt ntcht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
Gesamt / Complete / TUttO_ ['-Fraktton / Groupe / Gruppe; 

. ~ 

C D F :G L R S U 
~/ OUt/St. ' i 00-1 i Ja / oUIJ~i 20 0 0 7 3 17 46 3 

netn / non / no . 49 I 
enth / abst / ast 0 

~schuldtgt / excuse / scusato.; 5ci -, 

netn / non / no 2 0 0 0 0 15 OrO 
enth / abst / ast 0 : 0 0 0 0'0 010 
entschuldigt / excuse / scusato 

r 
3 11 612 13 0 o L3 

Bedeutung Ja / Stgnlftcatlon de OUI Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Netn / Slgnlflcatlon de non Antrag der Minderheit (Valiender) 

Schneider + R BE 

V -
2 2, 

~ 

1001~J 

Nattonalrat. Elektrontsches Absttmmungssystem 
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Ref.0244 
CONSEIL NATIONAL NATIONALRAT 

Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nomlnatlf ProcEls-verbal de vote 

Geschäft: Bundesgesetz Liber Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) 
Objet: Loi federale sur les medlcaments et les dlsposltifs medicaux (Loi sur les produits therapeutiques, LFT) 

Gegenstand: Art. 10, Abs. 1, Bst. abis 
Objet du vote: 

Abstimmung vom I Vote du: 08.03.200013:07:47 

:AePpIIWartma':!n ___ ,:--~~ 
: Aeschbacher * U ZH; 

Antille * R VS! 
. Baader Caspar -,../ sLI 

BaderETvlra - - C SOl 
-------

I Banga + S SOl 
I Bangerter R BEI 

Baumann Alexander V 1'<31 
'-Säumann Ruedl + G BEI 
: Baumann Stephanle + S BE 
, Beck = L VD 
-Berbe-rat-------- - -;-'8* 
~conl· --- ----~ RGE 

Bezzola * R GR -----------
Bigger V SG 
Bignasca * - TI 

~Blnder --- V 2H 
i Bloche-r -------- = v ZH 
i Borer------~VSO 

Bortoluzzi V ZH 
Bosshard R ZH 

~B~ru~n~ne=r~T~o-n-I--+-~~V SG 

Bugnon V VD 
·--Suhlmann * G LU 

Buhrer 1-:;; R SH 
Cavalll ,+ S TI 
ChappUls '+ S FR 
Chevrler ! * C vs 
ChiffeIle -- i * S VD 

----------
Christen I * R VD 

C-In-a--------l ;-C'VS 
Cuche ,* G NE 

---~--_. -
de Dardei * S GE 

__ Qe:c:uri~n~~=--~-CGR 
Dormann Rosemarle, = C LU 
Dormond Marlyse i + S VD1 

-Dunant V BSi 
----~----- ---- --~ 

Dupraz * R GE 
Durrer * C W 
Eberhard * C SZ· 
Eger~~~QI==-_- -- ~R AG 
Eggly L GE: 
Ehrler * C ~Gj 
Engelberger * R W, 
Estermann C CÜI 

Eymann = L BS 
Fasel ---.- G F-R 
Fässler + S SG 
Fattebert * V VD 
Favre * R VD __ J _ 

-------- - -
* ',J"ZH] Fehr Hans 

Fehr Hans-Jurg + S SHI 
_ Fehr Jacquel!ne * S ZH! 

Fehr Lisbeth = V ZH' 
Fehr Marlo .+ S zd i.--

{fs~her-Seengen - ;~+~-~~1 
---- -- ------- -----"---+~ 

-We~nd----- ~Jy~~! 
.!rE)'LClaude ; • iRiN EJ 
Frey Walter . = V IZH' 
Gadlent V iGR 

Gall! - C IBE! 
Garbanl 

------ ---- - --

Gendottl 
+ S NEi 

,- I I 

: = R ,TI i 

G enne r-c-___ ~.+_ .9-fz-H
I
' 

Glezendanner .' V .AG 
Glasson : * R .FRI 
Glur V lAG]! 
Goll_c--_ : + S IZH1 

_ G_()ns_e_th _____ t-I -=-++.:G:+.:;iB:-:::;L 
Grobet ' * I S 'GEi 

-G-ro-s-s Andreas----*T§ 'zFi 
Gross Jost + I S TG 
GUlsan = : R VD 
--------~---

Gunter + . S BE 
Gutzwiller---- ~i RZH 
-----------~-. 

Gysln Hans Rudolf = R BL 
Gysln Remo + ! S BS 
Haenng Binder + S ZH 
Haller = . V BE 

Hammerle----- + : § -G R 

Hassler = V GR 
Heberlein = R ZH 
J::I_~g~tschwelier __ • I R IZH 
Helm =: c SO 
Hess Berhard = - BE: 
Hess Peter i = C ZG 
Hess Walter . = C SG 

~oTrnan-nTJ;:S---~+ SAG 
, Hollenstein . = G SG 

~~~~:'O==- ~t! 
~1°·~lf,f! 
Kaufmann ! = I V IZH" 
Keller Robert i = i V ZH 
I:5Qcl1__ ____ _ 1_+ ~.§~ _ 

Kofmel • R SO 
Kunz V LU -------
Kurrus RBL 
Lachat C IU 

__ L~llve _~'_~RI~ay_ :; -R 'si 
Laubacher V--CU 
Lauper • C FR 
Leu___ ______ ..:... C~L.LJ 
Leutenegger Hajo ] = R ZG 

_heutenegger Susanne+ S BL_ 
Leuthard = C AG 

-Loepf-e -----;-"CAI 
Lustenberger----- - cTu 
Malilard + S VD 
Maltre C GE 
Marletan • C VS 

-- rv1artIWeme-r----- --:;:- S GL 
----------------- --- --- ----

Maspoll - TI 
- Mathys ------- - -* -V AG 

Maurer • V :ZH 
-~Xaury-PaSqul8r- -+ S-GE 
Meier-Schatz C :SG 

__ M~netreys.ivi~y + Ci]YD 
Messmer R ITG 
Meyer Therese C !FR 
Morgeil_~_ __ -~ 
Mugny + G GE 
Muller Erlch * R1ZH 

Muller-HerTlnll--+ .SlzH 
-NabhOlz--------- -*iR-1ZH-
N~lrync~ .* IC_lVD 
Oehrl! = ' V !BE 
Pednna i + 's TI 
Pell! : = 'R TI 
p.flsterTh~.tlEtli_1 __ : = _.Y..~ 
Polla • L GE: 
RaggenQ~" _ _ = : C TG 
Randegger;iR BS 
Rechsteiner Paul : + S SG 
Rechstelner-Basel I + S BS 
Rennwald -1 + sl"iu 
Rlklln -;--;- CiZH 
Robblanl i = C. TI 

_flos,,'.n..' _ "J.+_ .~ 
Ruey • L VD 
Saiiciöz-Marcel-- ---.- FiTo 
Schenk = V BE 

Scherer Mare-ei =- V~ZG 
Scheu rer Ri§r1lZ_- • L .NE 
Schlüer;;"\TlZH 

+ ja / OUI / si 
nein / non / no 

• entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / ab se nt / assente 
hat nicht teilgenommen / n·ont pas vote / non ha votato 

o enth. / abst / ast # Der PräSident stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
! Gesamt / Complete / Tutto Fraktion / Grc;upeTGr~ppo--~-c-i D F G -Cl R S 
~-/Sl 48 

nein / non / no 82 
enth. / a--:b-s-t-/c-a-s-t -------+! ---:-1-

~oui/si :010 0 6 010 39 
nein / non / no 119 i 0 0 1 3 ! 22 0 

le.'1_tt1..LClQ~_I.~s_t_. _____ ~ 0 I 0 0 0 0;0 1 

, Schmld Odllo*C VSI 
Schmied Walter;;;-- V BEi 

'Schneider I * R BE! 
Schwaab : ;---§ vO: 

; Seiler ·;";H~a-ns-p-e-'-te-r---t-!. V~ 

Siegnst__ • V ~GI 
. S,monesch,-Cortesl*--Crfl: 
, Sommaruga i +-8TBI'=:-, 

Speck [*vlÄ"""G1 
Spielmann - L.:]~ 
Spuhle.r.____ _ = _ V jTGi 

.S.!.alll.. ----- ---- - ,,-\jl~ 
Stamm Luzi • __ R JA_Gi 
Stelnegger • R 'UR, 
Stelner 

, Strahm~ ___ --t 
Studer Helner 

: STu-mp 
'-Suler-- - ------

i Teuscher 
~hanel + S ZH I Th~~ler _________= __ -B LU 
, Tilimanns + S VD 
Tnponez---- -- j =-:..B BE-
_ TSl2.h_äJ:jp_il.t + S BE 
_ISCh~'J.ert_ __ I; -::R C.D: 
Vallender = RAR. 

J!audr(J~J~~!:I:gaud~ '._C c,;S 
Vaudroz Rene : = R VD Vermot-- ------- ;;-'§ BE 
Vollmer ::;:-'§ BE 
WaberChnStlan-- T ~-:] §.EJ 
Walker Fel!x : • i C SGi 

Walter Hansjorg "~~,'Vv-- BGE 
Wandfluh = 

Wasserfallen 
Welgelt 

, Weyeneth 
: Wldmer 
: Wldng 
. Wiederkehr 

*TR BE 
;-fR SG 

~;;;-ivlBE -t-+-r-S:LU 
I *C-:-SG 

1- --------- - --~~- - *:.ui?_f:i 
Wlttenwller 
Wyss Ursula 
Zach 
Zanettl 

, Zapfl 
: Zbmden 
: Zlsyadls 
, Zuppiger 
I Zwygart - --- - -

= R SG 
+ S BE 
= ~CAG 
+ S SO 
:--_"<::_lH 
* SÄG 
*---=-v-o 
~-]1i 

U V -
2 0 1 
1 35 1-
0 0 0 

~r1!s.c:buldlgt / excuse I scusato 168--· ! entschuldigt I excuse / scusato ,1610 0 3 }~~1_ 12,2 8 3 

Bedeutung Ja i Slgnlflcatlon de OUI Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein I Slgnlflcatlon de non: Antrag der Minderheit (Borer) 

Conseil national, Systeme de vote electronlque Nallonalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Ref. 0248 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

PrOCEls-verbal de vote 

Geschäft: Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) 
Objet: Loi federale sur les medicaments et les dispositlfs medlcaux (Loi sur les produits therapeutiques, LF'T) 

Gegenstand: Art 14, Abs. 2 
Objet du vote: 

Abstimmung vom I Vote du: 08,03.200016:24.28 

- .... __ .-._---~~~~ 
Aeppll Wartmann + S ZH' 
Aeschbacher + E ZHj 

~ Antllle'~ -- - - -- R vsl 
-----------

Baader Caspar = V BL 
Bader EIVira ~ ~~ 
Ban.9.a_ .. __ . . ,+ S SO 
Bangerter ! = R BE 

~üma'2.IlAlexarlcJirL~ v TG 
_~ilUJ1lafll'lRued_l_ 12. G BE 

Baumann Stephanle + S BE 
Beck + L VD 
Berberat + S NE 
Bernasconl = R GE 

_~ezzCJ!a __ . __ . = R (;-5 
ßigger _ = V SG, 
Bignasca * .. TI: 

Binder = VZH 
Blocher = V ZH 
Borer = V SOl 
Bortoluzzi = V ZH 
Bosshard = R ZH 
Brunner Tonl = V SG 

'.llu_grl()rl ___ ~2.~ YQ 
, Buhlmann i + G LU 

Buhrer ! = R SH 
Cavalll • + S TI 
Chappuls + S FR 
Chevner + C VS .... _-_. __ ... -_._.- . __ ..... 
Chiffeile ,+ S VD, 
Chnsten = R VD: 
Clna + C VS ------------------ --- -- --- -- ---
Cuche + G NE 

- de Dardel'---'- ~-GE 

Decurtlns = C GFt 
Dormann Rosemane + C LU; 

"Öormond Marly;;e-- -:;: S vOl 
Dunant .. - ----- V Bs 
Dupraz -.---- - R BE 

.gt,Jr~e!.__ i = C IA 
Eberhard I + C SZ 
Egerszegl : = R fAG 
Eggly ,= L GE 

._Eh!l,Elr __ . _____ '.±. ~~Q 
Engelberger ... 1 = R ."'1 
Estermann + C LU, 
Eymann .... =_ L s'S' 
Fasel + G FR, 
Fassler . + S SG; 
Fattebert + V VD! 
Favre * R VD 

Fehr Hans V ZH 
Fehr Hans·Jurg ,+ S ISH, 
F.e.hr JacCjuellne + S ~ 
Fehr Lisbeth ' = : VZH 
Fehr Mano I + : S ZH --------r---
~~~her:Seengen I: :~~~ 

- Fohn---- .. -·: = : V 'si 
Freund -----·-·+~V AR 
Frey Claüde---i * ' R NE 
Frey Walter * V ZH 

Gadient V G R 
Galll C BE-
.Gi:lrba_nl..+~S NE 
Gendottl , = R [TI 
Genner ,+ G ZH 
Glezendanner = V AG 
Glasson = R FR 
Glur = V AG 
Goll + S ZH 
Gonseth : + GIBt..: 

* 

Gross Jost + ' S TG 
--;::G-u-ls-a-n-------1-=~ R VD 

Gunter + S BE 
Gutzwilier f = R ZH 
GYStn Hans Rudolf-;:"~ R :SL' 
Gysln Remo i + ' S IBS: 

Haermg Blnder __ ..; * I S ZH] 

fia.ller __ .. _ ' = .YJB.@ 
Hammerle + S 'GR 

..Hassler _____ --=-I~gE 
Heberlem = R ZH 

=H~~sch-weller .... R ZH 
Helm + C SOl 
Hess Berhard ,* ~l 
Hess E'.et.ei'.. . ---t; -= r-~ 
Hess Walter + C SG, 
Hofmann Urs t+ 8 iAG

I 

_~~::~~n~~~ 
Imhof 1 = C BL 
Janlak [ + • S :BL 
Joder ! = i V BEI 
Jossen ' + ! S VS! 
Jutzet + [ S FR[ 

K~lUtrT1a.nn -----=-l'L~t1j 
Keller Robert. . =!-"'- Z~ 
Koch " + :§:TzH: 

Kofmel ! * RSO 
Kunz = V LU 
Kurrus = R BL 

--- --
C~IÜ: Lachat + 

Lallve d'Eptnay = Rszi 
Laubacher - .\L:h~ . --

Lauper + C FR - CirtJ Leu 
Leutenegger HaJo = R ,ZG 
Leutenegger Susann e+ S BL 
Leuthard C AG 

J..o~Qfe __ ""_-::= -__ ~.:.~:t~= AI 
Lustenberger + ;.9-w .=c_ 

Maillard +:S VD 
Maltre + C GE 
Manetan =iC VS 
Martl Werner ,+:S GL 
Maspolt * TI' 
Mathys = V f'G 
Maurer * V ZH 
Maury Pii.sCjUler + ~~ _.-
Meler·Schatz + C SG _._--- ---------

GIVD Menetrey Savar)l + 
RT~ Messmer .. 

Meyer Therese = C FR 
Morgell .. __ ... __ ==- 'fo- ZH 
f'v1LJg.~ i + ,G GE 
Muller Ench = R ZH 
Muller·Hemml + S ~ -------- .. _- ... -=-

-

-, 
Pednna ' + S -TI I 

Pelll . I~ ,= R TI, 
.J:.flster:.lheophll = VSG 

Polla = L GE 
------- ------

Raggenbass + C TG 
.. 

Randegger = R BS 

- Rechsteiner Paul + s;S~ 
Rechstelner·Basel + SBS 
Rennwald + IS-'TU 
Rlkltn 

.- CIZH 
Robblant 

---- +Ic 'Ti ------_. 
Rosslnl + S vs 
Ruey 

.. 1-*:-L V5 
Sandoz Marcel 

. "';;'R V5 
-------

"'-~Iv BE Schenk 
---

'-lj~~~' 
Scherer Marcel 
-------

Scheurer Remy 
Schluer L= Y ZH 

+ Ja; OUl; si 
nein; non; no 

* entschuldigt; excuse ; scusato, abwesend; ab se nt ; assente 
hat nicht teilgenommen; n'ont pas vote ; non ha votato 

o enth.; abst ; ast # Der PräSident stimmt nicht; Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
Gesamt; Complete ; Tuttü----·· '1 
Ja ; OUI ; SI 891 

neirlTnon/no- '86 1 
enth / abst ; ast I 2 

[entSChuldigt; excuse ; scusato i 22 I 

I Fra.ktlon; Groupe; Gruppo C D Fr G L R S 
! Ja; OUI; si 23 0 o 110 1 0 48 

~etn ; non; no 11 0 °i O 3 34 0 
enth .i abst ; a~. 0 0 0 ' 0 0 2 0 

~ntschuldlgt; excus~ ;_scusa.to· . 1 0 010 2 7 4 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de OUI Antrag der Mehrheit Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein; Slgnlflcatlon de non: Antrag der Mtnderhelt (Gysln Hans Rudolf) 

~--~~--- .. -----
Schmld Odllo + C VS 
Schmied Walter l~V-BE 

e-~h~lc:l..er ___ ._..~RBE 
, Schwaab + S VD 
~. Hanspeter i[ V-BE 
t-Slegnst ______ . =_,1/ .. 6G. 

Slmoneschl·Cortesl +' C TI 
Sommaruga "+-t'S- SE 
Speck :.:..: V~AG 
Splelrni:ln.n +i: .C3E" 
Spuhler - , V TG 

r---stamm Luzi - = R AQ 
Stahl . ~-~' V-m 

. 8telnegger--- = R 'UR1 

Stelner = R SO 
Strahm + S BE 
Studer Helner + E AG 

~-Stump-~-~- +-1S-AG 
-Sute;:----- 0 ; R 'BE 

Teuscher : + 'G BE, 
I Thanel ; + S ZH: 
1-
1 
~T~h-el~le-r--------~:~ R;LU 

r-=T"III,.:.cm.c:a"-n~n,,,s ____ -: ±_~J'v'Q 
Tnponez ! = , R iBE 
Tschappat .. .;. ~ S ~ 

. TsChuppert : ~TRilli 
Vallender 0 R AR' - - - ---
Vaudroz Jean·Claude + C GE 
-------------

Vaudroz Rene = R :VD 
c.Yermot + SBE 
; Vollmer .. .;.- s "g-E 
W~stlan . .;. E-BE 

Walker Fellx + C SG 
~Walter HansJc;rg--r~! V TG 
'WandflU-h ----; ~-:V~ BE 
Wasserfallen • R ,BE 

~~g!?!.!.... ____ ! ==....B SG! 
f Weyeneth j = ___ V [§ 

Wldmer + S LU 
Wldng~C SG 
Wiederkehr j*-E' z'H 
Wlttenwtler ' ~TR SG 

.'!!yss Ursula ___ ... .;.--S BE 
Zäch = C G 

~Z~an~e~t~tl ___________ ~_§ sg 
Zapfl + C ZH 
Zblnden ._~_:: ~.!§~.9 

I Zlsyadls , • I . YD 
Zuppiger I = V ZH 
Zwygart) .;. . E ;E3.E 

E V [ . 
4 2 [ 1 I 

0 3810 I 

'~·ttjt 
Antrag der Mehrheit 

NatIOnalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

14.03.2000 10.28:41/ 0014 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

Identif: 46.1 /08.03.0016.24:28 Ref.: (Erfassung) Nr:0248 

michael.tellenbach
Textfeld



NATIONALRA T 
Abstimmungsprotokoll 

Ga 
99.0020 1 

Ref. 0250 

Namentliche Abstimmung / Vote nomlnatlf 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (HeIlmittelgesetz, HMG) 
Objet: Loi federale sur les medicaments et les dispositifs medicaux (Loi sur les produits therapeutiques, LPT) 

Gegenstand: Art. 21 
Objet du vote: 

Abstimmung vom I Vote du: 08.03.2000 17:03: 19 

Aeppll WartmanrlT'- S zHI 
Aeschbacher ,= E ZH 

,_~n_tlile ,- __ ++ VB.~B,SLJ~ 
Baader Caspar 

-.!l_ader...ElvlI:a__ __ ,.' C SOl 
_ Ba.n.ga, _, _ _ _ _ _ i = S SO 

I ~:~~e:~e: Alexanderl ~ ~ ~~, 
Baumann Ruedl = G BE 

:Ba:urT1aJ'1.fl~!~2.h~~~L=_ S~.E 
Beck ! + L VD 

--~--~-----------~-~ ---

Berberat = S NE 
'Sernascüm----F R GE, 
Bezzola + R GR 

! Bigger 
, Bignasca 

Binder 

+ v SG! 
, - TI 

+ V ZH ,----------'- 'T--
Blocher ,+ V ZH 
Borer + V SO 
Bortoluzzi + V ZHj 

Bosshard J + R ZH 
_13runnE;0onl __ 1 + V SG 
Bugnon_, ___ ,_ -=1+ V VD 
Buhlmann " G 'Lu 
Buhrer + R SH 
Cavalli = ~ TI' 
,_~~UIS = S FR, 

Chevner ' C VS' 
Chiffeile = S VD -- ' 

Chnsten ,+ R VD 
Clna + C VS 
Cuche + G NE 

de Dardei ' S~ G 
Decurtlns _~ ~_ G 
Dorman_n Rose~.'lne -±. 1-9. LU 
Dormond Marlyse = S VD 
Du~-----;'; V BS 

Dupraz - r + R GEj 
Durrer l' C -w 
Eberhard + C sz 
Egerszegl __ '=:=-~ + R AG 
Eggly -.;: L GE 
Ehrler --- "-- + C AG' 

Engelberger + R IN 
Estermann + C L,.LJi 
Eymann ' + L BS 
Fasel - G FR 
Fassler- S SG 

_F_a_tt_e_be_rt_ _" __ ~2..~ ~ 
Favre ' R VD -'-=:..c..:.-=--____ ,~ _ __ _,_ 

=~~-Jurg _ I :T~ -~~ 
Fehr Jacquellne ~=S .ZH 

~:~~ ~:~I~th ,_, L: :_~:~~" 
Fetz I' S 'BSI 

, ,Flsc~:ir:.seen~gen, ' I + R AG 
Fohn + V SZ 
Freund ,+ V AR 
freY_9Iauc!e, _', ; R N~ 
Fr~y'VValt~r_ ' V ZH 
Gadlent ,--,- -+-:-v-GR 

-(38.111---- -- - +-~-cBE1 

Garbanl - S NE 
Gendottl + R TI 
Genner ,= G ZH, 
Glezendanner + 1 V AG 
Glasson ----- +RFR 
Glur + V AG 
Goll I ; • SiZH 

~~t----- t-:~]l~-i 
Gross Andreas 'S !ZH! 
Gross Jost I = ' S TG 
GUlsan J + R ,VD, 
Gunter I = S 'B~ 

Gutzwilier __ -; ~:R-~ZBHL-
GyslnJ:l~~ Rudolf_, _ 
Gysln Remo I = S BS, 

__ Haen,tlg B~~er I ' • SZH 
Haller I + V BE 

Hammerle I: S GR 
Hassler V GR 
Heberlein + R ZH 
Hegetschweller + R ZH 
Helm + C~SO 
Hess Berhard + : - IBE: 
Hess Peter 1+ C ZG] 
Hess Walter 1+ ~~~ 
Hofmann Urs ' - SAG , -
Hollenstein = G SG -
Hubmann = S ZH 
Imhof + C BL ----
Janlak = S BL ----.. ._---

Joder + V BE 
Jossen = S VS 
Jutzet i='-S-~ 
Kaufmann I + ' V 'ZH 

~~~~r RObe=rt======'B-~-_-C~-;-, _'::~;oc~. 

Kofmel R SO 
Kunz + ,V LU 
Kurrus I + R BL 
Lachat ---;+ C IU 

,_L,.a.I~veßEplnay + R SZ 
Laubacher + V LU 

--- -----

~aupE;r:__ + C ,FR 
Leu i + C LU 

LeUterlegger HaJo 1+- R ZG 
Leutenegger Susannk= s-lsL 
Leuthard I ' I C G 

_ Loepfe '+ C AI, 
Lustenberger + i C LU 
Maillard S VD 
Maltre 
Manetan 

+ C GE 
+ C 'VS 

-----
Martl Werner S 'GL 

_f'.J1aspoli - TI: 
Mathys +TV G 
Maurer ' V ZH, 
~~-~------

Maury Pasquler , = • ~GE 
Meier-Schatz + C SG 
Menetrey Savary + G VD 
Messmer ' R iTG 
,~eyer Therese , + ' C FR 
Morgell ___ ' , V IZH 
Mugny , + TG;GE 
Muller Ench + R :ZH 
Muller-Hemml ,; -8ZH 
Nabh()]~___ + R ;ZH 
Nelrynck __ _ + , C VD, 
Oehrli + : V BE 
Pednna I = • S TI 
Pelli ; + R TI 

PfIster TheOphll~YSG 
Polla + L GE -- - --, 

R1l.ggenbass . + C TGi 
R d + ' R BSI __ an __ E;g._g"~e_r -=---;----:-;:;-t~ 
Rechsteiner Paul ' = i S SG

i 

Rechstelner-Basel -, = 'S-'sS 
-

Rennwald : =' S IU 
~R~lk-~Ii-n----------~* C ZH 
Robblanl i + 6'TI 
RosslnJ = s"\is 
---- -- ------+-;-t-.'-~~ 

Ruey , L VD 
Sandoz Marcel ' RVo 
Schenk + V'BE 
Scherer Marcel + V ZG 
Sch~.E;r:..Remy---l-; LNEi 
Schluer .. ___ L+ I V ZH 

+ Ja / OUI / si 
nein / non / no 

, entSChuldigt / excuse I scusato. abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

o enth / abst / ast # Der Prasldent stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
!Gesamt / Complete I Tutto 

c 
Fraktion / Groupe I Gruppo CIDIFG LTR S'E 

i Ja / OUI / SI 11 CJj 
'neIrl7l1OrlTno' , 52 !' 

Ja / ou~Lsi 28! 0 j 0 3 4 ! 35 0: 2 
---

nein / non / no o 010,6 O!O 44 1 
enth / abst / ast. 0 I 

:- en~(;Euldlgt / excuse I scusato 37 
, enth. / abst. / ast 0 0 I 0 i 0 0 0 0 0 
I e~t~Ghuld~gt I excuse / scusat~-J7 . 0 I 0 I 1 2 8 8 2 

Bedeutung Ja / Slgnlflcation de OUI. Antrag der Mehrheit Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / SlgnJflcatlon de non: Antrag der Minderheit (GoII) 

V -

37 1 
-0 ~ 
0 0 
6 3 

Antrag der Mehrheit 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

08.03.2000 17:03:48/ 0018 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

Identif: 46. 1 /08.03.2000 17:03: 19 Ref.: (Erfassung) Nr: 0250 

michael.tellenbach
Textfeld



42.4 
99.0020_1 

Ref.0256 
CONSEIL NATIONAL NATIONALRAT 

Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif ProcEls-verbal de vote 

Geschäft: Bundesgesetz uber Arzneimittel und MedizInprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) 
Objet: Loi federale sur les medicaments et les dispositifs medicaux (Loi sur les produits therapeutiques, LF'r) 

Gegenstand: Art. 23, Abs. 1 
Objet du vote: 

Abstimmung vom I Vote du: 08.03.200017:49:19 

~---~-~----~---

~~EE~ Wartmann S ZH 
Aeschbacher * EZH 
Antille . = R VS 
.Ba3der~~sflar V BLi 
Bader EIVira * C SO 
Banga * S SO 

_Ba.n gerte r + R BE 
, Baumann Alexander ; -\I 1'(3' , 'Bäumann-Ru8d!- -+-IGBE 

Baumann Stephanle + S BE 
Beck + L VD, 
Berberat *8 !,j'E' 

-Sernascon-I----T.+R GE 

l1Z~Z{~:~,·-~'~=-·~~t; -~ ~~1 
-Biilder··----I:;,; \TZH 
----------~-~----+--- --- ---

_f::~~,--~_~- '-,': l-E 
Bosshard T + R ZH 
Brunner Tonl I = V SG 

!~~:r:~n~~-l~ -g ~ 
Cavalll '+ S TI 

_~~.JlLlI§. ____ l±.~§ 
Chevner + C VS' 

~'Chlffelle-- -- + S VD 

Chnsten R VD - "--- --------
Clna + C VS 
Cuche ,0 G NE 
de Dardei . * S GE --_._. 
Decurtlns * C GR 
Dormann Rosemane + C LU 
Dormond Marlyse. + S VD 
Dunant 'V'S8 
Dupraz . + R GE: 
Durrer ; + C W 
Eberhard + C SZ! 
Egerszegl +R AG' 
Eggly .-1:.. _L. GEJ 
Ehrler + C AG, 
Engelberger .-=, .F1. _'!/I 

. Esterm~ __ 2:...c:: LU 
Eymann + L BS 

~Fasel + G FR 
Fassler ---.-- ':;: -S SG 

Fatteh~-' t=. V VD 
R'VD Favre 

_. 
Fehr Hans V ZH' = 
Fehr Hans·Jurg +! S :SH 
Fehr Jacquellne + S iZH 
Fehr Lisbeth = V,ZH 
Fehr Mano + S IZH 
Fetz * S IBS 
.F..'§~er·Seen~ _ ,-=_ Fi!AGj 
Fohn V'SZ, ---,-------r-=- . , . 1 

Freund = V AR 
Frey Claude * R NE 
FreY,Walter . =, V ZH. 

-- • •• 1 ... , ---i .~ 

Gadlent I + I V GR 

=Galll"~~--:'-'-=~-~11C~E 
Garbanl + S NE 

-G-enc:Jüt'l .. i .j. -R TI 

Genner + G iZH: 
Glezendanner = V AG 
Glasson + R FR -- -- -- - --- -----~--

Glur = VAG: 
Goll * : S ZH! 
Gonseth + G BL 

, Grobet * S GE 
Gross Andreas * S ZH 

.~ 

G ross J:.:0c::s.:.t ___ +-+4' ~S-c,T-'cG=. 
GUlsan + ' R VD Gunte-r----- ---- --+-'SBE 
Gutzwilier ,-=!;RR- ZBHL--I 
Gysln Hans Rudolf 
Gysln Remo ., + § B,§ 
Haenng Binder i * S ,ZH 

_~_:_. ~_e~.':I~ _ j ~~I~~ 
Hassler * V GR 
Heberleln-:;' R'Z'I::j' 

Jjegetsch-w-e~ler- ~RZH 
Helm .. -- ---:;;-: C SO 

---, 

H e_ss_~~ha::.:.rd~. __ _+_=-+' ~--t-B-=iE, 
Hess Peter 
Hess Walter 
Hofmann Urs 

C ZG + 
! * C SG 

-"- --<--

: + SAG 
+ G SG 

S ZHI 
Hollenstein .... - .",----.~.:.._----'-+-~~ 

Hubmann 
Imhof 
Janlak 
Joder 
Jossen 

+ 
+ C~ 
+ S B,Lj 

1= V BE" 
+ S VS' 

Jutzet I + SFR 
Kaufmann 1 ;; Iv""ZH 

KeITerRObe-rt---T~' VZH 

Koch ___ 1 + SZH 

ac a 1+ , 

Lallve d'Eplnay 
-- -1--

i:l 'sz ± 
Laubacher t-=' 

V 'LU 
+ C"FR Lau pe! .- .. _.- Citti Leu + .. 

Leutenegger H..'lJ() _. + R ZG 
BL Leutenegger Susanne+ , S 

Leuthard + C AG 
Loepfe * C A~ , 

Lustenberger + I C LU 
Maillard 1+ S VD 
Maltre + C GEI 
Manetan + C VS 
Martl Werner + ; S GL 
Maspoll - TI 
Mathys = ,V G 
Maurer * i V ZH 

_Mau.ry Pasqu-,~~~~ + S GEI 
Meier-Schatz + C SG 

---------- ---
_rv1~n~tr.E'Y Savar + G VD 
Messmer * R TG 
----~--

Meyer Therese + C FR 
Morgell * ~V ZH' 
.~gny +"(3 GE 

Muller Ench + R .ZH 
Muller-Hemml -+:. S ZH 
Nabholz R ZH ,--------+--+ 
Ne 
Oe 

Irynck 
hrll 

-------
Ped nna 

+ C ~ '1-;-;-
=IV ~ "l-~ 

I+'S 
Pel 
Pfls 
Pol 
Rag 
Ran 
Rec 
Rec 
Ren 
Rlk 
Rob 
Ros 
Rue 
San 
Sch 
Sch 
Sch 
Sch 

~--_._-

11---- --~..±..,ll. 
.r~ 
TI 

ter Theophll_ • = '!.. SG! 
la + L ~ 
genb~~s + C T~ 
cJE;gger +'R BS 
hstelner Paul . + S SG 
hstelner.BaSef-r+l'l~ 
nwald + S 'lU ------

Iin * C :ZH 
blanl 

.-.~~ 

+ C .TI 
.... 

* 
. ~ Slni 

Y * L .VD 
doz Marcel * Alv51 ---

V ,BEi enk = ----- --

erer Marcel 
=m ----

'*1 L NE! eurer Remy 
lüer 1= V ZH ----

+ Ja / OUI / si 
nein / non / no 

* entschuldigt I excuse I scusato, abwesend I absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote I non ha votato 

o enth / abst / ast. # Der Prasldent stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
I Gesamt / Complete I Tutto 

! Ja/oui/sl ._~~ 
. nein I non I no I 49 I 

Fraktion / Groupe / Gruppo C D FjG S L R 
; Ja I OUi / si 27 0 0 9 4 24 40 

----
Cl !8' nein / non / no 2:0 0 0 1 

I enth. labst. / ast ~ 
c--- I I L ents,c.huldlgt / e.xctJse / scusato , 40 J 

enth / abst / ast 0 0 0 1 o . 1 0 
---- 6; 0 entschuldigt / excuse / ,scusato 0 0 2 10 11 . _. 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de OUI Antrag der Mehrheit Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non Antrag der Minderheit II (Borer) 

1~;~~~~cj6~~te~= .: !TB:~~ 
, Schneider + ' R B~I 
• Schwaab' :;. ~'S VD' 
~ Seiler Hanspeter --;#-"V-B~ 
s;egrlSt---~~--; -;;-"V -:AG' 

I Slmoneschl.Cortesl~ :;'::C
1
1 TI 

Sommaru a + I S BE 

... ~~~e~~.?nr1_ ____ ~~~~ 
Spuhler = V TG 
Stahl ~- '/ZH 

~StammLL;ii- '; ~ . RA-G 

~
,~:::~:~ger'- I :'-~' g~ 

Strahm I + S BE' 
---------. -

Studer Helner .:+:.. E G 

Stump + ~ G Suier-------·:;:- R ,BE 

I Teuscher ; -I:.. <3 ~BE 
Thanel I + , S ,ZH 

Theller I ~ .. ,R i~U 
i Tllimanr1.~ ____ .__ + S VD 
Tnponez.Tü'J:j BE 
Tschäppät * ;l> BE 
Tschuppert * : R LU 
Vallender ~~] AR 

, Vaudroz Jean·Claud + C 'GE 
Vaudroz Rene + R VD 

I Vermot + S BE 
Vollmer .. [.;.-:] ~E: 

~:~::E:::ll !i 
Wandfluh=-.f-'" BE 
Wasserfallen * ! R BE 

· Welgelt .j. ! R ISc; 
r-Weyeneth , ~-rV-t-BE 
: Wldmer ' +TS'LU 
! Wldng --·--t:;:'c SG 

· Wiederkehr ir~-J ;~,fi 
Wlttenwller . +:. ,R i~ 
Wyss Ursula, ___ :t:....§. BEI 

i Zach ___ . =.,._~...Qi 
i Zanettl , . =. ___ S §.Q 

f ~~~~en t ;,.~;Z~. 
I Zlsyadls~~=-----=:,,~ VQ 
[ZUpplger=.+v, ~H: 
[~ygart +!.E: E3,EJ 

---~-

E V -
2 1 1 
0 37 1 
0 0 0 
3 Sn' 

Antrag der Mehrheit 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

08.03.2000 17:49:49/ 0021 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

Identif: 46.1 /08.03,200017:49:19 Ref.: (Erfassung) Nr:0256 

michael.tellenbach
Textfeld



Geschäft: 

NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

99.0020 1 

Ref.0257 
CONSEIL NATIONAL 

Namentliche Abstimmung / Vote nomlnatlf ProcEls-verbal de vote 

Bundesgesetz uber Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) 
Objet: Loi federale sur les medicaments et les dispositifs medicaux (Lol sur les prodUlts therapeutlques, LP-r ) 

Gegenstand: Art. 23, Abs. 1 
Objet du vote: 

Abstimmung vom I Vote du: 08.03.2000 17:50:25 

--~- .. · .. ·r -s ZH Aeppil Wartmann .' 
Aeschbacher I • E ZH: - --- - ---

Antille + R VSi ---- -~--~.. .-- - -~- -- -·-t-:-;-BI Baader Caspar + V 
Bader Elwa • C SO 
Banga · 's-So 
Bangerter 

I--
R BE + 

Baumann Alexander: + V TG ---------- -
Baumann Ruedl + G BE 
---------~ --- -

Baumann Stephanle + S BE 
Beck + r-c' VD1 
Berberat · S NEJ 
Bernasconl + R GE 
--------- .- . 

Bezzola · R GR 
Bigger + V SG. 

I Bignasca · TI , 

Binder + V ZH 
! Blocher + V ZH ------r+ \T Borer + SO 

Bortoluzzi I + V ZH 
--~--

Bosshard + R ZH 
.. Brunner Tonl . + V SG 

-~.lJ.g.n_o.Q .---- .-. -1.+ V VB; 
Buhlmann + G LU 

i Buhrer + R SH 
ICa.VatI! + S TI! 
~IS + S FR' 
. Chevrler + C VS 
ChlffelTe-----T+ S VB -----._----- ---- -- -- _. ~ 

Christen = R VD 
C,na 1+ C Ij§! 

---------- ----- --+-----
Cuche 1+ G NE: 
de Dardei · S GE. 
Decurtlns · C GR 
Dorrnann Rosernarle + C LU 
Dormond Marlyse + S VD 
Dunant + V BS 
Dupraz + R GE 
Durrer + C W -----
Eberhard + C SZ --------------

AG" Egerszegl + R 
Eggly + L GE, 

, 
Ehrler + C AG' --------._-- -- ----- .~ Engelberger 0 R 
Estermann + C LU 
Eymann + L BS 
Fasel + G FR 
Fassler + S SG 
Fattebert + V VD ---------- --------- IVB Favre R 

, Fehr Hans + v-IZH] 
Fehr Hans-Jurg + S ISHI 
Fehr Jacquellne + S IZH! 
Fehr Lisbeth . + V ,ZH 
Fehr Marlo , + I S 'ZH 

-Fetz----·---;-,;-! SBS 

Fischer-Seengen-' + iR-AG 
--f'ohn·--- ---- ';'-VSz 

Freund I + V AR 
Frey Claude • R NE 

-FreyWiiter -. -. --I';' :-Ij !ZH: 

Gadlent I + ! V !GR 
-Galli------- -1-'-1-C BEI 

Ga-rbanj-- ---- - . +. -I S r-.TE 

Gendottl + I' R TI 
..Qenner ____ . _ _+:. G ZH 

Glezendanner + , V ,AG! 
Glasson ' = , R !FR! 

GTu-r ------ + i V :AG' 

Gott • : S 'ZH 
Gonseth + G BL 
Grobet •. S GE 

. ,-
Grass Andreas • , S ZH ., ---- ------------ - .. 

TG Grass Jost ' + S 
GUlsan = R VD 
Günter + S BE 
Gutzwiller + R ZH 
G Sln Hans Rudolf I • IR iBL __ y ___ -.-.--. . . I . , ___ , 

Gysln Remo l + S BS 
Haerlng Binder • S ZH 

-Haller-------- -.;: . V iSE: 
Hämmerle -u---T±I_~ tG~ 

_Hassler ____ ._. r'.l'{.§B 
Heberlein I + I R IZH! 
-----~---~- -- :';'iR ZK Hegetschweller 

Helm i +1 C SOj -------------,----- --
.-Hes~_.§erh?!d.. .. :.:tre- BEI 

Z~ Hess Peter I + C 
, -

, Hess Walter * C SG 
----~--

Hofmann Urs + SAG 
Hottenstein + G SG 
Hubrnann + S ZH 
Irnhof + C BL ---- -

Janlak + S BL 
Joder + Y..-~ -- - - --- - 0_- _ 

Jossen : + S VS 
, 

.~'+..Ju-~ 
Kaufmann I + I V !ZH 

~K-=ec:."e~r"'R='o-".-b'-e-rt----j + . V 'ZH' 

Jutzet 

_K_o_ch ______ ~ + S ZH 

Kofmel 
----------

Rlso' i 

Kunz i + V'LU --- ---

Kurrus = R BL 
-----------

Lachat = C IU 
Lal!ve d'Eplnay + RSZ 
Laubacher + V'LU 
Lauper = C FR' 
Leu + C LU 
Leutenegger HaJo 1+, R ZG' . __ . ____ ._. _ ... __ I _ ~..-.--m" L,~utellegg~r:.E>lJ.saQ!l..e+ S 
Leuthard + C V'-G: 
Loepfe • ; C AI' 
Lustenberger . ----4~~ 
Maillard ,+ S !VD 
Maltre------~'-+ ·tiGE 
Marletan = C Vs 
Martl Werner + S GL 
Maspoll · - ,TI 
Mathys + V AG; 
Maurer · VIZH 

... f'.AauryPasqUle~. +, S GE 
Meier-Schatz :+,C SG . --
Menetre~ Savar~ + G VD 
Messmer • , R TGi 

.fIA_eyer Therese = I C ,FR 
Morgel! I · V ZH 
Mugny 

-
G'C3E + 

Muller Erlch + R ZH 
Mutter-Hemml + S 'ZH 
Nabholz + R ZH 
Nelrynck + C VD 
Oehrll + V BE 
------

Pedrlna + S TI 
Pell! + R TI ~ 

_ .F'!,ster.:rll_~()flhil + 
'-Ij Sc,: 

Potta + ' L GE' 
R~a~g~g_e_nb_a_s_s ________ +,C~~ 

I R5lQdeg_ger =,R BS 
Rechsteiner Paul .. -+-j.9_ SGI 
Rechstelner-Basel +IS BS 

------
-~-: +, S Rennwald IU 

R,kl,n · CZH 
Robblanl : + C ,TI 
ROSSInI i -. S'VS --
Ruey · LVD 
Sandoz Marcel 

-- · FI'VtS -."-_ .. ~-

Schenk + V BE 
Scherer Marcel 

-._-

V'zG + 
Ss:t:!~LJrer Rerny · L NE: 
Schluer + V g.r{ 

+ Ja; OUI; si 
nein; non; no 

• entschuldigt; excuse ; scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenornmen / n'ont pas vote ; non ha votato 

o enth.; abst ; ast # Der PräSident stimmt nicht; Le presldent ne prend pas part aux votes 

SchmldOdllü---· .;:: c i'§I 
. Schmied Walter + 'V BEI 
S·chnelder------~- --. + R BE' 

-SChWaab-----.;--s 'lö 
-- ---- --

~S.::.e""le::.:r-'H..ca=-'n.:.:s:.cpc::e-"te::.:r-.-# V BE 
~S-,-,Ie,-"g",-,n.::.st-,---_.____::_---' V G 

Slmonesch,·Cortesl 

Ergebnisse I Resultats: 
[ 'Gesämt / Compl~te i T~tto ... ! -Fraktion / Groupe / Gruppo ! C I D F! G L [R 'S E V' 
i Ja / ou! ; SI 1 ~6] 
I' nein / non / no . - -""iJJ 

IT~;c~~~0~~-;~~~-Tscusa~o--=--!o=j 
:l.~Loul; si i 2310 o '10 ~i 26 41 2 38 2 

nein / non / no I 6 I 0 0 0 o 5 O. 0 0.0. 
enth / abst / ast hoJ..o. o 0 0'2 0 ' 0 0 0: 

~ 

entschuldigt / excuse / scusato 6 !O -oo-j2L10 11, 3 5 3i 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de OUI: Antrag der Mehrheit Antrag der Mehrheit Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non Antrag der Minderheit I (Meyer Therese) 
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Geschäft: 

NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

-99.0020 1 

Ref.0262 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) 
Objet: Loi federale sur les medicaments et les dispositifs medicaux (Loi sur les produits therapeutiques, LFT) 

Gegenstand: Art. 27, Abs. 2 
Objet du vote: 

Abstimmung vom I Vote du: 08.03.2000 19:05:50 

-------r-, Aeppll Wartmann + S ZH 
Aeschbacher +~- E ZH 
Antille R VS 
Baa..der~~PClf_ ~ t-v BL 

1--::--
Bader EIVifa ' * C SO -

* S SO _I:l§~ga .. -- -.-
Bangerter ' + R BEI 

. Baumalln-Älexande-i I * V TG~ 
Baumann Ruedl + G BE 

, Baumann Stephanle + S BE 
, Beck + L VD; 
I Berberat -- * S NE 
-_._-----

FfIGE Bernasconl i + 
Bezzola ~ + R GF 
Bigger. = V SG 
Bignasca I * - TI, 
Binder 1= V ZHI 

, Blocher = V ZH --------- _ .. 

SOl Borer = V 
i Bortoluzzi t--=-1-"1-~ IBosshard---- + R ZH 

_B!l:I'2.~!~.fl.I..._ _~ = V SG 
Bugnon = V VD 
El.Li~I_m§nll. ______ I_+. -~ LU 
Buhrer 0 R SH 

C Cavaill --. ----- -:;:-"s- TI 
~happuis-----

---- -- . 

S FR' + 
Chevner ' = C VS 

--

Chiffeile S VD ' + 
----~--- ---- -.-IR 1\15 Chnsten + .- - -"-------- r-c Vs Clna 
.----- ------1---18 NE: Cuche ! + 

de Dardei * S G~ 
Decurttns C GR' --------_. --I-- C- LU' ;- Dormann Rosemane + 

. Qormond Marlyse + S vrS 
Dunant = V BS 
Dupraz --r.:;- R GE: 
DurrE;r C ~S\i 
Eberhard + C SZI ----_.-- ------- R-AG Egerszegl 

-. 

Eggly - L GE -- -- -- tc-AG Ehrler ~ Engelberger 
tR ~0 

Estermann + C LU ------- --- --- -

BS _Eymann_._ .. L 
Fasel + G FR 
Fassler : + SSG 
Fattebert = V VD 
Favre * R VD --

-Fehr Hans T :0; r V'ZI.:j: 
---.------------t--t--~, -

Jehr Hans:Ju,rg ... _ 1:+:_~!3..S_f:l_ 
..ieJ1!.J_ac9.uE;I~Il~ ___ ~ .:+:._8 ZH 

Fehr Lisbeth * V ZH --_._------- -

Fehr Mano + S ZH 
Fetz * S BS 

Freund = V AR 
Frey Claude * R NE! 
Frey Walter _ _ = V ZHI 
Gadlent i ~ V!GR 
Galll -'-'---------r--=-+I-::C~B-:::E' 

Garbanl * 'S NE 
+ R TI 

Genner ----t-'-+,' -:,Gc-1i=ZcH~, 
Glezendanner I = I V AG1 

Gendottl 

Glasson '- R FR 
Glur = V AG 
Goll * S ZH 
Gonseth I + G Bl! 1:=::::s' I : =~~ 
Gross Jost + : S TG, 

~~~t~~ , : 'I ~ ~~1 
Gutzwtller ' + R ZH, -----
,clYJ'~_Hans Rudolf I RBL' 

..9ystn Remo + S BS 
Haeflilg Blnd~r ___ _:':-8 ZH 
Haller = ' V ;BE 
Hamm~' - 11';'-!siGB 
Hassler = : V :GR 
Heberlein I+:RlzH: 

._ H~gE;tschweller i ~ iR1zH' 
Helm ' + I C !sd 
HessBerhlli-d- ---:-=-BEi 
Hess Peter + C ZG 
Hess Walter + C SG 
Hofmann Urs + S AG 
Hollenstein ---+ GSG 
Hubmann + S ZH, 

Im-h-of--- + C sL1 
Jcca:.cnCt:a:.ck-----_~l-'-+ ~~ 

Joder , = I V ,BE 
Jossen I + S 'VS' 

----_. 

Jutzet + ' S :FR 
Kaufm-a-nn----f V ZH 

Keller Robert V ZH 
Koch ----.l.+ S-ZH 

---- --- - - ------ ,-c--
R SO Kofmel 

Kunz = V LU, 
Kurrus = RIBL 
Lachat = C IU _.- ------

R SZ Lallve d'Eplnay + ., 
Laubacher , - V LU 
Lauper = C FR 
Leu + C LU ------- ,~-2§j Leutenegger_J:1<lJ.o ,:+: i_R 
Leutenegger Susanne+ S BL: 

-L:euthard- ---:;: C AG 
-Loepfe -- -----t--:o-t'C~A;-;-1 
--;=L-'-us"-'t'-'e-"-n bC'e-r-g-e-r ---+-+-iC-:L:U: 

Maillard + s'\jb 
Maltre * I C GE 

~fI~tan.. _ ----i = : C VS 
Martl Werner + S GL -----------
M I *' TI aspol 1 

r-- -

Mathys ! = V 'AG 
Maurer * V'ZH 
Maury Pasquler + S GE 
Meier-Schatz + C SG 
Menetre)l Savary._--+ = 'G VD 
Messmer ' * R TG, 
Meyer Therese = i C FR 
Morgelt I * V!ZH 
Mugny + G GE 

--- ... _--
Müller Eflch + R ZH 
Muller-Hemml + SZH 
Nabholz +-'R'ZH 
Nelr)lnck 

.- . -----'-;;-CVo 
". -_._-0-;-

BE' Oehrlt = V 
--

TII Pednna + S . - - --1 
Pellt + R #J -- _.- -. -~-;-;-

SG, Pfister Theo(Jhll = V 
_:::J 

Polla = , L GE 
----- -~--- -, ---0.-

Raggenbass + ! C TG 
Randegger = i R BS 
Rechstetner Paul . ~-+ ; 8 SG 
Rechstelner-Basel +18 BS --------
Rennwald 1+ S IU 

-----. ---~ 
* C 'ZH Rlklln ---._-----

Robblanl = C ,TI 
---------- --~.~ 

Rosstnt + S VS 
-_. --

Ruey ... _ * L VD 
Sandoz Marcel * R VD 

.-

Schenk V;SE = -- --
Scherer Marcel = ,V ZG 

Scheurer Remy' --.L:-L~i~ 
Schluer 1- V IZH 

+ Ja / OUt / SI 
nein / non I no 

* entschuldigt / excuse I scusato. abwesend I absent lassente 
hat nicht teilgenommen I n'ont pas vote I non ha votato 

o enth. I abst. I ast. # Der Prasldent stimmt nicht I Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
, Gesamt I Complete I Tutto i 

, Ja I OUI I SI r-OO 
netn I non I no ! --6E3'1 

Fraktton I Groupe / Gruppo C D F:G L R S 
i Ja I OUI / si 17 0 019 1 23 39 ,-------;-- ._--

011 , nein / non I no 10 0 3 12 1 
, enth / abst / ast L 1 : 

!_.E'n.t~(;I"1.u,ldlg!/excuse I scu-satü-I 42 
! enth / abst I ast 0' 0 010 0 1 0 
[€Iltschuldlgt le)(cuse I scusato 010 

~ 
8 '0 2 7 12 , .. 

Bedeutung Ja I Slgnlflcatlon de OUI Antrag der Mehrheit Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgnlftcatlon de non Antrag der Minderheit I (Meyer Therese) 

i Schmtd Odtlo ' = C VS 
i Schmied Walter ' = ' VBE 

Schneider ' + ' R -:BE 

_~~~~a~~ns~t~ __ .{~i~~~~ 
Siegnst .*-_ V~G 
Slmoneschl·Cortesl. ,,_ (:; j}1 

I Sommaruga + S ";BE 
i Speck * V AG 

Spielmann ;:;:-:-=--'GE 
Spuhler :·-iVTG 
Stah-I ------;-;;\j ZH, 

:-StammLuzl-----l ~-R1G1 
Stetnegger ~:;:-R l.JR 
Stelner ':;'-!R SOl 

Strahm __ :+:.~ BE 
Studer Helner = E G 
Stump - .;:- -S AG 

Suter (+-, R~BE 
Teuscher j + G 'BE 
Thanel - .:+:.+-"SR 'ZL--uHI 
Theller 

:~~:~;;:t------~=~ "-+>;~R·· '~L~U~' 
2~chuppert ~ 
Vallen''''d''-er~-----i *RAR! 
Vaudroz Jean-Claud ';:'-(5IGE! 
Vau-drozRene -;;-R VD 
Vermot I .;:;S BE 
Vollmer - i ~n: @ 
Waber Chnstlan * I E BE 
-Walker FE§ltx • + r C SG 
Walter HansJorg = ! V G 
Wand~- '--~;;-lv BE 

I Wasserfallen':;:-t-RIBE 

I Wetgelt ~~R:0 
I Weyeneth = . V_1B.E 
I Wldmer , + ,S jL.U 
i. Wldng -*-f.c:: :S,<3 
, Wiederkehr * ! E IZH 
VVlttenwller i + R SG 

W)lss Ursula ' :;:-8 ~BE 
~ch 1

1 

±-'-C:~~ 
Zanettl + S SOl 

Zapfl I .;: - Cf,liH' 
Zbmden r,.. S -G" 
-- ------------+ -- -

ZI3'_ad~ 1 ~ VD 
Zuppiger = V ZH 
Zwygart := ~E BE 

E V -
0 0 1 

.. -
2 36 1 
0 0 o , _. -I 

3 ~~.1J 

Antrag der Mehrheit 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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NATIONALRAT 
Abstim mu n gsprotokoll 

fJ.f-
99.0020 1 

Ref.0267 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) 
Objet: Loi federale sur les medicaments et les disposltlfs medicaux (Loi sur les produits therapeutiques, LF'T) 

Gegenstand: Art. 31, Abs. 1 und 2 
Objet du vote: 

Abstimmung vom I Vote du: 08.03.2000 19:52:05 

Aeppil Wartmann + S ZH: 
Aeschbacher * E ZHi 

, Antille = R VS 
----------

* V BL ßaad_er Ca!o'pa,. 
Bader Elvlra 

-------+-*--
C SO 

---~~- ------- -- ---
S SO Banga . * 

Bangerte-r ---~,~- R BE' 
Baumann Alexander * V TG 
Baumann Ruedl + G BE' 
Baumann StephanleJ + S BE 

- Beck-- -- -----r+ L '175 
Berberat * S NE 
Bernasconl 1= R GE 
Bezzola * R GR 
Bigger = V SG 
Bignasc~ _____ * - TI ----

ZH Binder ' = V 
Blocher = V ZH 
Borer = V SO 
Bortoluzzi = V ZH ------- ----~-

ZHI , Bosshard = R 
Brunner Tonl = V SG 
Bugnon * V VD 
Buhlmann ! + G LU! ------- --- ----
Buhrer * R SH 

Cavalll i_+ S TI 
----------- ---

~-_~ha[)puls ______ ~_'=_ fEl 
Chevfler : + C VS 
Chiffeile * S V[)j -t 
Chflsten , + R VD' 
C,na + I~ VS. r;::;------ - .----

NE: . Cuche + G 
'CieDardel --- * S ~~ Decurtlns C ._- -----

C tu Dorm~rl.':l_ !'losemafle + 
~ormond ~a.rly~_ + S VD 

-~ 

BS Dunant = V 
~ Dupra~__ _ _______ - R GE 
, Durrer I~ }f-. ------ ----- --- Sz . Eberhard + C -- --

Egerszegl 1+ RAG 
_ E~g5lly .+ L GE 

Ehrler + C AG 
Engelberger , * R -W 

Estermann + C LU! 
_~yma.':lrl + L BS' 

--
Fasel + G FR 
Fassler + S SG 

, Fattebert * V @ : Favr-e--------- R 

Fehr Hans --. ~ I V rZHj 
Fehr Hans-Jurg + S :SH 
Fehr Jacquellne + I S 'ZH 

-FehrLlsbeth----T·--:-vzt::r 

Fehr Maflo 8s ZH 

F", . "sr F",h,,"""""" -' 'I R A~d Föhn = V SZ ---. ---

Freund ,= ~ ~R 
Frey Claude * R NE: 
Frey Walter = V ZH 

~:~~~L_____ '_~~I:~I 
Gendottl ,= R I TI 
Genner + . G 'ZH 

---------

Glezendanner V AG ---------
Glasson + 
Glur 
Goll 
Gonseth -------
Grobet 
Gross Andreas 
Gross Jost 

Günter 
-GUtzwiile-r------,-+c::±ccl 

Qysln Hans R~uccdcco-'Clf-+_~ 
Gysln Remo 

_J::i<l~flng Binder 

~:~c::le-'-~-e-crle--
Hassler 
HeberleIn 
Hegetschweller 
Helm * C SO! 
H B h d -=--sEi __ es_s __ ~L_?! ___ -+-::-t.~ 

Hess P.~ec-'t-;c-e,-r __ --+' _+ I C~.QJ 
Hess Walter + I Cj§.Q! 
Hofmann Urs + S 'AG' 
Hollenstein + G'SG' 

--t-iübmann- + S ZH 
--------

Imhof + C BL 
Janlak·------+-+'-·- S :-BL" 

_J_od_e_r _ _ _~ = ; V BE-
Jossen + I S VS 

-------

Jutzet + S FR 
Kaufmann = I V ZH 
Kelle r R;:co-cbc-e-rtc-----=T.V ZH 

Koch ___ --_--~-~ S_ Z~ 

el 
z ---

Kofm 
Kun 
Kurr 
Lac 
Lallv 
Lau 
Lau 
Leu 

us 
hat 

----

e d'Eplnay 
bacher --
per 

-

* R ;SQ 
'= V LU 

= R BL 
* -cITUl 
0 R SZ 

I = V LU 
+ C FR .--- 1;-;-; 

Leutenegger Hajo 

Leuten~ggerSu~sa=n~n~+~~~ 
Leuthard 
Loepfe 
Lustenberger + it LU 
Maillard -~-+ -S Ivb 

--'-'-M'-=a"',t'-=re"-=------i * -CGE 
Mafletan + C 'vS ---- - --- -----+--+=i-:::c-
Martl Werner + S GL - -~~----,--

_Maspoil __ 1: _~.:-_ J:I, 
Mathys 

j 
= V AG 

Maurer * V!ZH 
Maury PasqulEl~ ___ ..2"_~ 
Meier-Schatz + C SG 
Menetrey SavarL~, + GVo 
Messmer * R TG 
Meyer Therese ... __ ~+'C FR 
M_Ü!geii I * V ZH 
Mugny + G~GE 

--------=-~ 

Muller Ench = R ZH 
Muller-Hemml 1+8 ZH' 
Nabholz 

-- .---=-~ 

+ R ZH 
~ck 

-- *-c-cVB 
- -

Oehrll '=' V BE 
Pednna -T+..~ 
Pelll : + R ,TI 
Pflste0J!~p~11 = V SG 
Polla * L GE 

----------

_ Rag~_n_bass + C TG 
Randegger - R BS 
Rechsteiner Paul .2:... SSG 
Rechstelner-Basel + -sBs 
Rennwald + SIU 
Rlkiln * C ZH -----

- j + C TI-Robblan: --
Rosslnl : + S VS 
Ruey t-:t 'L VD 

-SandozMarcel----~~R 175 
------ --- BE Schenk = ! V -

Scherer Marcel 
- r 

V!ZG 
SchelJ!~r Remy 

-- - j: L NE 
Schluer = V ZH 

--------

+ ja 1 OUI 1 si 
nein 1 non 1 no 

* entschuldigt 1 excuse 1 scusato, abwesend / ab se nt 1 assente 
hat nicht teilgenommen 1 n'ont pas vote / non ha votato 

o enth. 1 abst. 1 ast # Der Prasldent stimmt nicht 1 Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
i Gesamt 1 Complete 1 Tutto 'Fraktion 1 Graupe 1 Gruppo ICIDIF-G1LIR S 

i S~_hiril~ .9;:üI9-=-=~: ±:@:-vS] 
. Schmied Walter = V ,BE' 
--Schnelder-------~ ~--R-:BE 

~S-chc-w-a-a-;b------ - *-~ 1VD~ 

Seiler Hanspeter- lli' V BEi 
SIegfIst " * -v -G 

Slmo-neschJ:Cortesi-:;:- C 'TI 
I ~ 

_ Sommaruga I ±... S BE 
, Speck j * V AG 

lE~~~nn : I'~ir~-~ 
Stamm Luzi = R AG 
Stelnegger r -;- R -0 R 

;~~H"",' I rifl;j 
Teuscher- I' ±...~ IBE 
Thanel * S ZH -- ---

Theller * R LU 
T,llmanns :_: :J.§ j~ 
Tflponez - :-fsFi1B~EE 
Tschäppät I 

Tschuppert ·---l ~~rR~~U 
Vallender -----f:~B ,AR' 
Vaudroz Jean-Claude * C GE 
Vaudroz Rene ' ~i -R vO: 
vermOt------·~ ~ 

IV_oJLme"-_____ ± ,_S lBE 
Waber Chflstlan -I E BE 

~waik8r-F~ix----·+TC'SG 

Walter Hansjorg = , v)gl 
Wandfluh = V BE, 
Wasserfallen;--R ~BEI 
Welgelt _~=_ Fl2gi 
Weyeneth = V IBE 

I Wldmer ------+8 LU 
'Wldng --- ____ ~ C SG 

Wiederkehr * E ZH 
Wlttenwller-- - - ;~] sQ 
W ss Ursula * S BE 
Zach -- ------;;-c G 
Zanettl -----------
Zapfl 

, Zblnden 
. Zlsyadls 
:Zupp'l~g~e-r------~ 

Zwygart ___ _ 

.-
E V 

I Ja / OUI I.-,s_, c------- 82 -I ja 1 OUI 1 si 1 22! 0 ! 0 . 1 0 j 4 ~ 8 351 2 o i 

I nein 1 non 1 no 54 I 
~l ~en~t~h~/~a~b~s~t~./~a-s-t-. ----------~~2~ 

ie;:;!schulci,gt 1 exc-us-e:-/c-s-c-u-sa-t-o---'-L-_6-=-Jc-_ -11 

--

nein 1 non 1 no 12'0:001019 010 321 
enth 1 abst 1 ast j 0 0 I 0 ! 0 I 0 2 0 0 0, 

~~tschuldlgt 1 excuse 1 scusa\()_ }.1.~L<:J_~_()_L~_14 _17 3 11 

Bedeutung Ja 1 Slgnlflcatlon de OUI Antrag der Mehrheit Antrag der Mehrheit Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein 1 Slgnlflcatlon de non: Antrag der Minderheit I (Randegger) 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

08.03.2000 19:52:33/ 0031 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

Identif: 46. 1 /08.03.2000 19:52:05 Ref.: (Erfassung) Nr: 0267 
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Textfeld



NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

99.0020 1 

Ref.0268 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) 
Objet: Loi federale sur les medlcaments et les dispositifs medicaux (Loi sur les produits therapeutiques. LF'T") 

Gegenstand: Art. 31, Abs. 1 und 2 
Objet du vote: 

Abstimmung vom I Vote du: 08.03.200019:53:12 

Aeppll Wartmann ---;-"=- S ZH 

~~~~h_~a~tlE;E ___ +---*-~_~ 
, Antille = R VSi 

.. El~~9~LC~sp~r ___ !_' v BL 
_~ader E:"'Y-""_a _____ ' '_~ SO 

Banga ' S SO 
Bangerter = R BE 

! Baumann Alexander ' V TG' 
Baumann Ruedl + G BE 
Baumann Stephanle + S BEI 
Beck ,+ L vO! 
Berberat 1;- S NE 

~~:_~~~~_onl_~j: _~ ~ 
Bigger V SG 
Bignasca :' . TI 

'~~~~---~~~~l~ eVrzR 
Barer I = V SO 
Bortoluzzi .: = V ZH 
Bosshard = R ZH1 

= V S-Gj 

BugnonJ' V ~D 
Bühlmann + G LU 
~~'-'=~-_ .... - •. 

Bührer ' R SH. 

Brunner Tonl 

------

Cavalll + S TI .-
_ c::_happuls + S FR! 

ChevrleL.. ___ ._ + C VsI 
Chiffeile S VD1 

-Chrlsten_ I + .13.. vB: 
_.fIQ.a_. + C VS, 
, Cuch~._. + G NE 

de Dardei ' S GE loecUrt,ns' . , C PR 
Dormann Rosemarle + C LU 
DOrl~H~Qc:J Marlyse + S VD 
Dunant = V BS 
Dupraz = R GE 
Durrer _. "', c-v;. 
Eberhard ,+ C SZ --_.-
E:gerszegl I = RAG, 
Eggly + L ~ 
Ehrler + C AG 

'Engen;erger -- * R W 
Estermann --~ --tC-m 
Eyma~_ .. _ + L BS 
Fasel + G FR 
Fassler '+ 's~ 58 
Fattebert ' V VD , , 
Favre ' R VD: 

FehrHans~ ___ I~=-+i-~v~'~~Z~H 
fehr Hans·Jurg + S SH 
J~_hr JacCjuelin.E'_ + S ZH 

Fehr Lisbeth 
Fehr Marlo 
Fetz 

.. FI_scher~~eElQ~-,-,n __ -+c-:-t::-3 
Fohn 
Freund 

F'~y ClalJcJ.e ___ f-----'-C~=, 
FreLvvalter 
Gadlent 
Galll 
Garbanl 
Gendottl 
Genner 
Glezendanner 
-------. 

Glasson 
Glur 
Goll 
Gonseth 
Grobet 
Gross Andreas 
Gross Jost 
GUlsan 
Günter 
Gutzwilier _ .. _--~-+--+-= 
Gysln Hans Rudolf -+-_~~ 

...Qysln Remo 

.J:!aerl ng Binde ~----+;-;-t= 
Haller 

Hamm-=-er'-"Ie=---__ --+ 
Hassler 
Heberle~In-----i 

Hegetschweller_--+--c-~~ 
Helm .---------c----+-
Hess Berhard 
Hess Peter + C ZG 

----_._. 

Hess Walter + CSG 
Hofmann Urs + 1-8 !AG: 
HollensteIn i + . 8 SGi 

Hubmann .. : + S 1~ 
Imhof + C BL -------------_. --

Janlak + S BL 
Joder -=--_. I = , V Eü:~1 
Jossen + i S 'VS 
Jutzet + . sm 
----- .. 

Kaufmann = V ZH 
Keller Robert 
Koch ___ _ 

Kofmel *~'sq 
---ccK.=uc.:.nz=---_____ ' = I V tLU 

rus T';" R BL 
- -

hat 
, 
C~ 

ve d'Eplnay 1= R SZ 
---•• - ';--;-C 

bacher =; V LU 
per j'+iCFR 

-.-

1+ C LU 

tenegger HaJo =1 01 R 
tenElgg.E'r Susanne+ S 

Kur 
Lac 
Lall 
Lau 
Lau 
Leu 
Leu 
Leu 
Leu 
Loe 
Lus 
Mal 
Mal 
Mar 
Mar 
Mas 
Mat 

~ BL, 
thard , + C AG 
pfe 

, c' AI 
tenberger + C LU 
Ilard + S VD' 
tre 

, 
C GE 

letan ' + C VS 
tl Werner + S GL 
[loll. 

, . TI 
hys =,V G 

Mau r . .c.e-c:r ;:--__ 
_Maury Pasqu~er . _~-+~~ 

Meler·Schatz __ -+-'--i 

Mene~S~~~~r~-+-+~~. 
Messmer 

_MeY~L.Iherese 
. .Morgel! 

Mugny _ 
Muller Ench 
Muller·Hemml 
Nabholz 

-.li~ 
Oehrl 

nck 
I 
~-- ----

na 

rTheo[lhll 

--
enbass 
egger 

. . 

stelner Paul 

Pedrl 
Pell! 
Pflste 
Polla 
Ragg 
Rand 
Rech 
Rech 
Renn 
Rlklln 
Robb 
Ross 

stelner·Basel 
wald 

lanl ... _~--

In! 
-----

_Ru.E'.Y. 
Sand 
Sche 
Sche 
Sche 

oz Marcel 
nk 
rer Marcel 
urEl~ Remy 

.-

, 
C VD 

--=- -v-;BE 
Sill + 

+ 'RITt: 
visa 

, 
L GE 

+I~ TG 
Bs r-=~ Sc; 1+ S 

+ S BS, 
+ iS- Tu 
, 

C ,ZH 

~ C :TI 
+ s--Vs 
+ L VD 
'-R Vo 
= V BE 
= V ZG , 

L N..§ 
=1 Schluer ______ ,V J~1jj 

+ Ja / OUI / SI 
nein / non / no 

, entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

o enth. / abst. / ast # Der Prasldent stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

~tlon / Graupe / Gruppo 
.-

F I G Ll R C D S 

~/ OUI/~I . 78 
nein / non / no I 58 

f-,La/ oLJi / SI 21 0 o 110 416 34 
:,3 o 122 I nein / non / no 0 o " 0 0 

L Schmld Odllo -- .... ~ nC~:ill 

Schmied Walter. ___ :=_~-'" El§ 

, ~ffi~~---:~-:{~ 1B~, 
Seiler Hanspeter: #:J-IIJBE 
SIegrIst [' , , V ' G 
Slmoneschl·Cortesl' ±=];~ß 
Sommaruga ___ t"=-.":> BE 
Spec~_.~__ ' ' ,V G' 
Spielmann ----~+! - GE 

Spuhler ,---;;-:-V iG 
Stahl '1 ~ . V :ZH, 

Stelner = I R SO 

! Stamm Luzl' ~ . RIG' 
_Ste,negger--'--+:*:::hR UBj 

Strahm ii + . S 'BE 

I ~::~'~ H"", f ~ f:t=~ 
Suter - .;:. I R BE' 

I Teusch~ ____ + G ~~I 
Th all 8.1 .*...2. ~ 
Theller ' R !LU, 
Tilimanns ' . S \iD, 
Trlponez . = B ~ 
Tschappat ' S BEI 

, Tschuppert'" ---i~W 

~~~TaÜd:~~~~ 
l\!..audroz Rene . =. ! .R~.vl:) 

Vermot . + ' S BE 

, VO~rner ____ T+S' _BE! 
Waber ChrIstian' ' , E BE 
Walke;:~F~l!x 'I.~.:g ~G 
Walter Hansjol·g _____ J= I V ITG 
Wandfluh I = V hBE 

-Wasserfallen "; R.BE ., .. -+-
Welgel~ _"- "f'{ ~(l; 

~I;r~:~th.; ~ :C51 
WIdr1g . ;CiG 

! W"d"k,h, r TZ" 
I Wlttenwller = R SG 
~yss Ursula. -- --"'1 S J3.E:" 

Zach = . C )lI,G: .... -- .. _-= 
Za~_ttl . +; ? ~_Q 
Zapfl + .. C ZH 
Zblnden j*Ts G 
ZlSyadls " '-I-=-' VD 

~~yPgl;~r -.--==-~~it~ 
_______ -.1 ___ ~ __ _ 

---. 

E Vi. 

2 0 1 
----

0 32 1 
enth. / abst / ast 

I-. __ .~_ .. -".c ____ .-~----_ 
I enth / abst / ast 10 0 0'0 °1 1 oi 0 0·0 

11, 31 ~Q.t~~ldlgt / excuse / scusato ' 62 i erl,ischuldlgt / excuse / scusato' 111 0 0 0 2 ,14 1813 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de OUI Antrag der Mehrheit Antrag der Mehrheit Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non. Antrag der Minderheit 11 (GUIsan) 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem Conseil national, Systeme de vote electronlque 

08.03.2000 19:53:41 / 0032 Identif: 46. 1 /08.03.2000 19:53'12 Ref.: (Erfassung) Nr:0268 
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Textfeld



NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Ref.0287 

Namentliche Abstimmung / Vote nomlnatlf 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) 
Objet: Loi federale sur les medicaments et les dispositifs medicaux (Lol sur les produits therapeutiques, LP'1 ) 

Gegenstand: Art. 61, Abs 2 und 3 
Objet du vote: 

Abstimmung vom I Vote du: 13.03.2000 17:22:37 

_.~-" '--'---~'----~~'~~ 

~~~~j~~=H ~ ~~' 
Baader Caspar * V BL 
Bader Elwa * C SO 

· Banga S SOl 
!J3angerter-::::'''::::'~-=- + R BE 
l..Baumann fl.1.E'_x.§lflde.r + V TG 
I Baumann Ruedl * G ,BE 
'Baumann Stephanle! = S BE 

Beck + L VD 
-se~-----'~~NE 

Bernasconl ., .. 2:. _13..~ 
Bezzola I + R GRI 

-Blgge-r--- -~-~--- + ·\]·8G: 
" Blgn§~c_a ___ . ___ ~ I!.: 

Binder + V ZH 
: Blocher + V ZH, 
i Borer + V SO 
! Bortoluzzi + V ZH 
'Bosshard + R ZH 

Brunner Tonl ,+ V SG 

,.Bu90°rl ,- :-,-,~ +. ty~ 
__ Bu~,rllann_~ ____ ~~~ t~ 

Buhrer I + R SH! 
Cavallt I = S TI 
_C_~ilJ).RIJJ§_~~. ___ = S FR 
Chevrter .. c- V§ 
ChiffeIle S VDI 

· Chrtsten + R VD 
Ctna + C VS 

~ ~~..cttrdel-~--~ ~ ~~ 
Decurttns I + C GR 
Dorfl1il.Qn Rosem.,<l,rt.e~ *..~_ LU 
Dormond Marlyse . = S VD 

:2.unan!==~-=--~ +:I-~ 
Dupraz '+ R GE 
Durrer + C W 
Eberhard + C SZ -Egerszegl +-~- AG 
Eggly ~ -L: GE 
Ehrler * C AG~ 
Engelberger + R W 
Estermann + C LU -------. ,-, -----j--;'-'E-:::1 

__ ~ymann + L BS 
Fasel G FR 
Fassler -- S SG 
Fattebert + V VD 
Favre + R VD 

---------~~ 

Fehr Hans ! + : VTZ~Hi 
:,','F_e.h,r,_-H',a,' ns-J,' u,'.rg,', i * I S SH 

Fehr Jacqueltne "':;;-Ts ZH! 
Fehr Ltsbeth + I V ZHj 
Fehr Marto = S ZHI 
Fetz = S BS! 
Fischer-Seengen-T + R AG1 

___________________ -------1-__ ~_ 

Fohn __ ':_+~~SZi 
Freund + : VAR 
FreYCrau~ + RNE 

Frey Walter + V ZH 
Gadlent + V GR 
Galll + C BE 
-Gb----~- : S 'NE: ar anl --~ -- --- ---- -- I-~ 

Gendottl ! + 

~-~~I Genner = 
---~-------- -

* Glezendanner V AGI 
Glasson + R FRj 
Glur + V AG! 
Goll 

, 
S ZHI 1= 

Gonseth = GBL 
Grobet = S GE 
Gross Andreas = S ZH 
Gross Jost =, S ,TG 
GUlsan + R i Gunter 1= S 
G utzwllI~e~r --~-- --' , , 

R + 
Gysln Hans Rudolf + R BL 
Gysln Remo , -- S ElE)J _. 
Haenn Bin r . S 'zHi ~Hiii~r:_ --, _d_e_ T~tvißE1 
Hammerle = : S GR 
Hassler + '-li G'R 
------. -- -~---

Heberlein + R ZH 
-------- ---~ 

_.J::Ie.getschweller_---I~+::_"'R ZH 
Helm * C ISO 
Hess Berhard + - :SEi 

i - - ~ ----+----+ 

Hess Peter , j -t:: g ~~ 
Hess Walter , + I C SG 

-H-o-f-m-an-n--Ürs ----- --1-~IsÄG 

Hollenste'-'In::..:...::...--· -:;;-1(3' 5G 

Hubmann S ZH 
Imhof + C BL 

----~---- - - --
Janlak = S BLI 
Joder _____ ~. ,+ v~l 

~.!9~s~se~n ___ , , I = I S 'VSi 
Jutz . .=.e.:..t ____ ~:,~ _~~ 

~:~:~~~~e-rt----+-'+-c-V~Z""H 
Koch = S ZH 

Kofmel -'~'- *R SO 
Kun __ z ______ -~ ~~ ~~ ~~ ~~ ~~ -~+_+_;V::_+.L::c_U 
Kurrus + , R BLi 
Lachat --;; I C IU 1 

...b§IlliEld'Eptnay 
-,--

R:SZ + 
Laubacher + V LU 
Lauper + C FR 
Leu + C LU 
Leutenegger HaJo + R :ZG 

LElutenegger Susanne= i S BL 
Leuthard " "! -:;: :CÄG 

- , 

Loepfe i+'C AI 
Lustenberger 

--1--'--- L-LT .+ C 
Maillard S VD 
Maltre :-'C GE 
Martetan i * C VS 
Martl Werner -- S :GL - - - ----
Maspolt * 'TI --
Mathys + V AG 
Maurer * V ZH 
Maury..F"lIs,qUler 

_.~ 

= S GE 
Meier-Schatz + C SG ----- -----
Menetrey Savary _ J =_~~ 
Messmer ' + . R TG 

------

Meyer Therese +i C FR, 
--

Morgelt ,+IV ZH 
~~v1LJgnY' = G IGE 

Muller Ertch + R 'ZH -
Muller-Hemml = S ZH 
Nabholz + R ZH -------

_~Irync~ ___ = C VD --
Oehrll + VBE 
Pedrtna S'TI-

Pellt 
'~ 

+.R T! 
Yl~er:r:~e.Clphll ,+ 'V S~G 

Polla I * L GE 
.-. ------

* C TG' Raggenbass 
Randegger 

-_. ~ 
~ + R 

Rechsteiner Paul 
---- -- "-;:-

= S ~ Rechstelner·Basel ·~:S BS' 
Rennwald =,S IU 
Rlklln * C ZH - ~, 

C-IT! Robblanl : + --------
Rosslnt = S VS 
Ruey + L ,VD 
Sandoz Marcel + R IVD 

------~- t .. --
Schenk + V'BEi 

--

Scherer Marcel ZG + V 
SCheurer"Remy 

,-;-NE .+·L 
Schluer !+V ZH 

+ Ja / OUI / si 
nein / non / no 

* entschuldigt / excuse / scusato, abwesend I absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote I non ha votato 

o enth. / abst / ast # Der Prasldent stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
,Gesamt / Complete I Tutto 

~a! OUI! S,-'.I ____ __ 
! nein / non / no 

! 102 ! 

!6Cl . 
· enth ! abst I ast ' 0 
:....ellt~(;hlJ!dlgt I excuse / scusato--~-

- ----
Fraktion / Groupe / Gruppo 

! Ja / OUt / si 
i nein / non / no 
, enth / abst. / ast. 
I entschuldigt; excuse I scusato 

I C D F : G L 

122 0 0 0 5 
11 '0 0 9 0 
,O!O .l- . 0 0 0 
'12' 0 
:. _-.-L 

0 1 1 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de OUI Antrag der Mehrheit Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non Antrag der Minderheit (GoII) 

.,. 
'R 
37 
0 
0 

,6 

S 
0 

47 
0 
5 

Schmied Walter , 1:_ y,lElE: 
, Schneider + R BE 

Schmld Odtlo * ~l=V 

j;..cbWa.'l.b ____ .: ~~1]'~1i.9 
Setler Hanspeter I!..~ __ BE 

. Slegrtst • V AG 
~ 'SlrTlüneschl-'Cortesl ':;:C-t TI: 
i ~ Son1.~aruga---·' ~= __ ~ BE 

Speck -t : __ .v, _.G~ 
Spielmann * , - GE' 
Spuhler 
Stahl 
Stam'-m--;-Lu~z~I--- + rR G 

Stelnegge~ ___ = ___ +! R UR 
Stelner i .t:lR ISO 
Strahm = 1 S BE 

--Studer-Helner ~--~-E-AG 
stUrllP-------- -- ~-+-§ ~AG 

Suter :;:---RtSE 

, Teuscher = 'G BE' 
Thanel = ~-S ZH" 
Theller .;. I R LU: 
Tilimanns I *Ts vD' 

~~,,~ .. ______ 4~Ti !~~ 
Vallender :;:-[R;AR 
Vaudroz Jean-Claude .t:"C~GE 

:-Vaudroz Rene I * R ,VD 
Vermot 1 :;;---ssEi 
~-er-~~--'" , I~ S ISE' 
I Waber Chnstlan l*--E:-BE 

"'W'''''a-;-;-Ik-e-r -;::-Fe-;-;'I-Ix---I :;:-:-C SG 
I - . --- ---, 

Walter HansJorg , + I V G. 
I--;'oW';"a"'n-=:d-:;-flu'-ch=--""-=SL..~·- .t:TIi BE: 
Wasserla-;-;-lIe-n--- -+1R BE! 

-;W-;-;-e'l-ge""'l'C"t ----~;TR ®l 
I--;'oW':-'e'-Ly-=e"'n,"'e.:..th'----____ . : * 1-\7 ~j 
, Wldmer ,', ." =..l.§. Li.J.J 
IWidng--- . I C 'SGI 

'-I "'~'-:-~~.:..s~.:..s~'-'~"'k;-c-F""~~a----.- :~ Ui 
. Zach + C' G, 
, Zane-:Ctt-I --~ ';-'8 SO 

~~~~.E'_~n~. ----, - ~--~ Z~ 
Zlsyadls ".--:- VD 

I-::;Z~u~pp~l~g~e~r -------+V ZH. 

~Y'g..1l..rt ________ ~=I El~~ 

E V .. 

0 37 1 
3 0 0 
0 0 0 
-,~ 

7 '4-2 

Antrag der Mehrheit 

Nattonalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

13.03.2000 17:23:06/ 0006 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

Identif: 46. 1 /13.03.2000 17:22'37 Ref.: (Erfassung) Nr: 0287 

michael.tellenbach
Textfeld



4)0 
99.0020_1 

Ref.0291 
CONSEIL NATIONAL NATIONALRAT 

Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nomlnatlf ProcEls-verbal de vote 

Geschäft: Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) 
Objet: Loi federale sur les medlcaments et les dlspositifs medicaux (Loi sur les produits therapeutiques, LPT) 

Gegenstand: Art,80a 
Objet du vote: 

Abstimmung vom I Vote du: 13.03.2000 18:23.44 

Aeppll Wartmann + S ZH 
Aeschbacher ! * E ZH 

---;-A-ntCCllc-le-----+*- R VS 
Baader Caspar V f-ßt 
Bader Elwa = C SO 
Banga + S SO 
~nger~ ___ ~_ R ~ 
Baumar1~6Lexander l = I~~ 

yaurTl~nn_R,Ll.~<!1 __ , :+ G BE 
Baumann Stephanle + S BE 
Beck L VD 

, Berberat + S NE 
-----" -_.- ------

Bernasconl R GE 
Bezzola ! = R GR 
Bigger V SG 

_ ~~R~9-_~ca __ _ ___ ---t---=- - TI 
Binder ,= V ZH 

-SIOch-er----- ------l--r-v ZH 

Borer V SO 
f~()rtoluzzi V ZHI 
c Bossh_~d R ZH 

Brunner Tonl V SG 

ß.l:I.g.n()fl_ .. ___ ~_= -'i- YQ 
Buhlmann + G LU 
Bührer ,= R SH -------- .---. -. ,-- 1----

-g~~~%uls-----r:-t ;~ 

ig~~V:;I~ --=--=--~t~ ~ ~~1 
Chnsten = R VD -Clna-" - ." ~., CVS 
Cuche ·---~-"+GNE 

de Dardei * S GE 
.Q~~r:t~r1~ _'---"--CGR 
Dormann Rosemane + C LU 

Domlond Marly-se-;+SVO 
Dunant V BS 

oupraZ-' R GE! 
Durrer C W 

-EI:ler!1a.rd -- C SZ' 
.....E:.9.~~~eg~ - R AG 

Eggly ,.-- L GE 
Ehrler * C AG 
Engelberger ,= R Vv 
Estermann '= C LU 

..§I.marll2.. - L BS 
Fasel I + G 'FR 
Fassler I + S SG! 
Fattebert = V VD 

Lf~\II'8 ___ , _____ ..I = ~R_ VD 

Fehr Hans I = ! V 'ZH 
Fehr Hans·Jurg I * S SH 
FehrJacquellne~I-+-SZH 

~:~; ~~~I~th I : , ~ ~~ 
Fetz 1+ S BS 
Fischer-Seengen I = : R 'AG 
Fohn * 1 V ISZI 
Fr~u~d _._ .___ - V '~ 
Frey Claude R1N ~I 

V- TZ'-H' Frey Walter I' 

Gadlent = I V GR 
Galll = ,C BE 
Garbanl + S NE­
Gendottl'R:'r'l' 

---=:G-=e-,-,n:..nce=-:r~_, __ ,_---:,_+,- G :Z H! 
Glezendanner ' * I V lAG 
Glasson - R FR 

- --_. 
Glur CVÄG 
Goll + S ZH 
Gonseth + G BL, 
Grobet + 1 S GE -Gross Andreas·-----+~ 
Gross Jost + S TG 
GUlsan = , R IVD, 
Gunter + S BE 
Gutzwliler = R ZH 
GYS~fl Hans Rudolf = R BL 

....c-=G:.;,y-=-s,,1 n,,-,R..:.e~m.:.=o~. ___ +.:......§_ BSj 
Haenng Binder * S ,ZHj 
Haller 
Hammerle 
Hassler 

,= I VBE 
';"--S---GR 

V GR 
Heberlein R ZH 
------'---. 

Hegetschweller R ZH 
Helm c'sc5 
--~--- ------ ----

Hess Berhard :BE 
Hess Peter;-i'C IZ8' 

Hesswalter" - - T = CiS_GI 
Hofmann Urs : + S AG 
----' 
~H_=_o~lle::cn-'-'s:..:.te::cl:..n, ____ + G 1S~J 

Hubmann ' + -cSIZB-HL'1 
Imhof i = 
Janlak * I S 'BL' 
Joder = 'V BE 
Jossen + S VS 
Jutzet '';':s;FR 
Kaufmann , = ! V z'H; 

Keller Robert ' =+l_VsWzHH~ 'Koch ...- -'-----'-+~ß8l=.-.1 

Kofmel---T~ +-R isa 
----:-:K.c.u"-nz~--------t-;- I Ii r LU 

Kurrus 1= ! RBL 
Lachat ! * 'e- IU 

-LallVed~EplnaJ:_ ! ;-~R-SZ 
Laubacher . ;; V LU 
Lauper '-;; , C FR 
Leu = : c' LU 
Leutenegger HaJo ,= 1 R ZG 

,Leutenegger Susanne+ S BL' 
Leuthard = . C4Ai'1 
Loepfe = C All 

. ..LLJstenberger = C LU 
Maillard + : S VD 
Maltre '= C GE 
Manetan * C VS 
Martl Werner + ' S GL ,-
Maspoll * i TI 
Mathys i = V ~G 
Maurer * V 1ZH 

_M~ury Pasqu,l~e-,-r _--+,+:...+-=S_G~E 
Meier-Schatz = C SG 

-:-M:-Ce-n'-:-e-tr=-~'i=-.'-::S"',iJ.=-v_-ar-'i===~+=-:~G-t.tv:::--0:;:-

Messmer = , R TG 
.Jv1.eyer.T,herese ____ '_,';,,_' _' -;-;C'-tF::;-;R-;j' 

Morge.-"II. _____ =--,-V'---i=Z~H' 
Mugny ,., ----'r-+'+! G-::--tG~E 
Muller Ench ,= R ,ZH . 

Müller-Hemml + S ZH 
Nabholz 0 R ZH 
Nelrynck + C ,VD 
Oehrll = V BEI 

_P_e_d_n_na ____ . __ . +l~ ITI 
Pelll=.I ~~.lIJ 
Pfister Theophll * Tv SG 
Polla ;;-rc 'GE' 

------. -- -----I--'-::-t:~ 
---;::;:R_ag~g,,_e-n-b-a-ss---:= C ~ 

Randegger . _ ' = , R BS, 
~R~e~c~h~st~e~ln~e~r~P~a=u~I~~+~S SG 

_R_e_ch_s_telne~-,Ba_'_se_'_'I___,-+_'_+' -::S-+i~IB-C'1S 
Rennwald + S IIU 
Rlklln . '--* 'e'"ZH 
R=-o"'b"'·b-'-I-an-I----+-+' 'e-: TI 
Rosslnl + S vs --------- ---'----j-t-;---t:---c:::c! 
RuBl'_. __ __ = L VDi 
Sandoz Marcel ,-----+-=...LEL~ 
Schenk 1 = V BE 

-Sch'erer Marcel = V ZG" 
--Scheurer Remy = ,L NE: 
.J3chluer ____ . ___ : = I V Iz81 

+ Ja / OUI / si 
nein / non / no 

* entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

o enth / abst / ast # Der Prasldent stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
[Öesamt / compl~te7Tutio-i 
, Ja I OUI / SI : 63 ! 
~ , 

I nein / non / no ! 107 I 

I enth / abst / ast : 2 
re-;;~ChUldI9t7;;;~use / scusato -Jjtj 

I Fraktion / G;()~pe / Gruppo 

~JCl / OUI / si 
, nein / non / no 
lenth / abst / ast 
[intschuldlgt / excuse / scu'sato 

----- ~--

C D FI G IL 
4 0 o ! 10 0 
23 0 o 10 6 
1 0 0]0 0 
7 0 010 0 

R 
1 

38 
1 
3 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de our Antrag der KommiSSion Antrag der KommiSSion 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non Antrag Gysln Hans Rudolfl"Antrag Polla 

S: 
46 
0 
0 
6 

1f~~:~dO~~~ter-~'-: :lS i~~ 
- - - ---- ----- - --- - - - - j 1-

i'~~-::~~~s~::- :t~~Jr~ 
S~gnst_ =_ V ,AG 
Simoneschl-Cortesl 0 C' TI 

rS~Il1~~LJgil.-==:±]])~E 
• Speck = 1 V AG 
~sp;eimann-----' " L.:_'~ ~M 
! Spuhler ;=---"'iiTG, 

Stahl '= V ZH 
Stamm Cu;----·~~: ~:~B '8-
Stelnegger = I R UR 
Stelner = R SO 
Strahm 

-;-;-----

I Studer Helner + E G 
I Stuf21.p________ + S AG 

~~~~cher "l':i~-~~ 
, ~~:~:;~:11~~ 

Tilimanns * S VD: 
Tnponez r~;'R EIE 
Tschappat +TS BE 
Tschuppert .. ~i'R LIJ 

I Vallender ' i ~';'R ,AR 
Vaudroz Jean,Claude * 'c 'GE 

-- I .--- ---. 

1-~~~~z..~~e---1-t~ : 
Waber Chnstlan f = ,E B.E, 
Walker Feilx = • C SG 
Walter HansJörg , = "Ij '8~ 
Wandfluh . - . ;"iv BE~ 
Wasserfallen .--- i ~TR' BE 
Welgelt ~~vR SBGE 
Weyeneth -
Wldmer + ,S LU 

; Widrig l;;-r(58G 
c-Wled;;rkehr i ~ ZH 

Wlttenwller ;;R :88, 

1-~-a-YcS-hs-u-r-su-la---------~=_;;_'_~~ 

Zanettl + ' S so 
Zapf~ --------c, .-(5 ZH' 
Zb,nden,+i§' _.G; 
Zlsyadls * , - VD' 

I Zuppiger = ! V ZH ,_. -T;::O 

~ ;;,~ygart,--____ ±.-,E ~~.~J 

E V 1- ! 

2 O;j 0 
1 3910 
0 oio 
2 4!5 

Antrag der KommiSSion 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

4&4 
99.0020_1 

Ref.0296 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) 
Objet: Loi federale sur les medicaments et les dlsposltlfs medlcaux (Lol sur les produits therapeutiques, LPT) 

Gegenstand: Gesamtabstimmung 
Objet du vote: Vote sur I'ensemble 

Abstimmung vom I Vote du: 13.03.200019:13:12 

~epp~_Wartman_n_ + S ZH' 
Aeschbacher * ~~ 

• Anblle-- * R VS, 
-----

, Baader Caspar 0 V BL 
i Bader EIVifa + C SO 
Banga-------. + S sOi 
I Bangerter ~_ + R BE 
, Baumann Alexander V TG 
i Baumann Ruedl + G BE 

Baumann Stephanle + S BE 
:Seek - ---- + L VD 
. Berb-8ffit---·-· '-1 ';"8'NE 

Bernasconl i + R GE 
Bezzola * R GF 

81gg8;:--------- :ö' V SG 

Bignasca * - TI 
Binder : 0 V ZHI 
Blocher ! * V ZHI 

Borer I = V S~ 
Bortoluzzi 0 V ZH, 

--BQSS·hEUd --- ·0 ~2H, 
-~ ----
, Brunner Tonl * V SG 
IBugnOn------· +\1 Vo. 

Buhlmann 0 G Ll.J· 
Buhrer * -Ff SH~ 
Cavalll + S TT1 

! ChappUls --:;:- S-F~ 
Chevfler * C VS 

--Chlffelle--- .- SWD 
christ-en-·-· -- -:;.- -RtvD 

------ -- --- -- - • ----- 1 --

Clna : + C vs 
-Cuche-----------:ü- G NE 
--_. ---- -----.,.-
de Dardei * S GE 

-OecuriiilS- .----- . .;: C GR 
_. 

Dormann Rosemafle + C LU 
Dormond Marlyse '+ S VD 

. .Qunan'--____ -'.±. Jt ~~ 
Dupraz + R GEI 
Durrer + C W 
Eberhard + ~~ 

~ Egerszegl + R AG 
Eggly + L GE 

~r~r... ______ --*-_ C 6(3 
Engelberger + R _"" 
Estermann : + C ~ 
Eyl21_Cl!:ln _____ . ___ I + L BS 
Fasel .0 G FR 
Fassler + S SG 

-Faitebert-----c-;- V VD 
Favre ,+ R VD 

--------- ------- ---------- - --

-Fehr-Hans- -- -~~~~ 

Fehr Hans-Jurg __ :.+~ SH 
Fehr Jacquelln_e __ + f.g.~ 
Fehr Lisbeth + V ZH 
Fehr Maflo + S ZH 
Fetz + S BS 

. Fischer-Seengen 
Föhn 

+ RAG 
V SZ 

Freund ,= V,AR 
-F-re-y-C~la=u-=d-=_e__=_-_· -_.-_----;-1_* +I-,-R,--!N~' ::;E 

Frey Walter I 0 V ZH, 
Gadlent * V GR 
Gall! * C BE 

-------- -----
Garbanl + S NE 
Gendot·~tl-----r+-~R~T~I , 
Genner 0 G !ZH 

~G~,e~z~e~n~da-n-n-e-r--~*~V:Ad 
_______ .__ _L-+-_: 

~:~~son -- I
1 

~. i ~ I:~' 
, Goll + S 'ZH 

Gonseth i + G BL 
_(3robt:l!.. _____ ___*_~ G E 
Grass Andreas + ~~ ~fi 
Grass Jost + S TG 

-Guisan ... -- O~R VD 
--------- -::-1-::-::: 
_C3.u~~L _______ ~ 2' S_~E 
Gutzwilier ,+ R Z~H 

-Gysm HansRudolf ~B1BL 
Gysm Remo ---.t~]:J~! 
Haeflng Binder * , S ZH 

'Haller .. -+'\,1SE 
Hammerle + . S GR 

---Hassfer--- -0 +-V-'GR 
-----_._~-_. --------- --~--~ 
Heberlein 0 ' R ZH 
Hegetschweller + R ZH 
Helrn + C:®' 

, Hess Berhard * : - BE 
~HeSspeier-- - -';'CiZG 

Hess Walter + i C SG 
~ Hofmann Urs + S AG 

Hollenstein + G SG 
Hubmann ,+ S ZH 
Imhof C BL 
Janlak * S ,BU 

-J-o-d-e'-'r~_-_-_-_---_-·_· --t--+ V~ 
Jossen + , S VS 

-_." ------------
Jutzet + S FR 
Kaufmann 0 . V ZH 
Keller Robert 0 V ZH 

-j{-oc-h------- ""*-sZH 
._-_._----------=--=~ 

Kofmel 
Kunz 
Kurrus 
Lachat 
Lallve d'Epmay 
Laubacher 
Lauper 
Leu 

_J:-~utenegger HaJo 
Leuteneg_g~~san'-in=-+,-+~=-=­
Leuthard 

Loepfe _____ r-~~~ 
_ Lustenberger 
Maillard + 
-----

Maltre + , C GE 
Mafletan * : C VS 
Martl Werner ----r-;;---S GL 

---------

rv1asPs>I! _______ • - TI 
Mathys ,0 V G 
Maurer * V ZH 
Maury Pasquler --:;'-8 GE 
Meier-Schatz + • C SG 
Menetrey Savary -. --~-o- r G VD 

---~-- . __ 1 

. ~':~:i;~~r~se--+~ R TG cm 
_rv1.9!Jl.~I_1 ____ + ~~Hi -

Mugn)l 0 GGE 
Muller Eflch + R ZH ---- .-

SZH Muller-Hemml 
-

Nabholz + R ZH -_. 
Nelrynck * C ,VD 
Oehrl! o,V BE -
Pednna + S TI -
Pell! +IR TI ---- -

.. Pfls!er.I.I1_~phll + V SG 
Polla I+.L GE 

-- -------~-

Raggenbass : + C TG 
Randegger '0 R BS, 
Rechsteiner Paul -. +;-S &;' 
Rechstemer-Basel +:S BE; 

------ .-- .---. ----::;c-W Rennwald + S 
Rlklln * C ,ZH --- --
Robblanl + C TI 
Rossml 

_. 

SVS + 
._Ru~y _ + L IVD 

Sandoz Marcel + R !VD 
Schenk 0 '\.'fsE 

-- ---" 
Scherer Marcel -=- V IZG: 
Scheurer Remy 

---

TINE' + 
-t---- ._~ 

Schluer 

+ Ja / OUI / si 
nein / non / no 

* entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

o enth / abst / ast # Der Prasldent stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
~amt / Complete / Tutto 
i Ja / OUI / SI 113-1 

Fraktion / Groupe / Gruppo 
JCl/ OUI / si 

-- [C 
24 

D F GILIR 
0 0 

S 
42 

I.Sc;J:1.f!1ld Odllo __ ~±_C ivS 
Schmied Walter + V BE 

· Schneider • + R BE 
Schwaab + S VD 
Seiler Hanspeter # V BE 
Siegnst· VAG 

~S~lm~o~n~e~s-c~h-I-C=-o-rt-es-1~ 

Sommaruga 
Speck 

, Spielmann 
~uhTer----

I Stahl 
Stamm Luzi ----------
Stelnegger 
Stelner 
Strahm 

r--:::cS-,tu-,d..ce_r_H..ce_ln-,e_r ___ + E 
Stump 
Suter 
Teuscher 
Thanel -----

+ 
o G BE 
+ S ZH 

,:rh~ _______ . * R ,LU 
~ lJlif!1~~n~_ :: :1:8 ;VD 
_: T=-,-np"co::.:n.:.:e:.::z~ ____ . 0 I R BE 

Tschappat ':;:-IS~BE 
· Tschuppert i üTR ~LU 
Valle_nd~e~rc--_c;:c;-_ L 2::~AR 
Vaudroz Jean-Claude. * I C ~ 
Vaudraz Rene I + IR 'VDI 

· Vermot T:;:-sTsEi 
CVollme-r-----r +--S 'BEi 
Waberchnstlä-n-- - i:;: E BE: 

~~~~Org-J~-J ~ 
Wandfluh i + V BE 
Wasserfallen t- +-"-A BEi 
Welgelt : ;-'-R SG 
~Weyeneth-----: +-;\7 EfE 

Wldmer :;:-;8 LU 
Wldng :;:-1 C SG 
Wiederkehr I -;;-iE ZH 

"witlenwller -- r ::I:R ;~9 
:..'!'f'jf3s Ursula + S BE 
• Zach + C ~G c·----·--·- --c 

I
· Zanettl . -- -+: . .§-+~ 

Zapfl * C IZH, 

~..f1 __ .___ ±:: . .§~(3 
Zlsyadls * - VD 
Zupplger _____ -_' Ö 'V ZH 

[Zwygart L.:Lt: BE 

E V 
2 11 0 

~:~7/n:~s~.~oast -- --- '_' ._._. _----=c--~ nein / non / no 0 0 0 
3_161~ 
o loio 0: 0 4 0 

entschul~,g!i e.~_cus~Lscusa.to . _<l.9_J 
Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de OUf' 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non 

enth / abst / ast . --

. ~n~schuldlgt / excuse / scusato 
0 0 o 7 1 0 110 0 ~ 0 16: 0 . 
11 0 cl - 0 J.Q I? _1.0J.2. 12T's; 
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Geschäft: 

NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

4&~ 
99.0020 

Ref.1147 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Objet: Loi federale sur les medicaments et les dispositifs medicaux (Loi sur les produits therapeutlques, LPT) 

Gegenstand: Schlussabstimmung 
Objet du vote: Vote final 

Abstimmung vom I Vote du: 15.12.200009:01 :09 

-Abate - ----------,-+---,;:OR-,-=:T"I Fattebert --------
__ A ___ e-r-Prpl"--1 W,-,,:,:art-'Om,~a'cn~n __ 2 _S ZH Favre +'R VD, 

Aeschbacher + E ZH Fehr Hans +IV ZH 1 - - - .----

Antllie + R VS - Fehr Hans-Jurg +iS SH: 

Baad~J:~spar + V BL 
Bader Elwa -- -- - -+- C rso 

yanga __ __ -l: ~~ 
ßang~rter + R BE 

Fehr Jacquehne + S ZHI 
Fehr Lisbeth '+J~ ~ ------
Fehr Mano + S ZH 
Fetz , + S BS! 

Baumann Alexander + V TG Fischer-Seengen + RAG! 
Baumann Ruedi + G BE Fohn + V SZ, 
Baumann Stephanle + S BE Freund + VARi 

_Beck__ _ ________ 1.+ L VD 
Berberat ____ +* S NE 
.Btl~nasc()ni 1 + R GE 

Frey QIC\licJtl + R ,NE 
Frey Walter + I V 1 ZH 
Gadlent ' + ! V IGR 

Bezzola ! * R GR Galh ! + i C BE 
Bigger i + V SG 
_~gna?c?: _ ____ I * - TI 
Binder ---;+ViH: 

~Ga=r~ba=n~' _____ i~+~~ 
Genner 1 + , G 'ZH 
Giezendanner + V AG ------ --_.--

Blocher '+ V Zli i 
Borer -- i -+ V SO 

, Glasson + R FR 
Glur + V AG ------ _. ---

BortoluZZI : + V ZH~ 
Bosshard '+ R ZH ' 

Goll + S ZH 
~------ - - --------

~--:-GIBL: Gonseth ------ - ---- - --

; Brunner Tonl I + V SG Grobet +,S GE! 
'B.tJ9'I1()n__ + V VD Gross Andreas +!S ZHI 
,_§tJtlIrnann __, __ . + G lU_ 

Buhrer + R SH 
Gross Jost 1+ S TGI 
GUTsa-n--- ! + I R VO ----- --- -- --- ----

; Cavalil + S TI - G-unter'---'----t--:;:-+S BE 
Chappuis + S FR Gutzwliler : + R ZH 
Chevner + C VS Gysln Hans Rudolf + R BL 
Chiffeile + S VD Gysin Remo + S BS ----
Christen + R VD ----- ---- --- -- ._- Haering Binder + S ZH 
Clna . + C VS Haller + V BE: 
Cuche + G NE Hammerle + S,GR 
de Dardei + S GE 
Decurtlns + C GR, 

Hassler • + V GR 
, Heberlein , + I R :ZH 

Donze I + E BE, 
Dormann Rosemane + C LU ' 

Hegetschwelier ! + • R ZH 
Helm 1+ C SO 

Dormond Marlyse . + S VD' 
Dunant + V BS 

Hess Berhard I: . BE 
Hess Peter ----- --------- -~---------

Dupraz __ : + R GE· Hess Walter 
Durrer : + C OW Eberhard--- -------------~-+- c sz-l Hofmann Urs + SAG 

--i--GiS(l HollensteIn 
_Egerszeg,- ____ I + R AG Hubmann + S iZH: 

, Eggly * L GEi Imhof + C !BL 
Ehrler '+ C AG Janiak + I S BL 
Engelberger + R NW Joder + V BE 
Estermann + C LU Jossen + S VS 
Eymann + L BS Jutzet '+ S FR 
Fasel + G FR Kaufmann : + V ZH 

,Fassler ~__ _ _ + ?_~Q Keller Robert + V~ 

Kofmel 
Kunz 
Kurrus 
------

Lachat 
Lallve dJillnay _ 
Laubacher 

~-
Leu 

+ 
+ V LUI 

f+jC_m 
1 + 1 C LUI -I---r---­

~eutenegger Halo __ , + 1 R . ZG I 
_Leut_e_n_ egger Susanne - T:;:T siBL 
Leuthardi~-i- 1 Cl AG 

_L=-c0c-=-ep,,-,f-,-;-e _____ +-: + . C I AI 
Lustenbergtli.._ ' + . C I LU 
Malilard ,: ; S VD' 
Maltre + C GE 

Menetrey Savary __ 
Messmer 
Meyer Therese 
Morgell ----

J>1iJg..rl~ 
Mulier Erlch ---_. 
Mulier-Hemml 

,+' C VS 
'+ S GL 
'-+-'SiHl 

+,' TI 
+ i V lAG 
-.;. 'V ZH 
+ S-GE 
+ C SG 

-~I ~ ~ :~~~ 
+ C FR 

: + I V ;ZH 

-f~K GE 
·--:;:TR ZH 

!+IS ZH 
-- --- . 1+ ~ R Nabholz ~~ 

~nct T-:;:Tc VD ----
Oehrll 1+ V BE 
Pednna 1 + S TI 
Pelli ' + R TtI 
Pfister Theophll + V SG 
Polla + L GE 
Raggenbass +!C TG 
Randeg9tJ.r __ 

--- -_ . .±.~~ 
RechsteIner Paul + i S :SG 
Rechstelner-Basel 

- - ':;:TS :-S-S 
---~-- --- .... --i-sT!U 

Rennwald 
Rlklln + C 'ZH 

- ------ elll Robblanl + 
Rosslnl + S IVS 
Ruey 

-----,:;:- "L-VD 

Sandoz Marcel 1+ R VD 
Schenk + V,BEI 
Scherer Marcel 1+ V iZG 

. Sch~u!e! _~emy' - I + I L ~ NJ::, 

+ Ja; OUl; si 
nein; non / no 

* entschuldigt; excuse / scusato, abwesend; absent ; assente 
hat nicht teilgenommen; n'ont pas vote ; non ha votato 

o enth.; abst ; ast. # Der Prasldent stimmt nicht; Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
I Gesamt; Complete ; Tutto 

---~- - ----
CID TG LIR Fraktion; Groupe ; Gruppo S 

I Ja; OUl; SI 193 Ja; OUI; si 3410 0 10 5 142 51 

:Schluer I ++ V
c 

fzv~Bs: 
1 Schmld Odlio 
:Schmled We-'aC-lte-r-- --';"V ISE' 

~er~~~:}ns( 
1 Schwaab_ : + S fVO 
,Seiler Hanspeter .;---V BE i 
I Siegnst i + __ y [A.Q; 
rs;;;;c;;;eschl-Cortesl ,+ C· TI 
! SommarLJga:-:-- .. ';-~srs'E' 
~___ . ';-:-V TAG' 
i Splelmann_ .. . ';-c: ~GE 
1 Spuhler . , ';'--V ~TG~ 
: Stahl --- + i V ZH 
f--S"'t-"'am"-m-L-uz-I- + . R -AG: 

Stelnegger - ';-i-R "UR 
Stelner + ~ R : so 

1Strahm -.;.TS"'SE 
Studer Helner 
Stump 
Suter 

.; --E-;-AG 
--';'-s"i\G 

+ R IBE 

*~E----·Tit~ 
! Tnjlon"'e-=-z ____ ". ++_ - SR rBB'-EE-~ 
: Tschaflpat 
Tschup~PEe~rt-- -- + - R ; LU 
Valiender - - -';'--R TAR 

----------

Vaudroz Jean-Claude + C .GE 
Vaudroz Ren~ ------- -.;. _ Ei ~V[) 
Vermot + S BE 
~__ +-S BE 

Waber Chnstla-n-----;;-E' -BE 

'E~i 

4 44 3' 
I nein / non; no 0 nein / non / no 0'0 0 0 O!O OiO 0 O· 

I enth.; abst / ast 0 
I entschuldigt; excuse ; scusato 6 

Bedeutung Ja ; Slgnlflcatlon de OUI 
Bedeutung Nein; Slgnlflcatlon de non: 

enth ; abst ; ast 0,0 0 
entschuldigt; excuse ; scusato 0 0 0 

0 oie 010 010 
0 1 ! 1 1 '1 0 2 
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